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mur ein Pfennig mehr bezahlt würde. 


Schon in der Metall-Tarifrunde zu 
Anfang des Jahres war es zu selbst- 
ständigen Kampfakionen im Betrieb. 
gekommen 

Der zwischen der IGM-Führung und 
Gesamtmetall fürs gesamte Bundes- 
gebiet bereits ausgehandelte Tarifab- 
Schluß von 8,5 Prozent Lohner- 
höhung wurde von der TK (Tarif- 
'kommission) der Hütte abgelehnt. 
Der Betriebsrat stellte in dieser 
Situation die Forderung nach einer 
innerbetrieblichen und außertarif- 
lichen 25-Pfennig-Zulage auf. 


Die Information über die fest- 
gefahrene Sitwation bei den Tarif- 
verhandlungen und die Bekannt- 

‚be der BR-Forderung führten am 
9, Januar 73 und den darauf- 
folgenden Tagen zu ein- bis zwei- 
stündigen spontanen Streiks, um der 
Forderung Nachdruck zu verleihen. 

Als das Direktorium über 
beitsdirektor Sporbeck mitteilen 
ließ, daß man zu einem „Kompro- 
miß" bereit sei, wurden»die Ak- 
tionen eingestellt und die Sache den 
Verhandlungen zwischen BR und 
Geschäftsleitung übergeben. Das Ver- 
handlungsergebnis sah eine durch- 
schnittliche Anhebung der Stunden- 
löhne um elf Pfennig vor, die je- 
doch nicht tariflich abgesichert it 

Bemerkenswert ist, daß ein ein- 
heitliches Vorgehen der Klöckner 
Arbeiter richt zustande kam. Im 
Wesentlichen ging der Streik vom 
Kaltwalzwerk (KW) und Warmwalz- 
werk (WW) aus. Am längsten streik- 
ten die Arbeiter vom KW, die in 
der Nacht zum 1. Februar ge 
schlossen in das WW gingen, um 
‚dort mit den Kollegen die Lage zu 
diskutieren. (Von diesen beiden Ab- 


teilungen ging auch im September 
"69 die Initiative aus). 


Die Klöckner-Kollegen bekamen 
nach der Tarifrunde '72/73 im 
Schnitt 0,60 DM brutto mehr, wo- 
von allerdings nur knapp 50 Pfen- 
nig tariflich abgesichert waren. 
Durch die Infationspolitik der Bour- 
eoisie in den zurückliegenden sechs 
Monaten ist selbst von diesen 60 
Pfennig Lohnerhöhung nichts mehr 
nach, Mit den Reallöhnen geht's wie 
überall bergab! 

Das war ein wesentlicher Grund 
für den wachsenden Unmut unter 
den Arbeitern auf der Hütte, 

Einen zweiten, speziell die Be- 
\egschaft bei Klöckner betreffend 
‚nennt der DKP-Betriebsrat Röpke 
in einem Interview mit der „UZ" 
„Dazu kommt speziell in unserem 
Betrieb eine enorme Produktions 
steigerung, trotz Unterbesetzung von 
über 200 Arbeitskräften. Weitere 
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"TOD, QUAL UND SCHRECKEN- 
DER IMPERIALISMUS ZEIGT SEIN 
BLUTIGES GESICHT 


Williamo, ein Dorf in Mosambik: 
waren mit Hub- 
gebracht worden 
und hatten das Dorf schon einge- 
kreist, Im Anschluß an eine Bom- 
bardierung fielen sie wild über die 
Ortschaft her und vergrößerten 
noch den Schrecken der Einwohner, 
die schon durch die Bomben völlig 
verängstigt waren. Sowie sie im Dorf 
waren, begannen die Soldaten, die 
Leute aus den Hütten zu treiben, 
Dann folgte das Blutbad. Ober 400. 
Menschen werden erschossen, 
schlagen oder auf noch grausame! 
Welse ermordet. 


ine Frau. namens Valna 
E:+: 

Mehen. Sie hc Ar Kind 
in den Amen, einen neun Monaıe 
Men Jungen, Die Frau fel leder, 
Seibuer durch einen Gewehrchuß, 
Das Kind fl mit der Mutter und 
I naben hr achri vewell, 
Ai ie Boat sprang vor um 
Genchre zu besnden, Er sth dm 
Kira so hefoa mi dem Fuß, daß 
der Kopf zeriuch, „Sei nu, Du 
Hunde age der Solar. Seine 
Iel'wor mr Blur bedeckt, Seine 
Gerhhrien Toten seinem Bepie 
Ko begann ein grauenhafıes Fuß 


spiel 

„Die Soldaten streiften durch 
das Dorf und fanden eine Frau 
namens Zostina, die schwanger war 


Sie fragten sie nach dem Geschlecht 
des Kinder. „Ich weiß es nicht", ant 
wortete sie. „Du wirst es bald wis 


sen“, sagten die Soldaten. Dann 


öffneten sie ihren Bauch mit Messern 
und riwen gewaltsem die Eingewel 
de heraus, Sie zeigten ihr den Em 


0, der sich zuckend bewegte, und 
sagten: „Hier, nun weißt Du e 
Mehtere 


Öffieiere der Sicher 
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Kampf der Fluglatsen 
gegen die Bummelei 


des Staates 


Seit Anfang Juni setzen sich die Fluglotsen mit Kampfmaßnahmen gegen 
die Arroganz und Verzögerungstaktik der Bundesregierung ihren seit Jah- 


ren erhobenen Forderungen gegenüber 


zur Wehr. In der gesamten bärgerli 


‚chen Presse findet gegen die Fluglotsen eine Hetzkampagne statt, die an Ge- 
meinheit und Demagogie mit den Premsekampagnen gegen „Baader-Mein 


hof“ und Hausbesetzer zu vergleichen ist. 


Die Fiuglotsen werden als 


„Terroristen“ und „Sadisten“ beschimpft, als „Erpresser“ und „Gesetzes- 
brecher“ diffamiert; kaum verhohlen wird dazu aufgefordert, die Fluglotsen 
von „aufgebrachten Passagieren“ zusammendreschen zu lassen oder sie alle 


in den Knast zu bringen. 


Angesichts des tatsächlichen Kräfteverhältnisses mag das 


ebenso wie 


bei der „Baader-Meinhof“-Kampagne - so erscheinen, als würde wieder mal 
mit Kanonen auf Spatzen geschossen. Dem ist jedoch nicht so. Hinter der 
Hetzkampagne gegen die Fluglotsen steckt ein Angriff auf das Streikrecht 
dez Arbeiterklasse überhaupt, auf den Klassenkampf überhaupt. 


Die bürgerliche Presse erweckt 
gezielt den Eindruck, als würde es 
‚den Fluglotsen „nur ums Geld" ge- 
hen.Mit dieser Behauptung wird die 
Isolierung der relativ gut verdienen- 
den Fluglotsen (1600 — 3000 DM) 
von den werktätigen Massen betrie- 
ben. 

In erster Linie geht es den Flug- 
lotsen in Wahrheit um eine entschei- 
dende Verbesserung ihrer Arbeitsbe- 
dingungen und damit auch um eine, 
größere Sicherheit des Flugverkehrs. 

„Die Fluglotsen mässen durch 
Ihre Leistung all die Belastungen ma 
sen, die als Folge von steigendem 
Luftverkehr (jährliche Zunahme von 
10- 15 %),einem Personalfehlstand 
von ca. 30 %, mangelhafter Planung 


der Behörden, unzureichender Ko 
ordination des milltärischen Luft 
werkehrs und unklaren Zuständigket- 
ten in der Luftfahrt entstehen.“ 
(aus einer Anzeige der Fiuglowsen 
in mehreren Tageszeitungen) 
Die Folge davon ist, daß 
Fiuglotsen - um den ständig stei- 
genden Luftverkehrzu bewältigen 
gezwungen sind, von den Vorschrif- 
ten abzuweichen, was natürlich die 
Sicherheit des Flugverkehr herab: 
setzt, Denn die Sicherheitsvorschrif« 
ten aind 0 bemessen, daß der rasch 
steigende Flugverkehr mit Ihnen 
nieht mehr bewältigt werden kann, 


Passiert dann mal wirklich etwas, so 
ist natürlich der Fluglotse schuld, 


weil er ja die Vorschriften nicht bes 
achtet hat. Es kennzeichnet die Lar 
ae, daß die Flugloisen durch einen 
bloßen „Dienst. nach Vorschrift“ 
größere Störungen des Luftverkehrs 
hervorrufen können. 

Die bürgerliche Presse hetzt, daß 
‚der „Dienst nach Vorschrift“ angeb- 
lich die Sicherheit des Flugverkehrs 
‚geführdet. Sie verschweigt, wie es 
heute „normalerweise“ um diese Sk- 
‚cherheit bestellt ist: 1972 wurden 
257 „Fast-Zusammenstöße" gemel- 
det; darunter viele Fülle, in denen 
Zusammenstöße nur durch „Aus- 
weichmanöver in letzter Sekunde“ 
vermieden werden konnten. Beson- 
ders oft sind Militärlugzeuge an den 
„Fast-Zusammenstößen‘' beteiligt 


Arbeitsüberla 
stung für die Gesundheit der Löwen 
schildert einer von ihnen «0 

„Viele sind Ketienraucher, wohl 
die meisten schlucken Pıychophar 
maka. Mir hat der Arıt solche Pay 
‚cho-Dinger verschrieben, um mich 
ruhlg zu stellen. Von diesem Zeug 
leben doch 80 % von uns, Daß mit 
unter ein Lotse nach 5 - 7 ıtündr 
sem DawerDienit die Coca-Cola 
Flasche mit dem Mikrophon ver 
wechselt, sind so Sachen, die passle- 
ren uns schon mal, 
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Belastungen brachte. die Inbetrieb- 
nahme von.neuen Betriebsanlagen, 
wie 2. B. die erste der neuen Breit- 
traßen und des Grßhoch- 
ofens.” ("UZ" vom 13, 7.73) 

Die erhöhten Anforderungen, die 
sich aus dem Ausbau der Produk- 
ionsanlagen ergeben, werden vom 
Direktorium durch Verlängerung der 
Arbeitszeit befriedigt. Konkret wa- 
ten das z, B. über 80.000 Überstun- 
den allein im Monat April! 

In Erwartung spontaner Protest- 
aktionen vor allem in der Eisen- 
und Stahlindustrie (namentlich nach 
der Ablehnung des Tarifabschlusses, 
durch die Mehrheit der Stahlwerker 
im Nordrhein-Westfalon!!), vereinbar- 
ten die Kapitalisten mit der IGM- 
Führung einen, atahtypichen Zu: 


r in 


Tisch geredet, 
Zweifellos hätte eine klare und 
einheitliche Willensbildung auf der 
Betriebsversammlung die Kampfpo- 
sition der Arbeiter gestärk| — 
das in der Absicht des BR gelegen 
hätte! So aber wurde die Frage 
„30 oder 60 Pfennig?" noch 
Während des Streiks, als es 
wahrhaftig wichtigere Dinge zu dis- 
kutieren gab, zum Gegenstand von 
Streitereien, (Dazu noch weiter un- 
ten). 

Die Haltung des BR erklärt sich 
zum einen aus der Absicht der 
Mehrheit der BR-Mitglieder (und 
‚offenbar nicht nur der DKP), den 
„Linksextremisten” unter den Ver- 
trauenseuten gerade in dieser Fr 
ge eine vernichtende Niederlage bei- 
zubringen. Nachdem schließlich die 


Streik im Juni 1078: Nur wenige Arbeiter st”hen auf Streikposten — 
(Deutlich erkennbar ist auf dem Pappschild die 3 nachträglich eingesetzt. 


— anstelle einer 6) 
Diese Regelung sollte auch für 


Befürworter der 60-Pfennigs-For- 


‚Am selben- Tag wird det Lohn- 
rahmen-Tarifvertrag nach dreijährig- 
en Verhandlungen abgeschlössen 
(der Abschluß war noch um eine 
Woche hinausgezögert worden, nach“ 
dem die Verhandlungspartner be- 
reits am 14, Juni fast soweit 
waren!). Das Ergebnis war eine glat- 
te Provokation, Dazu die Vertraur 
enskörper-Leitung in einem Mittei- 
lungsblatt an die Kollegen: „Damit 
erhalten die in Lohngruppe sieben 
eingestuften ca 670 Kollegen 
nichts (. In Lohngruppe acht sind 
ca. 750Kollegon eingestuft, in Lohn- 
gruppe neun und zehn ca. 350 
‚Kollegen. Damit erhält ca. 2/3 (111) 
der Belegschaft höchstens drei Pfen- 
ig aus dem Lohnrahmen mehr.“ 

‚Nach dem Motto „teile und herr- 
sche” werden also die Masse der 
Kollegen in den Lohngruppen zwei 
bis sechs mit dem lächerlichen Auf- 
schlag von zwei bis drei Pfennig ab- 
gespeist, während in den oberen Ka- 
tegorien acht bis neun eine Min- 
derheit der Kollegen zwischen neun 
und 44 Pfennig mehr bekommen. 
Gut ein Zehntel der Belegsch: 
geht völlig leer aus!!! 
eile der Klöckner-Belegschaft 
reagierten auf_ die kompromißlose. 
Ablehnung der Forderung nach ei- 
nem Teuerungszuschlag und mehr 
noch auf den. provokatorischen 
Lohnrahmen-Abschluß mit sponta- 
nen Streiks: Am Donnerstag, den 
21. 6. 73 streiken die Arbeiter 
des KW in der Spätschicht. Zu wei- 
teren spontanen Arbeitsniederlogun- 
gen kommt es auch am Freitag. 
‚Am Samstag, den 23. 6, 73 streiken 
die Kollegen fast aller Abteilungen 
für kurze Zeit. 


Das Kapital wollte 
die Kraftprobe 


betriebnahme der neuen Anlägen 
erforderliche Mehrarbeit”" zu lei- 
sten. 

Daß sich die Empörung und Wut 
‚der Kollegen über das provokato- 
rische Vorgehen des Diroktorlums In 
spontanen Streiks Jußorte, konnte 
die Kapltalisten weder überraschen 
noch erschüttern, Im Gegenteil: Alle 
Maßnahmen der Kapitalseite, die 


Behr geehrtes Neleguchaftanitalicd, 


Vielen Beleguchaftanitglie 
vontere im Ninbliok auf die 
und die Folgen solcher una 
nicht klar au sein. 


Wer nich daran beteiligt, 

= hat kamen Löhne 
zahle, 

= verliert seinen Vo 

= hat keinen Urlaube 


KLOCKNER-WERKE AG 
HOTTE BREMEN 
DireKronUM 


& Ende vergangener Voche wird uns 
‚schen ist das gananto Nork aum Erliegen gekonsen. Dar kur 
ärhaltung: der Anlagen und dankt zur Sicherung der Arbeitsplätze, 

unbedingt, notwendige Notdienst Vird an betreten 


WILDE-STRLIKE SIND RECHTSAIORTE UND 
VERIETIEN Di ARDLITEVERTRAG, 


;pruch - die Straikzeit wird nicht ber. 


rungauchut: 
Ipruch - danit vira aucn aie Gevährung 
Plansäbigen Urlaub» unndslich, 


Streik zerschlagen” 


Am ' Dienstäg’(deil 26.6,73) 
streikten, mit Ausnahme der Anger 


stellten, die Belegschaften aller Wer“ 
ko weiter, Erst mittags zogen Streiks 
posten vor den Toren der Hütte auf, 
'üm die durchfahrenden Kollegen 
nach der Notdienstliste zu kon- 


Bremen, den 27. Juni 1975 


ücto wiid baskreikt. 


= kann £ristlow ontlannen worden, 


derung unter den VL hoffnungslos = kann wegen den.ılen Betrieb ontstehnnden Schadena haft- 


die Kollegen der Hütte in Bremen 
wirksam werden: Die erste Rate von 
70 DM sollte Ende Juni ausbe- 
zahlt werden. 

Gegen diese Vereinbarung über 
die Köpfe der Kollegen hinweg, 
hat es auch bei Klöckner Kritik und 
Protest gegeben — das Verhand- 
lungsergebnis wurde in Art und vor 
allem in der Höhe als unzureichend 
empfunden. Fortschrttliche Vertrau- 


nach „60 Pfennig mehr für alle!” 
" Der Betriebsrat stellte seinerseits 
am 6. Juni die Forderung nach ei- 
nem 30-Pfennig-Teuerungszuschlag. 
In diesem Zusammenhang noch 


in die Minderheit geraten waren, 
übernahm das Direktorium den 
zweiten Akt: es entließ zwei die- 
ser VL, davon ein Mitglied. der 
VL-Leitung als „Rädelsführer” des 
Streiks, 

Ein weiterer Grund dürfte sein, 
daß der BR illusionistische Vor 
stellungen Über die Reaktion des 


der BR möglicherweise durch Ar- 
beitsdirektor _Sporbeck bestärkt 


tt im Be), 


Die Septemberstreiks ’69 waren für 
die Kapitalisten gewissermäßen ein. 
Schreckschuß, der sie veranlaßte, 
ihre Reihen enger zu schließen und 
künftige Auseinandersetzungen bes- 
ser vorzubereiten. So kam jetzt 
nach dem Streik” selbst_BR-Vor- 
tzender Röpke nicht um die Er- 
nntnisherum, daß die Kapitalisten 
‚it 769 duzugelernt haben, Die 
| „Arbeiterpolitik ern 
das ‚Direktorium aus dem « 
| chen Sure 1969 mehriemte a 
die Kollegen” (Juli °73). Indessen; 

was die Kollegen lernten oder nicht 
lernten, das wirft auch ein bezeich- 
nendes Licht auf DKP und „Ar- 


ein Wort zur Zusammensetzung des. 
BR, über die zum Teil tolle Ge- 
schichten verbreitet werden, So ist 
ineiner Kapitalisten-Schrift zu lesen, 
von 29 Betriebsräten bei Klöckner 
seien 26 „kommunistisch orientiert.” 
Beim „Roten Morgen” der 
„KPD/ML" hat der Betriebsrat bloß. 
77 Mitglieder, von denen 24 in der 
DKP sein sollen, Die Gruppe „Ar- 
beiterpolitik” dagegen, die es ei- 

issen muß (sie arbeitet 
seit längerem u, a. auch im Be- 
triebsrat), spricht von neun DKP- 
Mitgliedern. Beim „Spiegel” sind es 
acht DKP-Mitglieder, 13 Sozialde- 
mekraten und acht Parteilose, — 
Zwar hat BR-Vorsitzender Röpke 
(DKP) im Zusammenhang des Streiks 
‚eine üble Rolle gespielt, jedoch sol« 
te die Bedeutung der DKP auch 
nicht überschätzt und mit falschen 
Zahlen maßlos aufgebauscht wer“ 
den. 


30 oder 60 Pfennia 


Die vom Betriebsrat aufgestellte 
Forderung stand im Widerspruch zu 
den von Teilen der Arbeiter und 
Vertrauenaleute schon diskutierten. 
Forderung nach 60 Pfennig mehr. 
Der Betriebsrat war von Anfang bis 
Ende stur auf seine 30 Pfennigs- 
Forderung eingeschworen, obwohl 
er wußte ‚daß Tede der Arbeiter und 
Vertravensleute mehr fordern woll 
ten. 
Protest genen das „maßvolle" 
Röpke) Vorgehen des Beiriebs- 
besonders auf den Be- 
triebsversammlungen am 19. Juni 
laut, wo viele Redner für die For- 
derung „60 Pfennig meh 
von viele 
Abstimmung 
orderunp-Höhe wurde 
vor allem vom BR-Vorsitzenden Röp- 
ke (DK) demagogisch unter dun 


worden; es wird berichtet, daß die | beiterpolitik”, besonders. letziei 

30-Pfennigs-Forderung auf Empfeh- | deren wichtigster Stützpunkt bei 

ung Sporbeckszustande gekommen | Klöckner ist. Für eine 
Stande gekommen | Kiöckner ist. Für eine 


‚sein soll. Das würde genau der Rol- 
Ie.entsprechen, die Sporbeck schon 
während der Warnstreiks im Januar 
spielte, 

(Zur Erklärung: der Arbeitsdi- 
rektor ist laut „Mitbestimmung 
Gesetz ein „Arbeitnehmer-Vertre- 
ter", Tatsächlich handelt es sich in 
der Praxis durchweg um Handlanger 


Politische Gruppe istes 
reichlich seltsam, wenn sie sich 
darauf zurückzieht, daß eben „die 
Kollegen” nichts oder nicht genug 
gelernt haben. 

Das Direktorium hatte zu den 
Betriebiversammlungen am 19. Juni 


auffallend mehr „Beobachter” ge- 
schickt als sonst, um sein Bild von 


Ni Düse Ste 
MISCHER:.... 


Unabhängiges Informationsblatt - Von Kollegen für Ko! 


Betriebszeitungen bei Klöckner 


der Kapitalisten, die deshalb auch 
bei den Arbeitern in der Regel ei- 
men sehr schlechten Ruf haben), 
en ee ed 
Der Streik beginnt 


14 Tage später, am 21. Jun 73 
ließ das Klöckner.Direktorium per 
Aushang mitteilen, daß angesichts 
der bereits „eingetretenen Einkom 
(menwereerungen nd der nach 
wie vor dußerst angespannsen wirt 
schaftlichen Lage der Hüte Dre 
men „eine weltere Erhöhung der 
Löhne und Gehälter nicht verieibar 
fit)”. (Hekanntmachung des Dirok 
torlums, 2.6.°73), 


der Stimmung der Arbeiter zu ver- 
vollständigen. 

Einen Tag später wurde in den 
Direktionsräumen der Plan für den 
„Notdienst" überarbeitet, 

Am 21. Juni wurde die Forderung 
des BR nach 30 Pfennig Teuerungs- 
zuschlag vom Direktorium offiziell 
abgelehnt. Am selben Tag wurde 
das. provokatorische Ergebnis der 
Lohnrahmen-Verhandlungen |be- 
kanntgepeben. In dieser Bekannt- 

‚schung des Direktoriums, div am 
Schwarzen Brett des BR angebracht 
wurde, wurden zu allem Überfluß 
die Arbeiter auch noch aufefor- 
dert, die „für eine rasche. Vollin- 


bar gnsacht werden, 


schaftsführung steht, 


Gewerkschftfihrem praktizieren Mitbotimmung DEr IOM Vertreter 
im Klöckner-Aufsichtsrat, Arbeitsdirektor Sprobeck, bringt durch seine Un- 
terschrift schwarz auf weiß zum Ausdruck, auf wessen Seite die Gewerk- 


Zurjüngten Auseinandersetzung ge- 
führt haben (bzgl. Teuerungszu- 
schlag und Lohnrahmen) deuten 
darauf hin, daß die Kapitalist 


nicht nur mit diesen Protesten auf 
Abteilungebene gerechnet haben, 


zu einer Kraftprobe zwischen Ka- 
pital und Arbeit verschärfen woll- 
ter 


Diese These wird auch durch den 

weiteren Verlauf der Auseinander- 
setzung bestätigt: 

Als am Samstag in fast allen 
Abteilungen der Hütte die Protest. 
aktionen zunahmen (besondere Em- 
pörung herrschte unter den Kolle- 
‚gen der Lohngruppe 7, die durch, 
den Lohnrahmen am meisten ange 
schissen wurden!), ließ das Di r © k- 
torium den Hochofen von 
sich aus herunterfah 
ren und gab damit den Kollegen 
vom Hochofen und aus dem  LD- 
Bereich die Möglichkeit, in andere 
Teile des Werks zu gehen, um dort 
den Beginn des Streiks bekanntzu- 
geben, 

‚Am Montag, den 25. Juni, als sich, 
der Streik im LD-Werk und am 
Hochofen bis um 18.45 Uhr zum 
Vollstreik entwickelte, zeigten sich 
die Vertreter des Direktoriums dem 
BR gegenüber von den Aktionen der 
Kollegen in keiner Weise beei 
druckt - und sahen sich mi 
einmal zu Verhandlun 
über die vorliegende Forderung per 
nötigt 

„Trost eingehender Diskussion 
über die eingerreiene Sinarion 
(Streik, Anm, d. Red.) und noch 
maligem Hinweis des Betriebırates 
dafi nur durch schnelles Handeln 
des Direktoriums - Erfüllung. der 
30 Pfennig-Forderung - die Lage 
entschärft werden kann, hat das 
Direktorlum kein Angebot unter 
breiter," (Information des Betriebe 
rats, 25.6.73) 


trollieren und ‚Unbefugten‘ den Zu- 
ang zu versperren. 

Bereits in dieser Phase der Aus- 
einandersetzung, wo die Arbeiter 
‚gerade erst die notdürftigsten Schrit- 
te zur Organisierung ihrer Aktion 
eingeleitet hatten, begann die Ge- 
schäftsleitung mit der systemati- 
schen Zerschlagung der Streikfront: 

Ein erstes Schreiben des Direk- 
toriums ging allen Kollegen zu, in 
dem als Strafe für die Beieiligung 
an dem Ausstand die fristlose Ent- 
Iassung und Schadensersatzforde- 
rung angedroht wurden. 

Darauf folgte die fristlose Entlas- 
sung von zwei Vertrauenaleuten, die, 
zuletzt durch das Vertreten der 
‚60 Pf-Forderung „unangenehm auf- 

ber die offenbar 
ıerer Zeit auf der Ab- 
Ien, weil sie al Syı 
pathisanten des KBW (chem, KBB) 
verdächtigt wurden. Der DGB be- 
wies sein stlles Einverständnis mit 
der Entlassung der „Linksextremk 
sten“, indem er ihnen den Rechts- 
schutz verweigerte (laut 
politik“). Zugleich dient 
lassung der beiden dazu, den Strei- 
kenden die Ernsthaftigkeit der Ent- 
lassungsdrohungen vor Augen zu 
führen und sie einzuschüchtem, 

Am Dienstag-Nachmittag spran- 
gen die Ger 
Klöckner-Kaplı 
Seite: 
ten sich vom Streik und forderten 
die Kollegen zur Wiederaufnahme 
‚der Arbeit auf, 

Da die Klöckner-Kapltaliston un 
mißverständlich zu erkennen yepe- 
ben hatten, daß sie nicht einmal 
bereit wären in dieser Sache mit 
ihren ‚Sozialpartnern' über einen 
Kompromiß zu verhandeln, verlop 
ten sich IGM«Strategen darauf, den 
Streik direkt mit zu beklimp- 
fon: 

Vor rund 200 Vertrauonluuten 
‚der Hütte erklärte Otto von 8 


— 


ARBEITERKAMPF Ni 


1 / August 73 


© 


EST ZZ III 


von der Bezirksleitung der IGM in 
‚Hamburg, daß sich ‚seine‘ Gewerk- 
schaft an den bis Ende den Jahres 
laufenden Tarifvertrag gebunden 
fühle — und deshalb nicht bereit 
sel, für diesen illegalen Streik Un- 
terstützung zu zahlen. Die versam- 
melten Funktionäre warnte er, den 
Streik weiterhin zu unterstützen. 
Wir müssen die IGM davor be 
uhren, Schadensersatz forderungen 
om den Hals zu bekommen . . . Ich 
hoffe, als Vertrauensleute der IGM 
habt Ihr dafür Verständnis.” (0 
Report) Das war am 

Mittwoch Vormittag. 


Klöckner Streik im September 1969: Die Arbeiter halten das Werk besetzt. Kein Streikbrecher kommt durch. Das 


Direktorium ist ausgezogen. 


Forts, Fluglotsen 


Die Lotsen sagen deshalb zu 
Recht: 

„Das jetzt in der Öffentlichkeit 
weidlich strapazierte Besoldungspro- 
biem der Lotsen ist nur die Spitze 
des Eisberg.“ 

(aus der Anzeige der Fluglotsen) 

Natürlich würde eine bessere Be- 
zahlung der Fluglotsen (gefordert 
werden durchschnittlich 25% mehr) 
‚dazu helfen, diesen Beruf „attrakti- 
ver“ zu machen und damit den Per- 
sonalmangel abzubauen. Weiter wird 
eine bessere Ausbildung gefordert, 
die u.a, auch ermöglichen soll, daß 
Flugotsen nach einer gewissen 
Dienstzeit in eine weniger nerven- 
aufreibende Arbeit überführt werden 
können. Eine wichtige Forderung 
ist außerdem die Rückführung aus 
dem Beamten-Status ins Angestell- 
ten-Verhältnis. 


Der Kampf der Fluglotsen 


Vor allem die reaktionäre Presse 
des Springer-Konzerns möchte beim 
Lotsen-Streik zwei Fliegen mit einer 
Klappe schlagen, indem sie außer 
gegen die Fluglotsen auch gegen die 
Brandt-Regierung schlägt, die eben- 
falls am jetzigen Zustand auf den 
Finghäfen schuld sei. Ohne nun im 
geringsten über die Arroganz und 
die  Verschleppungsmandver der 
Brandt-Regierung gegenüber den 
Fluglotsen hinwegzuschen, muß 
doch festgestellt werden, daß der 
Kampf der Fluglotsen für ihre For- 
derungen bis in die „gute alte Zeit” 
zurückreicht, wo noch. Springers 
schwarze Spezis von der CDU/CSU 
am Drücker waren. 

Bis 1962 waren die Lotsen im 
Angestellten-Verhältnis. Schon da- 
mals waren die Arbeitsbedingungen 
unbefredigeno, sowoni vom Stand- 
punkt der Fluglotsen wie auch vom 
Standpunkt der Flugsicherheit aus. 
Ca. 15% der Posten Im Kontroll- 
dienst waren unbesetzt, weitere 20% 
waren mit noch nicht voll ausgebil- 
‚deten Kräften besetzt. Seit Novem- 
ber 1961 wurde die Bundesregierung 
wiederholt aufgefordert, die Arbeits- 
bedingungen den veränderten Krüf- 
teverhältnimen anzupassen, Angeb- 
ich als „Verbesserung“ schlug di 
Dundesrogerung die Übernahme der 
Fiuglotsen Ins Beamten-Verhältnis. 
vor, Die Mehrheit der Lotsen war 
dagegen, während die Gewerkschaf- 
ten ÖTV und DAG sich schließlich 
zu eınemw&IN „durchrangen” und 
sich mit dieser doppelzüngigen Hal- 
tung das Vertrauen der Lotsen ver- 
scherzten, Die zwangsweise „Vorbe- 
amtung“ wurde durchgesetzt, Für 
de Lotsen waren damit zum Teil 


Während die IGM-Führer fleidig. 
‚dabei waren „ihre Leute” auf Linie 
zu trimmen, führt die Kiöckner-Ge- 
schäftsleitung größere Geschütze 
auf 


Das Direktorium _verschickte 
einen weiteren Drohbrief an die Kol- 
legen, in dem diese bei Androhung 
der fristlosen Entlassung („unbe- 
schadet strafrechtlicher Konsequen- 
zen"!) zur Wiederaufnahme der Ar- 
beit bis spätestens Samstag, den 
30, Juni 1973 (Frühschicht) auf- 
efordert wurden (siehe auch 
simile-Abdruck), 


erhebliche Einkommensverludte ver- 
bunden, die Möglichkeit weiterer 
Ausbildung und beruflichen Auf- 
stiegs waren verschleciftert. Vor al- 
lem aber war mit der zwangsweisen 
„Verbeamtung“ auch das Streik- 
fscht der Lotsen kassiert (Beamte 
haben generell kein Streikrecht). 
Diese Maßnahme muß auch unter 
‚dem Gesichtspunkt der angestrebten 
engeren Kı von militäri- 
scher und ziviler Luftfahrt gesehen 
werden. 

Daß die Lotsen als Beamte kein 
Streikrecht haben, ist ein wesentli- 
‚cher Grund dafür, daß die verschie- 
denen Bi :n seither 
‚den Fluglotsen immer mit tauben 
‚Ohren oder leeren Versprechungen 
entgegengetreten sind — „die kön- 
nen sich Ja doch nicht wehren, und 
wenn sie trotzdem streiken, haben, 
wir sie Juristisch am Wickel“. Diese, 
Läge teilen die Lotsen mit vielen 
Werktätigen, bei der Bahn, bei der 
Post u.a.m. 

Dennoch kämpften die Fluglot- 
sen weiter für ihre Forderungen, seit 
1968 mit dem Mittel des „go slow“ 
‚oder „Dienst nach Vorschrift“. Ih- 
sen „go slow” im Frühsommer 1972 
brachen sie ab, nachdem ihnen die 
Regierung finanzielle Verbeserun- 
gen und eine „Überprüfung“ der 
Vorschläge zur” Rückführung der 
Lotsen ins Angestellten-Verhältnis. 
zugesichert hatte. Daß die Bundes- 
regerung nunmehr von ihren Zusa- 
gen nichts mehr wissen will, ist der 
unmittelbare Anlaß für die jetzigen 
Kampfmaßnahmen. 


‚Wie aus Beamten 
„Terroristen“ werden 


Als die Fluglotsen mit dem 
„Dienst nach Vorschrift“ begarinen, 
Waren die Reaktionen der bürgerli- 
‚chen Prosse noch relativ „zurückhal- 
tend“, Die Hetzer „begnügten“ sich, 
damit, den Lotsen „Verantwor- 
tungslosigkeit”" und „grundsätzliche 
Abmeigung gegen sachliche Argu- 
mente“ vorzuwerfen. Nachdem 
sichtbar wurde, daß die Kampfmaß- 
nahmen der Lotsen mehr waren als 
ein Strohfeuer, setzte die massive 
Volksrerhetzung gegen die Lotsen 
ein. 

Mit täglich aufgetischten Rühr- 
Stories soll zunächst die „spontane 
Empörung" der Bevölkerung „über 
diese Sauereien“ der „verdammten 
Fluglotsen"“ hochgeputscht werden, 
Allen voran die „Bild"; die krebs- 
kranke Mutter, die wegen des „80 
slow“ nun nicht in Ihren letzten Ur- 
Iaub fliegen kann (3. 7.). Bin Kind, 

Urlaub plötzlich Bauch- 
schmerzen bekam und „sich vor 
Schmerzen krümmte”, während es 
auf den Flug ins Krankenhaus war 
ten mußte (9. 7.) 


wollten jedoch 
Entscheidung zu 
ihren Gunsten, Mittwoch Mittag 
erschienen an den Werkstoren ler- 
tende Angestellte und Ingenieure 
unter Führung von Arbeitsdirektor 
Sporbeck (IGM!), um mit „sanfter 
Gewalt” und der Drohung frist- 
loser Entlassungen die ohnehin 
übermüdeten und wenigen 
Streikposten zum Abzug zu „über- 
reden”, Es gelang Sporbeck und 
seiner Gang die Streikposten weit- 
sehend aufzulösen, die Einfahrten 
mit den eigenen Leuten zu be- 
setzen und am späten Nachm; 


Und dann volles Rohr. 

„Dieser Fluglotsenstreik Ist eine 
Orgie des Schwachsinns“. „Sadisten, 
werdet Fluglotsen! Da kann man die 
anderen so rıchıg schön qudien. Er- 
laubt ist, was weh nut, denn es geht 
Ta ums Geld.“ Das ist die Stimme 
des Oberhetzers Peter Boenisch .in 
der „Bild am Sonntag“ vom 8. Jul. 
Und mit der ihm eigenen Dreistig- 
keit kriegt Boenisch sogar noch die 
Kurve zu einer Attacke gegen den 
Sorialimus: 


= Bürokraten-Mentalltät. Es Ie- 
be der Staatsbetrieb. Erlebe das ver- 
‚staatlichte Chaos. Nach dem Chaos 
an den Universitäten nun das Chaos 
‚auf den Flughäfen. Die roten Chao- 
ten haben Ja so recht: wir brauchen 
mehr Staatsbetriebe. Wenn schon, 
denn schon...“ 


Bereits die „Welt“ vom 18. Juni 
hatte den Streik der Lotsen in ty- 
pisch faschistischer Sprachregelung 
als „heimtückische Seuche“ bezeich- 
net — der Streik wird zur Krank- 
heit, von der Arbeiter „befallen“ 
werden. Es folgt der Vorwurf, die 
Lotsen würden „gezielt unbeteiligte 
Menschen terrorisieren‘“. Damit ist 
die „Welt“ beim Thema: die Lotsen 
werden mit arabischen „Terrork 
sten“, mit Flugzeugentführern ver- 
lichen, Die Kampfmaßinahmen der 
Lotsen ähneln angeblich „fatal den 
brutelen Drohungen jener Guerilla- 
Organisationen, die seit Jahren den 
internationalen Luftverkehr unter 
Druck setzen .... Beide, Terroristen 
wie Fluglotsen, führen ihren Kampf 
us dem Hinterhalt...” 


In der Hamburger „Morgenpost“, 
‚die der. SPD nahesteht, erschienen 
nacheinander zwei gehässige Kari- 
katuren gegen die kämpfenden Lot- 
sen: Die eine zeigt einen Lotsen, von 
Kopf bis Fuß mit Verbänden um- 
wickelt, im Krankenbett, nachdem 
ihn „Touristen verprügelt‘““ haben. 
Die iweite Karikatur zeigt Lotsen 
in Sträflingskleidung beim Tütenkle- 
ben. Diese Zeichnungen veranschau- 
lichen, wie die SPD-Führer am lieb» 
sten mit dieser „Erpreser-Bande", 
diesem „aufsässigen Gesindel" um- 


post” vom 
Journalist genülich Lynch-Szenen 
aus: „Man wagt es nicht auszuden- 
ken, was passieren würde, wenn 
der Bummelstreik Ursache eines 
Flugzeugabsturzes werden sollte, 
Ein Sturm auf die Tower wäre den 
bummelnden Fluglotsen dann ge- 
wiß „..“ Achja, das wäre zu schön! 

Ob nicht der Schreiber der „Mor- 
‚genpon“ ein kleinwenig enttäuscht 
war, daß die brasilianische Verkehrs 
maschine am 11. Juli nicht über der 
BRD, sondern In ParisOrly abstürs 
ter 


eintreffende Arbeiter ins Werk zu 
lotsen. 

Um nach der Vertreibung der 
Streikpostenkette die Masse der Kol- 
legen wieder ins Werk zu bekommen, 
ließen die Klöckner-Bosse von „be- 
triebstreuen” Angestellten und In- 
genieuren einige Anlagen anfahren, 
damit die Schornsteine weithin 
sichtbar rauchten. 

Radio Bremen verbreitete dann 
in der Rundschau am Abend die 
lügenhafte Mitteilung des Klöckner- 
Direktoriums, daß drei Viertel des 
Werkes wieder arbeitet 

Eingeschüchtert. und verwirrt 
durch das Vorgehen der Kapita- 
listen, nahm ein großer Teil der 
Nachtschicht (vom 27./28. Juni) 
die Arbeit auf der Hütte wieder auf. 
Am Donnerstag wurde von der Früh- 
schicht an in allen Werken wieder 
„normal'" gearbeitet. Der Streik war 
Zusammengebrochen. 


Für den Fall, daß . .. 
stand die Polizei berı 


Für den Fall, daß sich die Streik- 
situation, wider Erwarten zuungun- 


sten der Klöckner-Bome 
hätte, hatte das Direktarium „den 
Innensenator alamiert, weil , . 

nicht nur technische Werte gefähr- 
det gewesen seien, sondern such eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
heraufbeschworen worden sei . . 

Der Innensenator habe Hilfe zuge- 
wagt, versicherte Feindler (einer der 
Direktoren). Schon vorher war be- 
kanntgewordeı 
Schutzpolizel, 


en aber durchblicken, daß Ihnen 
Polizeischutz zugesichert worden Ist 
für den Fall, daß die Blockade 
noch hermetischere Formen ange- 
nommen hätte.” („Weserkurier", 
28.6.3) 

Mit anderen Worten: Wenn die 
Kapitalisten und ihre Knechte nl 
mit den Arbeitern alleine fertig ge- 
worden wären, hätte die Bremer 
Polizei zum Einsatz „bei Fuß" go- 
standen. 


Hauptfeind der DKP 


Die 60Pfg- 


Die vom BR erhobene 30 Pf.- 
Forderung war losgelöst von den 
Arbeitern zustande gekommen. 
Noch bei den ersten Warnstreiks 
und Demonstrationen durchs Werk, 
bis zum Montag, waren in Parolen 


und auf eilig gemalten Schildern 
60 Pf. mehr gefordert worden. 


Der Angriff gilt uns allen ! 


Die Hetze der Bourgeoisie gegen 
die Fluglotsen zeigt; man muß kein 
„Stadtguerilla”, kein Rathausstür- 
mer, kein Hausbesetzer sein, um 
von der gesamten bürgerlichen Pro- 


päganda als „Terrorist” gehetzt zu 
werden. 

Hier ist vielmehr ein Berufsstand 
unverschens ins Kreuzfeuer geraten, 
‚der als „Beamte” nach außen hl 
einen besonderen Status hatte, d 
nicht schlecht verdiente und sich 
wohl auch eines gewissen „sozialen 
Prestiges“ erfreuen konnte. 

Von hier aus ist es ein kurzer 
Weg, in der einmal „bewährten“ 
Weise zukünfüg auch streikende 
Bundesbahner, streikende Postler, 
streikende Angehörige der Stadt- 
reinigung usw. zu diffamieren und 
sie zum Gegensatnd der Volksver- 
hetzung zu machen. 

Zugleich ist die Hetzkampagne 
gewen die Lotsen ein Experimentier- 
Feld, wie sich Hetze gegen Klassen- 
kämpfe überhaupt am besten bei 
der Bevölkerung „verkaufen“ läßt. 
Neben der Propaganda-Kampagne 
Iäuft ein juristischer Angriff auf die 
arbeitsrechtliche Situation in der 
BRD, ein Angriff auf das Streikrecht 
der werktätigen Massen überhaupt. 

Kraft Gerichtsurteil (Landgericht 
Hannover) ist dem Lotsen-Vorbänd 
VDF verboten worden, den Kampf 
seiner Mitglieder weiter zu unter- 
stützen, Andernfalls sind Geld- oder 
auch Haftstrafen angedroht. 

Die Bundesregerung will di 
Kampfmaßnahmen der Lotsen als 
„Erpressung“ und „Nötigung” ve 
ürtellen lassen. Wenn dieser unge 


Forderung 


Die Vertrauensleute hatten sich 
in der Frage der Forderungshöhe 
zunächst nicht völlig eindeutig ver 

halten. Obwohl die VL-Leitung 
mehrmals im Namen der Vertrau 
ensleute die Forderung des Betriebs- 
rats unterstützt hatte, hielten es BR 


heuertiche Anschlag gelänge, wäre 
es mit derselben Begründung mög- 
lich, Streiks überhaupt zu verbieten. 

Es ist wohl mehr als Zufall, daß 
am selben Tag, wo in Hannover 
seen die Lotsen „Recht“ gespro- 
‚chen wurde, das Stuttgarter Arbeits- 


KRANKE LOTSEN 
‚Das sind alles wirklich kranke Fluglotsen. Die sind unter Urlauber kuratent” 


50 hätten sie es gern (Karikaturen der „Harburger Anzeigen und Nachrichten‘. 


gericht eine einstweilige Ver 
losließ, die Streiks von Seelsuten 
verbietet, 


Denn ein Streik Ist natürlich Immer 
„Nötigung”‘ gegenüber dem Kapits- 
listen, sonst wäre er ja sinnlos. 

Die Bourgeolsie ist gezielt dabei, 
an den schwächsten Punkten das 
Streikrecht überhaupt anzugreifen. 
‚Sie geht dabel zuerst dort vor, wo 
sie es mit kleinen, von den werktä- 
Massen relativ isolierten ar 1 


KD-Gruppe Hamburg 


i 
| 


darin 
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Fortsetzung Klöckner 
und VL-Leitung für nötig, am zwei- 
ten Streiktag (Dienstag) einen Teil 
der Vertrauensloute zusammenzu- 
trommeln, um die Forderung „olfi- 
all" bestätigen zu lassen, Geschickt 
verstand es Röpke dabei, die Frage 
der 30 Pf, zur Vertrauensfrage für 
den BR zu machen, dem die Ver- 
trauensleute in dieser angespannten 
‚Situation doch nicht in den Rücken 
fallen dürften etc. 

Sicher ist, daß nur ein Teil 
‚der VL bei dieser Abstimmung an- 
wesend war: die „Bramme“ der 
DKP behauptete am nächsten Tag, 
die 30 Pf,-Forderung sei mit 100 
‚gegen 4 Stimmen angenommen wor- 
den (das wäre etwa die Hälfte der 
VL). Dagegen berichtet die „Kom- 
munisitsche Volkszeitung" (Juli) des 
KBW, das Abstimmungsergebnis sei 
‚40 gegen 5 gewesen (demnach wäre 
nur ein Viertel der VL anwesend 
gowesen). 

Während die „Bramme" am näch- 

sten Tag mit der Abstimmung vom 
Dienstag ins Feld zog, fand nunmehr 
(also am Mittwoch) endlich eine 
Vollversammlung der VL statt, die 
unter diesen Umständen der 30 Pf.- 
Forderung zustimmte. 
Diese Auseinandersetzungen. fan- 
den statt, während die Streikfront 
im Abbröckeln war, während esnot- 
wendig gewesen wäre, sich über die 
Organisierung und Informatıon der 
‚Streikenden u.ä. zu unterhalten. Da- 
zu muß gesagt werden, daß der BR 
offenbar die Auseinandersetzung 
um 30 oder 60 Pf. gesucht hat, 
um „klare Verhältnisse" im VL- 
‚Körper zu schaffen. Mit dem Streit 
um 30 oder 60 Pf. wurden falsche 
‚Fronten aufgebaut, wurde vom Kern 
der Auseinandersetzung abgelenkt; 
die große Mehrheit der VL wurde in 
Frontstellung gegen die „kleine ra- 
dikale Minderheit‘‘ gebracht, wo- 
durch die VL offenbar auch williger 
wurden, den nun folgenden Streik- 
brecher-Paroen der anwesenden 
IGM-Vertreter zu lauschen. 

Die 60° Pf.-Forderung war zu- 
nächst vom KBW (und natürlich von 
der „KPD/ML*). aufgegriffen wor- 
den. Der KBW gab diese Forderung 
nach der VL-Vollversammlung vom 

„ Mittwoch offiziell auf. c 
. Mittwoch offiziell auf. 

Die DKP hatte von Anfang an 
den Kampf gegen die 60 Pf.-For- 
derung mit äußerster Demagogie ge- 
führt, indem sie Arbeiter, die diese 
Foderung für gut hielten, denun- 
ziaforisch mit der „KPD/ML“ auf 
‚eine Stufe stellte, und diese Arbeiter 
praktisch als Idioten hinstellte, die 
den „Links"sektierern nachlaufen 
Würden. 

Noch am dritten Streiktag fühlte 
sich die DKP veranlaßt, die Polemik 
Besen die 60 PL-Forderung in ihrer 
„Bramme" zum Hauptgegen- 
Stand zu machen 

IneinerSituation, wo. die Streik- 
front schon erste Risse zeigte, ent- 
hielt diese Ausgabe tatsächlich auf 
anderhalb Seiten Allgemeines über 
die Preisteigerungen, auf andert 
halb Seiten Angriffe gegen die 60 Pf 
und eine Seite mit Fotos. Mehr 
nicht! Dies muß man wissen, wenn 
man nachträglich est, wie die „UZ. 
die Role der „Bramme" als „einz 
ie Information für die Arbeiter 
etc. lobpreist. 

Die „Argumente“ der DKP waren: 

«2 wer im dieser Situation 
überspannte {1} Forderungen stellt, 
1. der schadet dem gemeinsımen 
Kampf, der spaltet die Belegschaft 
In einem Augenblick, in dem ein 
Hochztmaß an Gemeinsamkeit nor- 
wendig lit...” [über die Situation 
wird dabei gar nichts welter gesagt!) 

.Ob sich der einzelne, der diese 

Forderung von 60 Pf. unterstützt, 
deräer im Klaren ist oder nicht 
er trägt zur Spaltung der Beleg- 
schaft, zur Schwächung Ihrer Kampf- 
kraft bei und dient damit der Un- 
ternehmerseite.." 

(Zitat aus der „Bramme“) 

In der „UZ" setzte Röpke dann 
allem die Krone auf, da or mit einer 

rechnen konnte, die 
über die Vorgänge bei Klöckner 
nicht eingehender Informiert war 


Burgestellt w 
ine_ Resonanz“ 
gefunden hätten, Daß diese Forde- 
rung aus der Arbeiterschaft selbst 


bei den Arbeitern 


hen 
Ange 
Und 

„Uz" 


kam, wird umgelogen zum 

zogen. die „Ultralinken”. 
‚nn behauptete Röpke in der 
doch tatsächlich, die 60 Pf.- 


| den Bedingungen ihres Kampfes 


Forderung! (die ja im‘Betrieb gar 
keine Resonanz hatte ..) habe „er- 
heblich dazu beigetragen“, daß der 
Streik bei Klöckner nach zwei Ta 
gen zusammenbrach. („UZ“ vom 
13. Juli) 

‚Allerdings erfordert der einheit- 
liche Kampf der Arbeiter, einmal 
aufgestellte Forderungen gemeinsam 
zu vertreten. Der Kern der Sache 
ist aber hier, daß der Betriebsrat, 
mit Röpke von der DKP an der 
Spitze, bewußt vermieden hat 
einheitliche Forderung unter den 
Arbeitern zur Diskussion zu stellen, 
wozu vor allem auf der Betriebsver- 
sammlung am 19. Juni gute . ‚Gelo- 

‚nheit gewesen wäre. 

Unter Umgehung der Arbeiter — 
und dann sogar teilweise gegen ihren 
erklärten Willen — hatte der Be- 
{riebsrat seine Forderung erhoben. 
Die Beschimpfungen der DKP gegen 
die Arbeiter fallen also voll auf sie 
selbst zurück. 

Die DKP hat sich dabei genauso 
verhalten. wie. die Gewerkschafts- 
spitze: Forderungen losgelöst von 
den Arbeitern aufstellen und die 
Forderungen der Arbeiter als „äber- 
spannt“ beschimpfen. 


Wunschdenken statt 
kommunistischer Politik 


Seit den Septemberstreiks 69 
spukt der Mythos des „heißen 
Herbst“ in den Köpfen vieler Linker 
herum. Jede Bewegung in der Ar- 
beiterklasse weckt ihnen aufs Neue 
die Hoffnung, „daß es endlich wie- 
der richtig losgeht”, Motte: „Dran 

einmal klappts be- 


‚Nun ist die Arbeiterbewegung je- 
‚doch kein Glücksspiel, wo man stur 
immer dieselbe Zahl (bzw. diesel- 
ben Parolen) setzt, in der Hoffnung, 
daß es irgendwann schön mal klap- 
‚pen wird. Die permanenten Prophe- 
ten eines „neuen 69° gehen nicht 
von der Realität aus, sondern von 
ihren Wünschen; sie können damit 
bei den Arbeitern allenfalls — falls 
man ihnen zuhört — Illusionen 
wecken, aber kein politisches Be- 
wußtsein über die sich entwickeln- 


schaffen, 


Die Agitation und Propagandı 
fast aller linken Gruppierungen ge- 
rade während des Klöckner-Streiks 
zeigt, daß von der Illusion ausge- 
gungen wurde, zum jetzigen Z« 
‚punkt im ganzen Bundesgebiet eine 
breite Kampffront der Betriebe auf- 
bauen zu können. 


So verkündete etwa die DKP, 
„daß jetzt (1) die Forderungen nach 
Innerbetrieblichen Zulagen durchge- 
serzt werden können. Die Durchsetz- 
ung von Teuerungszulagen darf 
nichterst aufden Herbst verschoben 
werden. Jetzt in diesen Tagen, noch 
vor Beginn der Urlaubszeit müssen 
die Forderungen auf den Tisch der 
Unternehmer geknallt werden...” 

(Flugblatt des Landesvorstands 
Hamburg der DKP am 26. Juni, 
also während des Streiks bei 
Klöckner) 

Die Gruppe „Arbeiterpolitik" 
wandte sich direkt mit einer Art 
Offenem Brief in ihrem „Mitmi- 
scher“ (Betriebszeit 
ner) „an die Hoesch-Belegschaft‘ I 
Dortmund, um die Kollegen dort 
offenbar ebenfalls zum Streik zu 
ermuntern (ob das Ding auch wirk« 
lich in Dortmund verteilt wurde, 
entzieht sich unserer Kenntnis). Zu 
drei Vierteln besteht diese Ausgabe 
des „Mitmischer‘ übrigens schlicht 


aus offiziellen Mitteilungen des BR 
und der VL bei Klöckner über die 
Verhandlungen mit dem Direkto- 
rum um die 30 Pf., der Rest sind 
‚Allgemeinplätze über die wirtschaft- 
liche Lage und die Notwendigkei 
jetzt zu kämpfen. Es heißt da u.a.: 

ie Erfahrungen von 1969 zeigt, 
‚daß die IG Metall und der Unterneh- 
‚merverband durch das gemeinsame 
Handeln der Kollegen zu einem vor- 
zeitigen Abschluß gezwungen wer- 
den können, der der Kampfkraft der 
Stahlarbeiter entspricht. Wir mel. 
nen: wir müssen jetzt (1) die Kampf: 
kraft der Stahlarbieter in die Waag- 
‚schale werden ... 

Und die,‚Kommüunistische Voll 
zeitung“ des KBW meinte noch 
‚nach dem Zusammenburch des 
Klöckner-Streiks: 

„Den Kampf gegen den Lohnab- 
bau aufnehmen, das ist das unab- 
weisbare Gebot der Stunde (I), 
‚Kämpft man jetzt (1) nicht, wird 
man später den Kampf-aus einer 
noch unvergleichlich schlechteren 
Position heraus aufnehmen müs- 
sen...“ (Juli73) 

"Man glaube nicht etwa, die KVZ 
hätte sich die Mühe gemacht, aus 
einer Untersuchung der Gesamtsi- 
tuation heraus zu erklären, warum 
gerade jetzt die rechte Zeit zum 
Kampf ist und warum sich andern- 
falls die Kampfposition der Arbei- 
ter nur noch verschlechtern kann. 
Vielmehr wird dem Leser einfach 
eine „höhere Welsheit‘‘ verordnet, 
deren ganzer Inhalt ist: Je eher ge- 
streikt wird, umso besser. — Diese 
„Weisheit“ ist offensichtlich nichts. 
als „höherer“ Blödsinn. 

Die Politik all dieser Linken litt 
daran, daß nicht richtig eingeschätzt 
wurde, ob zum jetzigen Zeitpunkt 
die Entwicklung einer breiten 
Streikfront möglich wäre. 

Daß dies „mit ein bißchen 
Glück“ geschehen könnte, wurde 
gehofft und in diesem Sinn, 
auch vor den einzelnen Betrieben. 
propagiert. Da wurde eine „Streik- 
welle" beschworen, da wurde von 
„günstigen Kampfbedingungen“ ge- 


schwärmt, da wurden Beispiele von. 


Streiks aufgezählt, dd wurden Nie- 
derlagen (wie bei Vulkan) in Siege, 
verwandelt, da „Zilterten‘“ die Ka- 


Ppitalisten schon, da wurden „Zug 
ständnisse“ zum Teil auch {rei er- 
funden (vgl. Kasten: „Die Hoch - 
Höchststapler“). 

Alles das diente überhaupt nicht 
‚dazu, den Arbeitern die Bedingun- 
gen ihres Kampfes bewußt zu ma- 
chen, ihren Blick nicht nur auf den 
Lohnkampf, sondern auf die allsei- 
tigen gesellschaftlichen Auseinar 
dersetzungen zu lenken. Frei nac 
dem Alt-Revisionisten Bernstein. 
(„Die Bewegung ist a L 1 es") 
Würde der Lohnstreik zum bloßen 
Selbstzweck hochgejubelt, wohel 
‚die Arbeiter über die tatslichlich 
Kampfbedingungen im Unklaren ger 
Insen bzw, sogar getäuscht wurden, 

Niemand wird ernsthaft am 


Weise ein Vor 
breiten Arbeltermassen zu den Kom- 
munisten herstellen kann, daß auf 
diese Weise die Kommunisten zu 
wirklichen Organisatoren der Ar- 
beiterkämpfe werden könnten. 


Die Politik des KBW 


Wieder mal Jubel-ökonomismus 


Der KBW zeigt auch während 
den Klöckner-Streiks wieder die zwei 
Seiten seiner verfehlten Politik: auf 


'ur Zeit verteilen wieder die 
‚verschiedenen, linken Organl- 
tionen Flugblätter und Zei- 
tungen vor'den. 
jenen sie ausführlich auf die jü 


'n von Teuerungszulagen eingehen, 

Um die Arbeiter ° „aufzumun- 
tem“, werden „Zugeständnisse“ der 
apitalisten zum Teil spgar frei er- 
inden. 

Sohleß es in einem Flugblatt des 
‚andesvorstandes Hamburg der DKP 
‚om 26, Juni: „Der Vorstand des 
jiemens-.Konzerns zahlt nach Ver- 
jandlungen mit dem Betriebarat den 
‚rbeitern und Angestellten als Teue- 
ıngsrulage DM —,31 die Stunde.“ 

Den Arbeitern war davon nichts 
kannt. Woher hatte die DKP diese 
feldung? Sitzt sie etwaim Siemens- 
/orstand? 

‘Von dem Gerücht hatte offenbar 


der einen Seite (das aus Heidelberg 
importierte) scheinradikale Geschrei 
und vor allem Verbreitung von 
lusionen; auf der anderen Seite 
platester Ökonomismus und Op- 
portunismus. 

Schon als die Arbeiter der 
Vulkan-Werft Mitte Juni in den 
Streik: traten, Jubilierte der KBW: 
„Wie schon in vielen Betrieben der 
BRD ... beginnt mun auch in Bre- 
men die Streikwelle“, und jetzt 
müßte es am besten ' „Streiks! imo 
allen Betrieben‘“ geben. (Flugblatt) 

Als dann die Klöckner-Arbeiter 
streikten, verkündete der KBW: 
„Kollegen, Arbeiter der Bremer Be- 
Iriebe, laßt euch durch Drohungen 
nicht &inschüchtern! Ihr alle wißt: 
Die Kampfbedingungen sind. gin- 
stig.." (Flugblatt) 

Diese unumstößliche Weisheit 
wurde in der Klöckner-Betriebstei- 
tung des KBW, „Der Zunderbre- 
cher‘,- vom 26. Juni (zweiter 
Streiktag) wiederholt: 

„Vergessen wir nicht: Die beise- 
fen  Kampfbedingungen sind auf, 
‚unserer Seite! Wir werden keine“ 
unserer Seitel Wir werden keine 
halben Sachen oder faule Kompeo- 
misse annehmen!“ 

Warum. angeblich die Kampfbe- 
dingungen für die Arbeiter günstig 
sein sollten, wurde vom KBV nicht 
verraten. Stattdessen wurde den 
Arbeitern listig untergejubelt, sie 
wüßten schon, daß dem so sei und 
sollten es man ja nicht vergessen 
Statt einer sachlichen Erklärung 
also bloß ein mieser Trick 

Die Agitation des KBV zum 
KlöcknerStreik zeichnet sich gerade. 


dadurch aus, daß sie über die 
Kampfbedingungen der Arbeiter- 
klasse absolut nichts sagte, 


außer der bloßen Behauptung, diese 
seien „günstig“. Ansonsten be- 
schränkte sich der KBW strikt auf 
Propaganda des wirtschaftlichen, 
nurgewerkschaftlichen Kampfes. 
Selbst auf Kritik an der SPD-Regie- 
rung und der Gewerkschaftsführung 
im Zusammenhang mit den Lohn, 
kämpfen würde verzichtdt. Als 847 
KBW sich am Mittwoch” der 30 

‘orderung anschloß, betonte er 
bedauernd, die 60 
‚ja eigentlich „rich- 


sen; or verzichtete aber auf jede 
Kritik am falschen Spiel des Be- 
triebsrats in dieser Frage, („„Zunder- 


brecher“). Nachdem zwei Vertrau- 
ensleute entlassen worden waren, 
war das Prinzip des KBW offenbar 
nur noch „Einheit, Einheit Ober 
so daß es In einem Flugblatt 
sogar heißt: 

„In der Zeit vom 23.27. Jun 
Aührte die Belegschaft der Bremer 
Klöcknerhütte_ einen Streik durch 
mit dem Ziel, 30 Pf. Stundenlohner- 
höhung für alle Kollegen im Berrieb 
durchzusetzen“, — Als hätte es die 
60 PL.-Forderung nie gegeben! 

Obrigens ist es aufschlußreich, 
die Beteuerungen des KBW über die 
„günstigen Kampfbedingungen“ 
während des Klöckner-Streiks mit 
einer Äußerung den KVZ des KBW 
Qui) zu vergleichen. 

„Alle diese Kämpfe müssen in 
einer für die Arbeiter schwierigen 
taktischen Situation. geführt wer- 
den." 

Ah, auf einmalt Und wihrend 
den Streiks Ist euch das nicht ein“ 
fallen? 


auch die 8SG/,KG“ (eine mit dem 
KBW sympathisierende Hamburger 
Studentengruppe) etwas läuten hö- 
ren; nur zit den. von der DKP ge- 
nannten Zahlen kamen die Kommi- 
litonen nicht ganz klar. So schrie- 
ben sie in Ihren „Tarifinformatio- 
nen“ vom 3. Juli: 

„Letzte Woche wurde plötzlich 
abgeschlossen: Siemens- 3,1 % (1). 
Siemens ist ein gutes Beispiel dafür, 
wie groß die Angst der Kapitalisten 
vor Streiks ist: während andere Be- 
leg ‚dafür streikten, bekam 
die Kollegen die 3,1% ‚freiwillig... 

Man kann nur staunen; „ ent 
schenkt die DKP den Kollogen von 
Siemens 31 Pfennig, jetzt kommt 
die „KG“ mit 3,1 %. Das velspro- 
chene Geld ist allerdings leider bis. 
"heute noch nicht eingetroffen. 
(nach „METALLARBEITER" des 
KB — Gruppe Hamburg, Juli 73) 


DKP und KBW über die 
Ursachen der Niederlage 


Den unbefriedigenden Kompro- 
miß bei Vulkan hatte die „UZ“ noch 
als Sieg bejubelt. Bei Klöckner ging. 
das schlecht. Von einer Niederlage 
mochten die Revisionisten aber auch 
nicht ausdrücklich sprechen: (das 
Wort klingt so unschön, vor-allem 
\nachidemugfoßen Tänen;vdie man 
vorher gespuckt hatte). So fand 
denn Röpke die elegante Formulie- 
rung, der Streik sei „ohne Ergebnis 
nach zwei Tagen zum Erliegen ge- 
„UZ“ vom 13. Jul) 
jeblichen" Grund dafür 
will Röpke in den „überspitzte 
‚Forderungen nach60Pf. mehr schen. 

Weiter gibt er zu bedenken, die 
„Arbeitgeber“ hätten seit den Sep- 
temberstreiks 69 ihre Taktik geän- 
dert, Lehren aus den damaligen 
‚Kämpfen gezogen. Sie hätten psy- 
chologischen Druck ausgeübt, die 


he nl X | 


hätte eine große Ralle ge- 


migend gewesen. 

» = Daraus folgt vor allem, die 
Gewerkschaften stark zu machen, 
‚ohne auf Kritik en der Haltung eint- 
er Gewerkschaftsführer zu verzich- 
ten. (Im ganzen Artikel übt Röpke 
selbst mit keinem Wort Kritik!!!) 
Es heißt also zu versuchen, auch 
en restlichen ‚Teil unserer Beleg- 
schaft noch als Mitglied für unsere 
Gewerkschaft zu gewinnen..." 

In Wahrheit verzichtet die DKP 
nicht nur nahezu vollständig auf 
Kritik an der Gewerkschafts-Politik, 
sie verbreitet im Gegenteil noch 
Ilusionen über diese. So sind „U“ 
und DKP-Flugblätter stets voll von 
aufgebauschten Meldungen, wo lin- 
keSchnacks von Gewerkschaftsfunk- 
ionären als positive Beiträge hoch- 
gelübelt werden; Und ganz schlimm 
in Hamburg: 
Kun; Nur, durch aktives Hondein 

m"röhm ton Aktionen in den Be- 
trieben kann der IG Meiall-Vor- 
stand einen Zuschlag für uns durch- 
setzen...” (Flugblatt des Landesvor- 
stands vom 6. Juni) 

Das können die doch selbst nicht 
Yauben? .. 

Die DkP wäre nicht die DKP, 
wenn sie nicht auch in der Bin- 
schätzung des Klöcknerstreiks Ihre. 
penetrante Eigen-Werbung wieder in 
den Vordergrund geschoben hälfte: 

Einen IGM-Vertrauensmann bel 
Kiöckner läßt se sagen! „Ja, hätten 
wir beim Streik die „UZ" schon als 
Tageszeitung sehabt, dann wire 
manchen. bewer gelaufen." („UZ“, 
13, Jul) 

Sowelt die „Lehren‘“ der DKP aus 
dem Klöcknerstreik, 

Die,KVZ’ des KBW kommt zur 
Schlußfolgorung, daß an der Nie- 
derlage ungenügende Strefkpösten 
und fehlende Ablösung, mangelnde 
Organisierung und Information #0- 
wie die Taktik der Kapitallsten 
(Verwirrung und Drohung) schuld 
seien. Der KBW hat trotz sonstiger 
Fehler (s.0.) das unbestreitbare Var 
von Anfang an um die 
Organisierung des Streiks bemüht 
zu haben, $0.propagierte er Im 
„Zunderbrecher“ regelmaßigeStreik“ 
vorsammlungen bei Schichtwechnel 


» 
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allerdings damit. durchsetzen zu 
‚können. 


Die Einschätzung der,KVZ* zu 
den Umachen der Niederlage bleibt 
‚Jedoch an der Oberfläche, sie be 
ichäftigt sich lediglich mit der 
technischen Seite des Streiks, 
Sie erklärt daher die Niederlage 
‚nicht aus der Gesamtsituation, son- 
dern aus bloßen Mängeln bei der 
Organisienung des Streiks. Diese 
bloß _ oberflächliche Einschätzung 
klärt eben nicht, warum der Streik 
trotz der Erfahrungen von 69 und 
trotz Propagierung richtiger Prin- 
zipien durch den KBW in dieser be- 
stimmten Weise ablief und zusam- 
menbrach, Die Einschätzung der 
„KVZ geht. auf, die Frage des Kräfte- 
verhältnisses nicht ein, die doch in 
den Flugblättern des KBW während 
des Streiks eine große Rolle ge- 
spielt hatte („günstige Kamprbedin. 
gungen“), sie stellt die prinzipielle 
Politik des KBW und ihre besondere 
‚Anwendung während des Klöckner- 
Streiks nicht im mindesten in Frage. 


1969 


Anders als 


Die von den meisten linken Grup- 
‚pen propaglerte IMlusion eines un- 
mittelbar bevorstehenden „neuen 
69“, einer Wiederholung der’ dama- 
ligen „wilden“ Streikbewegung, hat 
sich nicht erfüllt, 

Der Erfolg von 69 hatte bestimm- 
te Voraussetzungen und ist nicht 
ohne weiteres wiederholbar. Zu die- 
son Voraussetzungen gehörte u.a 
der „Überraschungsoffekt'‘. gegen- 
über den Kapitalisten und die un- 
mittelbar ‚bevorstehenden Bundes- 
"1, die nicht durch Streiks, 


Die Kapitalisten haben zweife 
‚den Erfahrungen von 69 
lernt und seither ihre Vorbereitun- 
gen auf derartige Konfrontationen 
verbessert und verstärkt, 

Und auf der Seite der Arbeiter? 
Zwar hat auch die IG Metall nach 
‚den September-Streiks 69 umfang- 
reiche Analysen gemacht, um Er- 
fahrungen der „wilden Streiks“ her- 
auszuarbeiten. "Ziel dabei war aber 
gerade nicht mit diesen Erfah- 
Tungen die Arbeiter zu stärken 


und in kommende Auseinanderset- 
zungen mit dem Kapital noch besser 
vorbereitet hineinzugehen, Vielmehr 
stand im Mittelpunkt aller Analysen. 
‚der IGM-Führer bloß die eine Frage: 
„Wie kriegen wir diese Bewegung 
wieder in den Griff? Wie halten wir 
die Basis bei der Stange? Wie ver- 
hindern wir ein neues 69? 

‚Auch die Arbeit 
Iitischen Gruppen war nicht 
gerichtet, Erfahrungen aus der 69er 
Streikbewegung zu ziehen und Er- 
kenntnisse zu vermitteln. Vor allem 
wihrend der letzten Streiks ber 
schränkten sich die linken Gruppen 
weitgehend darauf, den Arbeitern 
Dinge wiederzukäuen, die ihnen 
wohlbekannt sind (Preissteigerun- 
gen) und ihnen ansonsten bIoB auf- 
munternd zuzusprechen („Nun 
streikt doch endlich — so günstig 
kriegt ihr” die Kampfbedingungen 
nie wieder!“), 

Wie sah der Streik bei Klöckner 
aus? 1969 war der Betrieb faktisch 
von den Arbeitern. besetzt, etwa 
80 % der Arbeiter waren im Werk, 
das Direktorium war ins „Parkho- 
tel“ umgezogen. Streikende kontrol- 
lierten die Tore, gaben Einlaßkarten 
aus, organisierten den Notdienst. 
Ständig gab es Versammlungen. 


ö) 


Und diesmal? Während in der 
Belegschaft zunächst die Forderung 


im Kaltwalzwerk hatte diese For- 
derung nach einer Befragung der 
Kollegen aufgestellt), stellte der Be- 
triebsrat longelöst von den Arbeitern 
seine 30 Pf-Forderung auf. 

‚Den Notdienst organisierte nicht 
die Belegschaft, sondern im Wesent- 
lichen konnte sich das Direktorium 
durchsetzen. Es wurden keine Ver- 
sammlungen abgehalten, die Kolle- 
‚gen verbrachten die Streikzeit zu 
Hause, während nur ein sehr kleiner 
aktiver Kreisvon Kollegen die dirck- 
te Organisierung des Streiks über- 
nahm und selbst Streikposten stand. 
Vor den Toren standen oft nur eine 
Handvoll Kollegen, vor Tor 3 zeit- 
weise nur ein einziger. Ein Vertrau« 
ensmann: „Mit dem Zusammen- 
bruch_ der wenigen Aktiven brach 
schließlich der gesamte Streik zu- 
sammen.“ Bei vielen. fortschritli- 
‚chen jungen Vertrauensleuten waren 
resignative Äußerungen zu hören 
wie etwa: „Die Kollegen sind uns 
in den Rücken gefallen. Für die tu 
ich nie wieder wasl" 

Wir können natürlich als „Au- 
Benstehende“ nicht detailiert unter- 
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suchen, woran der Klöckner-Streik 
geschietert st, Das,aößte von jenen 
‚Gruppen geleistet werden, die dort 
politisch arbeiten (DKP, „Arbeiter- 
politik“, KBW). 

Allgemein läßt sich jedoch sagen, 
daß die Niederlage mit bloßen tech. 
nischen Versäumnissen bei der Or- 
ganislerung des Streiks nicht zu er- 
klären ist. Denn es hat ja seine 
Gründe , daß diese Sachen viel 
schlechter liefen als im $ 
9. Hier wäre die Frage 
Entwicklung der Bewußtheit der 
Klöckner-Arbeiter seit 69 zu stellen, 
nach der Kampfabstimmung im 
Werk und seinen einzelnen Abtei- 
lungen zum Zeitpunkt des Streiks, 
nach der Arbeit der politischen 
Gruppen, nach der Politik des Be- 
triebsrats, nach dem Vorgehen der 
IGM u. 

Wir wollen voraussichtlich im. 
‚Nächsten AK auf die politische Ent- 
wicklung bei Klöckner seit 69 näher 
eingehen, vor allem auf die Ausein- 
andersetzungen zwischen den Lin- 
ken im Betriebsrat und der IGM-Füh- 
rung 69 sowie auf die Entwicklung. 
seither. Voraussichtlich im über- 
nächsten AK werden wir uns mit der 
Gruppe „Arbeiterpolitik“ beschi 
tigen. [ 


‘Vom 20. 6. bis zum 29. 6. kam es 
bei der AEG-Elektromotorenfabrik 
in Oldenburg zu spontanen Streikak- 
tionen der Arbeiter des Betriebs. Die. 
Forderung’war70.4- DM Zaueningssc.ı 
zuschlag monatlich und ein 13. Mo- 
natsgehalt. Durch anhaltende Hin- 
halte- und Einschüchterungstaktik 
gelang es den Kapitalisten, der Be- 
legschaft eine Niederlage beizubrin- 
gen und sie mit 250.- DM Lohnein- 
buße durchschnittlich in den Be- 
triebsurlaub zu schicken. 


Streikenden mit Unmutsäußerungen 
verharrte, hieß es: „Um 11.15 Uhr 
kommt ein. Ergebni 


ren Kollegen und Kolleginnen in den 
Hallen zu mobilisieren. Doch dann 


beteiligten sich ein Drittel der 3000. 
Kollegen am erneuten Warnstreik 
und zog zum  Verwaltungsgebäude, 

jach langer Zeit erschienen Dire) 
'onı Lesch <. und. BR-Vorsitzender 
ied: „Es wird noch verhandelt“, 
Dann, als immer noch die Hälfte der 


Das benutz- 
ten die Streikenden, um die ande- 


‚gen durchgesetzt erden — aber er 
„bevorzuge den Verhandlungswei 
ind zwar „überörtliche Verhandlun- 
gen“, 

‚Als Antwort wurde von Kollegen 
gefordert: „Wir müssen am Montag 
weitermachen, bis wir ein Ergebnis 
haben.“ 

In der Folge wurde dann der 
Warnstreik am 25; 6. unter großer 
Beteiligung weitergeführt. _Ausge- 
hend vom Werkzeugbau und der 
Stanzerei wurden auch die Kollegin- 


Wollen Bi den Vertragebruch begehen und daml Ihre 
Gewerkacheften unglaubwürdig machen? 


Verband der Metallindustriellen 
des Nordwestlichen Nieders.e.V. 
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AEG-TELEFUNKEN bittet alle Streikenden 
‚die Arbeit wiederaufzunehmen. 


aus Nordwest-Zeitung Oldenburg vom 28. 6. 73... und 30, 6.73 


lührend des Bremer Vulkan- 
Streiks übergab am 18. 6, 
die Belegschaft bei AEG in 


Oldenburg der Geschäftsleitung ihre 
Forderungen. Als am Mittwoch die 
angeforderte Antwort ausblieb, z0- 
genca. 2000 Kolleginnen und Kolle- 
gen mit der Parole „Wir fordern 
70 Mark netto“ durch die Hallen 
zum Verwaltungsgebäude, Auf der 
anschließenden Streikversammlung 
gabes dann doch eine „Stellungnah 
me“ der Geschäftsleitung: Sie müsse 
die Forderung ablehnen wegen der 
‚nicht zufriedenstellenden Ertrags- 
lage“ — nun auf einmal, Der „AEG- 
Telefunken-Report“ („Eine Zeitung 
für unsere Mitarbeiter") hatte aller- 
dings in der Mai/Juni-Ausgabe 

de noch die „blendende Ertragslage‘ 
hervorgehoben, 

Die Kollegen stellten ein neues 
Ultimatum: Bis Freitag um acht Uhr 
liegt en Ergebnis vor, sonst wird bis 
au der um 14 Uhr angesetzten Be- 
triebsvorsammlung gestreikt, Die Ge- 
schäftsleltung sagte weitere V' 
handlungen mit dem Batriebarat 
Als sich am Freitag weder die ( 
schäftsleltung noch der DR zeigten, 


hieß es vonLesch, daß in Oldenburg 
keine Entscheidung gefällt werden 
könnte, da die AEG ein Konzern 
sei. So ging ex dann auch In der Be- 
triebsversammlung weiler. Nachdem 
allein am Donnerstag angeblich, 
zwölf Stunden verhandelt worden 
sein soll, fordert AEG-Direktor 
Brandenburg — mangels Kompetenz 
in Oldenburg - Verhandlungen auf 
‚Konzernebene mit dem Gesamtbe- 
triebsrat, Mit dieser Taktik sollten 
die Verhandlungen nach weiter von 
der Belegschaft losgelöst werden, um 
noch unkontrollierter als bisher mit 
dem BR zu mauscheln, 

Der BR und der IGM-Ortsbevoll- 
mächtigte stimmten unisono in die- 
sen Vorschlag ein. BR-Thied gab 
Weichzeitig bekannt, als „Kompro- 
miß“ auf eine einmalige Zahlung 
von 70 Mark. runtergegangen zu 
sein, 

IGM-Kaiser sprach über die Teue- 
rungwelle und sein Verständnis für 
die Belegschaft. Während er in der 
esse mit BR-Thied sine positive 
Haltung zur Friedenspflicht und 
„Vertragstreue‘' betont hatte, war 
& ihm nun egal, wie die Forderun- 


weitung des“ Streiks beantwortet 
hatten, 

In der Presse wurden die Kol- 
legen dann auch prompt von den 
AEG-Kapitalisten 
fenden” gehalten: 
28. 6. in der „NWZ?: der Streik se 
illegal, AEG-Telofunken bezahle so- 
wieso’ die höchsten Löhne, keine 
Bezahlung derStreikzeit, keine Lohn- 
fortzahlung im Krankheitsfalle, Ge- 
führdung der Arbeitsplätze etc. (ver. 
nebenstehenden Abdruck). 

‚Am Freitag riefen dann BR und 

Am Freitag riefen dann BR und 
VK in der Gaststätte „Harmanie” 
kurzfristig eine Belogschaftsversamm- 
hung ein, wovon nur ein kleiner 
Teil überhaupt erfuhr, insgesamt er- 
schienen nur 200 von 3.000. BR 
und die IGM-Führung konnten hier 
den Streikabbruch durchsetzen. 

Am Samstag scholen die Kapi- 
talisten in der Presse nach mit + 
ner Anzeige gegen den „wilden 
Streik” und ließen darin IGM-Vor- 
standsmitglied Hans Mayr zitieren: 
„Wir sind gebunden an unsere Ver- 
{zäge. Wir müssen uns an die Frie- 
denspflicht halten”. Die Kapitalisten 
kommentierten das: „Wollen Sie 
Ihrer Gewerkschaft in den Rücken 
fallen? "(Verg). nebenstehenden Ab- 
druck), 

Gleichzeitig waren laut Stellen- 
gesuchen der AEG Arbeitsplätze 
im Werkzeugbau undin der Stanzerei 


‚Theodor Bandi. 
Träger-des Großen Verdienstkreuz 


dann gibt es zum Beispiel drei volle Seiten Nachrufe. Zu lesen in einer Julj- 
ausgabe des Unternehmerblattes „Frankfurter Allgemeine Zeitung“, Anlaß 
war das Ableben des Hüttendirgktors Dr. mont. Dr.ing. e.h, Hermann 


nen und Kollegen in zurückhalten- 
deren Abteilungen mobilisiert. 

Am Dienstag, dem 26. 6. verlas] 
der BR-Vonsitzende Thied ein] 
Schreiben der Geschäftsleitung, wo- 
nach die Verhandlungen auf Kon-| 
zernobene erst am 12. Juli — zweil 
Tage vor Betriebsferien — stattfin- 
den sollen! Sollte nach dem Kon- 
zept der VK-Leitung der Warnstreiks| 
täglich um eine Stunde ausgedehnt‘ 
werden, machte sich nun der Vor- 
schlag breit: „Jetzt machen wir 
den Laden dicht!” Die Debatte 
im Werkshof gibt eine klare Ent- 
scheidung für Vollstreik. Doch die 
VK-Leitung kann sich damit durch“ 
setzen, daß die Kollegen nicht mehr 
wie gewohnt in den Betrieb kom- 
men und Streikposten aufstellen, 
sondeın sich über die Presse „auf 
dem laufenden” halten sollen. Be- 
gründet wurde das mit eventuellen 
Schadensersatzansprüchen der AEG- 
Kapitalisten, da es sich ja um einen 
ilden" Streik handle. 

Damit wurde gleichzeitig die 
Grundlage gelegt, um den Streik ab- 
zuwürgen, nachdem binlang die Ar- 
beiter jedes Manöver mit einer Aus- 


blik Deutschland 


Ehrenbürger der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen 
‚Träger des Ehrenzeichen des Deutschen Roten Kreuzes. 
Senator der Max-lanck Gesellschaft 


Vorsitzender des 


Vorsitzender des 
Iivertretender 


Verbandes 


Arbeltgeberverband Eisen und Stahlindustrie e.V, 


Aufsichtsrates 
Vorsitzender 


Mitglied des Aufsichtsrates 


Vorsitzender des Stromausschusses esellsch 


Mitglied des Aufsichtsrates. 


Vorsitzender des 


Aufsichtsrates 


Mitglied des Aufsichtsrates. 


Vorsitzender des 
Mitglied des Auf 
Vorsitzender de 
Mitglied des Auf 
Stellv. Vors. des 


Stellv. Vors, 
Stellv. Vors, 
Mitglied des Auf 
Mitglied des Auf 
Mitglied des Auf 


Mitglied des Vorstand: 
Da wurde kasıer 


für alle, sonds 


Beirates 
ich ara 
Aufsichtsrates 
ichisrates 
‚Aufsichtsrates, 


Mannesmannröhren-Werke Aktiengesellschaft 


Aufsichtaraten 


ichtsrates 
Ichtsrates. 
sichtsra 


alles für einen. 


Auf die freigtwordenen Posten warten schon die nächsten Wölfe 


August Tnyssen-Hütte Aktiengesellschaft 
Vorstandsgelder, Aufsichtsratagelder, Beiratsgelde 
Dividendengelder, Aktiengelder, Ausschußgelder, usw, usw. Nicht einer 


— den im Steik aktivsten Abtel- 
lungen — frei, obwohl bislang keine 
solchen Stellenanzeigen der AEG 
erschienen waren. 

‚Am 2. 7. wurde die. Arbeit wie- 
der aufgenommen. Die Verhand- 
lungen mit dem Gesamtbetriebsrat 
am 12.7. blieben dann natürlich oh- 
ne Ergebnis für die Kollegen. Die 
Streikzeit wird nicht bezahlt, ledig- 
lich in der Vorfabrikation „dürfen” 
einige Kollegen in den Ferien arbei- 
ten, „um die Lieferrickstände für 
andere AEG-Produktionsstätten auf- 

andere AEG-Produktionsstätten auf- 

zuholen.” = 


KB/Gruppe Oldenburg 


BR-Vorsitzender Ewald Thied, des- 
sen Spalterliste bei den BR-Wahlen 
die Mehrheit über die gewerkschaft- 
lichen VK-Kandidaten errungen 

te, verwies einen bärtigen P: 

fotographen während des Streiks 
vom Werksgelände mit den Worten: 
„Man weiß ja nie, ob das ein Maoist, 
Stalinist, Organist oder Journalist 
ist.” Damit liegt er auf der glek 
cn Wellenlänge wie der Arbeitge- 


berverband Oldenburg, der zur So- 
& lidarität mit den AEG-Kapitalisten 
aufforderte, um „den Druck vor al- 
lem linksextremistischer Elemente” 


des Verdienstordens der Bundesrepu- 


Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH 
Verein Deutscher Eisenhüttenleut 
‚Ruhrchemie Aktiengesellschaft 

t für Stromwirtschaft mbH 
Westfälische Union Aktiengesellschaft 
Walzwerk „Grillo Funke‘ GmbH 
Tnyssen Niederrhein Aktiengesellschaft 
Hütıen und Walzwerke 

‚Thyssen Purofer GmbH 

Deutsche Edelstahlwerke GmbH 

Linde Aktiengeseschaft 

Gelsenberg Aktiengesellschaft 


‚Rheinische Kalksandsteinwerke GmbH 
Dolomitwerke GmbH, Wälfrath 

‚Brown Boveri & Cie. Aktiengesellschaft 
Honsel-Werke Aktiengesellschaft 
‚Biohm + Vous Aktiengeseilschaft 


| 


Die verschärfte Kommunistenjaged 
der Bourgeolsie — Rausschmisse 
von Gewerkschaftern, die Hetze ge- 
gen Streikende, Berufsverbote. 
gen Kommunisten und andere fort. 
schritlich” gesinnte Menschen — 
ist von den Kapitalisten um eine 
neue Kampagne bereichert worden. 
Seit einigen Monaten werden in 
einer großen Zahl von Betrieben 
‚Jugendvertreter, Tugendvertrauens- 
leute und aktive junge Gewerk- 
schafter gefeuert — die offiziell vom 
DGB registrierten Fälle verzeich- 
nen bisher mehr als 600 salcher 
Rausschmisse, Die Dunkelziffer ‚ist 
allerdings schr groß, so daß diese 
Zahl das ganze Ausmaß noch nicht 
einmal richtig wiedergibt. 
Eingeleitet ist diese Kampagne von 
der Bundesvereinigung der Deut- 
chen Arbeitgeberverbände (BDA), 
die ale Mitgliedsfirmen aufforderte, 
sich an ihr zu beteiligen, da im 
‚Spätsommer und Herbst viele Aus- 
bildungsverträge auslaufen. 


Etwa 400 junge Gewerkschafter protestierten auf einer Demonstration in Mannheim gegen die Jugendvertreter-Kam- 


pagne dor Kapitali 


lichen finden (Jahresbericht der 
BDA 1972, 8. 99/100) und stellen 
hiergegen die Verstärkung der Aus- 
einandersetzung um die „Bedeu- 
tung unserer Ordnung für die Er- 
haltung nicht nur der materiellen, 
sondern vor allem der persönlichen 
Freiheit,“ 

Weiter heißt es: „Die Poltisie 
rung der organisierten Jugend zeigt 
sich besonders deutlich in den 
Äußerungen und Aktionen der Ge- 
werkschaftsjigend, Das Schwerge- 
wicht in_ der gewerkschaftlichen 
Jugendarbeit wird in der politischen 


Bildung und der Arbeit im Betrieb 


ETATIEUNGN! 
wre 


Jugendvertreter 


‚Bisher weit über 600 Rausschmisse 


Arbeiterfugend betrieben werden — 
Junge Arbeiter sollen von aktiver 
Arbeit im Betrieb abgehalten wer- 
den. 

Die Kapltalten verstehen die 
Lehrzeit nicht nur als eine Möglich- 
keit, den jungen Menschen zu einem 
gefügigen Arbeiter zu erziehen, son- 
dern sie schen die Gefahr, daß 
aktive Junge Arbeiter sich frühzei- 
ig an den Auseinandersetzungen 
mit den Unternehmern schulen — 
daß hier Kräfte entstehen können, 
die nicht nur im Kampf der Arbei- 
terfugend eine entscheidende Rolle 
spielen, sondern für den weiteren 


Etwa 400 junge Gewerkschafter protestierten auf einer Demonstration in Mannheim gegen die Jugendvertroter-Kam- 


pagne der Kapitalisten. 


Politisierte Arbeiterjugend 


Zunehmend ‚st auch in der Ar- 
beitejugend in den letzten Jahren 
ein Prozeß fortschreitender Politi 
sierungerkennbar. Besonders findet 
das seinen Niederschlag in der be- 
trieblichen und gewerkschaftlichen 
Betätigung. So verzeichnet der DGB 
einen enormen Zuwachs Junger Mit- 
nlieder, Die im letzten Jahr gelaufe- 
nen Jugendvertreterwahlen brach- 
ten für einen großen Teil der Be- 
triebe das erstemal gewählte Ju- 
‚gend vertretungen. 


Gerade in der Arbeiterugend 
findet aber auch eine starke Ausein- 
ndersetzung um den Kurs gewerk- 
schaftlicher Politik statt. So vei 
schärft sich auch das Vorgehen der 
Gewerkschaftsführer gegen die zu- 
meist  lnksstehenden Jugendgre- 
mien des DGB und einzelne junge 
‚Atbeiter, Ein großer Teil der durch 
die „Extremistenbeschlisse" aus 
geschlossenen Gewerkschaftsmit - 
Bieder sind junge Arbeiter, ganze 
Jugendgremien werden aufgelöst 
oder unter heftigen Beschuß ge- 
‚nommen (in Bremen, Hildesheim, 
Berlin und Kiel 2.B.). 


Das Ziel: die Ansätze brechen 


Im Jahresbericht des BDA set 
zen sich die Unternehmer ausführ- 
lich mit. der „Gesellschaftspolit, 
schen Bildungs und Jugendarbeit‘ 
auseinander, "Dabei stellen sie be- 
sorgt fost, daß „linksradikale“ Orga- 
nlsationen wachsende Anhänger“ 
schaft besonders unter den Jugend- 


‚gesehen ... wurden im Berichtsjahr 
verstärkt Lehrlingsbefragungen in 
Betrieben und Berufsschulen durch 
‚geführt sowie radikale jugendpoliti- 
sche Forderungen auf allen Ebenen 
der DGB-Jugend und in der Öffent- 
lichkeit diskutiert,“ ($. 121) 

Gegen diese Entwicklung setzen 

die Kapitalisten einerseits ihre For 
derung nach einer verstärkten Ideo- 
jogischen Ausrichtung der Jugend- 
Tehen um ein positives Bild vom 
„freien Unternehmertum" zu zeich- 
nen, In diesen Rahmen fallen zum 
Beispiel auch eine Verstärkung des 
Politik: (Staatsbürgerkunde)Unter- 
richts an den Berufsschulen; die 
Einführung von Wehrkundeunter- 
richt in Schulen und Berufsschu- 
len, und ebenso die von den Unter- 
nehmerverbänden geförderte Aus- 
bildung der Berufsausbilder, die 
durch ein Gesetz der Bundesrogie- 
rung (Ausbildereignungsverordnung 
vom April 1972) vorsieht, daß Be- 
rufsausbilder künftig Prüfungen vor 
‚den von den Kapitalisten gelenkten 
Industrie-und Handelskammern ab- 
legen müssen. 

Andererseits verschärfen sie Ih 
en Kurs durch unmittelbares Han- 
deln, In der Anfang Januar 1973 
von der BDA eingeleiteten Kam- 
pagne heißt es, daß durch die 
Rausschmisse gegen „unternehmer- 
feindliche Jugendvertreier ein 
Exempel statulert werden“ soll, 
Längerfristig wachse in diesem Be- 
reich eine Gefahr für den „sozlalen 
Frieden“ heran,* da die wewerk- 
schaftich Aktiven „uns morgen als 
Vertrauensleute und Betriebarkte 
‚gegenüberstehen. Wir aber brauche 
‚Ruhe im Betrieb“ (BDA-Prisident 
Friedrich). 

Es soll also mit dieser Kampagne 
‚die Einschüchterung der gesamten 


Verlauf des Klassenkampfes eine 
Gefahr für die Kapitalisten dar- 
stellen. 

Diese Absicht der Unternehmer 
verdeutlicht, daß die jetzt laufende 
Kampagne nicht ein spezielles Pro- 
biem von einigen Lehrlingen oder 
‚Jungarbeitern darstellt, sondern daß 
hier ein gezielter Angriff auf die 
politische und gewerkschaftliche 
Betätigung der Arbeiterklasse ins- 
gesamt stattfindet! 


Der parlamentarische 
„Ausweg” des DGB 


Eine grandiose Rolle in diesen 
Auseinandersetzungen spielt einmal 
mehr die Gewerkschaftsführung. 


Die wachsenden politischen Ak- 
tivitäten der Gewerkschaftsjugend 
müssen von ihr in geordhete, sozial- 
‚demokratische Bahnen gelenkt wer 
den. So praktizieren die Gewerk- 
schaftsführer im Jugendbereich eine 
Politik, die verglichen mit anderen 
Bereiihen der Gewerkschaftsaitelt 
„Jinks” zu nennen ist, Ziel dieser 
Politik ist es, die Jungen Gewerk- 
schafter fühzeitig zu Integrieren, 
se zu guten sozlaldemokratischen 
Gewerkschaften zu erziehen, $o 
sind gerade im Jugendbereich eine 
roße Zahl von gut geschulten De- 
magogen eingesetzt, die mit radikar 
len Sprüchen und großem Aktionis- 
mus die Jugendarbeit lenken. 
Dabei erweisen sich selbst die 
reuktionärsten Gewerkschaftsführer 
als sehr tolerant: sie erlauben De- 
monstrationen, initiieren Lehrlings- 
aktionen und gestatten auch größere, 
Aktivitäten zum 1, Mal, wie z.B. In 


— 
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Organisierte Kampagne gegen’ 


Hamburg, wo der DGB den Jugend- 
lichen eine Demonstration gench- 
migte (,„für die Jugendlichen Daw 
demonstrierer“, so DGB-Chef Hans 
Saaltels). 

Tolerant so lange, wie es ihren 
Integrationsplänen nützt, Anderer- 
seits. schlagen sie auch hart zu: 
Gewerkschaftsausschlüsse, Auflö- 
sung von Jugendgruppen und «gre- 

ien oder Entlassung von Jugend- 
bildungssekretären wie im Fall Berg- 
mann/Heine in Niedersachsen. 

Begründung in allen Fällen: zu 
starker Einfluß von Kommunisten 
(die Jugendlichen werden von re- 
volutionkrer Kaderarbeit_ verblen- 
det‘‘, hieß es bei der Auflösung des 
Bremer KJA) — d.h. es bestand die 
Gefahr, daß unter den Gewerkschaf- 
ern die Diskussion und Forderung 
nach einer konsequenteren Gewerk- 
Schaftspolitik Verbreitung findet. 

Die „Verantwortung“ der Ge- 
werkschäftsführer gegenüber den 
Mitgliedern _ erforderte natürlich 
auch ein Eingehen auf die BDA- 
Kampagne gegen Jugendvertreter, 
zumal diese in einer großen Zahl 
von Betrieben und Gewerkschafts- 
gremien auf heftige Empörung ge- 
stoßen war. 

Unter der Überschift „Von den 
Kollegen gewählt - von den Bossen 
gefeuert” wat der DGB an die 
Öffentlichkeit und „entlarvte“ die 
Raussmisse. Dabei werden in den 
Zeitungen der DGB-Gewerkschaf- 
ten. zweifellos einzelne Fälle. auf- 
gopriffen, Unterschrftensammlun- 
gen gestartet, und in zwei — uns be- 
kannten — Fällen wurden Demon- 
strationen veranstaltet (mit etwa 
000 Teilnehmem in Stuttgart 
und 400 in Mannheim). Hier wurde 
also ein Betäigungseld für die Em- 
pörung und Solidarisierungsbestre- 
bungen»der jungen-Kollegen ge- 
schaffen - doch wie ist die inhalt- 
liche Ausrichtung der DGB-Kam - 
pagne? 
ehe Küsnchti 
pagne? 

Zunächst fordert, der DGB: 
„Bonn muß handeln“ („Welt der 
Ärbeit“,20.7.73) ah 

„Die Arbeitgeber sträuben sich 
mit Händen und Füßen gegen den 
sozialen Fortschritt. Nicht einmal 
der klar erkennbare Wile des Ge- 
setzgebern (1) verhilft ihnen zu 
neuen Einsichten. Sie versuchen, 
den Sinn eines Gesetzes in sein 
Gegenteil zuverkehren“. („Welt der 
Arbeit", 6.1.73) 

Diese unbeichrbaren Arbeitge- 
ber! Lassen sich nicht einmal von 
dergutwilligen,arbeitnehmerfreung- 
lichen SPD-Repierung zu Freunden 
der Arbeiter machen! 

Wie ist es nan wirklich mit dem 
„Sinn des Gesetzes“ (Betriebiver- 
Tassungsgesetz) und dem „klare 
kennbaren Willen des Gesetzgebers 
bestellt? 


it act In Ram - 


SPD-Regierung unt« 
stützt die Kampagne 


fehlende Kün- 
digungsschutz bei Beendigung eines 
‚Ausbildungsverhälinisses. Wenn 
jetzt der DGB von einer „Lücke im 
Gesetz" spricht und sich entsetzt 
zeigt, so ist das pure Heuchelei, 


Nicht erst seit heute nutzen die 
Kapitalisten den (ehlenden Kündi- 
gungsschutz - Rausschmilsse von 
Jugendvertretern sind keine Neuheit 
(so sind z.B, laut IGM-Funktionärs« 
organ „Gewerkschafter“ 3/73 im 
letzten Jahr etwa 200 gefeuert wor- 
den), neu Ist allein das massive und 
organisierte Vorgehen der Kaplta- 
listen. 


‚Trotz wiederholter Forderungen 
derGewerkschaftsjugend nach Kün- 
digungsschutz im BVG sahen weder 
die Planung des Gesetzes durch die 
Bundesregierung 1971 - noch die 
Vorschläge des DGB hierzu, diesen. 
vor. Der Sinn des im Ganzen arbei- 
terfeindlichen Betriebsverfassungs- 
gesetzes ist auch. hier eindeutig! 

Doch die Kampagne der Kapita- 
listen findet auch auf einem anderen 
Gebiet die Unterstützung der Bun- 
desreglerung: Wiederholt ist es in 
der ketzten Zeit vorgekommen, daß 
Jugendvertreter gezielt zum Wehr- 
dienst einberufen wurden, dabei 
wird dies Verfahren zur Zeit auch 
mit Vorliebe auf junge Betriebsräte 
ausgedehnt, die nicht in der Aus- 
bildung stehen. 

Als der Jugendvertreter W. 
Karches aus Frankfurt Beschwerde 
hiergegen einlegte, erhielt er aus 
Bonner SPD-Kreisen (Arbeits- und 
Verteidigungsministerlum) den „‚er- 
‚kennbaren Willen des Gesetzgebers“ 
geliefert: „Das Öffentliche Interesse 
an der Ableistung des Wehrdienstes 

„. überwiegt vor dem Öffentlichen 

Interesse an der Fortführung seiner 
jetzigen Tätigkeit.“ (Antwortbrief 
‚er beiden Ministerien) 

Also: Der Schutz der kapitälisti- 
schen Ausbeuterordnung überwiegt 
gegenüber dem Schulz der Rechte 
der Arbeiter — das ist der „Wille des 
Gesetzgebers“, lee Herren Gewerk- 
schaftsführert 


Schutz durch Gesetze? 


Die Forderung des DGB nach 
einer Erweiterung des Kündigungs- 
schutzes wird verbunden mit der 
Aufforderung an die Geri 


‚Arbeitgeber, die sich auch dann 
noch nicht daran gewöhnen können, 
mit kritischen Jugendvertretern zu 
eben, werden von den Arbeits- 
gerichten nachhaltig an Geist und 
Buchstaben des Betriebwverfasungs- 
gesetzes erinnert werden müssen.“ 
(welt der Arbeit",6.773) 

Als gäbe esda keine Erfahrungen, 
Ienken die Gewerkschaftsführer 
auch hier wieder das Problem in 
dieselbe Richtung: Zuerst Vertrauen 


dieselbe Richtung: Zuers 


Vertrauen 
in den Gesetzgeber (SPD-Regierung), 
dann in die Buchstaben der Gesetze, 
schließlich in die Justiz, 


Nun gibt es aber gerade in def 
teızten Zeit reichhaltige Erfahrun- 
gen: Trotz Kündigungsschutz für 
Betriebsräte werden auch hier linke 
Kollegen gefeuert, Die Jüngsten Fäl- 
le in Hamburg: Rausschmiß. von 
zwei Betriebsräten bei HSW, einem 
bei Lumoprint-Zindler, Alle drei 
alten als Kommunisten — offizielle 
Gründe für die Kündigung bot das 
BVG (Störung des Betriebsfriedens 
uw.) 


Ex und Hopp 


Zum einen gelingt 08 den Kapita 
listen oft, einen Rauschmigrund 
zu finden, dazu Ist die Gesetzgebung 


die einen kapitalistischen Staates — 
zum anderen bedeutet auch ein 
jexen die bestehenden Geswtze ver« 
stoßender Rausschmiß in der Repel 
das Ende der Tätiakelt Im Betrieb: 
Arbeitsperichtsprozesse enden in 
solchen Fällen zumelat mit einem 
Einigungsverfahren (finanzielle Ab- 
findung des Gefeuerten) oder aber 
‚eine Wiederoinstellung wird von un« 
erfülbaren Bedingungen abhänd 


ARTEnKaNPET NER Rh 


Forts. JJunendvertreter 


‚nericht“ 
lich geregeltes Wohlverhalten im Be- 
trieb ww, Darüberhinaus ist ein 
Arbeltsgerichtsverfahren. sehr lanp- 
wierig, über Monate und Jahre, 
während dieser Zeit ist der Kollege 
aber nicht Im Betrieb, 

Die Kapitalisten m - 
herzewverntößen „Bestrafungen “ gern 
In Kauf, auch um den Preis sowieso 
geringer finanzieller Belastungen 
(Abfindung, — Weiterzahlun; 
Lohns), wenn sie. nur 
reichen: den Kolleyen zu feuern. 

Das ist der „Schwta”, den die 
Gewerkschaftführer der Arbeiter: 
klasse empfehlen, 


Wie ist der Kampf zu führen 


Die Giewerkschaftsfülhner versu- 
chen dies Aktivitäten’ der‘ Jungen 
Kollegen auf die Mühlen sozialdemo- 
kratischer Politik zu lenken. Kein 
Wunder, daß sich sofort auch die 
‚Jusos zu Wort meldeten und als 
„engagierte Vertreter der Arbeit- 
nehmerinteressen” ihre Unterstüt- 
zung durch Einwirken auf die SPD 
zusäyten, 

Die Bekämpfung der durch die 
Sozialdemokraten und Revisionisten 
(zur DKP später) enährten Ulusio- 
nen muß ein Schwerpunkt unseres 
Eingreifens in die Aktionen gegen 
das Vorgehen der Kapitalisten sein, 
Natürlich sperren wir uns nicht da- 
asien, daß für eine Verbesserung 
der Rechte der Ailnitcrjügend ge“ 
kämpft wird — nur der,vielstimmige 
Appell an die Unternehmer zum 
Wohlverhulten undan die Regierung 
nützt überhaupt nichts — er verläit 
nur wieder das notwendige Handeln 
der Arbeiter im die Hände der satt- 
sam bekannten Arbeiterverräter. 

Wenn wirjetzt.diesen Kampf auf- 
nehmen für verbesserten Kündi 
ungsschutz für Jugendvertreter, 


e) nicht die Iluslon. 
verbreiten, dabvein Cbsetz ausreicht, 
um den Machenschaften der Kapl- 
talisten. Kinlalt zu. yebleten. Kin 
solches Gesetz kann für uns bessere 
Bedingungen zur Abwehr der An- 
yuiffe und zur Durchsetzung unserer 
Interessen schaffen 

ist aber das Maß pol 

t, die Vesuigkeit der Su 
und’ die Kampfbereitsch 
eigenen Reihen. 

Wichtig. Ist über zu erkennen, 
daß die Arbeiterugend von sich 
us nicht in der Lage Ist, die An- 
wriffe der Kapltalisien abzuwehren, 
Hier müssen wir Aktionen und Di 
kussionen nutzen, die Auseinander- 
setzung mit allen Kollegen führe: 
‚den von der bürgerlichen Ideologie 
hochyepäppelten Einfluß des s0- 
genannten „Generationenkonfliku 
konkret bekämpfen, indem wir an 
diesem Angriff der Kapitalisten das 
nemeinsame Klasseninteresse der 
Arbeiterjugend mit den älteren 
Arbeitern herausstellen und zur 
Soldarität auffordern, 

In den Reihen der Jungen Kolle- 
en können wir durch Unterschrif- 
tensammlungen, Resolutionen, De- 
monstrationen usw, die Möglic 
keiten zur Verbreiterung und Ver- 
tiefung der Diskussion nutzen: mehr 
Kollegen erreichen und dazu bei- 
tragen, daß die vielfach bestehende 
Isolierung der Arbeit yon Jugendver- 
tretungen, Vertrauenskörpern von. 
den Kollegen aufgehoben wi 

Nichteine möglichst lange Unte 
schriftensammlung für Willy Brandt 
kann das Ziel sein, sondern die Her- 
stellung der Solidurität — die Ver- 
tiefung der politischen Diskussion. 

Denn das Ziel der Kampagne der 
Kapitalisten ist die Eind 
‚der zunehmenden _ suzialistise 
Orientierung der Arbeitenlugend 
Gewerkschaftskommission Metall, 
KB-Gruppe Hamburg 


Weitere Entlassungen 
von dugendvertretern 


it dem Bestehen des neuen 
Betriebsverfassungsgesetzes 
Fwurden (nach Angaben des 
DGB) allein in Hessen mindestens 
43, in Nordrhein-Westfalen über 40. 
‚Junge. Gewerkschafter, Jugendver- 
reter und jugendliche Betriebsrat- 
mitglieder nach. der Ausbildungs- 
zeit nicht weiter beschäftigt, bzw. 
entlassen, 
So 2.B. wurden der Jugend- 
vertreter Böker und der erste 
Ersatzmann der Jugendvertretung 
Allroggen von. ‚Bayer-Leverkusen‘ 
nicht weiter beschäftigt, weil sie 
„am 16. März in der Abteilungsver- 
sammlung für Auszubildende die 
bishererfolgten Lehrlingsrausschmis- 
se auf ihre politischen Hintergründe 
abgeklopft und die Vertreter der 
Werkleitung um eine Stellungnah- 
me gebeten. hatten“ (FR 1.7.73), 
So wurde bei VDO die Ju- 
jgendvertreterin Bianca Pilder 


Beiriebsleitung“- nicht mehr 
. Sie hatte Öffentlich gesagt, 
Pferde: der Frau Linsenhoff 


haben im Stall eine Klimaanlage, 
die Arbeiter bei VDO haben keine“, 
(Flugblatt des DGB-KJA) 
Bi 

stadt zehn Lehrlinge mit ih- 
rer Jugendvertretui 


nicht weiter 
beschäftigt, weil sie sich im Tarif- 
kampf am Streik der Belegschaft 
beteiligten. Begründung:,der per- 
sönliche Gesamteindruck” der Ent- 
lassenen ist unzureichend“ (ver- 
gleiche auch AK 29 5.24), 

Das. Beiriebsverfassungsgeseiz. 
bietet zwar Kündigungsschutz für 
Jugendvertreter, es hebt aber nicht 


die zeitliche Gebundenheit des Aus 
bildungsvertrages auf, sichert also 
nicht die Weiterbeschäftigung der 
Jugendvertreter. 

So formulierte auch Arbeitsrich- 
terin A, Fürst: „Das Werk brauche 
Bianca Pilder nicht zu übernehmen, 
auf der anderen Seite müsse es aber, 
den Beweis liefern, daß es sich von 
Bianca nicht wegen ihrer Tätigkeit 

Jugendvertretenin trennen wol- 
(FR 29.5.3), 
Betriebliche Gründe waren nicht 
zu belegen (Bianca ist der einzige 
Lehrling, der nicht übernommen 
Wurde) Und ihre persönlichen Lei- 
$tungen waren so gut, daß sie vor- 
zeitig zur Gehilfenpfung ange- 
meldet würde. 

‚Auch im Fall der Chemielabo - 
ranten Böker und Allröggen bei 
Bayer Leverküsen können solche 
Gründe nicht ins Feld geführt wer- 
den: ihre Durchschnittsnoten liegen 
zwischen eins und zwei 

Also zieht man sich auf faden- 
scheinige Begründungen wie: „per- 
sönlicher Gesamteindruck“ "oder 
‚Fehlendes Vertrauen der Geschäfts- 

ing“ zurück, um hier eine poli- 
tische Maßregelung deutlich zu ma- 
chen. Bianca Pilder wird eine zeit- 
langarbeitslos werden, denn ihr Ter- 
min beim Arbeitsgericht liegt erst 
am 16. August — zwei Monate nach 
ihrer mündlichen Prüfung. Und Ju- 
gendvertreier Böker sichl seine Si- 
wuation so: „Wer sich als Jugend- 
sprecher engagiert hat und keinen 
Anstellungsvertrag erhält, der kann 
kaum im hiesigen Raum eine ent- 
sprechend® Arbeit in der cheı 
schen Industrie finden. Daher bleibt 


1e' 


oft nur das Abwandern in andere 


Gegenden oder gar ein Beru 
wechsel "(FR 1.7.73) u 
Der Kreisjugendausschuß des 


DGB (KJA) und der Bezirksvor- 
stand der GEW Frankfurt hatten zu. 
Einer Protestdemonstraion mit a 
schließender Kundgebung für den 
29. Juni aufgerufen. Diese Demon- 
irtlon wurde auch von. zahlrek 
‚chen linken Gruppen in Frankfurt 
Unteraützt. An ihr nahmen cı 
1 200 Menschen teil, KJA und 
GEW stellten gemäß ihrer Kampag- 
ne die Forderung ans Parlament 
nach einem besseren Kündigungs- 
Schurz für Jugendvenreter im BV 
Vetriebszelle des KB/Gruppe WM 
Frankfuı 


monatlich, Verkaufspreis: 50 Pig. 
Vertsgskonten: Dresdner Bank, Kto. 
Ir. 451 8378 4. Reants, Pontscheck- 


m 17.4.73 beantragte der Ver- 
waltungss 
‚Chemie in Westberlin den 


‘Ausschluß zweier Jugendvertreter 
des Großbeiriebes Schering aus der 
Gewerkschaft (IG Chemie). Die 
Jugendvertreier Peter Boeken und 
Gerhard Maack_ waren außerdem 
gewählte Vertreier in mehreren ge- 
werkschaftlichen Jugendausschüs- 
sen sowie im Verwaltungsstellen- 
vorstand. 

Der Vorfall, der den Ausschluß- 
antrag unmittelbar bewirkte, war 
ein Brief der Beiriebsjugendvertre- 
tung Schering an den DGB, die DAG, 
alle’ Beiriebarkte und Jugendrer 
tretungen Westberlins sowie das 

' den „Maiaus- 
„Maikomitee 
oppositioneller Gewerkschafter", 

In dem Brief wurde bedauert, 
‚daß seit drei Jahren die „offiziellen” 
Gewerkschaften in Wesiberlin keine 
Maidemonstrationen mehr durch- 
führen, obwohl viele Kollegen in 
den Beirieben diese fordern, Wer 
ter wurde vorgeschlagen, auf einer 
Podiumsdiskussion die Frage einer 
möglichst einheitlichen Mai-Demon- 
stration zu klären. 

Sowohl dieses Jahr als auch 
1972 war die Entscheidung der 
Gewerkschaftsführung, den 1. Mai 
im Saal zu feiern, Öffentlich von 
mehreren gewerkschaftlichen Gre- 
mien kritisiert worden. 

Von der DGB-Führung kam kei- 
ne Antwort auf den Brief der 
Jugendvertretung, die „Antwort” 
erfolgte erst in Form eines Aus- 
schlußantrapen. Und dort ist die 


„Gegenafgumentation”  demago- 
gisch und platt! 
1972 sartete die Verwaltungs. 


le Berlin eine Umfrage bei den 
Mitgliedern, ob der 1. Mai unter 
freiem Himmel oder in einer Halle 
durchgeführt werden soll. Von rund. 
5.500 Mitgliedern sprachen sich nur 
73 Mitglieder für eine Straßende- 
monstration aus, Andere Gewerk- 
haften machten die gleiche Mit- 


gliederbefragung mit noch schlech- 
terem Ergebnis. Darauf beschlos- 
sen die Gewerkschaften und der 
DGB-Landesvorstand, keine Stra- 
endemonstrationen mehr durchzu- 
führen, aa eine solch@ Veranst 
tung nur als Kulisse linksradika- 
Nen Kräften dienen würde.” 

Tatsächlich gab es schon 1972 
eine ganze Menge dieser „linksra- 
dikalen Kräfte": 

„30 000 Menschen demonstrier- 
ten am 1. Mai in Westberlin, es war 
die machtvollste Demonstration in 
Westberlin nach dem Kriege. Wä 
renddessen hielt der DGB eine 
Saalveranstaltung mit 5 000 Mann 
ab. Begründung: Die Arbeiter ha- 
bus kan Intrem un onec Damon 
Von.“ (Aus einem Korrespon- 
dentenberiht Wentberiner Gene. 
im ARBEITERKAMPF Juni 


72) 


Demonstration ... 


‚Aus einem Bericht des KB/West- 
berlin, AK 29/Juni 73: 

Insgesamt waren in diesem Jahr 
am 1, Mai in Wessberlin ca. 70 000 
Menschen auf der Straße. Allein 
dem Aufruf des ‚Maikomitce 73: 
das im wesentlichen von der Sozia: 
tischen Einheitspartei Westberlins 
(SEW) bestimmt wurde, waren über 
50 000 Arbeiter, Angestellte und 
Studenten gefolgt.“ 


„. und Saalfeier 


Das offizielle Programm der offi: 
ziellen DGB-Führung zur Mal-Feier 
*73 im Westberlin, „Süddeutsche 


Zeitung": 


Da der Brief der Jugendvertre- 
tung außer an die satzungsmäßigen 


an die „Mai-Komitees“ gerichtet 
war, heizt die Gewerkschafisfüh- 
rung: 

„Den Jugenäveriretern der Sche- 
Ying AG kommi es entscheidend de- 
rauf an, die Gewerkschaften mit 
diesen anigewerkschaftlichen Sek- 
lierergruppen zusammenzubringen, 
um letztere salonfähig zu machen. 
Sie bekennen sich mit diesem Auf- 
Tuf ganz offen zur Zusammenarbeit 
mit. Linksradikalen gewerkschafts- 
feindlichen Gruppen.“ 


benfalls Land zu gewinnen: Der 
Brief der Jugendvertretung sei ein 
Alleingang zweier Jugendvertreter, 
der Aufrufsel ohne Mitwirkung und 
Zustimmung der übrigen drei Ju- 


Opening, Peul Kuhn und 
das” SFB-Tanzorchester, Potpourn; 
Work Song. Der Mai ist gekömmen, 
IfI ad a Hammer. 

2. Begrüßung durch Walter Sik- 
kert, Vorsitzender des DGB Berlin. 

3. Diskussionsgruppe. „Part 
sche Mitbestimmung“ 

4. Musikschau: Olivia Molina, 
‚Paul Kuhn und das SFB-Tanzor- 
chester: a) Glory, Glory, Halletulah 
b) Schön ist die Welt 0) So oder so 
(Olivia Molina) d) Godfather (SFB- 
Tanzorchester, Sollst: Milo Pavlo- 
vie) €) La Bamba (Olivia Molına), 

5. Diskussionsgruppe: „Gewerk- 
schaften heute“, 

6. Paul Kuhn und das SFB- 
Tanz orchester: Manhatten Spiriial. 

7. Ansprache durch Walter Sik- 
kei, 

8. Brüder zur Sonne, zur Pret- 
heit, gemeinsames Lied, begleitet 


| vom SRB-Tanzorchester." 


«Mit einer weiteren Unterstellung 
versuchte die Gewerkschaftsführung 


gendvertreter formuliert und ver- 
schickt worden! 

Dagegen konnte jeder Ange - 
schriebene, der des Lesens kundig 
war, sehen, daß ein zweiter Brief, 
der noch mal an die Podiumsdis- 
kussion erinnerte, eben von einem 
dieser drei angeblich „unwissenden“ 
‚Jugendvertreternunterschrieben wart 

Die Jugendvertretung Schering 
ließ sich diesen Angriff auch nicht 
gefallen und erklärte sich in einem 
Schreiben vom 24.4.73 mit den aus 
der Gewerkschaft geworlenen Kol- 
legen sowie mit der gesamten Ak- 
tion solidarisch. 

Der Brief zum Aufruf einer Po- 
diumsdiskussion war zwar ein will- 
kommener Vorwand zum Aus- 
schlußverfahren, aber nicht der 
eigentliche Grund. 


Worum geht es der Gewerk- 
schaftsführung insgesamt 


Das wird anhand der anderen Ar- 
‚gumente in der Ausschlußbegrün- 
sehr deutlich 
„Bereitsseit Jahren versuchen 
Kollegen der Beiriebsjugend- 
vertretung Schering immer wieder 
Beschlüsse der Gremien des DGI 
und der, IG Chemie zu torpedieren, 
In allen Zusammenkünften wiegeln 
sie durch Anträge und ideologische 
Diskussion die Mitglieder — auch 
nach abgeschlossener Willensbil- 
dung und Beschlußfassung - gegen 
die gefaßten Beschlüsse und die 
Vertreter der Beschlußgremien auf. 
Trotz wiederholter Hinweise 
in VL-Zusammenkünften (VL 
= Vertrauensleute, die Red,), VL- 
Sitzungen und Diskussionen im Vi 
waltungsstellenvorstand, sich an 
wefaßte Beschlüsse zu halten, wer- 
den diese Beschlüsse bekämpfi und 
Öffentlich dagsyen zum Widerstand 
aufgerufen. 


Es werden interne Informa- 
tionen an die KPD/ML wei- 


ist die Katze aus dem 
Sack. Aktive Gewerkschafter, die 
die Interessen der Kollegen (wie 
hier zum 1. Mai) wahrnehmen und 
auch nicht mit einer Kritik an der 
Gewerkschaftsführung und. deren 
Beschlüssen sparen, sollen mundt 

gemacht werden. Dabei greifi man 
zwei heraus, um a1} e einzu- 
schüchtern. Herausgegriffen werden 
die Aktivsten, in der Hoffnung, 
die anderen „zur Räson“ zu brin- 
ven. 

Beschlüsse derGewerkschafisfüh- 
rung (z.B. den 1. Mal als Saalfeier 
zu begehen) nicht einfach wortlos 
hinnehmen heißt „Beschlüsse torpe- 
dieren“.Den Versuch, ein beiricb- 
liches oder gewerkschaftliches Pro- 
blem allseitig zu diskutieren oder 
Taten der Herren Gewerkschaft: 
führer zu kritisieren, heißt „Auf: 
wiegeln durch ideolopsche Diakus- 
sionen“, 

Die Ausschluß, begründungenf“ 
sind fast immer die gleichen, mit 
einer einheitlichen Demagogie wird 
exen fortschnitliche Kol 
iesangen. 

Die Jugendvertretung Schering 
forderte in einem Brief an den Ver- 
waltungssellenvorstand die sofor- 
ige Aufhebung des Auschlußver- 
fahrens, den Brief unterschrieben 
ebenfalls mehrere aktive Junge, Ge- 
werkschafter, Dort heißt es: 

"Mir. protestieren ausdrücklich 
‚geren die Einleitung von Ausschluß- 
verfahren gegen den Kollegen Peter 
Bocken und den Kollegen Gerhard 
Mask. Wir beirachten dies alı ein 
Herausgreifen von zwei Kollegen, 
die sich oftmals kritisch gedußert 
‚haben, allerdingı immer für die 
Stärkung der Gewerkschafien 1.B. 
auf Beiriebsvesammlungen einge: 
treten sind.“ 


Inppikormialen dus Chemo, 
KB/Gruppe Hamburg @ 
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Pelizeiterror gegen streikende Arbeiter 


el den westfälischen „Hella- 
Werken" in Lippstadt und 
Paderborn legt 16. Juli 


über 3.000 ausländische Kollegen die 
Arbeit nieder, um ihren Forderungen 
nach mehr Lohn und einem ver- 
bewerten Arbeltwvertrag Nachdruck 
zu verleihen, 

Während sich ein Teil der deut- 
schen Arbeiter aktiv am Streik be- 
teligte (die Angaben darüber schwan- 
ken sehr stark), wurde ein b 
‚deutender Teil der Deutschen mit 
in den Streik hineingezogen. 

Nach einer machtvollen Demon- 
stration durch die Lippstädter In- 
nenstadt zogen die Streikenden am 
Dienstag, den 17. Juli vor die Werks- 
tore und hinderten die „Arbeits- 
willigen” durch dichte Ketten von 
Streikposten am Betreten des Werks- 
geländen. 

Die Kapitalisten hatten zum. 
„Schutz” ihres Betriebes eine Hun- 
ertschaft Bereitschaftspolizei kom- 
men lassen, die für die Dauer des 
Streiks das Worksgelände besetzte, 
Immer wieder kam es zu Zwischen- 
Allen, als die Polizei die Streik- 
posten angriff, um. „Arbeitswilli- 
gen” eine Bresche zu Schlagen. Am 
19, Juli hetzten die Polizisten so- 
ar scharfe Hunde auf die streiken- 
den Kollegen: Zwei spanische Ar- 
beler wurden durch-Bise an Bein 
und Arm verletzt und mußten ärzt- 

andelt werden. 

Mit noch größerer Brutalität gin- 
gen die Hüter der herrschenden Ord- 
mung in Paderborn gegen Streik- 
posten vor Mit gezogener Pistole 
(wie die sozlaldemokratische „West- 
fälische Rundschau'am 20. Juli mel- 
dei) und unter Einsatz von Schlag- 
stöcken brachen die Polizisten die 
Blockade des Werksgeländes — acht 


zur Wehr. 


Streik bei den Hella-Werken,, Lippstadt 


Mit brutaler Gewalt geht Polizei gegen die Streikposten beim Hella-Werk vor. 


Kollegen wurden verletzt, drei Strei- 
kende wegen „Verdachts des Land- 
friedensbruchs” _ festgenommen. 
(Siehe auch das nebenstehende Bild). 
Neben den Einsatzgruppen der Be- 
reitschaftspolizei waren auch Kripo- 
Leute im Einsatz! 


„ Die ausländischen Arbeiter setzten sich gegen die Provokationen der Polizei 


Trotz Polizeiterror und Unter- 
nehmerwillkür — 
Teilerfolg der Arbeiter 


Dieses Verhanatungsergebnis wurde, 
voneiner Vollversammlung den Stni- 
kenden angenommen. 


Neben dem Versuch der Kapita- 
listen, die Front der Streikenden. 
mit brutaler Gewalt zerschlagen zu 
lassen, gab es noch andere Formen 
der Rinschüchterune: 8a wurde von 


also!) nach Lippstaat zıuert, um 
die spanischen Kollegen zu „be- 
schwichtigen” und zur Wiederauf- 
‚nahme der Arbeit zu bewegen. Das 
Geschwätz des Faschisten verfing 
jedoch nicht: „Die Spanier zeigen 
keine Regung. Singend gehen sie 
wieder auf die Straße, aber nicht 
zur Arbeit.” („Westdeutsche All- 
gemeine Zeitung, 19. 7.73). 

Beide Formen der kapitalisti- 
schen Politik „Gut-Zureden” und 
„Zuschlagen” konnten jedoch nicht 
verhindern, daß die Hella-Kollegen 
einen Erfolg ihrer kämpferischen 
Solidarität errangen: Nach vier Ta- 
gen mußten die Kapitalisten eine 
Stundenlohnerhöhung von 30 bzw. 
40 Pfennig zugestehen (gefordert 
hatten die Streikenden 50 Pfennig) 

> drei der vier Streiktage werden 

bezahlt, 

> keiner der Streikführer soll 

entlassen werden oder auf an 
dere Art unter Druck ge 
setzt werden, 

> die ausländischen Kollegen 

können jetzt auf eigenen 
Wunsch vorzeitig aus den Ein- 
Jahres-Verträgen aussteigen. 


Die Kapitalisten rüsten sich für 
gewaltsame Konfrontationen 


Der "brutale Polizei-Einsatz gegen 


von nou aiDore 


„sondern muß als Ausdruck 
tik der in diesem Lande 
herrschenden Klasse begriffen wer 


Das ist die praktische Konse 
quenz jener ungeheuren Aufrüstung 
von Polizel, Bundesgrenzschutz und 
nieht zuletzt der Bundeswehr, die 


sich vor unseren Augen abspielt 
Gerade auch die SPD/FDP-Lander 
Regierung von Nordrhein-Westfalen 
hat unlängst 17 Millionen DM lok« 
ker gemacht, um Follzisten und Spe 
aaltrapps für „besondere Aufgaben” 
zu wappnen, Angeschafft werden: 
© Maschinenpitolen für jeden 
Streifenwagen, 
© 11.000 S,nnellziehhoister (Pi 
stolen-Halfter, die ein schnel 
en Ziehen der Waffe ermög- 
lichen), 
© 1.600 Stahlhelme für Schart- 
schützen, 
© 300 Schützschilder 
© 2.600 lange Schlagstöcke und 
© 58,000 Schienbeinschoner. 
in Panzerwagen, der bei Rheinstahl 
entwickelt wurde, soll Barrikaden 
brechen. (Lt. „Spiegel” vom 2. 
Juli 1973) 


Daß sich diese Rüstung für ge- 
waltsame Konfrontationen nicht in. 
erster Linie gegen „kleine Terror- 
gruppen” richtet, wie ihre Planer „ 
glauben machen wöllen, söndemn ge- 
gen die für ihre Interessen kämpfen- 
den Arbeiter gerichtet ist, daran 


Iarwanteeten din Wi 


ihre deutschen Kollegen! 


I I m 
Bild”, 10. Jul 1973: Mit der schon sattsam bekannten rassistischen Hetze 
(vergl. Streiks bei Carman, Osnabrück und John Deere, Mannheim) vor- 
sucht die bürgerliche Presse, allen voran Springers Fascho-Gazetten, west- 
deutsche Arbeiter gegen ihre ausländischen Kollegen aufzuhetzen. 


Die Arbeiter müssen sich dieser 
Sachlage bewußt werden, damit sie 
für die unvermeidlichen Konfron- 
tationen mit den Kapltalisten vor- 
bereitet sind. [) 


Metall-Komiteo, 
KB-Gruppe Hamburg 


INN 


Bremen: 


Ausschlussverfahren 
gegen haupt- und 


ehrenamtliche 


Funktionäre 
der Postgewerkschaft 


DGB-Kreisworstand kurzfristig 

die von ihm selbst einberufene 
Demonstration am 1. Mai ab. 
Grund: im sich formierenden Zug 
mehrerer tausend Menschen hatten 
die DGB-Führer allzu viel rote Fah- 
nen und nicht genehme Parolen ent 
deckt, Die große Mehrheit der An- 
wesenden ließ sich Jedoch auch von 


E: diesem Jahr sagte der Bremer 


der Absage des DGB-V orstands nicht 
davon abhalten, die Mal-Demonstra 
tion durchzuführen. 

Das soll „gewerkschaftsschädi 


gend“ gewesen wein, Nachdem der 
DOB-Kreisvorstand mit dieser „Be 
gündung” den Kreisjugendausschuß 
(KJA) Bremen auflöste, geht die 
„Abrechnung“ der DGB-Führer mit 
Tolnehmern der Maj-Demonstration 


Aus 14, bzw, 17, Mai stellten die 
Vorstände der Amtsgruppen der 
Postgewerkschaft (DPG) in den 
Fernmeldeimtern 1 und 2 in Bre- 
men Anträge auf Ausschluß sus der 
DPG gegen die drei Bezirksekretäre 


Bernhard Beck, Dirk Becker und 
Hans Jungfleisch, sowie gegen die 
fünf ehrenamilichen Kollegen Her 


mann Frenzel, Claudia Hölsche 
Margret Klink, Ingeborg Moorschlatt 
und Antje Schampera. Begründung 

Demonstration 


Ziel der Amtsgruppenvorstände 
und der Dremer Ortsverwaltung der 
DPG ist es schon seit längerem, die 
seit awei Jahren sich entwickelnde 
Jugendarbeit im Bremer Bezirk der 
DPG mit Hilfe des Bezirksvorstandes 
kaputt zu machen (die vom Aus 


chluß bedrohten Mitglieder sind vor 
allem in der gewerkschaftlichen 3 
gendarbeit tätig). So werden simtll 
che Anträge von Seiten fortschritt 
licher Kollegen auf formale Woge ge- 
lenkt und meistens abgeblockt. In- 
haltlichen Auselnandersetzungen ge- 
hen die DPG-Führer soweit wie mög 
lich aus dem Weg. Schon 1972 war 
ein Flugblatt der DPG-Jugend (Be- 
zirk Bremen), in dem zur kämpferi 
schen Durchführung des 1. Mal un 
tor fortschrittlichen Parolen aufge- 
rufen wurde, Anlaß für Scharfschüs- 
se seitens der Vorstände gegen Ju 
‚sendfunktionäre, Insbesondere ge- 
sen Hans Jungfleisch, dessen Aus- 
schluß aus der DPG bereits damals 
ins Auge gefaßt wurde [ 
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Springer-Hamburg: 


> 


Diese Analyse der Klasenausein- 
andersetzung im Druck-Großbetrieb 
Springer-Hamburg it eine gemein- 
‚same Arbeit der Leitung des Druck- 
Bere (KB-Gruppe Hamburg) 
und Genossen und Sympathisanten 
der Betriebszelle Springer-Hamburg 


Kaum Fuel Wöchen nach Beendi 

diesjährigen Tarifrunde, 
In der Druckindustrie, in der die 
Druckarbeiter zum ersten Mal seit 
21 Jahren wieder gestreikt hatten, 
hielt man bei der Axel Springer 
Verlag AG Hamburg den Zeitpunkt 
für gekommen, den Betriebsrat in 
einer wohl abgestimmten und vor- 
bereiteten Aktion zu zerschlagen. 
Gleichzeitig wurde der Vertrauens- 
leutekörper durch Kündigung und 
Hinauswurf seines stellvertretenden 
Sprecher, Helmut Hoffmann, in 
seiner Handlungsfühigkeit stark an- 
geschlagen, 


D: Initlatoren ciosen Coup gagon 


|de Veruwwungorgane der Are 
ler und Angosatten in ein“ 

dar größten Druck: und Verlabaisbe 
in dar Bundesrepublik (0000 Beschät- 
ie ein im Hamburger Hauptbewrib) 
ind bel dr Geschäftsleitung sonde mal- 
Deblich. ai dr Hamburger.DRUPA-Füh- 
fung zu finden. Als Haupt,,Argumant” 
edente man sch car kommunisk 
ichen Untervenderung” N). Alt Haupt. 
Bktrur He ach der Vorsitzende der Die 
Darin Betrbsraer, Roi dürgensn, 
ins Getecht schlekan. Reit Jürgensen 
ist mchter Sozieldemokrat, militanter 
Anılkammonln, Mitgd.der at ein 
it bei Springer Hamburg bestehen- 
En Sm eheen Ite ran r 
Gin SrO-Deuiengrungn vorie engr Ver 
trauter der Geschäftsleitung und der 
Hamburger DRUPA-Führung um. ui, 
Jürgensen hatte erfahren müssen, dad 
weine ständigen Angriffe gegen forı- 
‚schrittliche und aktive Betrleberite In 
dan BRSitzungen nieht zum Zul führ- 
‚ten. Deshalb entschloß man sich, Jürgen- 
sn und dre uiner Mieter In einer 
Saktokubren Akon von hen Beuiee- 
(ruoonen zurücktreten zu Iamen. De- 
Fach meine dann much die Mahrhait 


Wochen hinweg Im Betrieb geführt wur- 
4, haben Geschäfweltung und Gewerk- 
ichaftsführer es vorgezogen, auf „Num- 
mer Sicher” zu gehen. Der überwiegen 
dan. Mehrzahl. der angegriftenen Kolie- 
ven ist es durch. Tricks und direkte 
Abtprachen von 1G-Druck und Papler, 
DAG und dem rmaktlondrständiichen 
Deutschen Journaliıten Verband JDJV) 
bei Androhung des Ausschlumen aus der 
1G-Druck und Paplor verwehrt worden, 
sich wieder als Kandideten zur Wahl 
aufstellen zu Ion, 

Das Ergebnis sieht entiprechend aus, 
Doch sehen wir genauer, wie es dazu 
gekommen war, zumel dar „Fall Sprin- 
ger“ beispielhaft Im für die Methoden, 
Se _ Kaplan und Gewerkıchaft- 
führer heute anzuwenden pflegen, wenn 
 derum geht, Vertretungsorgens dar 
‚Arbeiter und Angenellten zu „abubern“ 
bau. zu zerschlagen, In denen sich Tan- 
‚danzen andmuten, daß. sie sch langer“ 
fritig zu wirklichen Interosenwertretun 
gen der Kollegen entwickeln könnten, 


Die Aktion des 
‚Kollegen”" 


Für dan 26, Apıii hattn die Laltung 
den Betriebsraten (DR) eine Sitzung die- 
an Gremlumn eintarufen, auf der haupt 
ichlich der Punkt „Analysen und Kon- 
neauenzen (1) der Tarltrunde 73" auf 
dar Tegmordnung stand, Wer otwm ge 
Beubt hatın, der Vorsitzende, Jurgenmen, 


hätte dieses Thema auf die Togenordnung 
gestzt, um mit den andren Batriobe- 
ıöten darüber zu beraten, wie man das 
miserable 10,8 % « Ergebnis, gegen des 
05 massive Proteste der Drucker gegeban 
hatte, vielleicht, durch Innerbetriebliche. 
Mednahmen verbessern könnte, der sah 
sich getäuscht, 

Nein, Jürgensen sah es alı seine vor- 
nehmete Aufgabe an, die fortschritt- 
!ichen Betrlebräte wegen Ihres Einsat- 
zes für die Kollegen während den 
DruckerStreiks anzugreifen. Inabeson- 
dere, den Kollogen Stanjak beschuldigte 
Jürgensen, Stanjak habe die Protestde- 
monäration der Hamburger Drucker ge- 
den den 10,8 %- Abschluß zum Gework- 
schaftahaut „Inszenlert” und diese „zei- 
ne {1} Demonstration“ unter „Imefüh- 
rung der Polizei Alschlich” im Namen 
das BR bei der Polizei angemaidet . 

Domit habe, Stanjek den gesamter 
OR bei der Geschäftleitung (1) und 
der Geworkschaftsführung (1) diskredi- 
Hort, was die weitere Arbeit des Sprin- 
ger-ÖR künftig schwer belasten werde. 
Im übrigän vol Stanjok Kommunist, Mit- 
gied der „Jinkaradikulen” Geselichaft 
für Recht und Politik, Mitglied dos 
‚Kommunistischen Bundes _ und. auch 
eich noch Mitglied der „Zeile Sprin - 
r" der „KPD, Also si Stanjak ein 
‚m Verfossungsfeindlicher " Radikalor . 
Äuch habe er die Kollegen „aufgewie- 
get” (1, Gehaltsforderungen zu stel- 
Ton, Indem er ihnen die Gehaltssummen 
bekanntgegeben habe, on die ar auf- 
‚grund seiner Tärigkeit als Mitglied. des. 
Betrisbesusschusses herangekommen sei. 

Kurz, er, ‚ürgensen, stlle den An- 
trag, der BR möge durch Klage beim 
Arbeitsgericht nach 5 23 (1) des Be- 
Yriobsverfassur Stanjok. aus 
‚dem BR entfemen, In 5 23 (1) des 
BVG heißt es: „.. können beim Ar- 

itsgericht. den "Ausschluß. eines Mit- 
re rer are 
glich mus dem. Betriebsrat ... wagen 
(grober "Verletzung seiner gesetzlichen 
Pflichten beantragen, Der Ausschluß er 
‚nem Mitgliedes kann such vom Batriabs- 


10 CT LEN GEen. genannman_ „Vor- 
Würfen“ gegen den Kollegen Sianjek 
hatte Jürgensen such noch behauptet , 
Stanjek hate des Ersatzmitgfied den OR. 
Franke, beschwatzt, doch den BRSIt. 
zungen ternzubilben. Auf diesem Wege 
habe Stanjek „unter Irreführung ver- 
weht, die Telrahme sinar politischen 
Gesinnungsgenossin Haid Pimneh’iahen. 
fals Ersetzminglied, die Red.) an can 
Sewriebsretaitzungen zu erreichen.” 
Diese Behauptung wurde von der Kal- 
iin Franke widerlegt. Alı Jürgensen 
sich auf dieser Sitzung des BR dadurch 
uch noch alt Lügner entlarvt hatt, 
Nehnte de Mehrheit der BR-Mitglinder 
ei ab, Jürgensens Auschlußantrag ge- 
Sen den Kollegen Stanlek. überhaupt 
Abzunimmen. 

"Dad sa mit diesem Antrog schitern 
warden, scheint man bl der Geschäft 
Ioitung und Ihren Helfern nicht auge- 
\chlossen zu haban, Nach einer Verhand- 
Hungepmune, die Jrgensen zur Beratung 
mie ser Geschäfiientung nutzin, erklärte 
Jürenen Im DR, er weie zurück, Mit 
ihm wston uch che slnar Mitnreter 
In Sachen Antikommunlmun zurück, 
Anschlieland meldete sich Jürgensen wie. 
Über ta der Geschäftsleitung an, aıat- 
tote Bericht und kurze Zeit splter ging 
ber die Fernachreiber Springen die 
Nachricht an die Zeitungen und Agantu- 
mm: 


"‚etrieberatvonizender bi. Sprin- 
ger’witt wegen Iinkurndikaler Une. 
Wanderung "der Batrleberstes zurück.” 

In dar geichen Nacht noch li die 
Geschäftletung sine Erkthrung Jürgen: 
sera orucken, die am nächsten Morgen 
Am le Kollegen Im Betrieb durch das 
Kontroll und Aufiehtperonsl „ve: 
A wurde. Wir drucken dee „Erki- 
ung” Jrgensens wagen ver „Deut. 
Heat" her ganz ab: 

"Liebe Kolleginnen, Hebe Kole- 
gen, aus erster Sorge um die Zu- 
Kunft unseres Verlagshauses und 
die Sicherheit der vielen Tausend 
Arbeitsplätze habe ich gestern mein 
Amt alı Vorsitzender des Berriebs- 
rates Hamburg und mein Mandat 
Als Berrieberatzmitglied niedergele 

Ich Konnte u nieht Unger ver 

rien. die Arbeit eines Gre- 
Imlums zu leiten, das langsam aber 
sicher von kommunistischen Ex- 
remisten unterwundert wird, Bine 
Minderheit üieres Gremlums, zu der 


vor allem die. Betriebsratsmliglie- 
der Karin Dahlke, Helmut Krw- 
schak und Hinnerk Weichert zdh- 


len, hat es gestern verstanden, mei- 
nen Antrag auf Auschluß ein 
dieser verfassungsfeindlichen Ra. 
kalen zu Fall zu bringen. Es han- 
delt sich um Stefan Stanjek, 

Stanjek ist Mitglied der „Zelle 
‚Springer der KPD", die die „Kom- 
munisflsche Arbeiterpresse” heraus- 
gibt, und der Unksradikalen „Ge- 
sellschaft für Recht und Politik”, 

‚Stanjek, hat unter Ireführung 
der Polizei fälschlich den Betriebs- 
rat als Veranstalter einer seiner 
Demonstrationen benannt; in dem 
kommunistischen Pamphlet „Der 
Druckarbeiter” war prompt von ei- 
ner Protestdemonstration des Sprin- 
ger-Berriebsrates die Rede. 

Stanjek hat. unter Imaführung 
versucht, die Teilnahme seiner po- 
tischen Gesinnungsgenossin Heide 
Pietsch an Betriebsratsitzungen zu 
erreichen. E 

‚Meiner Entscheidung, die ich im 
Interesse aller Kolleginnen und Kol- 
legen immer wieder zurückgestellt 
hatte, jetzt aber schweren Herzens 
treffen mußte, haben sich die Be- 
Triebsratsmitglieder Werner Lüchow, 
Maria Orth und Christian Stanchina 
angeschlossen, 

Wir haben unser Amt immer so 
verstanden, unsere ganze Kraft für 
das Wohl aller Mitarbeiter einzu- 
setzen. Die Möglichkeit. hierzu 
sehen wir bei der, Zuammenser- 
zung des Betriebsrates nicht mehr 
gegeben, 

Hamburg, den 26, Apri 1973 
Rolf Jürgensen” 


Die ‚ernste Sorge um die Zukunft 
unseres (? ) Verlagshauses“, die Jürgensen 
such noch damagoglich gleichuetzt mit 
dar „Sicherheit der vielen Tausend Ar- 
beitaplätze", der Hinweis darauf, der BR 
werde „langsam aber sicher von kommu- 
nstischen Extremiiten unterwandert”, 
Sur Qegrift „verfassungsfeindlicher Re- 
dr", garu noch Verbindung mit 

tung, er habe nur „schweren. 
Herzen“ „., sl Immer bemüht gewesen, 
mine „ganze Kraft für dan Wohl aller 
Mitarbeiter einzusetzen“, al dan It ge- 
zielt darauf angelegt, di realen Ängste 
dar Kollegen um ihre soziale Sicherheit 
zu verknüpfen mit den antikommunistl 
schen Ressentimants, wie ıle die Kapita- 
listen. Immer wieder durch Lügen über 
die tatächlichen Absichten und Ziele der 
Kommunisten mitteln Ihrar Propaganda 
In die Maısan tragen, Das Ganze wendet 
‚Jirgensan dann -- gernlert mit einigen 
Behauptungen, die den Anschein kon- 
‚kroter Fakten erwmcken sollen, — gegen 
fortschritliche Kollegen, Das alles en» 
nicht der Art eines ehrlichen 
iters, der politische Differen- 


‚zen mit Kollegen hat, sondern das 
ist die Von se von be 
t hand en Agen- 


‚der Kapitalistenklasse, 


Um „nichts anbrennen“ zu. lassen, 
wurde neben der oben abgadruckten 
Erkißrung Inder gleichen Nacht noch der 
Text für eine. Unterschriftensammlung 
sufgesatzt. Die Vordrucke wurden wie- 
dar suf Kosten der Geschäftsleitung her- 
gestellt. Am nächsten Morgen wurde die, 
Unterschriftensammlung dureh den Be- 
Yrieb gepeitscht, In Ihr ruft Jürgensen 
‚die Kollagen auf, dan Rücktritt den ret- 
!ichen Betrieberates sowie Neunahlen zu 
fordern, 

Die Geschäftsleitung „nahm die Sa- 
che In die Hand“, Indem sie die litand- 
den Angestellten, Abteilungsleiter, Mel- 
‚ter, Schichtführer etc, mit den Unter- 
schriftenlisten herumschickte, die dann 
die Kollegen auch entsprechend „beur- 
balteten“, um sie zur Unterschrift zu 
„bewegen“, So masılv durch die direk- 
ten Vorgesetzten aufgefordert, wagten 
nur wenige Kollegen, Ihre Unterschritien 
zu verweigern, zumal ala bis zu diesem 
Zeitpunkt nur die „Informationen“ des 
„Kollegen” Jürgensen kannten. 

$0 kam e1,dall schon nach kurzer 
Zeit ca. 2 000 Kollegen unterschrieben 
hatten. Damit war die erste Etappe der 
„Säuberung” des BR boi Springer Ham- 
Burg für die Kapitlisten, die Gewerk- 
schaftsführer und ihre Heifer, Jürgensen 
'& Co,, schon beinahe erfolgreich abge- 
schlossen, Fehlte nur noch, daß der rast- 
liche BR seinen Rücktritt offiziell ar- 
klärte, was dieser dann auch — unter 
‚dem Druck nicht zuletzt der 2.000 Un- 
tarschriften — Prompt tat. 

Dos einzige, wus der RestBRl sich 
noch abringen konnte, bevor er and- 
gültig seinen Geist aufgab, wor sein Iaues 
Rücktrittflugblatt, das. notdürftig. den, 
Schein dar Solldaritit mit den ange- 
riffonen Batriobsräten zu wahren suchte, 
andererseits nicht yagte und wohl auch 
nicht die Absicht hatte, der massiven 


mit. ns Grab, genommen hat, Springer 
und die Gewerkschaftsführer haban os 
ihnen jedenfalls nicht gedankt — oder „u? 


Die BR-Wahl 1972 


An dieser Staa Ist ein Rückblick auf 
die Entstehung und die Arbeit des jetzt 
zerschlagenen Batriebarates bei Springer 
Hamburg angebracht, Wie In vielen an- 
‚daran Betrieben brachten dio allgemeinen 
Betriebsrats. Wahlen im Frühlahr 1972 
auch hier eine gewiss Kräfteverschio- 
bung. Mehr fortschrittliche Kollagen als 
Pichor zogen in den BR ein. 

Bei Springer Homburg spielte neben. 
der allgemeinen Tendenz, den alten Be- 
Yriebsräten, die sich als schlechte Inte- 
Fessanvertrotör der Kollegen erwiesen 
hatten, eine Abfuhr zu ertellen, ohne, 
dan hinter der Wahl der „Neuen“ Immer 
eine klare politisch’ Entscheidung 
‚der Kollegen gestanden hätıe, nach ein 
besonderer Umstand eine wichtige Rolle. 
ei Springer Hamburg sind ca. 4 000 
Angestellte (davon ungefähr 800 Redak- 
twuro |), ober nur rund 2 000 Arbeiter 
beschäftigt, Dos ist ein Grund dafür, daß 
im BR bis 1972 die DAG und der raak- 
tionär sündische DJV_ das Übergewicht 
hatten, Von den 20 Batriebsräten wer- 
‚dan nur 11 von den Arbeitern, dagegen 
18 von den Angestellten gewählt. Die 11 
‚gewerblichen Betriebsräte sind sämtlich 
Mitglieder der I Druck und Papier, 

Die DRUPA-Führung hat sich Bisher 
inle bemüht, die gewerkschaftliche, Ar- 
beit unter den Angestellten zu entwickeln. 
Erstmals. 1970/71 bagann eine Gruppe 
Junger Angestellter eine aktive Ange- 
stllten-Arboit Im Rahmen der I Druck 
und Papier bol Springer Hamburg aufzu- 
nehmen. Dennoch — oder gerad das- 


„Der in dem Flugblatt (von Jürgenmen, 
4. Red.) erweckte Eindruck, die Kalle- 
gen Dahlke, Kruschak und Welchert in 
3e Nähe von verfaisungsfeindlichen Re 
ikalen zu stellen, weist der Betrieberat 
aurdok,” 

Indem der BR den von Jürgensen 
gebrouchten Begriff von „verfansunge- 
feindlichen Radikalon” aufgreift, tut er 
kund, was er — ebenso wie Jürgensen — 
won den Kommunisten hält, Schon In 
asem einen Satz sind ein Grote der 
Widersprüche ausgedrückt, die In dem 
Rest-BR herrschten. Einerseits der halb- 
herzige Versuch, die Solldarlıht mit den 
angegriffenen Kollegen zu wahren — 
übrigens nicht mit Stanjak — , anderer- 
valtı das polllsch-idsologlsche Bekennt- 
nl, ebanıo wie Jürgensan Gegner, der 
„verfomsungsfeindlichen Radikalen” zu 
kein. 

‚Aus welch Onerfindlichen Gründen 
der abgehende BR mit winer Distan- 
zierung von den „verfamungsfeindlichen 
Radikalen” auch nach. unaufgefordert 
{1} win Dekanninin zu „unmerer” Ver- 
fasnung glaubte abgeben zu müs, wird. 
‚einen veinar Geheimnisse bielben, die er 


Kollngen von der 


der 16 Druck und Papier zustande zu 
Dei 
Beiträgen auf den vorbreitanden 


kumionen in den Abteilungen, 
hebung der Spaltung zwischen Arbeitern 
Und Angestellten und entlarvien che stän- 
dich _reektionäre Baschränktheit von 
DAG und DV. 

Insgesamt gelang es Ihnen, mit ihrer 
Liste fünf der Insgesamt 18 Angestilten- 
Betrieberatitze zu erringen, obwohl die. 
Hamburger DRUPA-Führung Ihnen Joch. 
Unterstützung vorsagte und sogar die An- 
erkannung, che Liste 
erweigert hatts, Mit den elf Kallapen 
sun dem Arbaiter-Bersich war durch den 
aktiven Einsatz der jungen Angestellten 
zum ermen Mel Im BR. bei Springer 
Hamburg eine Mehrheit von Mitgliedern 
dar’ IG Druck und Papler erreicht worden 
und das traditionelle Übergewicht von 
DAG und DJV gebrochen. 

‚Auch Im Bereich der Artsiter hatten 
sich Veränderungen ergeben. Vornahm- 
ich diejenigen Kollegen, die sich sin 
Vertrevensleute In. der Vergangenheit 
hervorgetan hatten und die nicht mit der 
Tätigkeit — oder besser mit der Untäig- 
keit — das altan BR In Verbindung ge- 
iracht werden konnten, waren von dan 
‚Arbeitern in den nevan BR geschickt 
worden, Insgesamt waren von dan 20 
Mitglindern des alten BA nur ganze 
8, h 1 wiedergewählt worden. Ob und 
Inwieweit mit den Veränderungen im 
Springer-BR allerdings such schon ein 
Politischer Erfolg verbunden wer, 
konnte erıt die Zukunft und insbe: 
sondere die Arbait des neuen OR zeigen. 


‚Die Arbeit im neuen BR ___ 


Im rasen DR stellten dann In der 
Tar einige fortschrittliche ehemalige Ver 
trawensieute und die Jungen Angstell- 
ton, die in der DRUPA organinert sind, 
des worantreibande Element der. Die 
Information der Kollegen durch dan BR 
wurde spürbar bar, Üryimalı sit Jahr- 
ehınten wurden der Geshäfisitung ent- 
shleden Forderungen präsentiert. Den 
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wor auch nötlg, denn nelt einer Reihe von. 
‚Jahren baute die Geschäftslanung syste- 
matsch die Übeririflichen und sozialen 
Lalaungen ab. 

In den BOlger und den frühen @Olger 
‚Jahren konnten die Arbeiter und Ange- 
‚nellten bal Springer — wie auch In vielen 
anderen Betrieben und Branchen = nach 
teltlv kampflos Ihre Löhne verbessern, 
Mi der fortschreitenden Surkung des 
worıdsutschen Imperlallumun, dem zu: 
nahmenden Expansionsdrang, dem sich 
rapide stelgernden Kapitalexporı der wost- 
chen Imperliten und dw sch 
verschärfenden Konkurranz im Interna- 
Honslen Madsuab erhöhte sch Joch 
‚such der wirtschaftliche und der poll 
che Druck auf die wasteautschen Arbal- 
wo. 

"Auch an den Arbeitern und Ange- 
teten bet Springer ana dies allgemei- 
no Entwieklung nicht vorüber. Zwar zahl 
10 Springer viele Jahre lang überdureh- 
schritliche Zulogen und Sozlallintun. 
‚gen, obwohl er sich nach darn zweiten 
Weltkrieg aus den Profiten, die von „ser 
nen" Arbeitern und Angestellten erarbei. 
tot worden waren, einen, gantischen 
Druck und Verlags-Koloß  aufbouen 
'konnw. Doch die tschnologische Ent- 
wicklung In der Druckindustris, die Ent- 
wicklung zu. Immer größeren Anlagen 
und schließlich die zunehmande Kon- 
kurronz Im europäischen Rahmen erfor- 
‚derten noch grödare Profite — auf Ko- 
ten der Arbeiter und Angenellten, wie 
das mar dar Palit. 

"Die Werke in Ahrensburg (Tietdruck) 
und Kottwig (Oifset) zählen nicht um- 
kommt zu den größten und modernsten 
in Europa, Hier legt ein Grund für den 
stathgen Abbau. der übertarifichen. Zu- 
Iagen und der sozialen Leistungen, die 
de bel Springer arbeitenden Kollegen 
{n can letzten Jahren hinnehmen muß- 
ten, Dar alte Springer-BR wollte und. 
konnte dieser Entwicklung” gegenüber 
keinen Widerstand leisten, 

"Auch die mit dar Modernisierung und. 
Vergrößerung verbundene Ratlonalisie- 
rung und. Produktionsausweitung Ver- 
uchen die Kapiulisten in der Regel mit 
der Steigerung des Arbeitstempos und 
einer zusätzlichen Einsparung an Ar- 
beitikräften zu koppeln. Die Zahl der 
Druckarbeiter stugniert seit 1970 in der 
BRD, Im Jahr 1972 ist sie sogar um 
2,1% auf 171 000 zurückgegangen, Und 
das bei einer gewaltigen und stetigen 
Steigenung der Umsätze der westdeut- 
schen Druck-Kapitlisten. Im Jahr 1970. 
betrugen die monatlichen Umsätze 795 
Mio, DM, Im Jahr 1972 waren os dage- 
gen schon 984 Mio. DM pro Monat, Im 
‚Oktober und im November 1872 hatten 
de monauichen Umsätze bereits die 
Millrdengrenze überschritten. 

Neben dem gesteigerten Arbeitstempo, 
und der zunehmenden Unsienerheit der 


haben ie größeren und schrileren Ma- 
hinen die Belaung durch Lärm. Dreck 
[und Hitze enorm anchten lien. 

Die fortchriichen Kräfte im neuen 
Springer-BR gingen diese Probleme wet. 
us könıequenter an, als das m.alten OR 
der Fall gewesen war. 90 konnten die 
rolnten Massenentaungen im Fuhr: 
Dark vorerst getoppt werden. Die Di 
Sarın üblichen „Disziplinarmaßinahmen” 
OrDenüber sen Hiarbitern wurden auf- 
Fund der Intevention des naven BR 
Ainoschrnkt. Der BR veraiatte. dat 
erımal systematlche Urmmessungen 
mit enschliedenden. Gehöruntersuchun 
gen vorgenommen werden. Das war als 
Arster Schritt Qndacht, Lärmschutzei. 
Pichtungen für die an den yroßen Me- 
‚chin erbeitenden Kollegen zu erzwin- 
om. 

(De Forderung nach einer Kliman- 
lage in der Setzerei, die von den Kolle- 
(gen immer nscherücklicher erhoben wur- 
3. Mur der Onsehätueitung Brian. 
dert. Zucem tete der neue DR die 
Durchforstung des Gestrüppe der Ange- 
telwngehälter ein. Das veranlaßte dur. 
gensen dann splier, dem Kolagen Stan- 
ink vorzuwerten, dieser habe die Ande- 
‚teen durch Bakanntgabe car Gehalt. 
Jummen zur Suelung von Forderungen 
ch Angleichung der Gehälter „auge 
wiegeit“, 

‚Ein besonderes Verdienst, nämlich 
ie want eınar Vertrauennieuie-Laitung, 
geht ebenfalls maßgetich auf de nit 
ve der neuen fortehrinlichen Kollegen 
Im OR zurück, Es gab bei Springer Ham, 
org schon seit Jahren Vertauensleune 
(ca.6O Kollgen), ab sing opmanlıe Li. 
tung war bi zu All 1972 nicht vor. 
"hndan, Diese Laltung wer &ı such, ie 
In Beratung mit den anderen Vertrauen. 
Ist die 40 OM-Forderung zur Druck. 
Wrirunde. des Jahres aufmalie, che 
sch dann gegen dan Wilen der Har- 
burger Führung du 10 Druck und Papler 
{MI 50 übernitigender Mehrhal auf der 
Oelogirtenversamemlung _ durehgeetzt 
hatte und de dann de Gewerkicheit 
führer nu einer beiplilonen Asche 
oroen die grmerkschatiche Ba vor. 
Anl, 

We wir schon Im ARBEITERKAMPF 
77 schrieben, ham die Ömwarkichafte 
Hühner die Kommunisten für da Zusam 
Onkömmen dieser Forcrung. „verant, 
Wortieh” gemacht. In einem Flugblatt 
der Leitung den Landentezirka Nordmark 
wurden die Delegierten beschimpft, sie 
Altten „nicht di Berechalt mie: 
Brechı, Sch nchlich informieren zu I 


Liebe Koarınen, he Katgen! 


ten Tag ku 


Ben worden undon arm Binpinen malen. 


Pte 


rin da 
Arche 
Id. Sehe „ern 
And Ari 


 Sicherei der arlplue mh, 


me enter irkich un? 


Jam di Un erlernt. 


in Bondage und 3 


De Gewerk 
ersten de 


Pape. 


Aamnlung u emeichn, 


räkren Tat dr Keen sen den 


sen und dann Forderungen zu entwik- 
kein. sondern“ die Kollegen seien ge- 
kommen, um „Jediglich vorgefoßte Mei- 
nungen zu vertreten.” Die. Kommuni- 
sten hätten die Forderung aufgesllt, 


ihre Ziee benutzen wollen.” Die Kom- 
munisten wollten „ainen Keil zwischen 
Vorstand und Mitgliedschaft treiben, in- 
‚dem behauptet wurd, daß die Gewerk- 
scheftsführung nicht 
Artitnehmerschaft vertreten wird" 
Am Schluß des Flugblattes hetzen die 
Demagogen der Hamburger DRUPA-Füh- 
vung: 

„Wie lange wollen die Mitglieder 
und Delegierten ihre gewählten Ver- 
treter es „Arbeiterveräter‘ be 
‚schimpfen lassen? Ist es nicht an 
der Zeit, daß die bisher schweigen- 
de Mehrheit sich zu Wort meldet, 
sich stärker als bisher an der Orge- 
nisarionsarbeit beteiligt? Nur dann 
wird es uns gelingen, das Umfunk- 
tionieren unserer Organisation zu 
verhindern.“ 

It man dann noch: „Vertrauens- 
Neute der Firma Springer ÄG in Ham- 
burg brachten dann - unterstütztdurch 
Unterschriften — Ihre vorab beschlonene 
Forderung ein" und daß diese Forde- 
rung „bereit vor der Deieglertenver- 
sammlung” in der „Roten Fahne” ge- 
druckt vorlagen, so Wrd klar, dal auch, 
die Gewerkschäftstührer an einer Zer- 
schlagung der fortschrittichen Krüfte in 
diesem Betrieb stark ineressirı waren. 

Und in der Tat wurde mit der zunah- 
menden Aktivität der Tortchrittichen 
Kollegen Im SpringerBR und mit dem 
zunehmenden Hineinnirken der Kom- 
munisten des Betriebes in die BR- und 
Vertrauensioute-Arbeit dann auch der 
Druck der Gmchättssitung und der Ge 
werkıcheftsführung auf BR und Ver- 
travensleute stärker. Auch die pol 
sche Polrisierung in diesen Gremien 
nahm zu und brach dann auch voll auf, 


Die politischen 
‚Auseinandersetzungen 


Pemöniche Erliung der Kollegen Safan Stnjeh 


Imen nenn dee Gefährdung der Gewundhet dr Kal 
Kmtonap In der berzre wurde suemmen mt den 
Telugen werden di Gehaunmuken some de Abeinbedngurgen bi der 

+ Best, de Kolpen wurden vergichiwmebe nr (n- 

Iöher Wenn such noch nicht murteend) dere Lute WPt uch dhrcha fort. 


erw were di. de jet de Anrfe surten? 

Tro der Aufforderung der Kollegen we z.B Her Jürgensen kaum zusehen. 

Diese Ange een aktve Beiehnäne kamen fr die mesten Koleen überschend, Herr 

Herner und inihrondere ds ehemalige Berehratunigied und Hamburger Aendbitehe- 

nur Mr WernerLächom nutzten dee Unlformirhet voll u. Dadurch Konnsen se einen 
ern en Beriebnat euren 


Pr de Zukunft kom das nu een: Enger Zusamminarbei zwichen Beprebura und Kol + 
mm 


Hier die Erklärung des Kollegen Stanjek, Mitglied des BR bis zum Juni 73, 
in der er zu den Angriffen des „Kollegen“ Jürgensen Stellung nimmt. 


Hier die Erklärung des Kollegen Stanjek, Mitglied des BR bis zum Juni 73, 
in der er zu den Angriffen des „Kollegen“ Jürgensen Stellung nimmt. 


Hambua. den 29.Am 197 


Im Bere bern a eiten Urichnsenunen, Besechnendir aß das 
Fhanları im Berie wruckt wurd, Pfrmer und Konwolierond en an den Eialngen ver 
Moe Unteichbente far ur yon Schlfehrem oder Abelungseuem weiteren 


Ing nen Runden m enden Ann er He am 
aa De Anpipegpen mich De Sprecher dr Me Springe, repbu,ylen, 
Fnenung ee Sen es Aechgnsenen Beriehtvoraunden vl“ (nk, Rund 


De Ange de Her Jursese gegen mic und uch gegen Ihe genen Klenen of 
Id uch Narbe m "könmuntiche Biranen“ Anl a Br gt Aomm. 
remote Benehwatpak en Mey men 1973 Dnnchen 
m ae Behefı unee Vrgıhmen und dr Schr der en 

ud sch vum dent dr Vorbnde Deuiche Zinehnfume. 
Her Aid Sr get der vo Si Im Druckgemere sg, er Dre Koneguenien 


“ h 
Der Beier in sone Mehrbet of chen „»egedine Löhähtung“ de igungitle 
A emige Brmebudne m Konten an. wir (def BR verhinderten de Biere Gichen Dir 
Hndrermafnehnen Nu zum nach aunichenden ABchNA er ensprechenden Beviebrerin. 
Arne ie fordern zudztch Preitehunge für Beiedsrn, damit der Beniehuru nahen rund 

Surden Lörmmenungen mi sermirenden Ergebten in der 
Rotaton durchge, dei ylang eu via diesem Beier neh, eat echte Mana 


aurhnueien, der ind einer 
egen durchge, fr de een 


und Vertreuenstueereit wurde eher! von Bemehwaen und Verne 
"Dre und Fhlr m Oraverein Hamburg ein Anne „Zur Herbenung der 
Itenruhepene u Schichtarbeit" und au Tarlfunde 73 die Forderung 40 DM far ee" 
Ahrhgei ande. Wi ao In une Anne 120 Neuen 


BeIe Druekund 


"Seel haben aktre Biehrde zunammen mit Verenensieten de Koleen 
Immenfi. entwnder waren ie ach W der Srklenung der haben Be der Opanerung 
Imlrheien. 0 ale Ih auf Wunsch von Kolkten von Broich, AuerDruc, U. Baer, 
Gnner 4 Jahritumdurg und Sprngen/Hamburg che Demoniten zum Ge 

Anzemaidet (er meh Im Namen er Beirat, um eine serordendiche Muplederver 


ch erde weinrhin dafür einen, daß die guten Anstze In derbüsherigen Beieberterbet 
Euch even Behnat mugebau werden, 


um die ersten scharfen Angrtte auf die 
Linkap im Betr zu führen, inmhesonder 
ro auf ie fortchrilichen Beırleberite 
nd Vertrauensloute. 

Auch im Betrieb würde die Hetze 
forıgesezt, mit dar basondarı die Sprin- 
r-Biätter mut dam Höhepunkt der Bas- 
Ger-Meinnofslgg die Hysterie und ce 
Progromstimmung gegen alles „Linke“ 
zu erzeugen suchte, Systwmatisch wurde 
im Betrieb das Gericht ausgstreut, 
„ie Bombenleger haben Halter im De- 
re gehabt”, verbungen mit einer 
ngnymen (I Unterschrifionsammlung 

„Das Bombenatteniat vom 19.5. 
1972 auf das Verligshaus Axel 
Springer hat deutlich gemacht, daß 
die bestehende demokratische Ord- 
ung mit Mitteln verändert werden 
soll, die Mord als legitim anerken- 
nen. Von dieser Art der „Befrei- 
ung der Arbeiterklasse" distanzie- 
ven wir uns, “ 

AufGrund dieses Ereignisses wur- 

den im Hause Sicherheitsmaßnah- 
men getroffen, die sich speziell auf 
die Ausweispfüicht der Mitarbeiter 
des Verlages erstrecken. Ist. dies 
ausreichend? Die Antwort: Nein! 
Warum? Solange eine Minderheit 
dieses Hauses mit diesen „Erneu- 
erern“ sympathisiert (nicht nur seit 
den Osterunruhen 1969) und ihre 
‚progressive' Meinung auch bei Be- 
triebsversammlungen _ verkündet, 
Bieibt die Sicherheit der überwiegen- 
den Mehrheit der Mitarbeiter se- 
‚fährdet! Es ist an der Zeit, diese 
Elemente im eigenen Hause streng- 
tens zu durchleuchten, damit den 
‚Bombenlegern von dieser Seite kei- 
ne Schützenhilfe (und sel sie auch 
noch 30 gering) mehr zuteil werden 
kann. 

Es erhebt sich überhaupt die Fre 
5. obeine Zusammenarbeit mit die. 
en Betriebiangehörigen nach zu- 
mutbar ist, Kollegen, die sich dieser 
Meinung anschließen, werden um 
Ihre Unterschrift gebeten.“ 

Die besondere Intamla betand darin, 
‚der Masse der Kollegen einzuradan. dal 
Seienigen, die sul Beiielaverammlun- 
900 mit progremiven Aufarungen sul 
uwten, auch de „Heiler der Bomban- 
Jeger sin mällen. Man hat also auch im 
Betrieb verweht, die bamehtigte Wut 
der Kollegen gegen diesen erbeiterteind- 


chen Bombonansehlog zu einer Treib- 
Jod aut die fortcheitlichen Arbeher | 
und. Angestellten umzublegen, Das It 
‚aber cas geiche Muster, nach dam die 
Faschinen Ihre Mawenmobilslerung be- 
{rieben haben und — wie man sieht — 
auch in Zukunft wieder betreiben wollen, 
"Der Aufbau ein „Betriebnschutzen” 
wurde bel Springer Hamburg In diesam 
Klima der Matze und Hyatarla anders 
orangenrleben, In olnam Internen Papier 
zu den Aufgaben und. Zielen dienen 
„Qotrlobeschutzen®, can ‚nun dimer Zeit 
kamen, halt on unter anderem: 
‚Der Betriebsschutz soll vor 
störenden Einflüssen von In“ 
‚nen und außen schützen, . 


Das Augenmerk des Betriebs- 
'schutzes ist auf die Aufrecht- 
erhaltung der inneren Ord- 
nung des Betriebes gerichtet,“ 

‚Daß. hier. nicht nur die Formulie- 
ungen. den Notstandkgesetzen „nach. 
|" sind, sondern daß mit den. 


Mparmen zu famsen. Deutlicher wurde 
"Poren gagen Endersminas Vortragen, al 
0 don Kilo’ Srolan. Stanjek. „ber 
schuldhine") "Mitglied einer kommunisi- 
schen Organinatlon'und „Informant'" und 
Mitarbeiter kommunistlicher Pubaikat 
nen zu sein, Tamm deutete sinngemäß 


BR erst denn wieder „Zugenändnhue” 
machen werde, wann die Vertretungsor- 
‚Jane geschafft hätten, die eigenen Rei- 
han von der „radikalen Minderheit“ zu 
säubern, 

‚Ein ernster Fehler der forwschrili. 
chen Betribsrhie zeigt sich schon zu 
diesem Zehpunkt, Sie wesen diesen 
Angritt nicht gleich an Ort und Siele 
ontschladen zurück, zumal se sich Aber 
ie politische Bedautung der „Aufüh- 
fungen‘“ des Kapitalistenvertraters hl 
{an klar sein müssen, Es solte sch wich, 
bald zeigen, daß das nur der Auftakt ge- 
woson war, 


ruhen der Arbeiter gemeint ind, Hogt 
uf der Hand, 

Direkt Im Jargen der Faschiten sind 
(de „besonderen Anforderungen“, die 
ie Kapitalisten on die „Bewibsschüt- 
Zar" "selten, definiert, Das. geheime 
Springer-Papier sagt zu: 

„Die dem Beiriebsschut: im In-, 
tereise des Werken ... überwagenen 
Aufgaben kann er nur erfüllen, wenn 
jeder Betriebsschutzangehörige aus 
freiem Entschluß bereit ist, seine 
Pflichten auch unter erschwerten 
Bedingungen, z.B. in Zelien der 
erhöhten Bedrohung der Beiriebli- 
chen Ordnung und Sicherheit, treu 
und gewissenhaft nachzukommen 
und auf dem ihm zugewiesenen Po- 
sten zu verbleiben, 

Die Treuepflicht‘ geht über die | 
im Arbeitsrecht verankerte übliche 
Treuepflicht hinaus, Infolge ihres 
verantwortungsvollen Diensies wird 
eine besondere Hingabe der Mitar- 
beiier im Ordnungsdienst für Ihre 
Aufgabe erwartet,” 

Springer sagte In einem Intrviow zu 


eich, indem die Zusammenarbeit mit 
den „Staatsschutz.Organen” intensiviert 
wurd, vor. allem mit. der Belitischen. 
Polizei (KA) und dem Verfassungschutz. 
Ständig patrouliieren Beamte der poll. 
tischen Polizei durch die Gebäude, 

Daß. auch der Vorsitzende das BR, 
Rolf Jürgensen, spätestens im Juni 1972. 


Noch. Hamburg. zurückgekehrt, ver“ 
suchte der BR-Vorsitzunde Jürgenen, 
‚den von Tamm formulierten Auftrag, 
|söch gleich in die Tat umzusetzen, 
Wioder ging es gegen Stefan Stanjak 
und „dessen politische Gesinnungsgenos- 
"Jürgensen warf dam Kollegen Stan- 
‚ommunistische. Unterwenderung"“ 
vor, behauptete, der Kollege 
Stanjek sei „heimlich” Miglied des KOM- 
MUNISTISCHEN: BUNDES, Merkwirdig 
dabei ist, daß Jürgensen zur Abstützung 
seiner „Vorwürfe“ „Fakten“ brachie, 50 
gab er vor, das genaue Datum zu kennen, 
an dem Statar Stanjek und Karin Dahlke 
{auch BR-Mitglied) in den KOMMUNI- 
STISCHEN BUND eingtireten sein oll- 
von. Dieses Datum deckte sich — Inut 
|. Jürgensen _ mit dem Termin, an dem sie 
|" Kollegen in ing eingezogen 
waren, Als „Beweis“ legte Jürgensen den 
Mietvertrag vor, Die beiden Kollegen hat- 
tan. diese Wohnung durch die Hilfe eini- 
‚ger Freunde bakommen, die sich 
Wohnungsbsschaffung durch die Grün- 
‚dung einer „Gesellschaft für Recht und 
Politik” erleichtert hatten, Diese Gesll- 
schaft bezeichnete Jürgensen nun als eine 
„Jinksrachkale Vereinigung”. 


ik 
a 


für die „Zusammerarbait“ mit dem Vor- 
Fmminndichurr _ mwnnnant  waeran 


Roit Jürgansen, sohtestens im Jun) 1872 
für de „Zusammenarbeit“ mit dem Ver- 
fsuungischutz „gewonnen” werden 
konnte, sollte sich bald darauf zeigen, 

‚Auf einer Togung, zu der die Ham- 
burger Betriebsräte von der Geschäfte. 
leitung extra nach Westbertin eingeflogen. 
worden waren, wurden dann cie direkten. 
Persönlichen Angriffe auf einzeine Mit- 
Nieder des BR eröftner. 

Der Alleinvorstand der Springer AG, 
Peter Tamm, beklagte sich mul dieser 
Veranstaltung darüber, daß die „vertrau- 
nsvolle Zusammenarbeit” mit dem neu 
en ER gastört wei. Früher mi das viel 
besser gewesen. Besonders bastimmis 
Teile dus neuen BR wien nicht auf che 
„vertiasernmvolle, Zusammenarbeit” in- 

t. Vor allem würde die Verhand- 

/ngnstmonphäre durch die Informatio- 

‚men. „wergifen", die der new BR ver- 
mehr! an die Kollegen hersunpbe, 

Tamm forderte die „besonnenen” {1} 
OR-Mitglieder auf, sich nicht vor den 
Karren einer „radikalen Minderheit” 


Priöniche Ertrag 
ie Kolonne und Kollepn! 
Genen abend whiet ich, Heimus Hoffman 
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Angencht der deeingen Sinn im Beineh muß man nn, 
ln Minen Sehen punk 1, de Kanprrch 
BT di Sahara sie Koloyen une fach 


Koiegen.ich were dem Rampen, wider 


tung und die „Orgare'” den kapktlisti- 
schen Staster bai asinan Angriffen gegen. 
fortschrittliche Vertreter der Arbeiter 
und Angestellten voll hinter sich zu ha- 
ben, Solche Leute sind im direkten Sinne 
‚den Wortes ganım das, wen die Kommuni- 
sion seit ah und Jo aı „che Aganten der 
Kapialisten in dar Arbaiterklans” ber 
zeichnen. 


In der Folge warteten Jürgensen & Co 
di Wirkung Ihres Angriffs erst einmal ab. 


Hembure den 


w. Komehtor und wövereuender Sprecher der 


Vertwuenseut m diesem Haan. bemechend meine shnfüche Kündpang In dem Schreien 
wurde mir. entgegen Acer Grpfogenhi, mu 10 
Öffisteier Künapungagrund. an iche Mg che 


Bee 
Dee 
SE 


Temation“ der Kommuntutichi Gruppe Hamburg: Dam mi I sagr BichWNG Her 


(augen, 


HM habe open die Köndipung Neun morgen ber de I Druck und Papier une Pauline 


er 


Te tinen unbeesemen Boricheu 
Sfenuirten Vermanisunuht, Des 


ruhe der Klgen in den Abınbungen data 
match 


/n Arbeiten vrdehnuhehren Aber dat 
iebrerummhung um 9 Mr mad ven, 
INA unge Den damen! : 


Diese Erklärung verteilte der hinausgeworfene Sprecher der Vertrauennlau- 
bei Springer-Harnburg, Helmut Hoffmann, an die Arbeiter und Angestellten. 
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stone wartete man arm, da die 
Linken Fehler ‚machen würden. Auch 
Hate für die endgiktige Lianicierung. 
nach der göninige Zeitpunkt, der banon- 
era dann gekommen wer, mann auch die 
Gewerkucheitnführer einen Vorwand hat- 
wen, um sich in die erbeiterfindliche. 
Front enmihen zu können, Dissr Zeit 
punkt wer Inden erıt nach Abschlull der 
Orvek-Taritrunds gekommen. 

"Die Vorwände wurden u.a. durch dan 
ehtiven Einsatz der foruchriniichen Kot- 
Ingen Im DA und im VLK während der 
Oruckermreiks geliefert. Krgensenn Ba- 


"schuldgungen gegen den Kollegen Stan- 
ek. Initiator dar Demonstration der 
Drucker gegen das. 10,8 MErgebnis zu 
sein) vigte ds. Auch dar VLK-Spracher. 
Helmut Hoffmann, wer mit der Begrün- 
dung hinausgeworfen worden, er habe 
versucht, während der Druck-Tarifrunde. 
"ZU üagalen Streikaktionen aufzuwie- 
‚ein, Salbewversuändlich durfte auch bei 
Helmut Höffmann der Vorwurf nicht 
Fohlen, er ul Mitglied der „Zeile Springer 
dar Kr", 

[Die Geschäftsleitung, Jensen & Co. 
und die Gewerkschaftstüher führten dan 
Angri aut den BR und die Vertrauens- 
Yeutesrbeit such deshalb nach der Druck: 
Toritrand, weil zu diesem Zeitpunkt mit, 
Meringem Widerstand der Kollegen gerech- 
nat werden konnte. 

Hatten die Kaptaisten m Verein mit 
dan Gewerkschaftsführern den Druckern 
Soch in den Taritkampten sine Niederte- 
98 bohebracht, Es in bakannı, daß nach. 
solchen Niederlagen die resgnativen Stim- 
mungen unter den Arkaitern immer wie- 
dar hervorıretan. Besonders dann sind sie 
‚oft nicht in der Lage, nich den regeimd- 
Sig folgenden Schlägen der Kapitaisten 
und ihrer Helfer entschlomen entgegen- 
zunelen, die sch Immer vornehmlich ge- 
‚gen dejanigen richten, die In dan Kam- 
’pfen das vorantreibende Element. dar- 
wolle 

Beionders stark sind die Kollagen den. 
tosignativen Tendenzen In den eigenen 
‚Reihen ausgesetzt, wenn die Kommüni- 
sten und die fortichritlichen Kräfte in 
den Gremien en vershumten, In ausrei- 
Shenchr Weise auf die Angritie des Kia: 
vangepnern vorzubereiten und damit die 
politische Aufklänungsarbeit zu verbin- 
an, 


Und In der Tat Higen hir die wich- 
tigen Fehler, die bei Springer Hamburg 
von den angegriffenen Kollegen im BR 
Und tel dan Vertrauemalsuten begangen 
wurden, 


‚Aus Fehlern lern 


Obwohl dan fortschrittichen Betriebs- 
han schon it Beginn der Tätigkeit den 
neven ON klar war, daß che Gescharter- 
tung nicht bereit sin würde, den BR in 
ds; Zusammensetzung auf Dauer hin- 
nunehmen, hab ala nichts getan, die 
Masse der Kollagen bei Bpringer darauf 
vorzubereiten, cal hier Auseinanderser. 
tungen bevorstandan, die wit die Ligul- 
derung das DR hinaunlaufen würden. 
"Zwar hat man leh um eine bmsnare In- 
formatlonspoliik den neuen UN bemüht. 
&4 werde jedoch nur Ober bestimmte, 


Schrirw und Vorhaben des DA berichtet. 
Oie politischen Auseinandarsetzungen 
nedschen Geschäftsleitung und Teilen cms 
N und ejenigen Auneinandaneuzungen. 
eich Innerhalb den BR. abmpiettn. 
bieten für die Masse der Arbeiter und. 
Angeswilten Im Dunkeln. 


darüber erfahren, 
Tarım im September 72 in Westberlin 
von sich gugeben harte, Da Tamm schon 
Aforurd der whuchternen Anaze einer 
Verbeiserten Information bereit war zu 
rklhren, de Verhandungustmosghäre mi 
„vergifiet” und die „vertrauensvolle Zu- 
Harmmenarbeit” sol „gestört", dad letzt“ 
Tich eine „radikale Minderheit” im BR. 
dafür verantwortlich ua, de von den „be- 
sernenen““ Betrieburhten aungemchaltet 
werden maß, bevor die Geschä uleitung, 
wieder zu „Zugenindnisen“ (1) bereit 
wäre, a ci wäre geelgnat gewesen, in 
Form einer guten Berichternattung mit 
entsprechender Stellungnahme des BR 
u dan Kollegen ein Stück der notwendi- 
990 politiechen Klarheit zu schatten. 


5 polische Auihungeri zu. 
Own, zumal die Geschäfitung de An- 
Sitte vor Anfang en ausschließlich st 
Sr polnischen Ebene vorgeungen ha. 

innerhalb os« BR's angeht, muß tere 


(darauf ie inamen antikommunistischen. 
Angritfe Jürgensens lı „Untersullungen‘ 
zuruckzumeisen. Einige der angegriffe- 
nen Betriebsräte glaubten auch, ich aus 
(Srücklich von den Kommunisten distan 
Haren zu missen. Sie erklärten, mir dan. 
Kommunisten nichts zu tun zu haben. 
Das mag für diese Kollogen 

treffen, doch „geholfen“ har ihnen Ihre 
Abgrenzung von der Sache der Arbeiter 
kieme - dem Kommunismus — nichts 
Srpensen & Co. hattan sie damit nur auf 


feine Rückzugsposition gedrängt, um sie 


"50 haben die Kollegen 2.8, nichts 
wen Aleinvorand 


(Es In dien nur ein Beispiel für de Art 


Auch was die Auseinandensetzung 


sicher zu 


Dangenheit immer wieder die Frage ge. 
weit, ob de wotz der geringen Kräfte 
{ren Aufgaben geracht geworden in Er 
muß ferıgenelt werden, daß die Genor- 
san für fo ale positiven Entwicklungen 
In diesem Betrieb die Iniienoren und das. 
vorantreibende Element dergesult ha- 
an. 80 wahre ohne die Arbeit der Genor- 


de. muf die Anregung und unter Mitarbeit 
‚dar Genossen insgesamt di gewerkschaft“ 
iche Arbeit forciert, 2.8. eine Kollegen- 
‚Runde geschaffen, auf dar die Deleier- 
emersammlung der ORUPA in Hamburg 
diskutiert wurde. Immer dann, wen Im 
{OR Oder bei dan Vertrauensleuten posl- 
tive Forderungen entwickeit wurden, die 
ZT. auch durchgesetzt werden konnten, 
Jeschah dies nie ohne enticheidende Ein. 
ußnahme der Genonen. 

Dennoch ist es eins Tatsache, daß un- 
sara Genomen in der Vergangenheit ihr 
Augenmerk oft zu einseitig suf Okono- 
mische und soziale Probleme gerichtet, 
dagıgen zu wenig Gewicht auf die poll. 
sche Aufklärungsarbeit unter den Kolle- 
gen gaiogt haben. 

"Auch ie Initistiven der Genossen in 
der DRUPA orientierten ich in erster Li 
(ns aut die wirruehsftlichen und orinan 
Belange der Kollegen, 202.8. der Antrag 
uf der Deiegiertenversammlung, der die 
Herabsetzung des Rantenaiters für 
Schichtarbeiner zum Inhalt hatte und der. 
(Sort angenommen wurde. So wichtig die- 
se Dinge sind, s0 wenig darf aber überse- 
hen werden, daß es für die Kommuni- 
ten in erster Linie auf die Schaffung der 
Poltischen Grundiagen für den Kampf 
der Arbeiterklasse ankommt — und das. 
Surchaus in enger Verbindung mit den 
konkret anstehenden Problemen der Kol 
jogen. 

Insgesamt müssen wir fertseien. daß. 
: in der Springer-Zeile des KOMMUNI- 


TISCHEN BUNDES auch immer wieder | 


ine Rückzugspontion gegrängt, um se 
dann um so besser feruigmachen zu kön- 


Vielmehr hätten die Anpepriffener. 
klarsteilen müssen, daß Diskussionen, ob 
'ein Mitglied des BR. Kommunist 
Oder Sozlaldemokrat Ist, m den Gremien 
Überhaupt nicht zu suchen haban. Wenn 
allerdings. im_ Zusammenhang, mit. der 
Frage, wie die Interessen der Masse der 
Kollegen am besten wahrzunehmen sind, 
‚die Haltung der einzelnen Mitglieder der 
"Gremien immar wieder geprüft wird, dann 
sind das sahr wohl Dinge, die In den Er- 
Örterungen ihren Platz haben. 
Wäre in Reaktion auf die antikommu- 
nischen Ausfälle der 


‚dann was deren Einsatz für die „wien. 
Tausend” Arbeiter und Angestellten an- 
ging. »0 war de in der Tat nichts, was sie 
tten vorweisen können. Wenn die An- 
geatfenen in dinsem Zusammenhang 
dann auch noch klar gemscht hätten, daß. 
Soryensen mit der Kommunistenjage fa 
{inch die Wahrnehmung der eigentlichen 
Aufgaben des BR's sabotert, so wäre en. 


„Säuberung” des BR bei Springer-Harr- 
burg. hat besonders scharf gezeigt, dad. 
diejenigen, die sich ernsthaft und ehrlich 
um ine bear Ineresevertretung der 
(Arbeiter und Angesteiten Yen, 
noch nicht die Erfahrung und die pol 
Iche Reife haben — die meisten waren 
Zum erıen Mal in die Vertretungsorgend 
Dewählt worden =, um den Angrift zu- 
Fückzuschlagen oder gar in eine Niederl 
96 für die Kaptalisten zu verwandeln. 
Wird die Aufgabe der Kommunisten sin, 
utch  geduldige politsch-ideologische 
Überzougungsarbeit dafür die Vorausse 
ungen zu verbessern. 

‚Aber selbst dann, wenn man keine 
Fehler gemacht hätte, wäre es falsch zu 
Olauban, daß, hier und heute bei Springer 
“Hımburg schon ein Sieg erreichbar ge- 
wesen wäre, Dazu sind de Vorsumetzun- 
den vibat in solchen Betrieben sten ge- 
‚9aten, in denen die Kampferfahrungen 
Und eine längerfristige kommunistische 
Arbeit ein entwickelteres politisches Be- 
wuätsein hervorgebracht haben. 

Was sber hier und heute sohr wohl 
möglich gewesen wahre — und darauf muß, 
Insbesondere von den Kommunisten in. 
dar Zukunft tärker das Schwergewicht 
eat werden -: nämlich diess Angriffe. 
Sein dan verschiedensten Formen solan- 
9 erfolgen werden, wie die Kapitaisten- 
Klasse die Macht haban wird, stärker zu 


Unterbewertung des 
politischen Kampfes 


nn 


Die Springer-Zeile des KOMMUNI- 


= In dar Spüinger-Zeie des KOMMUNI- 
TISCHEN BUNDES such immer wieder 
"Tendenzen der Umterbewertung des poli- 
"schen Kampfes eineneits und der Über- 
bewertung der Fragen des ökonomischen. 
Kampfes andererseits gegeben hat 

Diese ökonamistischen Tendanzen 
können aber nicht allein den Genomen 


In der Zukunft besser verstehen, 
ie Diskussion mit den Genossen stärker 
zur Überwindung dieser 
alschen Möngel zu nutzen. 
verstärkten Einsatz ces DRUCKARBEI. 
TER, Zeitung des KOMMUNISTISCHEN 
BUNDES für die Kollegen in den Ham- 
burger Druckbetrleben, angeht, 10 Nogt 
die Aufgabe beim gesamten Druck 
|| Bereich, zumal die Genossen der Sprin- 
ger-Zuile in der Vergangenheit eine Reihe, 
guter Artikel vorgelegt hatten, die Jedig- 
Hich wegen einiger Mängel nicht abge- 
druckt worden sind, 

Schon allein die Flut von antikommu: 
Pisischen Hetzschriten, die in der le 
tan Zeit auch innerbetrieblich bei Sprin- 
pr verteilt wurden und wohl auch in der 
Zukunft erscheinen werden, fordern ge- 
ndezu einen verstärkten Einsatz des 
DRUCKARBEITERS heraus. 


4 
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Insbesondere in der Zeit zwischen dem. 
‘” Jürgensens und den Neu- 


r 


(Abteilung „Information“ (1) ) eine Bro- 

„Publikationen der 
an -"Zur persönlichen 
Information” im Betrieb verteilt. Die A 
eilungseiter werden aufgefordert: 
geben Sie much Ihren Mitarbaitern In der 
Ihnen geeignet erscheinenden Form (I 
von diesem Material Kenntnis, 

In dieser Schrift wird die kommunl 
nische Bewegung in zwei große „Sammel 
bawegungen‘" aufgetalt,cie DKP und ihre 
Unterorganisstionen und die "KPD" pluk 
Unterorganisaionen. 

Es heiße dort: „Il. Die KPD ut de- 
entrak (?) organisiert und, maol- 
tisch ausgerichtet, Ihre Stärke liegt 
In ihrer Beweglichkeit (aha). Auf die 
KPD ausgerichtet sind der Kommu- 
nistische Bund (KB), die Kommunt- 
stische Gruppe (KG), der Kommunl- 
stische Jugendverband (KSV) und 
die Liga gegen den Imperialismus 
Die einzeinen Organisationen sind 
häufig in lokale Gruppen 
Beispiel: Kommunistischer Bund 
(Gruppe Hamburg). 

Die Kosten der Flugbiätter 


beziffert, wobei die „‚Alerkıu 
Gelder naturgemäß m” Dunkeln 
Se aber unschwer zu eraten. 

Unter der Oberscifts „ll Ki 


Pmgandemateria” wird u. a. angetühn 
„ln Hamburg: Der Druckarbeiter, 
Beriebrzeitung des Kommunlstk. 
schen Bundes (Gruppe Hamburg). 
Gruppen des KB in enderen Städten 
eben ebenfalls den Druckarbeiter 
heraus. 

Hamburger Arbelierzeitung: Organ 
der Kommunistischen Gruppe, Han 
sestadt Hamburg, 

Kommunistische Arbeiterkorrespon 
den. Berriebszeinung der Zelle 
Springer der KPD (erscheint auch 
mit Sonderausgaben), 
Tarifinformation der Kommunist# 
schen Gruppe Hamburg. 

Immer weder wird versucht, ie Grup- 
pm Unterschiede in ainan grodan Top! 
2% werten. Und wenn man doch aut einge 
Unterschiede zu sprechen kommt. wird 
(it geich wieder „ingeebnet”. 50 Nie 
Menge Zeilen wait 

„So unterschiedlich die Gruppen, 
die diese Schriften herausgeben, in 
Ihren Ideologien auch sein mögen. 
sie sindalle an der äußersten Linken 
angesiedelt und haben den Umsturz 
unserer Staats, Gesellschafts, und 
Wirtschaftsordnung zum Ziel." 

In der Nr. 4 der „Springer-Aktull, 
Houszeitung für die Mitarbeiter der Un: 
{wrnehmensgruppe A. Springer” wird der 
Ariel: „Die Aevoluiondre losen bit 
un“ aus Öer „Weit der Arbeit” (Zara 
Syan des DGB) vom 1.Mai 73 ungekirzt 


enam „offenen Wort" lolgendermaßen: 
„Das Gewerkschaftsblatt entlarvt 
hier das ‚Sammelsurium linksextre- 
ner Gruppen und Grüppchen” und 
weist anhand erschreckender Zitate 
nach, ‚weich brutaler und raffinierter 
Methoden sich diese vorgeblichen 
Weltverbesserer mit ihren Utopien 
richt nur bedienen, sondern wie sie 
sich Ihrer Machenschaften auch noch 
rühmen. Wenn die „Welt der Arbeit” 
heute im Mai 1973 wörtlich davor 
Sn a Ale 1 Inka 
heute im Mai 1973 wörtlich davor 
warnt, daß ‚die Linksradikalen eine 
erste "Gewerkschaftshausbesetzung 
probieren wollen‘, so sei daran erin- 
nert, wie deren rechtsradikale Vor. 
pänger vor vier Jahrzehnten — genau 
am 2. Mai 1933 in ganz Deutsch: 
land schlagartig die Gewerkschafts. 
häuser besetzten. Die Organisation 
der Werktäuigen wurde damals in der 
sogenannten ‘Deutschen. Arbeits 
front’ gleichgeschaltet, Die Gewerk 
'schaftsführer verschwanden in 
Zuchthäusern und Konzentrations 
lagern. Das sollte uns eine Warnung 
sein! 

Was hat sich 1933 90 
ändert? — Die Farbe der Radik: 
sonst kaum etwas. Vielleicht änder 
sich die Methode: Damals nannte 
man es ‘Machtergreifung', heute. 
"heißt es Marsch durch die Institutlo- 
nen”, 

(Besonders fl an diesen „Bemerkun 
gen” neben der exzemiv schisuschen De- 
Magogie das Bemühen auf, alle polit- 
chen Organisationen „Jinks“ von der 


DKP als Ableger bzw. as „Unterorgani- 


Der Oo angays-ics- Mara 
Druckarbeiter 
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astion“ der „KPD“ derzusmtion. Du 
Trt nun nicht stem auf die „Unkennini" 
‚Ser Springer-Faschisten zurückzuführen, 
kondern geschieht in voller Absicht. 

"Denn die "KPD" hat bei den Kollagen 
einen ausgesprochen schlechten Ruf, Das. 
dt sich hauptsächlich auf die Inhalten 
und phrasenhafte Agitation zurückführen, 
die die Kollegen Immer wieder von der 
KPD" sarviarı bekommen. 

In völliger Verkennung der tatsdchi« 
chen Kräfteverhältnisse kommentiert die 
„Kommunistische Arbeiterpree” 2, 
‚die Zerschlagung des Springer-BR mit der 
nnigen Bemerkung: „Die Angst be 
Stimmt ihr (der Kapitalisten) Han- 
deln.” „Die Tarifrinde und die 
außertariflichen und von der Ge- 
Werkschaftaführung nicht genehmip 
ten Streiks haben sie (die Kaplte 
sten) in Angst versetzt Sie sehen das 
einzige (?)) Mittel sich dagegen. zu 
wehren (? } darin, die fortschrittik 
‚chen Kollegen zu entlassen ...” „Die 


‚Streikr sind ihnen (den Kaplialliten) 
in die Knochen gefahren. 

In dieser geradezu iächerlichen Kraft 
meierei gefallen ich die Genomen der 
IXPD!" Immer wieder, Sie malen das Bid 
von Kapitaisten, die mit wor Angıt 


‚Abgang noch einen BR zu zerschlagen. 
Daß damit bei dan Kollegen kein Di: 
mantopt zu gewinnen int, habanı Inzw 
Achen alle gemerkt — bio die "PO! 


noch nicht. 


x) “ 


Der „Sp06” hört aleringn ganz u, 
wann die Kotagen uch von Schreien 
ET" Kommuniniechen Krnenuruu 
ch ch anpöbein nen müssen. Das 
Qrscheht genau dan, warn de Kolagen 
Bene ran ne 5 Genon dr 
FXPO" nl da eihafen, Dan Springer 
Kohlen wurdn vorgewerten: Bolsnge 
ih eigener Arbanpla Ihnen nöch win 
U cher erscheint «= hate (u 
Ir euch mich ir 00 wichtig, 
Er un an ah 

neun forehitiener Klagen) 
Weiter Biftt die „Kommunistische Ar 
Poterprene” che Kollgen an: „En rich 
ehr, neh nur In Worten zu ampöre. 
Sondern ie Empörung muß uch In Ten 
Kam 

Dar Uns weit Gott nich de 
u gesgne, a cn Kolgen polinchen 
Bermualn und Smpare 1 die Sach 
dr Arteierklae = den Kommunamun 
"zu ennerekan. Dal de Kapuze 
"ich eiem Oelagenhnt nichraur der Nas 
Oehen lan” und vernuchen, ie ge 
Berta kommunistische Bevgung mit dr 
FRPO" in einen Topf zu werten, dr 


Die Rolle der DruPa-Führung 
bei den Angriffen auf den BR 
und die Vertrauensleutearbeit 
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„Während der Spitzel und De- 
nuntiant Jürgensen wieder auf der 
Liste der IG-Druck und Papier kar 
didieren darf, droht Heinz Wolf 
dem Kollegen Hoffmann mit Aus 
Be nen 
Während bei den Angestellten 


n 
[C-Druck und 


‚Papier, Metzinger, ist dabei kaum 
noch zu übertreffen. 

Den von Jürgensen angegriffenen 
Kollegen Sıanjek und Pietich er- 
klärte er, eine Kandidatur kme 
nicht in Frage, da sich DAG und 


DIV gegen diese Kollegen ausgespro- 
chen hätten. Dagegen könne die 
1G-Druck und Papier nichts mas 
chen... ! 

‚Metzinger hat aber offenslcht 
lich gelogen: In einem von allen 
drei Gewerkschaften unterzeichne- 
ten Flugblatı vom 20, Juni heißt 
„Weder die DAG noch der DIV 
brauchten einen Einspruch gegen 
die Kandidatur von H. Pletsch und 
$. Stanjek zu erheben, weil IG- 
Druck und Papier diese beiden gar 
nicht als Kandidaten benannt hat 
te.” Mit anderen Worten, die IG- 
‚Druck und Papier hat die Schmutz- 
arbeit selbst gemacht! 

Damlı ist es den Gewerkschaft 
führern gelungen, die fortschritli- 


Forts, Seite 15 
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Der Militarisierungs- und Faschisie- 
rungsprozeß betrifft alle gesell 
schaftlichen Bereiche, besonders na- 
tärlich das Militär. Die militärische 
Führung und das gesamte Off- 
zierskorps ist ein Zentrum der Reak- 
von. Ganz gleich, ob die Klasen- 
kämpfe relativ „friedlich“ ablaufen 
oder nicht, das Offizierskorps steht 
in vorderster Front. Seine Tätigkel 

beschränkt sich nicht auf das Milichr. 
Ein Großteil der militaristischen 
Propaganda wird von den Offizieren 
direkt betrieben über ihre Verbin- 
dungen zu Presse, Parteien, Verbän- 
den, Professoren, Schuldirektoren 
und dem Staatsspparat. Sie haben 
den von den Kapitalisten der Bundes- 
wehr zugedachten Auftrag, „Schule 
‚der Nation“ zu sein, in die Tat um- 
zusetzen und die Jugend, insbeson 

dere die Arbeiterjugend zu militarı- 
sieren. Gerade wegen ihrer für die 
Reaktion so nätzlichen Fähigkeiten 
ist von vornherein den alten Nazi- 


offljeren auch die Aufgabe über- 
ragen worden, den Neusufbau der 
Bundeswehr praktisch durchzufüh- 
ren. Einige. nicht so belastete ehe- 
malige Offiziere der faschistischen 
Armee (wie z.B. Bandisein, de Mal 
ziöre) wurden als Aushängeschilder 
vorgeschoben. 

Der Übergang der Bourgeolie zur 
neuen Ostpolitik und eine gewime, 
Linkswendung Ende der 60er Jahre 
haben in der Bundeswehr nicht so 
viele Änderungen in Richtung Libe- 
Tnlisierung (Lockerung der Disziplin) 
hervorgerufen, wie allgemein ange- 
nommen wird. Sehr schnell hat das 
Offsierskorpe, ron dem Teile noch 
kurz zuvor offen ihre Sympathien 
mit der NPD bekannt haben, zum 
Rückzug geblasen und einen ver- 
schirften Militarisierungsprozeß. in 
Gang gesetzt, gemeinsam mit dem 
SPD-Kriegaminister Helmut Schmidt 
Das soll im folgenden analysiert 
würden. 


1955; 


Der in Westdeutschland wiedererstandene deutsche Imperialis- 


mus greift auf „bewährte“ Generalstäbler zurück, Der erste Bonner 


Schnauze halten ...! 
Gedanken rechts! 


einen im Rahmen der NATO zu 
führenden Krieg gegen die War 
schauer Pakt-Stasten. Das Feind- 
bild war entsprechend der antikom- 
munistischen Ideologie der soge- 
nannte „Kommunistische. Agsres- 
sor",dem von vornherein eine im- 
perialistische Politik unterstellt wur. 
&. 


Probleme in der Bundeswehr 
durch den Übergang zur neuen 
Ostpolitik... 


Diese Politik brachte nicht die 
gewünschten Erfolge und wurde 
spätestens 1963 (Atomsperrvertrag) 
sowohl von den USA als auch 
Frankreich modifiziert durch eine 
Politik des Brückenschlags (Kenne- 
dy/Jchnson). Die Schwerpunkte der 
imperialistischen Politik werden auf 
die Aufweichung des sozialistischen 
Lagers gerichtet. Wohl oder übel 
mußten die BRD-Imperilisten nach- 
ziehen und entwickelten die soge- 
nannte „neue Ostpolitik*. Sie be- 
gann unter der Regierung Kiesin- 
ger/Brandt (1966-49) und wurde zu 
einem vollständigen System ausge- 
baut unter der SPD/FDP-Koalition 
unter W. Brandt (sit 1969)" An der 
alten Militärstrategie änderte sich 
jedoch nichts; die Aufrüstung wur- 
de sogar noch verstärkt. 

Die CDUJCSU und das extrem 
reaktionäre Offizierskorps bekämpf- 
te dies Politik als Zurückweichen 
vor der Sowjetunion. Die alte ideo- 
logische Ausrichtung der Armee 
mußte entsprechend der neuen Tak- 
tik der Imperilisten angepaßt wer- 
den. Das die Ideologie von Willy 
Brandt beherrschende Thema von 
Frieden und Entspannung mußte 
notwendig zu einem gewissen Ab- 
bau der alten Fronten des Anti- 
Sowjetismus in der Bevölkerung und 
bei den wehrpflichtigen Soldaten 
führen. Sie ist nämlich darauf an- 
gelegt, an die Friedenssehnsucht der 
Massen zu appellieren und ist daher 
auch so populär. Diese Ideologie 
ist demagogisch weil tatsächlich 
keine Friedenspolitik betrieben 
wird, Der Widerstand der CDU/CSU, 
die auf Grund der heutigen Situa - 
tion des BRD-Imperialismus eine 


grundsätzlich andere Ostpalitik gar 
nicht betreiben könnte, gegen die 
Ostpolitik der SPD erklärt sich ge- 

‚de daraus, daß sie es für gefähr 
lich und unvereinbar mit den Auf- 
gaben einer imperlalistichen Ideo- 
logie halten, s0 an die Friedensschn- 
sucht und ah die Völkerverständi- 
gung zu appellieren und dadurch 
sich Popularität zu erheischen, Ein 
klares Feindbild ist ihnen lieber, Es 
konnte nicht ausbleiben, daß die 
„neue Ostpolltik“ Brands‘ selbif 
Arlöa u’ einer Verchikting ddr Di 
kussion um Sinn und Zweck der 
Bundeswehr führte, insbesondere 
wenn alle Tendenzen darauf hin- 
auslaufen, die Schrauben anzuzie- 
hen (in der Armee), den Gürtel en- 
ger zu schnallen.(im Betrieb), und 
das alles trotz Frieden? 

Der Wehrbeauftragte des Bundes- 
tags, Fritz Rudolf Schulz (FDP), 
bestätigt das in seinem Bericht, wo 
er feststellt, daß die zivile Bevölke 
rung zunehmend die Frage stelle, 
ob. angesichts der Friedens- und 
Ostpolitik der Bundesregierung 
Streitkräfte überhaupt und wenn ja, 
ob in der vorhandenen Größenord- 
mung und unter Beibehaltung der 
Wehrpflicht noch notwendig wi 
ren. („Die Welt“, 19.4.73). 

Eine wachsende Infragesteilng 
der Notwendigkeit der BW hat na- 
türlich auch eine verstärkte Oppo- 
sition gegen den militärischen Dril 
zur Folge. 


„= und durch die Studenten- 
bewegung 


Das Ende der 60er Jahre brachte 
nicht nur den Übergang zur „neuen 
Ostpolitik‘“, sondern auch eine ver- 
stärkte Unzufriedenheit, die ihren 
Ausdruck fand in der Studentenbo- 
wegung, den Septemberstreiks und 
dem Kampf gegen die Notstandsge- 
setze, die den juristischen Rahmen 
für den verstärkten Ausbau des 
Staatsapparates (Einsatz der Bun- 
deswehr im Innern, Ausbau von Po- 
izei"und die Einbeziehung von zi- 
vilen Behörden in den Militarisie- 
rungs- und Faschisierungsprozeß). 
Die Parole der Antinotstandsbewe- 
‚gung war: „Strauß und Benda üben 
Deißig — für ein neues 33“. Ver- 


stärkt wurde pazifistisches und anti- 
milltaristisches Gedankengut in die 
BW getragen, teilweise sogar sozia- 
istischen. Zum Ausdruck kam dies 
in der ansteigenden Zahl der Kriegs- 
dienstverweigerer, Im Gegensatz zu 
früher wurde immer häufiger aus 
politischen Gründen verweigert und 
viele stellten ihen Antrag erst, als 
sie die Bundeswehr von innen ken- 
nengelernt hatten. Daraufhin ent- 
wickelten sozialdemokratische Off- 
ziert’ (de Mulzidre ui) das Konzept 
der funktionalen” Disziplin. Dieses 
Konzept legte die Betonung mehr 
auf die technische Einsatzfähigkeit 
der Truppe als auf die preußische 
Militärdisziplin. Dieses Konzept der 
SPD hatte jedoch mehr den Charak- 
tereiner Ablenkung von der tatsich- 
lichen Militärpolitik der Sozialde- 
mokratie. Es wurde weder durchge- 
setzt, noch ernsthaft der Versuch 
unternommen,es durchzusetzen, mit 
Ausnahme des ersten Haar-Erlassen 
(Ende 70), der das uneingeschränkte 
Tragen langer Haare zulicß, 


Das Offizierskorps wetterte ge 
gen sogenannte „‚Aufweicherschei- 
nungen“, sowohl bezüglich des 
Feindbildes und einem’ängeblichen. 
Zurickweichen vor der Sowjetunion 
im: Zusimmeribang aiteder neuen 
Ostpolitik, als auch bezüglich der 
Disziplin " und Einsatzbereitschaft 
der Bundeswehr. Diese Vorwürfe 
der Reaktion waren rein demago- 
gisch. Tatsächlich betrieb jedoch 
die SPD eine Politik der verschärf- 
ten Militarisierung. Das Ziel der 
Reaktion war, von dem tatsächli- 
chen Militarisierungsprozeß abzu- 
lenken und ihn zu verschleiern, um 
eine Verstärkung dieses Prozesses 
zu fordern. Die Arbeitsteilung Zwi- 
schen beiden ist offensichtlich. Die 
zeitweise tatsächlich in Erscheinung 
getretene Lockerung der Disziplin 
hatte ihren Grund nicht in der 
SPD-Politik, wie es die überwiegen- 
de Mehrheit des Offizierskorps und 
die CDU/CSU behauptete, sondern 
lag an der allgemeinen gesellschaft- 
lichen Situation. Die SPD vertrat 
die dieser Situation angemessenere 
Politik, die Schrauben kurzfristig 
zu lockern, um sie danach wirkungs- 
voller anziehen zu können. Auf das 
WIE wird noch eingegangen. 


1959: Der in Westdeutschland wieder 
„bewährte“ Generalstähler surück. Der erste Bonner 


mus greift auf 


dene deutsche Imperiaie- 


Kriegeminister Blank mit den beiden erıten Generalen der Bonner 


Armee, mit Heusinger und Speidel 


Militarisierung, allgemeine 


lie wieder deutscher 
Militarismus? 


N nm RE 
„Es ist der Unbeugsame Wille ... 


‚den deutschen Generalstab, der wie- 
derholt die Wideraufrichtung des 
deutschen Militarismus zu Wege ge- 
bracht hat, Dr alle Zeiten zu zer. 
schlagen ....” Diese Erklärung von 
Churchil, Roosevelt und Stalin in 
Jalta im Februar 1945 war für den 
englischen und amerikanischen Im- 
perialismus nur ein Lippenbekennt- 
is, Ebenso dachten si nicht daran, 
‚das Potsdammer Abkommen einzu- 
halten. Die Entmilitarisierung und 
Entnazifizierung wurde nie voll 


durchgeführt. Am 2.12.1946 ver-- 


schmolzen sich die britische und 
amerikanische Zone in wirtschaft- 
licher Hinsicht. Die Wende in der 
US-Außenpolitik war schon voll im 
Gange und war abgeschlossen im 
März. 1947, als Truman seine be- 
kannte Doktrin verkündete und 
zum großen Feldzug gegen den 
Kommunismus mobilisierte (Politik 
‚der „Bindämmung“ (containment) 
und”des „Roll Back“). Der kalte 
Krieg begann. In allen Ländern, wo 
heftige Klassenkämpfe stattfanden, 
unterstützten die USA die Reak- 
tion und griffen häufig auch direkt 
ein. Die BRD spielte schon auf 
Grund seiner geographischen Lage 
in den Plänen der USA eine wichti- 
ie Rolle, Parallel zur wirtschaft 
chen und politischen Restauration 
wurde planmäßig die Remilitark 
sierung betrieben. 1950 wurde schon 
die BVG  (Europlische Verteldi- 
gungsgomeinschaft) geplant, die ji 
doch an Frankreich scheiterte 

Die Politik des kalten Krieger 
wurde von den USA mit dem Ziel 


betrieben, den Aufbau des Sozialis- 
mus vor allem in den Osteuropäl- 
schen Ländern rückgipgig zu ma 
Chen, Dazu wurden alle konterrevo- 
\utionären Kräfte in diesen Ländern 
unterstützt, z.B. Ungarn 1956, Von 
maßgeblichen imperialistischen Kre- 
sen wurde.das aktive Eingreifen des 
Westens gefordert, Die USA bauten 
ein riesiges Militärpotential auf und 
kreisten militärisch die SU ein und 
zwangen diese dazu,sich gegen die- 
se Bedrohung zu wehren, Dazu muß- 
16 sie obenfalls aufrüsten, was Ihr 
infolge ihrer schlechten Ausgangs- 
"situation erheblich. größere Opfer 
abverlangte. (Riesige Zerstörungen 
durch den Überfall der faschistischen 
Wehrmacht und 20 Millionen Tote 
- während die USA durch die 
Kriegsproduktion einen. enormen 
‚Aufschwung nahmen und keinerlei 
Zerstörung im eigenen Land hin- 
zunehmen hatten.) Die Kosten des 
amerikanischen Krieges trug im we- 
sentlichen die amerikanische Arbei- 
terklasse und die von den USA aus- 
jebeuteten Länder der Dritten Welt, 
während die Imperialisten. große 
Profite dabei machten und die an- 
‚dern imperalistischen Länder in 
ihre Abhängigkiet bringen konnten. 
Für den Wiederaufbau und Aus- 
bau des Sozialismus in der SU wa - 
ren das sehr schlechte Bedingun- 
gen. Die Kalte-Kriegspolitik zielte 
‚der SU gegenüber darauf ab, 
Schwierigkeiten noch erheblich zu 
verschärfen. Die BRD ordnete sich 
dieser Kalten-Kriegspolitik vollkom- 
men ein. Spoziell verfolgte sie das 
Ziel der Rückeroberung der DDR. 
Die Bundeswehr wurde demzufolge 
sowohl miltirisch als auch. poll- 
tich-kdeologlsch ausgerichtet auf 


Wehrpflicht und 


das System 


von Zeit- und Berufssoldaten 


Für die Verteidigung des kapita- 
listischen Ausbeutersystems gegen- 
über inneren Feinden des Kapitalis- 
mus und zur gewaltsamen Durch- 
setzung der imperlalistischen Kon- 
kurrenten als auch gegenüber den 
sozialistischen Staaten und den 
Volksbefreiungsbewegungen in den 
vom Imperialismus ausgebeuteten 
Ländern ist die Zuverlässigkeit der 
Armee von entscheidender Bedeu- 
tung. Sie muß ein gehorsames In- 
strument der Politik der Bourgeoi- 
sie gein. Wie gehorsam eine Armee 
ist, hängt entscheidend von der 
Struktur der Armee und von der 
Einstellung der- Arbeiterklasse zur 
Armee,ah, Beide Punkte sind daher 
zentrale Faktoren der Militärpofitik. 
der Bourgeoisie und nehmen einen 
breiten Raum im Militarisieruhgs- 
Prozeß ein. Die Bourgeoisie geht 
hier sehr bewußt, planvoll und über- 
legt vor und studiert eingehend die 
historischen Erfahrungen, Die Ar- 
beiterklasse muß sich mindestens ge- 
nauso intensiv um diesen Bereich 
kümmern, und hat das auch getan, 
Man braucht mur auf die milltäri- 
schen Schriften von Rngels, Lenin, 
Mao, Giap verweisen, 

Engels schrieb bereits 1870: 
„Nach. den preußischen Erlahrun- 
‚son sind dei Jahre Ausbildungs 
zeit unerläßlich, um den dus 


schnittlichen Zivilisten für diesen 
Tätigkeitszweig abzurichten, Es ist 
niemals behauptet worden, selbst 
nicht von den halsstarrigsten Gama- 
schenknöpfen in Preußen, daß ein 
Infantriesoldat — und die Infantrie 
bildet das Gros der Armee - seine 
militärischen Pflichten nicht in zwei 


ie planen den Fall „Not“, Von Ink 


uber, Nasladıniral Zen 


Jahren erlernen könne, Jedoch ... 
der wahre militärische Gelat, die 
Gewohnheit (!) des unbedingten Ge- 
horsams wird erst im dritten Jahr 
gelernt,“ 

Heute beträgt die Wehrdlenst- 


Forts, nächste Sente 


meral Kamm 


Strauß und;der alı Krieg 


zeit 1$ Monate. (Dazu sind noch 
Wehrübungen abauleisten). Die tat- 
sächliche Ausbildung beträgt jedoch 
höchstens sechs Monate. Der Rest 
ilt dem militärischen Drill 


Die Wehrpflicht: für die Bour- 
geoisie ein _zweischneidiges 
Schwert 


Hin weiterer wichtiger Punkt int 
das Verhältnis von Berufs- und Zei 

soldaten und zwangsweise rekrutier 
ten Soldaten. Die Wehrpflicht ist 
für die Bourgeoisie jedoch ein zwei 
schneidiges Schwert, weil die Bour- 
geolsie hier gezwungen Ist, ihren 
Klassengegner in ihr wichtigsten In 
atrument gegen diesen Klassengogner 
mit einzubeziehen. Dieser zwei 
schneidige Charakter wird von Lenin 
schr klar ausgesprochen. Br schreibt; 
„Heute. milltaridenb die ImnesValk. 
sche - und andere - Bourgeolsie 
nicht nur das ganze Volk, sondern 
auch die Jugend. Morgen! wird sie 
meinetwegen die Frauen militarisie- 
fen, Wir antworten darauf: Desto 
besser. Nur immer schneller voran 

je schneller, desto näher ist der be- 
walfnete Aufstand gegen den Kapi- 
alismus. Wie können sich Sozial 
demokraten durch die Militarisie- 
rung der Jugend einschüchtern Ias- 
sen oder den Mut verlieren, wenn sie 
das. Beispiel der Kommune nicht 
vergessen. Es ist doch keine „Theo- 
vie", kein Traum, sondern Taisache. 
Und es wäre wirklich zum Ver 
zweifeln, wenn die Sozialdemokra- 
ten allen ökonomischen und poli- 
ischen Tatsachen zum Trotz da- 
ran zu zweifeln. beginnen, daß die 
imperialistische Epoche und dik im, 


imperialistische Eposhe und di im, 
penalitschen Kriege nalumeıne2: 

unvermeidlich zur Wiederho- 
a er Fauschen führen mr. 
sen‘" (Aus: Das Militärprogramm, 
der proletarischen Revolution) 

“Tawchlich haben die imperlal- 
slschen Kriege jedesmal zu soziali- 
Atschen Revolutionen geführt und 
Ihn dadurch insgesamt geschwächt 
(1917. Rußland, 1945 Osteuropa, 
China, Korea, Vietnam) 

Naibrlich gibt es keinen Auto- 
matlomus zwischen Milltaiserung 
und dem bewaffneten Aufstand, 

Dar Milarlamus ist eine nichi zu 
unterschätzende Waffe derBourgeol- 
io, Das Lenin-Zitat darf nicht miß- 
verstanden werden und etwa daraus 
Tolgern, Lenio. wäre für. die, Mil 
tarsietüng. oder die Militaisierung 
diene. dem Proletariat. Die Frage 
steht anden: Wie kämpft man gegen 
die von der Bourgeoisie betriebene, 
Milltaisterung. Lenin schreibt (Bd. 
238. 76): „Die Bewaffnung der 
Bourgeolsie gegen das. Proletarat 
ist eine der größten, kardinasten, 
wichtigsten Fragen der heutigen ka 
pitalistischen Gesellschaft, Und an- 
gesichts dieser wichtigen Tatsache, 
Will man den revolutionären So- 

aldemokraten zumuten, sie sollen 
die ‚Forderung‘ nach Entwaffnung 
aufsiellen! Das wäre ‚eine völlige 
Preisgabe des Kinssenkampfstand 
punktes und jedes Gedankens an 
die Revolution. 

Kapitalismus und Militariemus 
ind ebenso unzertrenfieh? HAMK Su 
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ges fördert: die Truns, das Pro- 
Marlı It dagegen, aber Wacht, um 
Dim vormosspifinichen Kapılale 
mad. mtekzuhahren, sondarn ua. 
ma Bonlalanus voran 
m. 

Ubrigens, die Faschisten müssen 
such. den nierpäligen Charaker 
Ser uleomeinen Wehrpflicht zuge 
Mehen. 80 chreid Obentleuinant 
Alınchter, den Reichewehminister 
Blomberg” bemuftragte, sine Unter, 
mochung über Zanstzäng und Zur 
Nammenbruch der Armen und dere 
Ursachen anzustellen, daß eine see 
Hsche Wandlung des Heeres gerade 
bei" lgemeiner Wehrpflicht zu 
Kehwerwgendstn "Folgen führen 
könne 
Ya ee ee Kalt 
Te aan? Tararnalb "der Heoreı 
mit dem des Volkes in völliger Über. 
Sinstimmpng (gerät, wenn die Lei 
DAN Und Arie. det Khes das Mat 
den Enrigiehen übenehritien he 
ben. Dann wird der Volkswile 
Silieguch zus letzten und höche 
dien Richter in den Lebensfragen 
der Nation. Ds de bewaffneten 
Mn zum echo une: 
wußien Trger Ser Gewalt werden, 
Verf die Suatleitung Ber keine 
Machimitel mehr, hren Wilen ge 
geniber dem Manvilen durch. 
Elastzen. In der Unbepisafigit 
dieser Verhältnis eg 0 Gefahr 
der allgemeinen Wehrgficht für den 
Staat, Ger se sat. Das innenpol. 
tische Schicksal der Mittelmächte 
sowie Rußlands sprechen eine deut- 

he Sprache. (9. 197) 


Die Ursache der Zersetzung 
von. Armeen: Der Klassen- 
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lich von einem Faschisten, von dem 
sonst immer nur Won 
landsverteidigung“ und 
die Ehre des Deutschen Volker 
kommen, anerkannt. Am stärksten 
wurde der Krieg jedoch von den aus 
russischer Gefangenschaft zurick 
kehrenden Soldaten abgelehnt. Als 
Grund führt Altriehter an: „.Beson 
ders enchwerend für den Kriegs 
willen dieser Leute kam hinzu, daß 
se in unmittelbare Beröhrung mit 
dem Balschewiunus sekommen wa 
sen, ‚Die Gedankenwelt des Bol 
schewismus mit den Vonstellungen 
der Internationalen Solldanldt der 
Menschen (!) und seine Einstellung 
ER den Krieg und Kaplan 
onnten nicht ohne Einfluß auf die 
Seelenstimmung dieser Kriepsgefan- 
senen bleiben." (8. 161) 

Das Miltär gibt zu, daß. die 
„obchewistische Gedankenwelt in- 
iermationale Solldasiat" und „Ein- 
stellung gepen den Krieg“ umfaßt — 
und das angesichts der damaligen 
Propaganda auf der ganzen Linie 
ansen die „Zerstörungswut des Bol- 
Schewismur" („Völkischer Beobach- 
1er“). Hier wird so richtig die Ver. 
Hogenheit der faschistischen Propa- 
ganda als auch der Militaristen deut- 
lich, während die Miltariten be- 
haupten, die deutsche militärische, 
Tradition hätte mit dem Faschis- 
mus nichts zu tun, und sie könne 
müsse sogar — in der Bundeswehr 
weitergeführt werden. (Siehe Er- 
iaß zur militärischen Traditions- 
pflege undErlaubniszum Tragen der 
faschistischen Kriegsorden im 


daß sie mehr als die Konservativen 
ein VerständnisfürMassenpolitik und 
die Rolle der Ideologie im Klassen- 
kampf hatten. Welche Konsequen- 
zen zogen sie nun aus der Erkennt- 
nis, daß der Gegensatz zwischen dem 
Klassencharakter der Armee und den 
Klasseninteressen der überwiegen- 


Bei Kaiserslautern: US-Panzer stehen zur Aggression bereit 


setzung war? Wie versuchten sie ihn. 
zu lösen? — Es ist klar, daß es 
eine wirkliche und dauerhafte Lö- 
sung des Problems nicht geben kann, 
weil man den Widerspruch, der aus 
den Interessengegensätzen der bei- 
den Klassen entspringt, nicht lösen 
kann, ohne die eine Klasse (Bour- 


von.Armeen: Der Klassen- 
antagonismus in der Armee! 


In denselben Arbeit benennt er 
uch sehr konkret und materiali 
stisch die Ursachen der Zersetzung. 

Im Verlauf des 1. Weltkriegs griff 
seiner Meinung ‚nach die Zerset- 
zung, nach dem sie sich zunäch 
im. Verborgenen bewegt hi 
plötzlich” und mit. „rasender Gi 
‚chwindigkeit® um sich. ($. 99,176) 

„Immer drngender wollte man 
wissen, wofür man denn schließlich 
‚kämpfo und zu welchem Zweck die 
ungeheuren Opfer gebracht werden 
sollten. ‚Die Regierung, erkannte 
nicht die kriegsentscheidende Bi 
deutung einer psychologisch richti« 
gen Behandlung des Problems ... (!) 

Darüber war sich wohl die über- 
wiegende Mehrzahl (der Frontsol 
daten) klar, daß niemand Lust hatte, 
für irgendwelche uferlosen Erobe- 
mungen oder dynastischen Interes- 
sen (faschistische Demagogie) die 
fürchtbaren Leiden des Krieges wei 
ter zu erdulden „.. Der Soldat, 
insbesondere der aus der Industrie 
arbeiterschaft stammende, begann 
mehr und mehr seine Stellung mit 
den Augen des proletarischen Ar- 
beitnehmers zu betrachten und sich 
als Ausbeutungsobjekt der herr 
schenden Klasse und der Offiziere 
zu fühlen.“ (S. 102-104) 

Der Klassencharakter des Krie- 
ges, der Klassencharakter der gan- 
zen militärischen Organjsation, der 
Iso in rose npfier diesunsereiner. seine 


pitallsmus und Monopol, Die Bour 


Knochen hinhalten muß, wird plötz- 


Dienst ) den Mehrheit der Soldaten die Ur- geoisie) und deren Interessen abzu- 
Die Faschisten bewiesen häufig, | sache jeder bisherigen Armeezer - ‚schaffen. 
u 
Die Konsequenzen der Faschisten 
{ 
chichte: 
aus der Geschichte: 
Verschärfte Militarisierung 
Die Könsequenzen, die die Pa militärisch. aufgebauten Massonorga- @ Die Wehrfrage als aihlschen Pros 


sehr zahlreich. R. Feistmann schrieb 
dazu im illegalen KPD-Orpan „Un, 
were, Zeil; „ Die Beeinflussung 
des Soldaten und seine Erziehung 
im Aationalsozialistischen Sinne soll 


Sie 
soll beruhen einerseits auf scharfer 
Disziplin, die mit Mitleln des 


schärfsten Terrors aufrechterhalten 
wird und auf eine, das gesamte Le- 
ben des Soldaten erfassende fa 
schistische und chauvinistische Pro- 
paganda, andererseits auf die Be 
rücksichligung gewisser ‚psycholo- 
gischer‘ Faktoren, deren Untersu 
Chung zu einer Art ‚Heerespsycholo- 
Ber geführt hat.“ 

Diese Mäßnahmen innerhalb de: 
‚Armee wurden ergänzt durch eine in 
der Geschichte nie dagewesene Mili 
tansierung der gesamten Gesell 
schaft, Die Partei'der Arbeiterklasse 
wurte verboten, die gesamte Be 
wölkerung in klar ausgerichteten, 


faßt, Außerdem bestanden eine Men- 
ge paramllitärischer Organisationen, 
Vereine Und eine dementsprechend 
ausgerichtete Polizei, Sie alle bereis 
sten die Bevölkerung auf das Hear 
und den Krieg vor und verschafften 
‚dem Soldaten einen hohen genell 
schaftlichen Rang. Trotz dieser MI 
Ntarisierung der gesamten Gesell 
schaft verzichteien die Faschisten 
nicht darauf, überflüssige, vermeid- 
bare Reibungspunkte in der Armee 
abzuschaffen (schlechtes Essen 
usw.) 


Für solche Aufgaben halten sie 
eine Militärpsychologie und ein 
psychologisches Laboratorum" 
im Reichswehrministerlum ent 


wickelt, das die Zeitschrift „Sol- 
datentum“ mit dem Untertitel 
„Zeitschrift für Wehrpsycholopie, 


Wehrerziehung, Führerauslese” her- 
ausgab, Ihre Arbeitsthemen 


] Deutsches Soldatentum und 
deutsche Kultur 

W tihre und Khrhaftigkeit ip der 
soldauischen Lebensform 

Die psychologische Beurteilung 
von Jugendlichen in Hinsicht auf 
ihre milftärische Erziehung. 


Die gleichen Themen werden 
heute von Bundeswehrpsychologen 
untersucht. Manches braucht nur fr 
siert, umgeschrieben zu werden (den 
Antisemitismus entfernen usw.), It 
sonst aber weiter brauchbar. Zur 
Bedeutung dieser Arbeiten schrieb. 
der Präsident des Reichsluftschutz 
bundes Generalleutnant Grimme in 
der Berliner Börsenzeitung vom 
26.4.1935: „Führt unsere Arbeit 
zum Erfolg, dann können wir 
fen, daß der Feldherr „Psychologo 
ebenbürtig neben dem Feldherm 
auf der Erde, auf dem Wasser und 
inder Luft besteht, Bewährt er sich, 
hält er durch, dann — aber nur dann 
kann es dem Generalissimus, der 
mit diesen 4 Feldherren einen uns 
etwa  aufgezwungenen Schicksals“ 
kampf (faschistiiche Propagandabe- 
zeichnung für die eigene Augreal 
die Redaktion) führen woll, ge 
lingen, den Lorboor de Siegen heim. 
zutragen." 


Schließlich hatten die Faschisten 
für besondere Fälle noch die mill 
tärischen Iliteoinhelten, teils In 


teils außerhalb der Reichswehr, wie 
die Fallschirmjäger und die 88, 


Die zentralen Punkte des Milita 
riierungsprozemen der Faschisten 


Propaganda in und außerhalb 
Armee (hier besonders in den Schu: 
len und Jugendverbänden), Wehr 
psychologie, Dieser Militarisierunps 
stand natürlich in engem Zu 
mit dem gesamten Fa- 


.eß, also Insbesonde 
re mit der Zerschlagung der Art 

terorganisatlonen und der Best 
ung jeglicher proletarlscher Demo: 


kratie, Die genannten Punkte (Son 
‚dereinhelten usw.) werden sich auch 
der Politik der SPD wieder- 


Die Tachnik der Verniehtung wird immer raffinioruer Forts, nächste Seite 


 FORTS. MILITARISMUS 


er 


Die Militärpolitik der SPD 
— lauter Militarisierungspläne 


Schon im „Weißbuch zur Ver- 
teidigungspolitik_ der Bundesrogle- 
tung” von 1969 — unter der Re- 
ge von SPD-Kriegsminister Schmidt 
verfaßt — logte die SPD umfassend 
ihre Milltariserungspläne dar. Die 
‚Schwerpunkte ihres Programms 
gen in folgendem: 

1. Fuslonlerung von Heer und Terrk- 
torlalverteldigung, um größere 
Truppenteile für den inneren Ein- 
Satz auszubilden und einsetzen 
zu können, 


2. Erhöhung des Anteils der länger 


dienenden Soldaten in der Armee. 
durch: 
a) Erhöhung der Wehrbereit- 


b) Gesellschaftliche  Anerkenn- 
mung. des soldatischen Dien- 
sts, 

©) Besoldungsverbesserungen ins- 
besondere für längerdienende 
Unteroffiziere, 

&) Einführung einer fachlichen 
Offizierslaufbahn, die für Un- 
teroffiziere offensteht. Stahl- 
manager Mommsen(SPD) wur- 
de Vorsitzender der Rüstungs- 
kommission. 

©) Erhöhung der Attraktivität 
des Zeitsoldaten durch Qua- 
fizierung zu Ingenieurberu- 
fen usw., mittlerweile auch zu 
akademischen Berufen wäh- 
send der Dienstzeit, 


3. Verbesserung der materiellen 
‚Ausrüstung mit modernerer Rü- 
stung. 


4. Erhöhung des ° „kämpferischen 
Einsatzwillens‘“ und der „geisti- 
gen Widerstandskraft“. 


5. Erhöhung der Einberufungsquo- 
ten pro Reknutenjahrgang mittels 
der Parole „Wehrgerechtigkeit 
erhöhen”. Das'zit weier ab 


auf den 
— Abbau des „Unbehagens in 


- stärkere 
sellschaft” 


6. Kampf gegen Versuche, mittels 
„Agtation, Demonstrationen 
ünd Flugblattverteilung Unruhe 
in die Bundeswehr zu tragen.“ 


Wie man sieht, ist dies ein kom- 
plettes und sehr umfangreiches 
Militarisierungsprogramm. Mehrere 
Ziele des Programms sind prinzipiell 
nicht isoliert in der Bundeswehr zu 
lösen und erfordern eine entspre- 
chende Offensive in der Schule 
(Wehrkunde-Ertaß), Universität (Be- 
rufsverbote für. Linke, Bundeswehr- 
hochschule) und in Betrieb und 
Gewerkschaften, wo klassenbe wußte 
Kräfte zurückgedrängt oder zer- 
schlagen werden sollen, Aber das zu 
tun war ja ohnehin geplant. Mehrere 
Parallelen zum Vergehen der Faschi- 
sten werden deutlich. 


Ruhe an der Heimatfront 

SPD organisiert die Trup- 
pen für den Klassenkampf im 
Innern um. 


Die Notstandsgesetze ermöglichen 
‚den Einsatz der Bundeswehr im 
Innern, Der.nächste Schritt als Vor- 
bereitung für den tatsächlichen Ein- 
satz ist die konkrete Umorganisie- 
rung der Streitkräfte für diesen Fall, 
Das Heer muß entsprechende Bür- 
nerkriegstruppen enthalten und mit 
der territorialen Verteidigung ver- 
Möchten werden, „Die Vereinigung 
der Bereiche des Heeres und der 
territorialen Verteidigung und der 
Basis Inland hat mit dem 1.2.69 
Die Fusion wird schritt- 

Die gesamte 


Fusion wurden 
vorherigen Heerosver 
bänden spezielle Heimatschutztrup- 
pen aufgebaut, Sie bestehen Im we- 
wentlichen aus Jägerbataillohen, 
Truppen für den Objektschutz und 
Geräteeinheiten, 


der jungen Generation“ und 
„Integrierung der 
Bundeswehr in Staat und Ge- 


Die Jägerbataillone 
Elitetruppen mit gar Baer 
kriegsausbildung. Über die Jäger 
bataillone schreibt Oberst A. von 
Gam: 

„‚Die Notwendigkeit, Kampftrup- 
pen zum Schutz rückı 
te. bereitzus 


zeitlichen Krieges und aus dem 
Feindbild. Die Schwierigkeit be- 
steht allerdings darin, Erfahrungen 
aus Partisanenkämpfen, Guerilla- 
kämpfen und Einsätzen von Kom- 
mandotruppe in anderen Lande 
au 


tvorgehoben 

r BRD zu übertragen und fr 
die Organisation und Ausbildung 
auszuwerten. Es kann unterstellt 
werden, daß „Kommandotrupps“, 
‚also reguläre Kräfte, wie auch „Ban- 
den", also irreguläre Kräfte, über 
wiegend in Trupps und Gruppen 
impfen, nach Erfüllung ihres Auf- 
trages untertauchen, den Kampf 
vermeiden und nur selten in „Groß- 
truppen“ oder „Einheiten‘“ auftre- 
ten. Einzeltäter "- Terroristen — ge- 
hören ebenso in dieses Feindbild wie 
Luflandeunternehmen. 

Daß die unterdrückten und aus- 
gebeuteten Arbeiter in den kapita- 
listischen Ländern und die vom 
Imperialismus unterjochten Völker 
sich wehren gegen den Terror der 
Kapitalistenklasse, ist in den Augen 
der Kapitalisten „kriminell“. Dann 
ist der Arbeiter kein „Sozialpartner“, 
sondern ein Verbrecher, und di 
organisierten Arbeiter sind. „Ban- 
den“. Und wie die Bourgeoisie da- 
gegen vorgeht, schreibt der Herr 
‚Oberst in dem Artikel: 

„Angriffe beim Schutz von Räu- 
men, vor allem gegen Kommando- 
trupps oder Banden, müssen so ge- 
führt werden, daß der Feind nicht 
ausweichen kann, Sie werden min- 
destens Abriegelung, oft Einschlie 
ung des Feindes verlangen, Die 
einzusetzenden Kräfte werden häu- 
fig ein Vielfaches der Stärke des 
Feindes betragen müssen, weil anders 
in unübersichtlichem Gelände oder 
in Ortschaften kleine Gruppen eines 
entschlossenen, gut ausgebildeten 
‚Gegners kaum zu vernichten sind. 
‚Auch hier gilt der Grundsatz: Nichj 
‚kleckern, sondern kloizen,“ 


Erreger 


Verschleierung- 
der Bürgerkriegsübungen 


Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
des Ausbaus der Bürgerkriegstruppen 
Yegt den Militaristen daran, diese 
Vorbereitungen vor uer Masse der 
Werktätigen zu verschleiern. $o fin- 
den. Bürgerkriegsübungen der Hei- 
matschutztruppen in der Praxis nur 
‚sepen den „Äußeren“ Feind statt. 
Major Lueg, der Leiter eines „Aus- 
bildungssenirums“ der Heimat- 
schutztruppe in Nordwestdeutsch- 
land, berichtet darüber: 

„Sie (die Übenden, Anm. d. Red.) 

fehen auch nicht ein, warum im 

Unterricht der „verdeckte 

Kampf“ zwar hervorgehoben, in 

den Übungen jedoch mur der 

Kampf gegen den „kombattanten 

Gegner im Verteläigungsfall“ ge 

übt werden darf.“ 

Während die „Jäger“ als opera 
tive Kampftruppe gegen „Banden“ 
und „Terroristen“ eingesetzt werden, 
dienen die „Objektschötzer“, in 
„Sicherungskompanien“ organisert, 
der Bourgeoisie zur unmittelbaren 
Aufrechterhaltung der Produktion, 
Für Baden-Württemberg gibt es x. Zt. 
36 000 Reservisten, die im Objekt- 
schutz ausgebildet sind, um rund 
500 wichtige „Verkehr- und Ener- 
Bebetriebe“ zu schützen, 


‚Allgemeine Wehrpflicht und 
Berufsheer als Kaderkern 


In Punkto Wehrpflicht oder Be- 
fufsheer führt die Bundeswehr heute 
zweigleisig. So schrieb H, Schmi 
in seinem Weißbuch 196° 

Die Personalstruktur der Bun- 
deswehr ist vor allem durch das 
zunehmend unausgewogene Ver 
hältnis zwischen länger dienenden 
Soldaten und Wehrpflichtigen ge 
kennzeichnet. Ende 1968 gab es in 
der Bundeswehr 47 % längerdie 
nende und 53 % Wehrpflichtige. 
Aufgrund der Technisierung der 
Streitkräfte Ist ein höherer Anteil 
längerdienender Soldaten notwendig 


und Voraussetzung für eine stärkere 

Einziehung von Wehrpflichtigen. 
Die Zweigleisigkeit liegt darin, 

sowohl die Vorteile der reinen Be- 

rufsarmee als auch die einer Wehr- 
pflichtarmes zu nutzen, Der Vorteil 
der reinen Berufsarmee, die geringe- 
me Anfülligkeit gegenüber Subversion 
und Zersetzung, werden dadurch 
wahrgenommen, daß Eliteeinheiten 
lingerdienender' Soldaten eingerich- 
werden, wie z. B. die schon an- 
eführten Jägerbataillone (die z. Zt. 
allerdings noch aus Wehrpflichtigen 
bestehen), die zum Einsatz im Inne- 
ten Klassenkampf gedrillt werden. 

Die‘ Ausbildung ist auch dement- 

sprechend (s. unten). 

‚Aber nicht nur solche Truppen 
für den Bürgerkrieg sollen von Zeit- 
und Berufssoldaten gestellt werden, 
sondern auch Einheiten, insbeson: 
dere in hochtechnisierten Tröppen- 
teilen, die eine besonders lange und 
hohe fachliche Ausbildung erfor- 
dern, Der politische Grund für den 
höheren Anteil von Zeit- und Be- 
rufssoldaten wird hinter der Techni- 
sierung der Streitkräfte versteckt, 

Die konkreten Nachteile eines 
reinen Berufsheeres in der BRD 
wären für die Bourgeoisie heute 
recht groß: 

1. Sie wäre erheblich teurer, denn 
die Personalkosten machen heute 
70 % des Rüstungshaushalts aus, 
trotz der billigen Wehrpflicht- 
soldaten. 

2. Die vergleichsweise geringe Ar- 
beitslosigkeit in der BRD und 
die allgemeine Wehrunvilligkeit 
Würden der Bourgeoisie echte 
Schwierigkeiten bereiten, genug 
Freiwillige zu finden, 

3. Die Bourgeoisie mußte in den 
S0er ‚Jahren die Wiederbewaff- 
nung gegen den Willen des Volkes 
durchsetzen, Gleichzeitig. ist es 
ihr. gelungen, die Arbeiterbewe- 
gung weit zurückzudrängen. 


Es ist daher ganz logisch, wenn 
die Bourgeoisie versucht, durch die 
Einzichung möglichst großer Teile 
‚der Jugend zum Wehrdienst deren 
Militarisierung voranzutreiben, wo 
sie sich gerade durch das relativ 
niedrige Klassenbewußtsein einige 
Erfolge versprechen kann, Und je 


So schrieb der damalige Wehrbeauf- 
tragte des Bundestages, Matthias 
Hoogen 1968: „Bei den Ursachen 
für die Unzufriedenheit in der Bun- 
‚deswehr nimmt die Frage der Wehr- 
gerechtigkeit einen bedeutenden 
Platz ein..." Man schlägt also drei 


ei 
‚der Mobilmachung in das Territorlal- 
heer eingezogen und dienen als 
Reserven für das „aktive Feldheer‘ 
und den „Helmatschutz“. 

Das Eliteheer der Bundeswehr 
wird ergänzt durch ein ausgeklügel- 
tes System von Zeitsoldaten, Durch 
‚Anbieten. guter ‚Bezahlung, gut 
Ausbildung, die sich nicht nur auf 
den militärischen Sektor beschränkt 
‚sondern gerade durch die Betonu 
einer guten fachlichen Ausbildung 
für gutbezahlte Berufe (Techniker, 
Ingenieure und nach Einführung der 
Bundeswehrhochschulen auch durch 
akademische Ausbildung in attrak- 
tiven Berufen) soll ihre Zahl erhöht 
werden. Die Industrie sicht sie gerne 
als gute und bewährte Vorgesetzte, 
die zu Führungsaufgaben im Betrieb 
schr geeignet sind. Sie werden nie 
Sorge um den Arbeitsplatz haben. 
Auch das ist.ein Schritt Mil 
Tung am Arbeitsplatz. 


‚Aufbau eines kommunistischen 
Feindbildes im Innern 


„Die militärische Ausbildung ist 
wertlos; wenn der Soldat nicht über 
eine ausreichende geistige Wider- 
‚tandskraft und über einen kämpfe- 
rischen Einsatzwillen verfügt, Diese 
Kräfte in jedem einzelnen Soldaten 
zu stärkenjst eine wichtige Aufgabe 
für die Bundeswehr.“ (Weißbuch 
1969) 

Einen ganz entscheidenden Raum 
in dem verschärften Militarisierungs- 
prozeß nehmen die Punkte ideolo- 


tiofer die Armee im Volk verankert 
Ist, umso. bemer für die Bourpeoisie, 
umso höher das Ansehen der Gene- 
rile, umso größer die Auswahlmög- 
lichkeiten für ihren Kaderstamm der 
Derufmoldaten, 

Unter genau diesem Aspekt ist 
die Verkörung der Wehrdienstzeit 
auf 1$ Monate (ohne Reserveübun- 
gen) zu sehen, die mur diem eine 
Funktion haben soll hl der 
eingezogenen Wehrpflichtigen um 
ein Drittel zu steigern (konkret von 
150 000 auf 200 000 pro Jahrgang) 
und damit auch ihre millzähnlich 
organisierten Cesamtresorven. Mit 
der Verkürzung der Ausbildung wird 
gieichzeitig die Verschärfung des 
Dris „begründet“ und die straffere 
Organisation der gesamten Bundes- 
wehr, Die offizielle Begründung der 
Verkürzung der Wehrdienstzeit lau- 
tet schlicht, einfach und „zivil“ 


„Eihöhung der Wehrgerechtigkei 


Ein ehemaliger Gewerkschaftsvorsitzender fühlt sich wohl 


gsche Ausrichtung und Verschär- 
fung der Disziplin ein. 

Selbstverständlich für die Bour- 
geile ist, wie schon oben a 
führt, daß die Neue Ostpolitik immer 
so begründet werden muß, daß sie 
‚ohne eine starke Nato, eine starke 
„Verteidigungsbereitschaft“ völlig 
unmöglich wäre, und daß die Sowje‘ 
union und.der Kommunismus nichts 
an „Angressivität” verloren haben, 
im Gegenteil immer weiter aufrüse 
Demzufolge werden kontinuierlic) 
B das Nathrkauen under rn 
Meldungen von einer angeblichen 
militärischen Aufrüstung der Sowjet 
union eingestreut, natürlich „‚winsen- 
whaftlich" erforscht, Dies hat aber 
nur den Zweck, das Abbröckeln der 
alten Ideologie abzubremsen und 
stellt keine neue Qualität dar, 

In Erwartung schärferer Klasson- 
kämpfe hat die westdeutsche Hour 
geoisie den Einsatz der Hundeswehr 


serbatalllone usw.,.0.) 

[b) durch die Notstandsgesetze, 
Die Bourgeolsie fragt zwar im 
Ernstfall nicht, ob der Einsatz 
der Bundeswehr logal ist oder. 
nicht, Die legale Absicherung 
hat daher hauptsächlich. die, 
Funktion, in den Massen durch- 
zusetzen, daß dies der „Schutz _ 
unserer Demokratie“ erforde- 
me, aber auch ‚als Drohung 
gegenüber der Arbeiterklasse, 
zum Einsatz immer bereit zu, 
sein, 

) die ideologische und psycho- 
logische Vorbereitung der Sol- 
daten selbst. Dazu dient der 
‚Aufbau, eines neuen Feind- 
bildes im Innern. Das alte 
Feindbild im Innern richtete 
Sich im wesentlichen gegen 
KPD, die als verlängerter Arm 
Moskaus und Ostberlins, also 
des äußeren Feindes verhetzt 
wurde, Schon zur Zeit dei 
Studentenbewegung wurden 
Übungen durchgeführt, die die 
Verteidigung der Kasernen ge- 
gen eindringende „Studenten- 
horden“ als Grundlage hatten, 
Entsprechend der verschärften 
allgemeinen Hetze in der ge- 
samten Presse gegen die ge- 
samte Linke und gegen, jede 
selbständige _-Arbeiterbewe- 


gung, die den von der Gewerk- 
schaftsführung gesetzten Rah- 
men überschreitet, wie sie seit 


Höhepunkt. die 


Palästinenser "und gegen 
die „KPD" (von Seiten 
der ”  Gewerkschaftsfüh- 


rung gegen die „RGO“) bilde- 
fen, wurde auch in der Bundes- 
ehr ein analoges Feindbild 
aufgebaut. 

Das reaktionkre Offizierskorps 
hielt _ Greuel-Vorträge ‚über den 
„linken Staatsfeind“ und die „Ord- 
ungsmacht Bundeswehr“, Die toll- 
sten Geschichten wurden erfunden," 
um die Hetz-Tiraden zu untermau- 
ern. Dieser oder jener wachhabende 
Soldat aus dieser oder jener Kaserne 
sei einem Anschlag von „vermutlich 
Baader-Meinhof-Mitgliedern‘ knapp 
entronnen usw. Inzwischen ist der 


miltante Antikommunlamus im Of- 
fiziers- und teilweise auch im Unter- 
offizierskorps soweit gedichen, daß. 
man beispielsweise auf die Frage, 
‚gegen wen man denn als Soldat im 
„Inneren“ eingesetzt werden kann, 
schon Antworten erhält wie:,‚Wild 
streikende Arbeiter und linke Stu- 
denten" 04, » £ 
Etenso wie die Baader-Meinhof- 
Kampagne usw. zur Lepitimierung 
des Ausbaus des Bundesgrenzschut- 
zes und der Polizei in personeller, 
technischer und Juristischer Hinsicht 
diente (darauf wurde wiederholt im 
ARBEITERKAMPF eingegangen), 
diente sie der verstärkten Ausbil. 
dung von Teilen der Streitkräfte im 
„Straßenkampf“, gegen „Aufruhr“ 
ic. Daß man insbesondere mit sal- 
(chen Einheiten nicht gerade zimper- 
lich verführt, zeigte kürzlich die so- 
genannte „BGS-Affäre“, 
sche Ausbildungsmethoden in FDR- 
Genschers Bürgerkriegstruppe zu 
dessen Unwillen ans Tageslicht für- 
derte. So habe nach Aussagen des 
Vorsitzenden der PolizeiGewerk- 
schaft Kuhlmann ein Grenzer „in 
der Mülltonne sitzend singen müs- 
sen" und „ein Offizier wurde nachts 
ausgezogen und mit dem Ge- 
schlechtsteil an einen Baum gebun- 
den“, Prügelei und „‚kleinere" Pol- 
terungen sind gang und gAde, 
Längst wurde eine 200 Mann El- 
we-Truppe „zur Bekämpfung terrorl- 
stischer Aktionen“ (Jahresbericht 
des BGS) aufgestellt, Diese Leute 
sind „körperlich geschult im Judo- 
Drill und Scharfschützentraining*“ 
(#, Pfeffer, Sprecher der Berufsor- 
ganisation WOS-Verband), Im Pro- 
Paganda-Organ des BGS „Der Grenz- 
schötzer“ kann man denn auch &r- 
fahren, worauf es 2.B, beim „Schuß 
aus der Hüfte“ ankommt; „ar 
den Gegn 
und ihm 


einen zwollen Angriff zu start 
(eitiert nach „Spiegel“ um 
Bin internen GS- ‚das dem 


„Spiega“ in die Hände fiel, ugt en 
deutlicher: „Vernichtung des Gep 
ers, gighg weine Lähmung.“ (,.Spie- 
gel“, 12/73), liest man dort unter 
„Ausgangfage", gegen den „Inneren 


ARBEI 


Polizei, BOS und Truppanverbinde 
Nato hahmenin Kr 
trimme, 86 schreibt der „Spi 
12/73:.Bel der Übung ‘Strandiäufer 
7022° Wurden Grenzschützer in den 
Keller gesperrt. Danach prügelten 
sich Bundes- und Grenzsoldaten im 
Dunklen, Und weitere „Handgreif- 
lichkeiten“ bei anderen Übungen 
vermochte der Minister (Genscher) 
keineswegs auszuschließen.“ An die- 
ser fetzten Notstandsübung hatten 
vier Hundertschaften BGS-Truppen 
teilgenommen, 

Im bislang größten Maßstab wur- 
de die Kooperation von miliäri- 
schen und para-mililärischen Einhei- 
Ba bin zu lan Behörden (" 
im Rahmen der Nato-Übung „, 

18 73° Anfang ,olng.nhfer ge 
probt. SER 


Die Schrauben werden 
angezogen 

Es ist schon angeführt worden, 
daß eine Politik der wirklichen 
Lockerung der Disziplin von der 
SPD nie durchgeführt wurde. Die 
SPD hatte aber die Aufgabe, die ge- 
sellschaftlich bedingte Unruhe ab- 
zubauen, und dies im Verein mit 
den feaktionären Offizieren. Diese 
kritiserten konkrete „Aufwei- 
chungserscheinungen“, schöben der 
SPD die Verantwortung in die Schu- 
Ihe, Die SPD zog nun die Schrauben 
an und emtete Lob von Springer 
und den alten militarisischen Ge- 
nerälen. «) "1 € 

Es handelte sich um: 

© den zweiten und dritten Haar- 


eriaß (Mitte 1971 und Mal 
1972), Der eine schrieb Has 
hetze vor, der andere kürzte 
‘die Haare auf Streichholzlän- 
3 

ien Maulkorberlaß, der die 
Diskussion „über den Gehor- 
sam gegenüber dem Grundge- 
etz und der vorfassungsmäßi- 
jundesreplerung, den Gehor- 
sam gegenüber den Gesetzen, 
die auf dem Grundgesetz beru- 
hen und Gehorsam gegenüber 
‚den Bofehlen, die auf dieser 
Grundlage gegeben worden 
sind . . ." verbieten. (Zitat 
Weißbuch, 5. 160) 

Zweck dieses Maulkorberlas- 
ses war, die sich bei den Sol- 
daten ausbreitende politische 
Diskussion über die Aufgabe 
der Bundeswehr einzuschrän- 
ken, 

dem! 'Verböt der:politischen 
Betätigung in der Bundeswehr 
und dem Verbot von Tragen 
von Uniformen auf politischen 
Veranstaltungen. 


Die „innere Führung” wird 
neugeordnet 


blieb nicht nur bei den beiden 
Erlassen. Das ganze Konzept der 
„inneren Führung“ und des „Staats- 
Bürgers in Uniform“ wurde in Frage 
gestellt, Dieses (von Graf Baudissin 
entwickelte) Konzept ging davon 
aus, daß es  „staatsbürgerliche 
Pflicht“ sei, die „freie Welt“ gegen 
eine „kommunistische Aggression“ 
zu verteidigen, Zweck dieser Ideo- 
Togie des „‚Stantsbürgers in Uniform“ 
war es, den Klassencharakter der 
Bundeswehr zu leugnen, sie als „de- 


mokratische Armee“ hinzustellen, 
um den antimilitaristischen Wider- 


‚gegen die Sowjetunion beizubeh: 
ten, 

Das konnte natürlich nicht glaub- 
haft von den alten Nazi-Offizieren 
‚vertreten werden, deshalb wurden 
Leute wie Graf Baudissin als Aus 
hängeschilder benutzt. Die überwie- 
ende Mehrheit des Offizlerskorps, 
die sich nie diese Ideologie zu eigen 
gemacht hatte und immer nur mehr 
Drill wollte, fordert das nun öffent- 
lich: „Die Autoritätskrise als Zeiter- 
scheinung schlägt in die. Truppe 
zurück und .. . belastet das Füh- 
fungakorps. Wehrrecht und Diszi 

Iinarordnung als Mittel der Disz 
jinierung_Sind zu einseftig an de 


Notwendigkeit überzeunten Sölde: 
ien_orenvert, Angesichts der vo 
änderten Lage verfügen die milltäri« 
schen Vorgesetzten nicht über die 
erforderlichen Möglichkeiten, auch 
den Gehorsam dort sicherzustellen, 
wo es an Einsicht und Bereitschaft 
fehlt.“ (Studie von Schnez, Grashey, 
Karst und Scholl, Dez. 68. Schnez 
war damals Inspekteur des Heers,) 
Grashey schreibt an anderer Stel- 
le:,.Da die alte innere Führung und 
damit das großzügige Disziplinar- 
verfahren und Beschwerderecht an- 
fangs eine ‚Konzession an die SPD} 
gewesen sel, müsse die Bundeswehr 
diese Maske endlich ablegen, die wir 
uns damals vorgehalten haben“. 
Recht hat Grashey, wepn er vo 
„Maske“ spricht, demagogisch wird. 
Er, wenn er von „großzügigem Diszi- 
Plinarrecht“ spricht. Ein solches hat 
esnie gegeben. Er schreibt weiter, es 
könne gut auf’ die „ideologische 


Beeinflußung” durch „Staatsbürger 
in Uniform" verzichtet werden, denn 
„Hauptaufgabe und Kernstück sol- 
atischer Ausbildung ist auch hei 
noch die Gefechtsausbildung. 
(Spiegel, 26/69) 

Sein Freund Karst, ebenfalls für 
die kommenden Jahre Unruhe er- 
wartend, stellt fest, daß „die Bun- 
deswehr, „. auch breite Möglichkei- 
ten hat, in positivem Sinne dagegen 
anzugehen und überzeugend für un- 
sere Lebensordnung einzutreten“. 

Gefordert werden, die „Gefechts- 
ausbildung zu intensivieren, daf 
wieder ein frisch, fröhlicher Geis 
in die Truppe kommt, die Erzie- 
hung zur Disziplin schwerpunkt- 
mäßig durch Steigerung des Ge- 
fechtsdrills . , . und durch stärkere 


Betonung der soldatischen Ordnung 
. » „au verbessern.“ 

Schnez fordert „eine Reform an 
Haupt und Gliedern in der Bundes- 
wehr und der Gesellschaft, mit dem 
Ziel, das Übel an der Wurzel zu pak- 
ken‘, Nicht weil er es forderte, 390: 


}PD geht lieber ratenweise vor. 

Die innere Führung wurde „neu- 
geordnet“, das Disziplinarrecht ver- 
schärft (erhebliche Ausdehnung der 
Rechte der Disziplinar-Vorgesetz« 
ten). 

Daß das Anziehen der Schrauben 
auch Wirkung gezeigt hat, wird be- 
stätigt von der Springer-Presse sowie 
auch von dem Wehrbeauftragten, 
„Die Welt“ (14.7.) zitiert ihn: „Mit 
dem äußeren Bild der Bundeswehr 
habe sich auch deren innere Hal- 
tung spürbar verändert, so daß viele were 
Vorgesetzte, die angesichts der 
Sehlampigkeit‘ ihrer Männer zur 
Resignation neigten, nun wieder 
Mut gefaßt haben.“ 


‚Angriffe auch gegen di 
HE 


Die Schrauben werden auch ge 
‚senüber _Kriegsdienstverweigerern 
angezogen. Wenn auch Kriegsdienst. 
verweigerung eine Kampfmaßnahme 
ist, die der Bourgeoide nicht sehr 
weh tut (im Falle einer Berufsarmee. 
lt sich das Problem gar nicht 
erst), so muß doch gesehen werden, 
‚daß Verweigerer die Pläne der Bour- 
geoisie, die Wehrbereitschaft zu er- 
höhen und die Bundeswehr in der 
Jugend besser-zu verankern, stören. 
Die Bourgeoisie nimmt die Zahl 
der Verweigerer als ein in- 
wieweit ihr Vorgehen in dieser Hin- 
sicht erfolgreich war oder ist. 

Eine massive Einschränkung die- 
ses Rechts wird von Krlegsminister 
Leber gefordert, wobei er solche 
;$nahmen durch Intellektuellen» 
indlichkeit populär zu machen 
versucht (ca. 75 % der Kriegsdienst- 
verweigerer kommen aus intellek- 
twellen Kreisen). Ihre Rechtsstel- 
lung wird verschlechtert, sie sollen 
auch länger dienen, Die Vorberei 
tungen, sie als billige Arbeitskräfte, 
und Streikbrecher auszunutzen, 
nehmen immer größere Ausmaße 
an. Ihr jetzt durch das zivile Er- 
satzdienstgesetz ermöglichter Ein- 
satz zum Beispiel im Umwelt- 
schutz geht in die Richtung Arbeits: 
lager, Das hat noch den Zweck, 
se meist links eingestellten Kräf- 
te von den Massen zu isolieren und 
ihre politische Massenarbeit erheb- 
lich einzuschränken. Der Miltari- 
sierungsprozeß ist offensichtlich! I 


Militarismus-Kommission 
KB/Gruppe Hamburg 


Forts. Springer 


‚chen Angestellten auszuschalten. Da- 
mit hat die aktive Angestelltenar- 
beit der IG Druck und Papier eine 
Niederlage einstecken müssen! 


Es muß aber allen Ernster ge- 


fragt werden, ob dadurch nicht der 
Grundgedanke der DGB-Einheitsge- 
werkschaften verletzt wird und ein 
Ausschluß nach $ 11, 1 < („der Aus 


fr 
| 
! 
’ 


gelangen, wenn 
die DRUPA-Führer such 
sur der leiseste Verdacht ergibt, daß 
es sich bei ihren Mitgliedern um 
‚Kollegen handelt, die aufrechte und 
‚ehrliche Vertreter der Arbeiter- und 


Es 
2 


Eingrite_ der Gewerkschaftsführer zu- 
Qunsten der Kapitalisten Int die poliisch- 
Msnologische Unterstützung, die die Ka- 
italien durch die Gewerkschaftsführer 
erhalten. Es ist hier hauptsächlich die 


genihiiche Zi den „Soringer-Aktuei” 

u „Met der Arbeit“ spricht Bände, 
ed 

ann an Bayer und don Oma 

Achaften num Frehwiid Macht. und das 

SCH den Kapstaiten rn don endgutge 
anal au Nirterem Durchgriten gab. 
Können m Kapıtlinen dach mun fat 
darmt bauen, da diejenigen, die we 
mn den Verwretungskörperschatten ‚der 
Arbante und den Bewieban werten, much 
won ver Orpanlaton, der Gewerk 
chatt, nicht nur keine Untersötzung u 
Swarien haben, andern auch nach da, 
(man twchnen müssen un der Örwerkuchstt 
Aungeschtonen zu werden, 

Welch emmenden Einfluß, ame 
Matnahmen uf di Untwicktung ar 
Artnr ii hab kann, ann ce 
vom Kapıtlnen insuugewürlanen Kol 


jagen. vor der Messe der „einfachen“ 
Gemerkichafter such noch als Leute hin- 
‚Hentiit werden, die sich zum Ziel gumtzt. 
atıen, „die Gewerkschaften zu zwrstö- 
ran”, dan Kann nur einem achten Lum- 
pen, wie das die meisten Gewerkschatts- 
führer sind, gleichgültig nein. Aber leider 
"handelt es uch har nicht einmal um bio- 
a Gleichgöltigkeit, sondern das ae ist 
voll und ganz beatnichtigt. 


Konkret wird das verdmutlicht u. 
such am Hinsumurf das VK-Sprachers, 
Hoffmann, bei Springer-Hamburg. Die 
Drupe-Führung versuchte mit Hilfe von 
„Beweiumaterii“, das hr che Springer- 
Gnschättieinung ° „überlassen“ hatıe, 
Hoffmann nachzuweisen, er ui Kommu- 
‚nst, Foigerichtig sn (er Mamtaurger 
ORUPA-Führer Wolf, mat Grund dan „Be- 
weismateriel" dan Antrag. dam gewerk- 
afuichen Vertravenemann Hoffmann 
dan Rechtchurz in damen Arbeituge- 
riehtsproze® gegen die Springer.Ge- 
Schattuiitung zu versagen! 


Auch drohte Wolf dem Kollegen 
Hoffmann mit dem Gewerkschaftsur- 
chluß. Von den Kapitallıten hinsunge- 
orten; von den Gewerkschattsführern 
mi Ausschluß bedroht und vor den Kol- 


and 
ta 


(einer, de Ge 


a DUrA | 


Werkschattsführer wären keine Agenten 
Ber Kopltalistenkme! 


Feat 
„Oi Wahlen zum BR gingen nach eie- 


vor umfassanden „Vorbereinung” am 21. 
und 22. Juni über die Bühne, Das Ergeb- 
nis muß Insofern a ein vorläufiger Er- 
folgfür die Kapitalisten gewertet worden, 
als 0s gelang, eine Reihe fortschrittlicher 
Kı an der Kandidetur zu hin- 


lin AK 30 (.„Friedenskanzler 
wf Geschäftsreise” und „Was 
ist Zionismus? ") sind unterschied- 
liche. Angaben über die Höhe der 
von der BRD gezahlten „Wieder- 
‚gutmachung” zu finden, weil un- 
terschiedliche Quellen benutzt wur- 
den. ‚Im ersten Artikel heißt es, 
16 Mrd DM seien „nach Israel” ge- 
zahlt. worden. Diese Zahl ist aus 
einer Tabelle der Zeitschrift „Wirt 
schaftswoche"  erfechnet worden 
(Nr. 19, 4.5.73). Sie ist insofern 
irreführend, weil sie — ebenso wie 
in der Zeitung — unter „larsel” 
auch individuelle Zahlungen an is 

elische Bürger miteinschließt. Aus 
der Tabelle der „Wirtschaftswoche” 
geht hervor, daß im Rahmen des 
Bundesentschäidigungs für 
Peronenschäden und des Bunder- 
rückerstattungsgesetzes für Vermö- 
genschlden insgesamt über 37 Mrd 
DM gezahlt wurden, davon mehr als 


dern und des Übergewicht der rsaktio- 
Indren, z.T, faschistischen Elamante im 
Springar-BR auszubauen, 

Deutlich schwächer als vor. einem 
‚Jahr war die Wahlbeteiligung. Im Arbai- 
tarbereich betrug sie 69,2 % (74,4 A, 
bei den Angestellten ag se bei 80,6 % 
(69,8 %). Besonders auffilig It der Un- 
terschied zwischen den Ergebnlsen im 
Arbeiterbereich auf der einen Saite und 
bei den Angestellten anderereit, 

{m Arbeiterbereich konnten sich von 
‚dan 11 Vertretern eine Reihe fortschrit- 
cher Kollegen, darunter zwei der Ange- 
griffenen, durchsetzen. Aber auch der 
Denunzisnt ‚Jürgensen konnte wieder in 


dem 4, Pietz. Insgesamt hat sich den 
Krättnverhäftnis zwischen. fortschriti 
chen ung raktiondren Kıätın gegen- 


Herdings at er nicht gelungen, Jürpensen 
ine Abfuhr zu erteilen. 

Ganz anders sah das Ergebnis bei den. 
Angestellten wur. Hier haban die Ver- 
roter von DAG und DV einen Sing für 
ich verbuchen können.Die offenen Fo- 
Ichlemen haben an Boden gewonnen, Es 
Wurden seten DJV, zehn DAG- und ein 
ORUPAMIgIEG gewählt. 

‚Auf Grund des Übergewichts ds 
Angestilten-Bersichs im BR ergibt ich 
de antang dargelogte Kräfteverschlebung 
zu Gunsten der Rechten. 

Insofern ist auch in allen wichtigen 
Positionen (Vorsitz, Freitllungen und 
‚ie Besetzung der wichtigen Auschün- 


ein Drittel „nach Israel", d.h, 
Konten Israelischer Bürger. Direkt 
an Israel sind nach derselben Quelle 
weitere 3,45 Mrd DM geleistet wor- 
den. Aus diesen Angaben ist dann 
die Zahl von 16 Mrd DM erro-hnet. 
worden. 

Der zweite Artikel gibt an; daß 
außer den 3,45 Mrd DM (an den 
Staat Iarael) noch 23,5 Mrd DM 
individuelle Wiedergutmachung” 
erahlt worden seien, davon 2, 
Mrd an israelische Bürger. Dieme 
Zahlen sind der Broschüre „Die 
Zusammenarbeit zwischen larsel 
und der BRD” entnommen wor- 
‚den (Nov. 71 vom Palästina-Komitee 
Bonn herausgegeben). Die Angaben 
der „Wirtschaftswoche” sind wahr- 
scheinlich aktueller und offizieller, 
(Sie benennen vor allem die Lei- 
stungen an israelische Bürger welt 
höher als es die Broschüre tut) 


AK-Redaktion 
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‚chen Kollegen es Immar besser lernen, 
dan Kräfteverhälinis zwischen Ihnen und. 
der Mae der Kollegen auf dar einen 


Fall gemeigt, dell es auf Grund eben 
mer Meute wallhin anzunreftenden 
Krateverhälinisse salten sehon mögich. 
ist, den Kapitaliten und Ihren Meilen 
unrmitneiber einen Btrich durch die Amch 


‚Zube des KOMMUNISTISCHEN 
BUNDES in der Zukunft mehr Gewicht 
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Nachdruck von Texten der Kommunisten aus den zwanziger und 
dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 


Aus dem Vorwort: 
„Neben den konkreten 


EZ 
ander 


'ersuchungen über die heutige Wirklichkeit erscheint es uns besonders wichtig, das wir uns 


heute wieder ernsthafter und gründlicher auch mit den Untersuchungen der Kommunisten der zwanziger und dreißiger 
Jahre auseinanderstzen. Schon 1923 hat Glulo Aqull, dessen Schrift wir als ersten Betrag In dietem Band nachürak« 


ken, in der Zeitschrift ‚Kommunistische Internationale‘ die 
sie sich auch heute noch bei kleinbürgerlichen Faschismus-, Theoretike 
matische, historische Untersuchung bekämpft und widerlegt 


‚damals landläufige Fehleinschätzung 
ern‘ wiederfinden — durch eine konkrete und syste- 


‚Am besten werden wir diese Urteile widerlegen können und eine richtige Vorstelli We des Faschismı 
bekommen, wenn wir ihn durch seine Entwicklungsphasen hindurch ee FIRE nr 


Die anschließend hier abgedruckten Texte 


ımen aus den Jahren 1931 bis 1934. Der ‚Rote Aufbau' war eine Halb- 


monatsschrift, die sich besonders den antifaschistischen Kampf in Verbindung mit der Bündnispolitik zum Kleinbür- 


gertumhin widmete, 


Unser Nachdruck gibt nur einen kleinen Ausschnitt dieser umfa 


formen des Faschismus wieder. 


ingreichen Auseinandersetzung mit allen Erscheinungs- 


Der ‚Rote Aufbau‘ wurde Anfang 1933 in Deutschland verboten, erschier aus weit‘ 1d wurde ir - 
land illegal verbreitet, später unter dem Titel ‚Unsere Zeit‘. IR LTE OLFIFOSOR IRRE 


Diese hier abgedruckten Schriften stellen’uns mitten in den antifaschi 
stisch erkennt man, was das konkret heißt: Faschismus.“ 


Zu bestellen bei 
J. Reents 
2 Hamburg 13 Rutschbahn 35. 


istischen Kampf der Zeit vor 1933, Sehr pla- 


Zu erhalten im ARBEITERBUCH 


Preis 6,50 DM 


25. Juni letzten Jahres 
wurde der Schotte lan Mac 

A: In einer Stuttgarter Woh- 
nung von einem Fahndungskomman- 

do der Polizei erschossen. Der Er- 

schomene war eines der Opfer im 
Zusammenhang mit der Jagd auf 
die sogenannte _„Baader-Meinhof- 
Gruppe” - aber ie zunächst be- 
hauptete „Verbindung zu Terrork 
sten" blieb unbewiesen und mußte 
Wieder zurückgerogen werden, Zu- 
dem zeigten die konkreten Um- 
Stände von vornherein, daß die Pol 
zei es in diesem Fall mit ihrer 
Stereotypen Behauptung einer an- 
seblichen „Notwehr-Situstion” be- 
Sonders schwer haben dürfte: Die 
Kugel traf Mac Leod durch die ge 
ichlossene Wohnungstür in den Rük 

ken. 

Dennoch hat die 9. Große Straf- 
kammer beim Landgericht in Stutt- 
art jetzt am 11. Jul, nach über 
einjähriger „Bedenkzeit”, in der die 
Erinnerung der Öffentlichkeit an die- 
son Vorfall wohl weitgehend ausge- 
löscht ist, die Eröffnung eing 
Hauptverfahrens gegen den poll- 
eilichen Todesschützen abgelehnt. 

könne dem Polizisten nicht wider- 

werden, so meinte das Gericht, 
‚daß er in „vermeindlicher Notwehr” 
habe, Die „Akte Mac 
Leod” wird*damit straflos in die 
verstaubten Katakomben der west- 
deutschen Klassenjustiz wandern; 
in ein Regal, wo schon gleichartige 
Fälle ein beredies Zeugnis von der 
„Objektividht” und „Unabhängig 
keit” der bürgerlichen Gerichte ab- 
Iegen: 

Zum Beispiel der Fall des West- 
berliner Polizisten Kurras, der am 
2. Juni 1967 den Studenten Benno 
Ohnesorg wihrend einer Demon 
‚stration gegen das iranische Schah- 
Regime erschoß, und zwar durch 
‚einen Kopfschuß von hinten. Kurras 
wurde später vom Gericht feige 
sprochen, weil die Situation während 
‚der Demonstration „unübersicht- 
lich” gewesen wei und in Not 
wehr” geschomen hätte. 


Eingestellt wurde auch das Er- 
mittiungsverfahren gegen den Polk- 
zisten, der am 15. Juli 1971 Petra 
Schelm in Hamburg-Bahrenfeld er- 
schoß, Der Begleiter Petra Schelms 
Werner Hoppe, erhielt dagegen im 
Juli letzten Jahres zehn Jahre Frei- 
heitsentzug „wegen versuchten Tot- 
schlags in drei Fällen”. Selbst bür- 
‚erlich-iberale Zeitungen kritisier- 
ten damals die Prozeßführung gegen 
Hoppe, weil das Gericht die vorge- 
iragenen Sachverständigen-Gutach- 
ten einfach beiseite schob und sein 
Urteil auf unbewiesene Behauptun- 
gen die widersprüchliche polizei- 
liche Zeugenaussagen aufbaute. 

‚Auch das Ermittlungsverfahren 
gegen den Polizisten, der am 4. De- 
zember 1971 Georg von Rauch 
Wentberlin erschoß, wurde wiede 
eingestellt. Georg von Rauch stand 
mit erhobenen Händen an einer 
Hauswand, als er erschossen wurde, 
Er war unbewaffnet und wurde von 
‚einem bewaffneten Polizisten in 
Schach gehalten. 

In vielen anderen Fällen, wo die 
Polizei unter fragwürdigen Umstän- 
‚den Menschen erschoß, konnten wir 
aus der sonst doch so skandalsüch- 
tigen Presse nicht erfahren, ob die 
polizeilichen Schützen zur Rechen- 
schaft gezogem wurden: so bei der 
Erschließung des Griechen Elefterkus 
Kapotas am 18.8.71 in Mannheim, 
bei der Erschießung des Portugiesen 
Jose Ferreira am 25.10.71, bei der 
Erschießung eines Lastwagenfahrers 
am 10.11.71 im baden-württember- 
gischen Sinsheim, bei der Erschies- 
nung eines 294ährigen Geisteskran- 
ken am 30.12.71, bei der Erwürgung 
des 18-Jährigen Robert Neumann 
am Silvesterabend 1971 in Ham- 
burg, bei der Erschleßung einen 
Einbrecher in einem Gartenhaus 
am 5.2.72 in Nümberg, bei der Er- 
schleßung des 17-ährigen Mechani- 
kerlehrlings Richard Epple in der 
Nacht zum 2,3.72 in Herrenhausen, 
bei der lebensgefährlichen Kopf- 
schuß-Verletzung des Griechen Savas 
Nikolaou am 11.3.72 in Göppingen, 


bei der Erschließung eines Einbre- 
chers in der Nacht zum 14.3.72 in 
Bremen, bei der Erschießung eines 
Farbigen in Frankfurt und eines 
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„Braun-AG” wirbt für kapitalistisches Ausbeutersystem 


m 14. März 1973 wurde das 
neue Gesundheitszentrum der 
‚Braun AG (BAG) in Kronberg 

eingeweiht. 

‚Neben dem werksärztlichen Be- 
reich wurde eine Gymnastikhalle 
und ein Physikalisches Therapeuti- 
kum eingerichtet. Hier sollen, auf 
ärztliche Verordnung, diejenigen Ar- 
beitnehmer der BAG durch Wär- 
meanwendungen, Krankengymna- 
stik und Massage behandelt werden, 
die über meist arbeitsbedingte kör- 
perliche Schäden und Beschwerden 


Presse, Rundfunk und Fernse- 
"hen berichteten ausführlich über die 
Eröffnung des Zentrums und Über 
Sinn und Zweck dieser Einrichtung. 
Dabei wurde die Gesundheitsvor- 
sorge und die soziale Verantwor- 
tung der BAG ihren Betriebsange- 
hörigen gegenüber als beispielhaft 
und vorbildlich propagiert 

Innerhalb des Betriebes wird der 
Gesundheitsdienst _ als. einmalige 
Leistung eines Unternehmens dar- 
gestellt, die jedem Betriebsangehöri- 
gen offen steht und von allen ge- 
nutzt werden kann. 

Dr. Herrmann, Vorstandsvorst- 
zender der BAG sagte dazu bei der 
Eröffnunung: 

„Sozialverpflichtetes unterneh- 
merisches Denken kann — wie ich 
meine - im Grunde nur ‚vernünfti- 
ge‘ Weichen stellen. Es legt an den 
Menschen, den besten Gebrauch von 
dem zu machen, waı eine verant- 
wortungsbewußte und freie Unter- 
nehmer-Initiative bietet. Wenn wir 
aber unseren Mitarbeitern schon die- 
‚se Möglichkeit geben, dann It ös vor 
allem an Ihnen, sie zu nützen.” 

Gleichzeitig wurde die Informa- 
tion über das Gesundheitszentrum 
von der BAG. angekurbelt und, als 


vonder BAU ängekürbeit und aus 
zusätzliche Werbung für die Firma 
ausgenutzt. Sogar die Stellengesu- 
che der Braun AG weisen in der 
letzten Zeit mit besonderer Beto- 
nung auf die vorbildlichen sozialen 
Leistungen der Firma hin, 

Die großbürgerliche FAZ (Frank- 
furter Allgemeine Zeitung) vom 
24.2.73 dazu: 

Marxistische Kritiker werden 
Maßnahmen dieser Art al besonders 
raffinierte Art des kapltalltichen 
Ausbeutungssystems zu disqualifi- 
zieren versuchen.” 

Dazu ist zu sagen, daß sicherlich 
in solches Gesundheitszentrum zu 
begrüßen ist. Für die Arbeiter be- 


sich die Lage der Arbeiter im 
Kapitalismus weiterhin. verschlech- 
tert: Die Arbeitshetze nimmt zu, 
die Arbeitsbelastung steigt insbeson“ 
dere durch die verschärfte Eintönig- 
keit der Arbeit. Der höhere Stand 
‚der Automatisierung des Produk- 
tionsprozeßes stellt nicht nur eine 
Intensivierung der Arbeitsleistung 
dar, sondern verursacht auch eine 
höhere nervliche Belastung des Ar- 
beiters. 

So nahm ja auch der Kranken- 
stand allein von 1969 auf 1970 bei 
pflichtversicherten Männern (d.h. 

legen und Kolleginnen von einem 
monatlichen Binkommen bis zu 
1725 DM) um 11,05% und bei 
pflichtversicherten Frauen um 
11,7% zu. (Angaben nach Statisti- 
sches Jahrbuch 1972°) Dem ent 
sprechen etwa 20 Kr 
sprsche ankheitstage 

Was versprechen sich also die 
Kapitalisten der Braun AG von 
solch einer Investition? 

Für die Kapitalisten sind auch 
solche Ausgaben Bestandteil des 
Kalküls: 
zum einen ökonomisch. 

eine gute „Wartung“ der 

Arbeitskraft soll sich rentie- 
ten: geringerer Krankenstand, in- 
tensivere Arbeitsleistung. 


zum anderen erfüllen sie aber im 
wesentlichenauch kleologische Ziele: 
Da solche Gesundheitszentren 
noch die Ausnahme sind, 
sollen seine Arbeiter zunächst ein- 
mal das Gefühl bekommen privile- 
giert zu sein, und somit will der 
Kapitalist die „Firmentreue" der 
Arbeiter ansprechen, sie stärker an 
den Betrieb binden. 
Darüber hinaus bezweckt er eine 
Befriedung seiner Arbeiter, prak- 
tisch vorbeugend gegen. Forderun- 


tisch gegen Forderun- 
gen, die die Arbeiter entwickeln 
könnten: „Wieso, Euch geht es 
doch besser als allen anderen Ar- 
beitern in der Branche‘ 

Daß die Braun Kapitalisten diese 
„Leistungen“ propagandistisch aus- 
nutzen, verwundert nicht: Arbeiter 
werden damit angeworben, die Ware 
wird. besser verkauft (Qualitätsar- 
beit, die von „ausgeruhlen" Arbei- 
tern geleistet wird). 

Um dieses Gesundheitszentrum 
wird dann gleich ein großer Rum- 
mel in der Preise veranstaltet. Nun 
auf einmal hat nach Herrmann von 
‚der Braun AG „äle verantwortliche 
Unternehmerinitiative” - der Ka 


mopedfahrenden Arbeiters in Duis- 


burg Ende Juni 1972, usw. (zu den 


deutet eine gute Gesundheitsvorsor- 


pitalist — seinen Teil getan, jetzt 


her aufgezählten Fällen siche AR- 


ae immer eine Linderung der 


liegt es nur noch an den Arbeitern, 
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meist durch die einseitige Arbeit 


die perfekte Gesundheitsfürsorge 
auszunutzen. Doch selbst bei der 


und Nr. 20 vom Juli 72). 


hervorgerufenen - körperlichen 


Schäden. Bessere soziale Leistun- 


BAG gibt es bei der Benutzung 


gen, mehr Urlaub, Erholungskuren, 


Schwierigkeiten: Die Vorgesetzten 


üben Druck aus, damit das Gesund- 


flexible Altersgrenze etc. sind nicht 


umsonst berechtigte Forderungen, 


heitszentrum möglichst wenig. be- 


für die sich die Arbeiterklasse ein- 


nutzt wird, da sonst ja die Produk- 


setzt, und die die Kommunisten 


tionsleistung leiden könnte. 


immer unterstützen werden. Lohn- 


Soziale Leistungen im Kapitalis- 


fortzahlung im Krankheitsfafle muß- 


mus, die die Lage der Arbeiter ver- 


ten von der Arbeiterklasse 1956/57. 


bessern, sind immer zu begrüßen. 


in langen Streiks erkämpft werden! 


‚Aber trotz aller Verschlelerungsver- 


Weshalb hier also eine freiwillige 


suche werden die gegensätzlichen 


Leistung der Kapitalisten? Ist der 


> Interessen von Arbieterklasse und 


Bourgeoisie dadurch nicht aufge- 


MacLeod 


Ganz im Gegensatz dazu werden. 


hohe Strafen verhängt, wenn ein 


Polizeibeamter bei einem Gefecht 


erschossen, verletzt oder auch nur 


mit der Waffe bedroht wird — und 


tergründe und Umstände sichtbar 


werden, Bs soll auch nur der Bin- 


druck entstehen, daß die „Krimi- 


nalitht ständig steigt" und die Poli- 


zei „endlich härter durchgreifen‘ 
müsse, 

Der jetzt erfolgte gerichtliche 
„Abschluß im „Fall Mac Leod” 


zeigt aber erneut, daß wir ngst 


eine Situation Im Land haben, wo 
Polizeibeamte relativ _uneinge- 
schränkt und ohne Furcht vor spd- 
terer Bostrafung von der Schuß- 


au bestellen über 3. Reenis 


2 Hamburg 13 
Rutschbahn 35 
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Pulverfass Lateinamerika 


EEE RB 11 I. al Eee re 
ZU DEN AKTUELLEN AUSEINANDERSETZUNGEN IN ARGENTINIEN UND URUGUAY 


Lateinamerika komman geganwar 
(9 die Klssangegenaktze verschärft 

num Ausbruch; In mehreren Ländern 
Werden die Angriffe auf die Interemen 
und polllschen Rechte dm Volkes vor: 
nr 


Uruguay wurde die offene Milk 
Yirdiktatur errichten mit dem Ziel, die 
brutsiste_ Unterdrückung. des Volken 
urchnummen 

In Bollven hat der Dikwmor Hugo 
Bantzer (der demnächst der BRD einen 
Besuch abstatten wird) das Obarkomman- 
30 über die Sweltkräfte übernommen, 
um gezielter gegen angebliche Verschwö- 
rer und vor allem die fortschritlichen 
Kräfte des Volkes vorgehen zu können. 

In Chile versuchte ein Til der 
Streitkräfte zusammen mit der faschis- 
schen Organisation „Vaterland und Frei 
heit" die Regierung Allends zu stürzen. 

In Brasilien wird die fachistische, 
Untererückung des Volkes unvermindert 
forıgesatzt — kürzlich wurde ein Priester 
wegen „Aufhatzung zum Klassenkampf” 
zu 10 Jahren Zuchthaun werurmit; er 
hatte den Kampf indianischer Bauern 
zur Verteidigung. Ihres Bodens unter“ 

ze, 

In Argentinien wat der — erst im 
März dieses Jahres gewählte und seit 
Ende Mai amtierende - peronistische 
Präsident Hector Campora zurück, um 

‚dan grolen Führer” Peran — auch for- 
mal = an die Macht zu bringen und eine 
starke Regierung” zu ermöglichen. 

"Diese Angriffe auf die Rechte des 
Volkes in velen südamarikanischen Län- 
dern sind zum grollen Teil Ausdruck 
der sich Immer stärker durchsatzenden 
Tendenz nach Lösung vom US-Imperie- 
Ilumus, noch der Stärkung des nationalen 
Kapll und nach dar Durchsetzung einer 
velbsuindigen, anuatzweise. Imparalit- 
schen Politik. 

Sie sind zugleich Ausdruck der at 
ker werdenden Kampfbereitschaft und 
Kampfkraft der Völker Lateinamerika. 
Das Vorgehen der Hoorgeoie gugen die 
Arbaiterklame und dan Volk wird z.Zt. In 
dar aktuellen Ereignissen In Uruguay und, 
Argentinien deulich, wabel In Argen- 
inlen das Streben der Bourgeolle nach 


Unabhängigkeit und einer starken Posi 
on In Lateinamerika und der Weit ba- 
onderı zum Ausdruck komm. 

"Nochcem der „brasiianiiche Weg“ 
In Argentinien gesehetert ist, d.h. nach- 
dem zahlreiche. longlährige Millärdikt 
turen weder die wirtschaftliche Krise der 
Bourgeolie nach die nndig aunehmen- 
dan Kämpfe dan Volke unter Kontrolle 
bringen konnten, wtzt die argentinische, 
Bourgeofsle jerzt auf eine Regierung. die 
ihee Ziele mit der Zuntimmung der Mae 
ven durchuetzen soll, Im März dienen 
Jahren wurden zum ersten mal wit Jahr 
jenen „emökrstische Wahlen“ durch“ 
gefühı, Zu denen auch die Peronitn, 
de die narkım Mamniewngung in Ar 
‚gentinien vertreten, tugpiamen waren. 
{Zum Chorakter der paroninushen Be 
wagung ver. AK 20.) 

(Peron ler wur nicht ah Prönicent 
scnatukandbit nugelmn. 50 wurde 
Hautor Gampern, ale „Anachaiter Pe 
ron", = mit seiner Wahlperole: „Cam- 
Dora in ie Agerung, Peron an die 
Macht" - mit groder Mehrheit zum 
Sidanten gemahlı 

"Aber Compare, der al der „schlichte. 
Umcheidene und Peren um aunhens 


der peroninischen Nevagung Korn und 
die Rodkaliirung der Massen aufhalten 
Zwar h 

1 Argentinier 


den Kampt engenagt 


So we er schon Anfang Mai diesen 
ehren in baster Einkgkalt mit dem — 
damals noch amtierenden — Militirdik- 
ator Lanu Meänshmen gegen alle 
hozlaliinchen Kräfte Ourchnerzte, ver 
kündete er kürzlich In einer Pernah- 
und Aundtunkansprache, dell m die 
Autorliht des Suasten (1) gegen alla die- 
jenigen. anwenden werde, die ich „Son- 


erfunkuionen anmaßen“. 
"Zwar hat Campora versucht, die pe- 
ronintlsche Ideologie von der „Klasen- 


forderungen nach Reglerungsantritt war 


de „gerechtere Vertilung den Reich- 
Wumd“ = natürlich ohne das Privteigen- 
um antasten zu wollen, Er kündigte 
einen „Aufbsupakt”” zwischen Kapital 
Itanverbänden und Gewerkschaften und 
ie Detiligung der Gewerkschaften an 
ion virtuehaftıpelltischen Entscheicun- 
den — Bewilgung mit beratender (1) 
Stimme = an. 

Trow dieser Meiknahmen hielt aber 
ie agentinische Bourgeoine — in Ober 
Minatimemung mit den Millkm = Cam- 


wgung zu bmgmaren“, (,Wet” 
"Die heutigen Arıänger der peromin- 
schen Bewegung, und wewichlich nicht 
mar de pallich untewußen, Ich 
Fenufährenden Massen auı Perom ers 
Ragparungezeit, In dan jahrelangen Ok 
nomlschen und politnehen Kampten oe 
3e Wilräktsturen naten ae 


o 
Kampfereitshaft und. pelitischen De- 
wihnein entwickelt und Erfahrungen 
mern 


Die Gegemahtze zwischen den sorll 
sihchen Krafyen und den Faschlten 

nen Bewagung. kommen 

Ausbruch, = 86 I 

(mut wei Aufwand 


de keinen anderen Zwnch 
Massen an „ih 


u Lautigen Schießereien wie 
'und den {snchistschen 
(Se sich schon hiu: 


iger durch Obertälle auf orchritiche. 
Gewerkschafter und Sozlallsten hervorge- 


isischen Bewegung werden Immr sr“ 
ker, Die Aktionen dar versihladenen 
Guorilsorganlatlonen nahmen zu und 
scheinen mut die Zustimmung der Massen 
zu moßen, Die Jetzie große erfolgreiche 


Aktion der nichtperonisischen ERP {re 
volutionäre Volksermae) waren Maßineh- 
men. und Entführungscrohungen. gegen 
Tieitende Mitarbeiter" dor US-amerikanı 
ichen Fordwerke in Argentinien, die die 
Firma zur Zahlung von einer Mio. Doller 
veranlaßten, Dos Geld wurde für Schulen, 
Krankenhäuser und die Verteilung von 

NUR SR AT Year um 
Milch an Kinder In Armenviertain verwen“ 

sat, 

"Vor diesem Hintergrund trat Campors 
nach einer Regierungszeit von nur sechs 
Wochen am 13, Juli zurück, Innerhalb 
von 40 Tagen sollen Neuwahlen durchge 
Tührt werden, zu denen Peron als Priik 
Santchefsanwdrter kandidiert. Bis zu 
(henem Zeitpunkt hat der Peron-Anhän- 
(er Last die Regierung übernommen, 
Seine erst Amthandung war die Neu: 
besetzung den Außap- und Innenministe- 
ums, da ie bisherigen Minister zu Unks- 
gerichtet waren. „Besondarı der Innen- 
nur yoll nicht energisch genug gegen 
Se linksperichteienS: Makamoter 
vorgegangen win.“ („FAZ", 16.7.73) 

Die zukintjige Regierung unter Peron 
wis alerdings „aoergisch‘" genug sein. 
Dan Bundnis zwichen Peronisten und Mi 
Jin it inzwischen gesichert In verschie- 
(daran Absprachen nt festgelegt worden, 
300 mehrere führende Mülhtärs und der 
mchtiperonisthehe Gewerkschaftsführer 
Rucel die entscheidenden Träger der Re- 
Herung Peron sein werden. 

"Für de Fälle so, wo die peronistiche 
Nenclogie — vermituelt über die Gewerk“ 
Achaften oder de Persönlichkeit Peron — 
mieht mehr verfängt, wo die Arbeitarklar 


1a dan Kampl für Ihre Intaramen weiter- 

hin satr In die Hand 

Militär zum Eingreifen bereit, 
In ersten Reaktionen auf dan Rück- 


uch dm 


Zungen zwischen faschischen Jugend“ 
gruppen und dem örtlichen. Gewerk: 
chaftuverband, der In scharfer Opponiv- 
‚On zur rchtperonistischen _Gewerk- 
schaftstührung suoht, Die Faschisten be- 
awızten daı Geworkschaftigebtude. Sal- 
che Angriffe der Taschistischen Gruppen 
werden unter der Regierung Poron zu- 
‚nehmen und gestärkt werden, Dan fort- 
nehmen und gestärkt werden. Den fort 
schrinichen Kräften in Argentinien ste- 

han schwere Kämpfe bavor. 
"Naben der radikalen „„Betrietung‘“ der 
Masson wird sich Peron um die Durchs, 
ung weinen „aroßlen Zieh”; nämlich 
"Ban Lateinamerika su Unterentwick: 
hung und politischer Abhängigkeit zu be- 
7.73) Om 


gen und Ihren Einfiuß in der Welt.zu 
vurken. 

Campors hat dazu bereits entpre- 
chende erste Madnahmen engieitet 

Die Enteignung ausländischer Banken, 
und Konzerne — natürlich gegen Enchk- 
gung - ist ein erster Schritt zur Lösung 
vom US-Kapitel und zur Stärkung der 
nationalen Bourgeoisie, ce Banken mer 
dan nicht verstanlicht, sondern argenti- 
nischen Privatkapitlisten ereignet. 

"Auländische Kapitalinvestiionen sol 
en nicht völlig aufgehoben, aber begrenzt 
werden (ein entsprechenden Austandnin- 
Wesutlonsgesstz st geplant), wahel vor 
Allen der Einfluß der US-Imperialiumun 
ugunsten einer sürkeren Orlenterung 


an Europa zurückgedrängt werden wa - 


ine Reim Campo in die BRD war be- 
reits im Gespröch. Die Aufnahme diplo- 
matischer Beziehungen zu Kuba, Nordko- 
'und der DDR, soll die Unakhängi- 
keit Argentiniens von den USA stärken 
und nach mußen hin dmutlich sichtbar 
machen, Dan Bemühen um größeren Ein- 
Muß in Bollven, Uruguay und Paraguay 
(de unmitteiber on Brad 


iiens in Lateinamerika. Und die Intansl 
wierung der ergantinischen Beziehungen 
zu Südafrika ist eine erste Maßnahme 
ur Durchsetzung selbständiger Imperial 
ischer Ziele, Diesen Weg wird Peron ver- 
ntrkı weiterverfolgen, 

In Uruguay wägt zur Zeit die Bourge- 
Oil ihre Angriffe gegen die Rech der 
Volker immer offener und brutaler vor. 

"Dos Militär hatt In den letzten beiden, 
‚Jahren auf brutale Weis den Kampf g0- 
yon che Tupamaros geführt."Im Februar 
Gases Jahres wurde eine verdeckte Milk 
Yirdiktatur (des Porlamant wurde beibe- 
halten, aber die Macht Ing faktisch beim 
Militär) errichtet, um den Kampf gegen 
die linke Bewegung und die Kämpfe des 
Volkes rechtlich abzusichern und intensiv. 
fortzuführen, Mit demagogischen Forde- 
rungen (Kampf gegen die Korruption 
UA. vergl, AK 28) war es damals gelun- 
gen. jeglichen Widerstand der Arbeiter- 
Klasse zu verhindern, 


Ende Juni wurda jetzt die offene Mi 
iitärdiktatur erichtet, Das Parlament 
wurde aufgelöst, weil es „den Kampf ge- 
gen ie Inka Subversion fortwährend be- 
hindert” habe, Der letzte äußere Anli 
für diesen Schritt der Militärs wer die 
Weigerung das Parlamentes, die Immun 
dit dem Abgeordneten Ermo aufzuheben, 
dar dar Zusammenarbeit mit dan Tups- 
maron verdächtigt wird und vor ein Ge- 
richt gestellt werden sollte, D.h, die Er- 
Fiehtung der totalen Miltäreiktatur wur 
&8 für die Militärs notwendig, um In Ih- 
rem Kampf gegen die linke Bewegung 
von keiner Seim such nur im geringsten 
behindert zu werden und die totale poli- 
tische Unterdrückung des Volkes durch“ 
zusetzen, 


‚Eine völlige Nachrichtensperre über 
Streiks und Demonstrationen und ein 
Strika und Demanntrationen und ein 
Versammiungeverton wurden verhängt, 
Die Schulen wurden tin Ende All ge. 
hlomen. 

Mit der Auflönung, den Parlamanı 
haben sich jedoch che Milidrn und der 
Präsident Bordabsrry enchhtig vor dan 
Massen entlarvt, Salt Ende Juni kampf 
den Volk in Uruguay in einem General 
wreik und mit Fabrikbesptzungen und 
Demonstrationen gegen de Errichtung 
der  Oiktatur. Die Kampfbersiuchaft 
und Kampfkraft der Arbeiterklaum und 
(Sen Volkes konnte bisher wotz dan mas 
ahven Einastzes von Mit, wotz Blutige 
Straßenschischten, trotz einer igeme- 
nem Lohnerhöhung von 31,5 % (die 
Wierdings dei einer Inflationerste von 
knapp 100 % eine Provokation it), 
nicht gebrochen werden, Kurz nach Be‘ 
dm den Generastreiks wurde der Ge- 
Werkıchsftstund CHT (der zum Sweik 
Sfperuten hatıe) verboten, Die Gewerk- 
Schaftfünrer wurden verhaftet, de Gel 
der beichiognahmt, Büros und Gewerk 
Achefuuhbuner von Milithr banstzt, Aber 
such dieser fschitische Vorgehen - 
mit dem nicht nur die sazisisiıchen 
Krattn, sondern jegliche fortchriniche 
Organnation der Arbeiterkiome zerschlo- 
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Forts.Pulverfass. 


(gen werden soll = kormie die Arbeiter: 
Klose bisher nicht von der Welterfüh- 
ung Inven Kampfes abhalten. 
(ie wohl mit diesem 
vn har. 
ie, vermacht jetzt tlweiss, sich In die 
Kämpfe einzuschalten, um ie auf neban- 
siehliche, wirkungslone. Ziele zu orlen- 
eren und Ihnen so die Spitze abzu- 
brechen — so etwa die Forderung nach 
der Absetzung Bordaberrys, der dam 
‚durch eine ähnliche Figur erwetzt werden 
kann, Die konservative Großgrundbasit- 
erpartel — die Blancos — hat zusammen 
mit der finken Frame Amplico ein 
&-PunkteProgramm herausgegeben, in 
dem die Absetzung Bordabarrys, die 
Bildung einer provisorischen Replerung, 
die eine neue. Verfassung wusarbeiten 
oll_ und Neuwahlen gefordert werden. 
Diese Zusammenarbeit der renktio- 
Indren Großgrundbesitzer mit einer lin- 
ken Partel kann In Widersprüchen Innar- 
halb dar herrschenden Klassen begründet 
legen, Die. Grollgrundbmuitzer haben 
‚durchaus ein Interesse, ein Regime, das 
de Industrilislerung und die Sürkung 
(dar Industriebourgeolsie anstrebt, zu be- 
kämpfen und abaunstzen. 


ten und beteiligten sich an dem 
Blutbad. Eine gebieterische Stimme 


schrie immer wieder; „Tötet sie 
alle, Das ist der Befehl unseres 
Chefs, bringt sie alle um. 

So’ berichtet der Pater Hastings 
in der „Times“ vom 10.7,73 über 
das Massaker, das portugiesische 
Besatzungstruppen im Dezember 
1972 veranstalteten, in dem Dorf 
Williamo, in der Provinz Tete im 
Nordwesten der portugiesischen 
Kolonie Mosambik. 


Das Gesicht des Imperialismus 
Völkermord und Terror 


uns in diesem Arti- 
kel mit der Frage befassen, warum 
reaktionäre Zeitungen wie. die 
„Times“ und imperialistiche "Re- 
gierungen wie die von England und 
der BRD nun Abscheu vor den. 
Praktiken des Kolonialkrieges de- 
monstrieren wollen. 

Man will uns Cinreden, solche 
Massenmorde wie in My Lai (Viet- 
nam), Kafr Kassem (Palästina) und 
Williamo seien bedauerliche Ausnah- 


Insgasamt zielt aber die teilweise, 
Unterstützung der Volkskämpte durch 
Teile der Bourgeolsie “(führende Rogie- 
rungemlıglieder und zurückgetreten, Ko- 
italisten zahlen „Jhren” Arbeitern trotz 
des Stroiks ie Löhne weiter) darauf ab, 
eine unkontralllerte Ausweitung dr 
Kämpfe zu verhindern, Trotzdem wre 


Völkermord und Terror, das ist 
das Gesicht des Imperialismus. $ 
gehörten zu seinem Erscheinungs- 
bild; als er in seinem Aufstieg die 
Völker überfiel, um sie auszubeuten, 
Sie gehören zu den Mitteln, mit 
denen der verrottende und faulende 
Imperialismus gegen den Aufstand 
kämpft, in dem sich die Völker der 
Welt von diesem verhaßten Gesell- 
schaftssystem befreien werden. 


Portugal und seine Kolonien 


Die portugiesischen Kolonien 
Kapverdische Inseln, Guines-Bissao, 
‚Angola und Mosambik sind 20 mal 
so groß wie das Mutterland, Portu- 
gal hat aufgrund seiner Kolonien. 
vor Jahrhunderten einmal eine be- 
deutende Rolle gespielt. Doch bei 
der Entwicklung des Kapitalismus 
konnte es nicht mithalten und ist 
heute selbst ein unterentwickeltes 
Land, das von wenigen Großgrund- 
besitzern und reichen Schmarotzern 
beherrscht. wird. Das Einkommen 
Pro Kopf ist kleiner als. 2000 DM 
im Jahr und 40 % der Bevölkerung 
sind Analphabeten, 

Die portugiesische Bourgeoisie 


Polizei durchsucht verhaftete Demonstranten 


es ein großer Erfolg des unuguayschen] 
Volkes, wenn es durch seinen mamiven| 
Widerstand die totale Militrdikuntur 
verhindern und die Beibehaltung einiger 
ormaldemokratischer Rechte erreichen 
könnte, In Uruguay werden In jedem Fall 
weitere harte Klassenauseinändersetzun- 
Den zu erwarten min, [ 


bestehen und ist deshalb darauf an- 
iesen, die „überseeischen Gebie- 
als Kolonien unter ihrer politi- 
schen und ökonomischen Kontrolle 
zu behalten. 

Seit jedoch die Befreiungsbewe- 
gungen 1961 in Angola ihre ersten 
Erfolge erzielten, ist die portugiesi- 
sche Bourgeoisie an der militärischen 
und der ökonomischen Front im 
Rückzug. Immer größere Gebiete 
werden befreit. Immer mehr wird 
die portugiesische Wirtschaft durch 
ausländisches Kapital übernommen, 
denn das Land kann die Lasten des 
Kolonialkrieges nicht mehr allein 
tragen. Er verschlingt die Hälfte 
des Landeshaushalts, 2 Mill. Dollar 
jeden Tag. Er köstet zchntausende 
Tote, 


Siegreicher Volkskrieg 


Inallen portugiesischen Kolonien 
kämpft die Bevölkerung für ihre Be- 
freiung. Die portugiesischen Armec- 
einheiten tasten sich mit Minensuch- 
geräten Über die Straßen von Stütz- 
punkt zu Stützpunkt und werden 
auch dort immer Öfter angegriffen. 
Aus der Luft versuchen sie, durch 
Napalm und Erntegifie die Bevölke- 


rung der befreiten Gebiete zu töten 


men, einmalige Betreibsunfälle der 

kapitalistischen „Friedenspolitik 

Die reaktionäre Presse gibt sich den 

Anschein des unbestechlichen Wäch. 

ters, der die Dinge sufdeckt und 

beim Namen nennt. Aber das ist 
Spiels 


ein abge 

Solche Massaker geschehen jeden 
Monat und sie sind nur Details des 
andauernden blutigen K olonlalkrie 
ges in Indochina, Nahost und Süd 
afrika, 


macht ihre Profite durch die Aus- 
beutung der Kolonien. Da Portugal 
selbst die meisten Industrieprodukte 
‚einführen muß, kann es seine Wirt 
schaft nur dadurch In Gang halten, 
‚daß es Rohprodukte aus den Kolo- 
nien verkauft oder verarbeitet und 
Lebensmittel und Fertigprodukte 
aus Portugal dort absetat. Hierbei 


nte die portugiesische Bourpeoi 
sie In einem Konkurrenzkampf mit 
den Imperialistischen Ländern nicht 


und ihre Lebensgrundlagen zu zer 
stören. Luftlandetruppen brennen 
die Dörfer nieder und treiben die 
Menschen in KZhnliche Arbeits 
lager. Die Kämpfer der Befreiungs 
organisationen, 2.B, der FRELIMO 
in Mosambik, sind vom Volk nicht 
zu trennen, sie sollen durch Terror 
wegen das gesamte Volk bekämpft 


werden, Für solche Einshize wurde 
von den Portugiesen eine Spezli 
truppe  (comandos) aufgebaut 


Motto: „Ein comandö übt keine 
Gnade.“ „Wir machen keine Gefan- 
genen, die stören nur." 

Doch der Befreiungskrieg. der 
unterdrückten Völker entwickelt 
sich weiter 

In Angola haben sich die Bafreis 
ungsbewegüngen zu einer gomelnsa- 
men Front zusammengeschlossen, 
Ihre Armee hat jetzt eine Stärke 
von 18 000 Mann. 

In Guinaalissan wurden erstmals 
BodemLufi-Raketen eingesetzt und 
zwei portuglosische Flugzeuge ab- 
geschossen, so daß die Bosatzer 
auch aus dem. Luftraum über den 
befreiten Gebieten vertrieben wer- 
‚den können, In Guinea sind über 
zwei Drittel des Landes befreit. 
In Kürze soll eine Volksregierung 
gebildet und ein unabhängiger Staat 
ausgerufen werden. 

In Mosambik reichen die befrei- 
ten Gebiete jetzt bis an’die Grenze 
von Zimbabwe (Rhodesien), so daß 
die dortige Befreiungsbewegung von 
der” FRELIMO direkt unterstützt 
werden kann. Der Cabora Bassa 
Damm wurde unter Raketenbe- 
schuß genommen. Die Verbindung 
straßen zur Baustelle des Dammes 
wurden mehrfach unterbrochen und 
vermint. Mehrere Flugzeuge wurden 
abgeschossen. Über ein Drittel des 
Landes sind befreit 


Das System der Ausbeutung 
im südlichen Afrika 


Die portugiesischen Kap 
können ihre Kolonialherrschal 
die ihnen daraus zufließenden Pro- 
fite nur noch aufrechterhalten, wenn 
sie ausländisches Kapital an der 
‚Ausplünderung der unterdrückten 
Völker "beteiligen. Damit treiben 
sie den Ausverkauf ihres Imperiums 
voran. Das kommt den Interessen 
‚der US-und EG-Imperilisten durch- 
aus entgegen. 

Portugal selbst ist durch seine 
igen Arbeitskräfte ein lohnen- 
des Ziel. Bei arbeitsintensiven Wa- 
ren lohnt sich selbst der Hin-'und 
Rücktransport. Bei den ausländi- 
schen Investitionen in Portugal liegt 
‚die BRD vor den USA an .der 
Spitze. So hat z.B. Siemens zu- 
sammen mit portugiesischem Ka- 
pital eine Dachfirma gegründet, die 
1974 etwa 4000 Arbeiter ausbeuten 
wird. Durch Steuerfreiheit und zoll 
freie Einfuhr werden die Kapitali- 
sten angelockt, Außerdem liefert 
Portugal Arbeitskräfte in die BRD. 


Die Bundeswehr besitzt dort eine 
Luftwaffenbasis und  zurückgezo- 
gene Vorratslager 

Das ganz große Geschäft winkt 
ber im südlichen Afrika. So wollen 
die europäischen Imperilisten z.B. 
durch Uranabbau dort das US- 
Uranmonopol für Reaktoren und 
Bomben brechen. Südafrika ist be 
reits jetzt der drittgrößte Uranpro- 
dyzent der Welt, Die Minen legen 
a.T. im Geblet von Namible, das 


Südafrika widerrechilich "banızt 
hält. Hier Mdt die. werideutse 
Urangeneilschaft AG einen Anteil 
von 10% an den Schürfrschto 

Das Projekt wird von den DRD- 
Imperlalisten nur Außerst vorsichtig 
fördert, weil Proteste „unabhängl- 
er" afrikanischer Staaten vorllogen 
und auch eine UNO-Resolution die 
Unterstützung der Besetzung von 
Namibia verbietet, Die BRD-Imperi- 


alisten haben welter 1970 mit Por- 
tugal ein. Abkommen über Pros 
poktierung und gemeinsame Aus- 


beutung von Uranvorkommen in 
Angola und Mosambik geschlossen. 


Besonders bekannt geworden ist 
‚das Cabora Bassa Projekt in Mosam- 
bik, Hier soll ein Staudamm mil, 
Elektrizitätserzeugung entsteht 
und die Provinz Tete zum Bergbai 
und Industriegebiet machen. Deut- 
sche Firmen, besonders Siemens, 
sind dabei führend beteiligt, Süde 
afrika profitiert durch die Lieferung, 
von billigen Strom und Rhodesien, 
erhält Anschluß an die Sambesi- 
schiffahrt, Das Projekt hat das po! 
tische Ziel, die Befrelungsbewegung 
in Mosambik und. Zimbabwe aufzu- 
halten, Zu seinem Schutz haben 
sich rhodesische, südafrikarfische und 
protugiesische Truppen vereinigt 
DerCabora Bassa Damm wurde zum 
Symbol der Ausbeutung der afrika 
nischen Bevölkerung. Die FRELIMO 
gab die Parole aus: „Cabora Bassa 
muß zerstört werden.” 


Wegen seiner stabilen politischen 
Lage, den niedrigen Löhnen der 
farbigen Arbeiter, den billigen Bo- 
denschätzen und den Vergünstigun- 
gen durch den Staat ist auch Süd- 
afrika als Investitionsgebiet bei den 
Imperialisten beliebt. Als Gegen- 
leistungen unterstützen sie natürlich 
das Regime in seiner faschistischen 
Politik, die ja ihre Profite sichert. 
Bis 1973 wurden dort insgesamt 
23,2 Mrd. DM angelegt, davon 7,4 
Mrd, DM in den letzten drei Jahren. 
Dieser hohe Zufluß stammt aus den 
westeuropäischen Ländern, die da- 
mit ihren Anteil auf 82% ethöhteı 
Dabei liegt Großbritannien auf 
‚Grund seiner historischen engen Bin- 
dung zu Südafrika mit 13,2 Mrd. 
DM an der Spitze, es folgen die BRD 
und Frankreich mit je 1,4 Mrd. DM, 
Die Investitionen der USA betragen 
dagegen 3,9 Mrd. DM. 

Die_ politischen Schwierigkeiten 
‚der BRD-Imperlalisten bei allen die- 
‚den Projekten sind darin begründet, 
‚daß Afrika insgesamt zu den kom- 
menden Einflußgebieten der EG ge- 
hört und die BRD-Imperialisteni sich 


nicht aus dem Geschäft mit den 
unabhängigen afrikanischen Staa 
ten drängen lassen wollen. VW er- 
richtet z.B, eine Fabrik für 10 000. 
Binheiten pro Jahr in Nigeria und 
zusammen mit Daimler-Benz ein 
Montagewerk für 3 000 Einheiten in 
Sambia, 

Die unabhängigen Staaten 
stützen sich aber In Ihrer Politikauf 
‚den Gegensatz zu den rassistlschen 
Imperialistischen Ländern Südafr 
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ka, Rhodesien und die portugiesi- 
schen Kolonien. Deshalb treiben die 
Imperilisten entsprechend den öko- 
nomischen Interessen ein politisches 
Schaukelspiel. 

Deshalb ist es den BRD-Imperia- 
listen nur recht, daß die schmutzige 
Arbeit zur Niederhaltung der afri- 
kanischen Bevölkerung von den 
Statthaltern in Portugal, Südafrika 
und Rhodesien erledigt wird. Diese 
drei Länder wollen in Zukunft noch 
enger gegen die Befreiungsbewe: 
gung zusammenarbeiten. Die Impe 
Halisten können sich darauf be 
schränken, Waffen und Ausrüstun 
sen zu liefern 

So hoffen sie sich den Weg 
offen zu halten zu einer „Zusam- 
menarbeit” mit den unabhängigen 
afrikanischen Ländern, wenn, was 
absehbar ist, die Befrelungsbewe 
gungen siegen. 


Neokolonialismus 


Algerien und Vieinam waren die 
besten Beispiele für die Imperiali 
sten, daß sich der Befreiungskampf 
‚der Völker auf die Dauer nicht 
‚durch Terror aufhalten Mßt. Sie 
wollen deshalb die Zeit nutzen, den 
offenen Krieg ihren Stellvertretern 
überlassen (z.B. die Vietnamisierung 
des Indochinakrieges) und selbst die 
progressive Maske anlegen. 
Besonders beliebt ist es di 
‚den Kolonien die „Unabhängigkeil 
zu geben und willfährige einhein 
sche Regierungen zu schaffen, bevor 
die Befreiungsbewegungen stark ge 
mug sind, diesen Betrug zu verhlı 
dern. Die rwaktionären Regimes von 
Senegal und Liberia sind Beispiele 
für diese Politik, Rine kleine Obe 
schicht lobt gut von „Hilfsliefe 
en" und Dostechungsgeldern, wih. 
rend das ausgebeutete Volk verftun. 


en 

Eine solche Politik wird aueh in 
Südafrika und Rhodesien angestrebt 
allerdings modifiziert mit Rücksicht 
auf die weiße Minderheit, deren fa 


schistische Politik. momen 
Profite garantiert. So wurde 2.8 
der „unabhängige“ Staaı Botswana 


die 


Eines der zerstörten Dörfer 


geschaffen, in- Wirklichkeit ein Ar- 
beitskräftereservoir, „Botswanas Re- 
Berungschef Sir (!) Seretse Khana 
in Oxford erzogen) hat bei mehre- 
ren Gelegenheiten klargestelt, daß. 
sein Land kein Sprungbrett für Ope- 
rationen der Befrelungsbewegungen 
sein wird.“(Frankfurter Rundschau) 
Auch Rhodesien soll in schwarze 
und weiße Zonen aufgeteilt werden. 
Nun steckt die portugiesische 
Bourgeoisie in der Klemme, denn 
durch eine solche „Unabhängigkeit 
ihrer Kolonien würde sie ihren letz- 
ten Einfluß verlieren, Die außeror- 
dentlichen Interessen der Imperia 
listen am südlichen Afrika und die 
Fortschnitie der Befreiungsbewegun- 
gen drängen jedoch auf eine Ent- 
scheidung 
| Als am 20. Januar dieses Jahres 
| der Führer der Befrejungsorganisa- 
on PAIGC von Guinea-Bissao im 
Auftrag der Kolonialisten ermordet 
Wurde, wurde gleichzeitig versucht 
eine Marionettenregierung aus ge 
kauften Verräter aufzubauen, Die 
BRD-Regierung „bedauerte” such 
damals „üiesen neuen Fall politischer 
Gewalt“. Wir haben seinerzeit im 
ARBEITERKAMPF Nr; 26. über 
iese Heuchelei berichtet und ein 
Foto abgedruckt, das die Kolon 
soldaten mit ihren deutschen Wa 
fen zeigt 


Scheinheiliges Theater 


Es liegen genügend Berichte vor 
die dokumentieren, daß die portu. 
gesischen Truppen seit Jahren. sy 
stematisch die Dörfer in der Provinz 
Tote verwüsten und die Bevölkerung 


umbringen, um Platz für eine weiße 


Vorherrschaft in diesem Gebiet am 
Caboss Bassa Damm zu schaffen. 
Das Massaker In Williamo war alıo 


nur ein Beispiel dieser Kampagne 
Auch in Guinea-flimao wurden 2. 
am 5.2.73 das Dorf Cates, am 18.2 
Ga, am 22,2, Port-e-Nora, am 27. 

Biambi, am 15.3. Bemunha, am 
$.$. Tohoqvemar zerstört. Hishe 


wurden solche Meldungen jedoch 
von der bürgerlichen Presse unter- 
drückt. 


Unfreiwillig erklärte Herbert 
Kremp, Chefredakteur der „Welt“, 
auch die Rolle der Missionare, die 
nun das Massaker aufdeckten: sie 
handelten „nicht aus verzweifelter 
Liebe zur Gerechtigkeit, sondern in 
der Hoffnung, sich ihre privilegier 

te soziale Rolle noch einmal bei den 
‚Armen zu erkaufen.“ Der Bischof 
von Tete hatte seine Hauptsorge da- 
fin gesehen, die Toten von Williamo 
unter die Erde zu bringen. Schon 
1964 wargn kirchlichen Stellen Be 

vichte über Massaker in der Gegend 
von Vila Cabral in Mosambik zuge- 
angen. Sie wurden in Archiven ver- 
graben. 


Ausgerechnet zum Staat» und 
Jübiläumsbesuch des _portuglesk 
schen Ministerpräsidenten Caetano 
in London — es war das 600jährige 
Bestehen der portuglesisch-brill 
schen Kumpanei im Plündern und 
Morden zu feiern — hat nun die 
erzreaktiönäre „Times“ über das 
Massaker von Williamo berichtet 
Pater Hastings sagte, der Bericht 
wei absichtlich bis zum Caetano- 
Besuch verschoben worden. Es han- 
delt sich also um ein politisches 
Manöver, das Proteste der Bevölke 
ung gegen den Besuch geradezu 
herausforderte und einem realisti- 
stischen Eindruck vom Wesen dieser 
Jubildumsfeier vorbeugen sollte 


Diese Ereignisse in England waren 
aber auch nur ein Teil einer ganzen 
Kampagne. So druckte das Bundes- 
miniterlum _ für „wirtschaftliche 
Zusammenarbeit“ (d.h. Ausbeutung 
der3. Welt) des Herm Eppler schon 
im Mai des Jahres In seinen 

nialien zur Entwicklungspoli 
UNO-Dokument über die Verlet 
Zung der Menschenrechte im nddli 


chen Afrika und den afrikanischen .| 


Terntorien unter p 


rtugienischer 
Verwaltung 


neutraler Länder über Rassendis- 
kriminierung, KZ-Dörfer, Luftan- 
griffe, chemische Kampfmittel uw 

Die SPD beauftragte ihr 


‚child, Wischnews 
finden Vertreter der 


ab, in dem Gutachter | 


FRELIMO zu Gesprächen nach 
Bonn einzuladen, „Gerade jetzt be- 
| steht besonderer "Anlaß, die Ge- 
spräche intensiv fortzusetzen." 
Auch eine Behandlung des The 
mas vor dem Bundestag wurde In die 
Wege geleitet, SPD-Abgeordnete for- 
derten „Maßnahmen” gegen Portu- 
gal, Die Assozlierung Portugals an 
die EG solle nicht befürwortet wer- 
den, „solange die portugiesischen 
| Kolonien nicht die Freiheit zur 
| Selbstbestimmung erhalten haben.“ 
| Wenn die Kapitalisten von Selbstbe- 
stimmung reden, meinen sie be 
) kanntlich immer ihre eigene Macht- 
| übernahme, 
Wohin die Reise geht, demon 
strierte Schweden, das sich bisher 
) aus Geschäften mit Südafrika her- 
) aushielt, um umso bessere Bezie- 
hungen zu den unabhängigen afri- 


kanischen Staaten einzuleiten. Seit 
Jahren beruft sich Schweden auf 
seine progressive Bürgerbewegung 
und unterstützt die afrikanischen 


Befreiungsbewegungen. Die Hilfe für 
die FRELIMO wurde von 2 auf 
| 4 Mill. Kronen erhöht, Die schwe- 
| dischen Kapitalisten unterhalten 
aber gleichzeitig Investitionen von 
300-400 Mill. Kronen in Portugal 
und beuten dort 10 000 Menschen 
aus, 1969 hatte sich auch der schwe- 
dische Elektrokonzern ASEA aus 
| dem Konsortium zum Bau des 
‚Cabora Bassa Damms zurückgezo- 
gen. Sein Anteil wurde von Siemens 
übernommen. 
Die „KAB-Arbeiterzeitung” Nr. 
4 schrieb damals: „Nachdem die 
politische Brisanz dei Cabora Bassa 
Projektes und insbesondere der Ge- 
wihrung von Exportkredit und Bun 
desbürgschaft durch die Regierung 
| der großen Koalition bekannt wur- 
de und die wirtschaftlichen Bezie- 
hungen zu den unabhängigen Län. 
| dern zu gefährden drohte, führte 
die inzwischemregierende SPD einen 
wahren Eiertanz auf, Die beieiligten 
‚Firmen beriefen sich auf die angeb- 
liche Neutralisät des Handels und 
die Beschlüsse der Bundesregierung. 
NRW-Ministerpräsident Kühn. wur- 
de als Vorstandsmitglied der Fried- 
rich"Ebert-Stiftung auf eine Good- 
willtour durch Sambia und Tansania 


Eine Frau aus dem Mahonde-t 
wor 


hickt, Er brachte Medikamenie 
für die Befrelungsorganisauionen 
und Nähmaschinen für FRELIMO 
mit... Die Kapitalisten haben eben 


mm soll den 5 


auch. die langfristige Entwicklung 
im Auge, ste wollen sich nicht das 
Geschäft mit den jetzt und später 
unabhängigen Nationen verderben 
und ihre Imperilistische Position 
behalten. Das ist Ihnen schon ein 
paar Nähmaschinen wert, Für solche 
Botschaften st es dann sehr schön, 
wenn man Leute mit „sozialem“ 
Anstrich wie Herm Kühn zur Ver- 
Rügung hat.“ 

„Selbst politische Praktiker ha- 
ben längst eingesehen, daß man auf 
einem sinkenden Schiff steht, wen) 
man den Kolonialism us verteidigt 
(Frankfurter -Rundschau) Dann 
wird spekuliert, daß „sicher nicht 
alle Führer der Beireiungsbewe 
gungen persönlich untadelige Ideali 
sten sind, sondern mancher von Ih- 
nen an seine eigene Macht und an 
seinen eigenen EinQuß denkt.“ Sol 
che Agenten sollen eine „Befre 
ung“ im Sinne der Imperial 
reichen. „Der Konflikt zwischen 
Afrikanern und Portugiesen 
darf nicht zu einem zweit 
nam werden. Es ist die Aufgabe 
Europas, Portugal dabei zu unter 
stützen, den Verlust seiner Kolonien 
zu ertragen.“ (ebendort) 

Minister Eppler erklärte, die 
BRD-Imperialisten müßten angeb- 
lich „zwischen Schwarzafrika und 
Portugal wählen“. Er sprach außer 
dem Über das vorbildliche chinesi 
sche. Beispiel, wo mit angepaßter 
Technologie eine eigene Industri 
lisierung erreicht worden sei. Ein 
Programm zur Erforschung einer 
solchen „angepaßten Technologie 
für die afrikanischen Länder wurde 
dann mit Hilfe der Industrie in 
Angriff genommen. Man will für die 
Bedürfnisse des Marktes Afrika pro- 
duzieren. 

Den afrikanischen Ländern wer- 
den für ihr Verhältnis zur EG vier 
„Wahlmöglichkeiten“ _ angeboten: 
Eine Assoziierung reaktionären Typs 
für stabile volksfeindliche Regimes 
wie etwa Kamerun oder Senegal, 
eine Assozilerung ohne direkte Ein- 
Außnahme auf die nationale Politik 
für Länder wie Tansania, Uganda 
und Kenia, die ihre Unabhängigkeit 
auf eine spezifische nationale Bewe- 
gung stützen, reine Handeslabkom- 


upunkı der Guerm 


men oder gar kein Abkommen. 
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Nachdruck von Texten der Kommunisten aus den zwanziger und 
dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 


‚Aus dem Vorwort: 


„Neben den konkreten Untersuchungen über die heutige Wirklichkeit erscheint es uns besonders wichtig, das wir uns 


ken, in der Zeitschrift ‚Kommunistische Internationale" 
siesich auch heute noch bei kleinbürgerlichen Faschism. 


matische, historische Untersuchung bekämpft und widerlegt 


‚Am besten werden wir diese Urteile widerleger 
bekommen, wenn wir ihn durch seine Entwik 


heute wieder ernsthafter und gründlicher auch mit den Untersuchungen der Kommunisten der zwanziger und dreißi 

© auseinandersetzen, Schon 1923 hat Glulio Aquil, dessen Schritt wir as ersten Beitrag In diesem Band nachdrke 
die damals landläufige Fehleinschätzung des Faschismus — wie 
us, Theoretikern‘ wiederfinden — durch eine konkrete und syste- 


n können und eine richtige Vorstellung vom Wesen des Faschismus. 
icklungsphasen hindurch verfolgen.“ 


Die anschließend hier abgedruckten Texte stammen aus den Jahren 1931 bis 1934. Der ‚Rote Aufbau‘ war eine Halb- 


monatsschrift, die sich besonders den anti 


gertun‘hin widmete, 


Unser Nachdruck gibt nur einen kleinen Ausschnitt dieser umfaı 


formen des Faschismus wieder, 


schistischen Kampf in Verbindung mit der Bündnispolitik zum Kleinbür- 


ingreichen Auseinandersetzung mit allen Erscheinungs- 


Der ‚Rote Aufbau‘ wurde Anfang 1933 in Deutschland verboten, erschien von Prag aus weiter und wurde in Deutsch- 


land illegal verbreitet, später unter dem Titel ‚Unsere Zeit 
Diese hier abgedruckten Schriften stellen’uns mitten in den antifast 


stisch erkennt man, was das konkret heißt: Faschismus.“ 
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chistischen Kampf der Zeit vor 1933. Sehr pla- 


Zu erhalten im ARBEITERBUCH 
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m 25. Juni letzten Jahres 
wurde der Schotte Ian Mac 
in seiner Stuttgarter Woh- 


nung von einem Fahndungskomman- 
40 der Polizei erschossen. Der Er- 
schossene war eines der Opfer im 
Zusammenhang mit der Jagd auf 
die sogenannte „Baader-Meinhof- 
Gruppe” — aber die zunächst be- 
hauptete „Verbindung zu Terrork 
sten" blieb unbewiesen und mußte 
wieder zurückgezogen werden, Zu- 
dem zeigten die konkreten Um- 
Stände von vornherein, daß die Poll 
zei es in diesem Fall mit ihrer 
stereotypen Behauptung einer 
geblichen „Notwehr-Situation” be- 
sonders schwer haben dürfte: Die 
Kugel traf Mac Leod durch die ge- 
schlossene Wohnungstür in den Rük- 
ken, 

Dennoch hat die 9. Große Straf- 
kammer beim Landgericht in Stutt- 
gart jetzt am 11. Juli, nach über 
einjähriger „Bedenkzeit”, in der die 
Erinnerung der Öffentlichkeit an die- 
sen Vorfall wohl weitgehend ausge- 
löscht it, die Eröffnung eines 
Hauptverfahrens gegen den pol- 
zeilichen Todesschützen abgelehnt. 

könne dem Polizisten nicht wider- 

werden, so meinte das Gericht, 
daß er in „vermeindlicher Notwehr” 
gehandelt habe. Die „Akte Mac 
Legd” wird "damit straflos in die 
werstaubten Katakomben der west- 
deutschen Klassenjustiz wandern; 
in ein Regal, wo schon gleichartige 
Fälle ein beredtes Zeugnis von der 
vide” und „Unabhängie- 
bürgerlichen Gerichte ab- 


Zum Beispiel der Fall des West- 
berliner Polizisten Kurras, der am 
2. Juni 1967 den Studenten Benno 
Ohnesorg während einer Demon- 
stration gegen das iranlsche Schah- 
Regime erschoß, und zwar durch 
‚einen Kopfschuß von hinten, Kurras 
wurde später vom Gericht freige- 
sprochen, weil die Situation während 
der Demonstration „unübersicht- 
‚wesen sel und’er „in Not- 
wehr" geschossen hätte, 


Eingestellt wurde auch das Er- 
mittlungsverfahren gegen den Poli- 
zisten, der am 15. Juli 1971 Petra 
Schelm in Hamburg-Bahrenfeld eı 
schoß. Der Begleiter Petra Schelms 
Werner Hoppe, erhielt dagegen im 
Juli letzten Jahres zehn Jahre Frei- 
heitsentzug „wegen versuchten Tot- 
schlags in drei Fällen”, Selbst bür- 
gerlichdliberale Zeitungen kritisier- 
ten damals die Prozeßführung gegen 
Hoppe, weil das Gericht die vorge- 
fragenen Sachverständigen-Gutach- 
ten einfach beiseite schob und sein 
Urteil auf unbewiesene Behauptun- 
gen. die. widersprüchliche  polizel- 
liche Zeugenaussagen aufbaute 

Auch das Ermittlungsverfahren 
gegen den Polizisten, der am 4, De- 
zember 1971 Georg von Rauch in 

berlin erschoß, wurde wieder 
eingestellt. Georg von Rauch stand 
mit erhobenen Händen an einer 
Hauswand, als er erschossen wurde. 
Er war unbewaffnet und wurde von 
einem bewaffneten Polizisten in 
Schach gehalten. 

In vielen anderen Fällen, wo die 
Polizei unter fragwürdigen Umstän- 
‚den Menschen erschoß, konnten wir 
aus der sonst doch so skandalsüch- 
tigen Presse nicht erfahren, ob die 
polizeilichen Schützen zur Rechen- 
schaft gezogerr wurden: so bei der 
Erschjeßung des Griechen Elefterius 
Kapotas am 18.8.71 in Mannheim, 
bei der Erschießung des Portugiesen 
Jose Ferreira am 25.10.71, bei der 
Erschießung eines Lastwagenfahrers 


2.71, bei der Erwürgung 
des 18jährigen Robert Neumann 
am Silvesterabend 1971 in Ham- 
Dur, el der Erehlung sine 
Einbrechers in. einem Gartenhaus 
am 5.2.72 in Nürnberg, bei der Er- 
schloßung des 17-ährigen Mechani- 
kerlohrlings Richard Epple in der 
Nacht zum 2,3.72 In Herrenhausen, 
bei_der lobensgeführlichen Kopf- 
chuß-Verletzung des Griechen Sa, 

Nikolaou am 11.3.72 in Göppingen, 


bei der Erschließung eines Einbre- 
hers in der Nacht zum 14.3.72 in 
Bremen, bei der Erschießung eines 
Farbigen in Frankfurt und eines 
mopedfahrenden Arbeiters in Duis- 

usw. (zu den 

ın siche AR- 
BEITERKAMPFNr, 18 vom Mai 72 
und Nr. 20 vom Juli 72). 


MacLeod 
Ganz im Gegensatz dazu werden 
hohe Strafen verhängt, wenn ein 
Polizeibeamter bei einem Gefecht 
erschossen, verletzt oder auch nur 
mit der Waffe bedroht wird - und 
dies wird dann auch regelmäßig in 


der Presse groß herausgestellt, ohne 
daß oftmals die tatsächlichen Hin- 
gründe und Umstände sichtbar 
werden. Es soll auch nur der Ein- 
druck n, daß die „Krimi- 
nalität ständig steigt" und die Poli- 
zei „endlich härter durchgreifen” 
müsse, 

Der jetzt erfolgte gerichtliche 
„Abschluß” im „Fall Mac Leod” 
zeigt aber erneut, daß wir längst 
‚eine Situation Im Land haben, wo 
Polizeibeamte relativ _uneinge- 
schränkt und ohne Furcht vor spd- 
terer Bestrafung von der Schuß- 
waffe Gebrauch machen können. 


! 


DIIAIER KAPITALISMUS © 


„Braun-AG” wirbt für kapitalistisches Ausbeutersystem 


m 14. März 1973 wurde das 

‚neue Gesundheitszentrum der 

‚Braun AG (BAG) in Kronberg 
eingeweiht, 

‚Neben dem werksärztlichen Be- 
reich wurde eine Gymnastikhalle. 
und ein Physikalisches Therapeuti- 
kum_ eingerichtet. Hier sollen, auf 
Arztliche Verordnung, diejenigen Ar- 
beitnehmer der BAG durch Wär- 
meanwendungen, Krankengymna 
stik und Massage behandelt werden, 
die über meist arbeitsbedingte kör- 
perliche Schäden und Beschwerden 
klagen. 

Presse, Rundfunk und Fernse- 
hen berichteten ausführlich über die 
Eröffnung des Zentrums und über 
Sinn und Zweck dieser Einrichtung. 
Dabei wurde die Gesundheitsvor- 
‚orge und die soziale Verantwor- 
tung der BAG ihren Betriebsange- 
hörigen gegenüber als bei 


als einmalige 

Unternehmens dar- 
gestellt, die jedem Betriebsangehöri- 
‚gen offen steht und von allen ge- 
nutzt werden kann. 

Dr. Herrmann, Vorstandsyorsit- 
zender der BAG sagte dazu bei der 
Eröffnunung: 

„Soziatverpflichtetes unierneh- 
merisches Denken kann — wie ich 
meine — im Grunde nur ‚vernünfti- 
ge‘ Weichen stellen. Es liegt an den 
Menschen, den besten Gebrauch von 
dem zu machen, was eine yerant- 
wortungsbewußte und freie Unter- 
'nehmer-Initiative bietet. Wenn wir 
aber unseren Mitarbeitern schon die- 
‚se Möglichkeit geben, dann ist es vor 
allemnan ihnen, sie zu nützen,“ 

Gleichzeitig wurde die Informa- 
tion über das Gesundheitszentrum 

| son der BAG. angekurbelt und. als 
tion über das Gesundheitszentrum 
von der BAG. angekurbelt und, als 
zusätzliche Werbung für die Firma 
ausgenutzt. Sogar die Stellengesu- 
che der Braun AG weisen in der 
letzten Zeit mit besonderer Beto- 
nung auf die vorbildlichensozialen 
Leistungen der Pirma hin. 

Die großbürgerliche FAZ (Frank- 
furter Allgemeine Zeitung) vom 
24.2.73 dazu: 

„Marzistische Kritiker werden 
Maßnahmen dieser Art als besonders 
raffinierte Art des kapltalitischen 
Ausbeutungssystems zu disqualift- 
zieren versuchen.“ 

Dazu ist zu sagen, daß sicherlich 
ein solches Gesundheitszentrum zu 
begrüßen ist. Für die Arbeiter be- 
deutet eine gute Gesundheitsvorsor- 
ge immer eine Linderung der — 
meist durch die einseitige Arbeit 
hervorgenifenen - körperlichen 
Schäden. Bessere soziale Leistun- 
‚gen, mehr Urlaub, Erholurgskuren, 
flexible Altersgrenze etc. sind nicht 
umsonst berechtigte Forderungen, 
für die sich die Arbeiterklasse ein- 
setzt, und die die Kommunisten 
immer upterstützen werden. Lohn- 
fortzahlung im Krankheitsfalie muß- 
ten von der Arbeiterklasse 1956/57 
in langen Streiks erkämpft werden! 

Weshalb hier also eine freiwillige 

Leistung der Kapitalisten? Ist der 
Kapitalismus sozialer geworden? 

Sicherlich nicht. Solch ein Ge- 
sundheitszentrum bleibt ein Einzel- 
fall, der nichts daran ändert, daß 


jerhäitt, im: ARBEITERBUCH. 
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sich die Lage der Arbeiter im 
Kapitalismus weiterhin verschlech- 
tert; Die Arbeitshetze nimmt zu, 
die Arbeitsbelastung steigt insbeson“ 
dere durch die verschärfte Eintönig- 
keit der Arbeit, Der höhere Stand 
der Automatisierung des Produk- 
tionsprozeßes stellt nicht nur eine 
Intensivierung der Arbeitsleistung 
dar, sondern verursacht auch eine 
höhere nervliche Belastung des Ar- 
beiters 

0 nahm ja auch der Kranken. 
stand allein von 1969 auf 1970 bei 
pflichtversicherten Männern (d.h 
Kollegen und Kolleginnen von einem 
monatlichen Einkommen bis zu 
1725 DM) um 11,05% und bei 
pflichtversicherten Frauen um 
11,7% zu. (Angaben nach,Statisti- 
sches Jahrbuch 1972") Dem ent- 
sprechen etwa 20 Krankhei 
ars ikheitstage 

Was. versprechen sich. also. die 
Kapitalisten der Braun AG, von 
solch einer Investition? 
Kapitalisten sind auch 
Ausgaben. Bestandteil des 


zum einen ökonomisch: 
eine gute „„ 
Arbeitskraft soll 

ren: geringerer Krankenstand, in- 

tensivere Arbeitsleistung. 

zum anderen erfüllen sie aber im 

wesentlichen auch kleologische Ziel 


Ausnahme sind 

sollen seine Arbeiter zunächst ein 

mal das Gefühl bekommen privile- 
und somit will der 

„Firmentreue“ der 

sprechen, sie stärker an 

b binden, 

Darüber hinaus bezweckt er eine 
Befriedung seiner Arbeiter, prak- 
Hiach, vorhannenn_erenk Enrdarın 
Befriedung seiner Arbeiter, prak- 
tisch vorbeugend gegen Forderun- 
gen, die die Arbeiter entwickeln 
könnten: „Wieso, Euch geht es 
doch besser als allen anderen Ar- 
beitern in der Branche“ 
raun Kapitalisten diese 


wird besser verkauft (Qualitätsar- 
beit, die von „ausgeruhten‘“ Arbei- 

Um. dieses Gesundheitszentrum 
wird dann gleich ein großer Rum- 


Unternehmerinitiative‘“ - der 
pitalist — seinen Teil getan, jetzt 
liegt es nur noch an den Arbeitern, 
die perfekte Gesundheitsfürsorge 
auszunutzen. Doch selbst bei der 
BAG gibt es bei der Benutzung 
Schwierigkeiten: Die Vorgesetzten 
üben Druck aus, damit das Gesund- 
heitszentrum möglichst wenig. be- 
nutzt wird, da sonst ja die Produk- 
tionsleistung leiden könnte. 

Soziale Leistungen im Kapitalis- 
mus, die die Lage der Arbeiter ver- 
bessern, sind immer zu begrüßen. 
‚Aber trotz aller Verschlelerungsver- 
suche werden die gegensätzlichen 

>Interessen von Arbieterklasse und 
Bourgeoisie dadurch nicht aufge- 
"hoben. - 
‚Sympathisantengruppe des. 
KB/Gruppe Frankfurt 
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Forts. Mosambik 


heiligkeit der neokolonlalistischen 
Politik entlarvt sich, wenn die 
BRD-Imperialisten das Massaker von 
Willlamo beklagen und. gleichzeitig, 
Waffen an Portugal geliefert werden, 


von Sbdafrika abhängige, 
schwarz: rogorte Staaten 


Die PortugiesischenKolonlaltruppen. 
schießen mit deutschen G3-Geweh- 
zen, aus. Noratlas-Transportflugzeu 
gen springen die Fallschirmjäger zu 
ihren Überfällen ab und fallen die 
Napalmbomben. Schiffe aus der 
Werft Blohm und Voß patroullie- 
ren an der Küste Mosambiks. 


Während Eppler erklärt, die BRD. 
müsse nach ihrem Beitritt zur UNO 
zu dem Verhältnis Portugal-Afrika 
‚Stellung nehmen, werden schon seit 
Jahren UNO-Resclutionen betreff 
Namibia und Rhodesien mißachtet. 
So wird z.B. die „internationale 
Handelsblockade" Rhodesiens stän- 


dig von mindestens 40 BRD-Firmen 
umgangen, darunter z.B. von AEG- 
Telefunken, Die UNO ist damit nur 
ein Instrument der imperlalistischen 
Heuchelel. 


Wir lassen uns nicht 
hinters Licht führen 


Diese schmutzige Politik der Im- 
perialisten, die noch aus derEm- 
Pörung der Menschen über grausa- 
‚me Massaker ihr Kay 
ist nur ein weiteres Beisp 

Richtigkeit der Erkenntnis, daß der 
Imperialismus nur der revolutiond- 
ren Gewalt weichen wird. Solidar 
tätskampagnen und, Appelle.an 


Portugiesische Söldner schlach- 
ten einen afrikanischen Freiheits- 
kämpfer ab. Welche Haltung die 
„freie Presse" der sogenannten 
„freien Welt” dazu einnimmt, do- 
kumentiert emeut der „Welt”-Chef- 
redakteur Herbert Kremp in einem 
Leitartikel mit der Überschrift 
„Wielayamu darf jetzt sterben”, 


BRD-Regierung, die Unterstützung 
Portugals einzustellen, werden von 
den Imperialsten in’ eine Unter- 
stützung ihrer eigenen Politik umgo- 
bogen. Die Theorie von den ver- 
schiedenen Fraktionen der Bourgeoi- 
sie, der realistischen, die man gegen 
die. kriegstreiberische unterstützen 
müssen, hat gute Aussichten. Die 
Imperalisten werden sie eines Ta- 
ges selbst vorbringen, wenn sie mit 
‚den Ländern händeln wollen, deren 
Zerstörung sie gerade noch unter- 
stützt haben, 

Die Haupttendenz in der Welt 
ist Revölution - das heißt nicht, 
daß der Kampf leichter geworden 
ist, ‚seit diese ‚Aussage gilt; Diese 


verließen zahlreiche DKP-Mit 

glieder — bis heute über 60 Ge- 
'nomen — die DKP. Bei den ausge- 
tretenen Genosen handelt es sich 
im wesentlichen um 43 Genossen 
‚der DKP-Ortsgruppe Butzbach, die 
bis auf zwei Mitglieder vollständig 
austrat. Weitere Mitglieder aus Orts- 
‚gruppen des Kreises Friedberg folg- 
ten den Butzbacher Genossen. Butz- 
bach ist eine mittelgroße hessische 
Industriestadt mit kleinen und mitt- 
leren Industriebetrieben. 

Zu den ausgetretenen Genossen 
gehörten eine Reihe mittlerer Par- 
teifunktionäre, so u.a. der Kreisvor- 
sitzende der DKP Friedberg, drei 


T: Mai und Juni dieses Jahres 


glieder des K: 
DEKP-Stadtpar 
Stadtverordnete). Zur 


jutzbacher 
‚Gruppe gehören zahlreiche Betriebs: 
räte, Jugendvertreter und Gewerk- 
schaftsfunktionire. 

Lange Zeit hindurch gehörte die 


Butzbacher Ortsgruppe zu den „J 
radepferden" der DKP. Hier wurde 
der erste DKP-Stadtverordnete in 
Messen gewählt, Noch am 27. Okto- 
ber 72 jubelte die „UZ“ (Zeitung 
der DKP) unter der Überschrift 
„Beachtliche DKP-Wahlerfolge“ auf 
er ersten Seite: 

„In Butzbach konnte die DKP 
9 # der Stimmen erzielen und mit 
drei (bisher einem) Stadtverordne- 
ten ins Parlament einziehen, obwohl 
die Stadt um mehrere Landgemein- 
den vergrößert wurde. Allein im 
engeren Stadtbezirk von Butzbach 
‚erhöhte die Partel (!) ihren Stimm" 
anıell von 5 auf 15 Prozent." 

In der Tat, dies war für die DKP 
‚ein sehr beachtlicher Erfolg bei den 
Kommunalwahlen im vergangenen 
‚Jahr, Die DKP allerdings verschwieg 
dnbel, daß dieser Erfolg nicht auf 
das Konto der „Partel” ging, son- 


dern Erfolg einer Politik war, die 
sich schon weitgehend von der Par 
teilinie gelöst hatte und deren Tri 
ger sich gegen alle Versuche deı 
DKF-Führer verwahrten, die Butz 
bacher Ortsgruppe im Sinne der 
Parteilinie“ auf Vordermann zu 
bringen. 

Dem Austritt der hessischen Ge- 
nassen sind umfangreiche politi« 
sche, ideologische und die konkre- 
te Arbeit der Gruppe betreffende 
Auseinandersetzungen mit der Li 
nie und den Vorschriften der „of- 
fiziellen Partei“ _vorgusgegangen. 
Immer wieder wurde von der Partei- 
führung versucht, die Arbeit der 
‚Gruppe massiv zu beeinflussen: Die 
intensiv betriebene Schulungsarbeit 
sollte nach Meinung der DKP-Füh- 
ror anfänglich eingestellt, dann 
schließlich auf die offizielle Partei- 
literatur eingeschränkt ünd nicht 
an den marxistischen Klassikern 
orientiert werden, wie es der Praxis. 
der Bützbacher Gruppe entsprach, 

Die Butzbacher Stadtzeitung 
(‚Der Proletarier") sollte von der 
Parteiführung zensiert werden. Die 
Kritik am Soriakdemokratismus und 
an den kleineren und mittleren Ki 
pitalisten abgemildert und im Sinne 
der parteioffiziellen Linie der „Ak 
tionseinheit mit den Sozialdemokı 
ten“ um jeden Preis und der Strate- 
gie der „Antimonopolistischen De- 
mokratie”, die die kleinen und mitt 

ven zu „Bündnispart- 


ie" vorschreibt. Von den Butzba 
cher Genossen wurde eine kritiklo- 
se Haltung an der Politik der UDSSR 
und anderer RGW-Länder ebenso 
verlangt wie das Einstimmen auf die 
revisionistische Hetze gegen die 
Volksrepublik China und andere #0 
zinlistische Länder. 

Die Butzbacher Genossen wider- 


standen {m wesentlichen allen die 


sen unkommunistischen 
lungsversuchen der DKP-Führung, 
obwohl diese häufiger ihre Par 
größen wie z.B. Gerns und Steiger- 
wald an die Front nach Butzbach 
schickte. 

Die ehemalige DKP-Ortsgruppe 
Butzbach hat zu ihrem Austritt ein 
längeres Flugblatt für die Bevölke- 
rung verteit, sowie eine 18-seitige 
‚Austrittserklärung vorgelegt, in der 
sie umfassend ihre Differenzen zur 
Parteilinie darlegt. Da es sich unse- 
res Wissens um den ersten größeren 
und geschlossenen Austritt aus der 
DKP seit ihrer Gründung vor vier 
Jahren handelt, haben s ent- 
schlossen, die gesamte Austrittser- 
klärung der hessischen Genossen 
in einer Sonderbroschüre nachzu- 
drucken, versehen mit einem kur- 
zen Vorwort von uns. Die Bro- 
schüre erscheint in den nächsten 
Tagen, 

Die Butzbacher Genossen ha- 
ben sich inzwischen als „Bund Deut- 
scher Kommunisten“ als eigenstän- 
dige Organisation konstituiert. Sie 
wollen mit anderen kommunisti- 
schen Organisationen Verbindung 
aufnehmen und auf diese Welse für 
die „Vereinheitlichung der kommu- 
nistischen Bewegung” arbeiten. 

Der Austritt der hessischen Ge 
nossen hat auch einigen Wirbel in 
der bürgerlichen Presse, besonders 
der hessischen, ausgelöst. Das hat 
‚offenbar die DKP-Führer dazu vei 
anlaßt, in ihrer Zeitung, der „UZ" 
zu den Austritten Stellung zu nel 

Schon die Überschrift des Arti- 
kels („DKP bleibt einzige Alterna- 
tive - Schmidts Kirchturmspolitik/ 
‚Genossen hintergangen‘‘) kennzeich- 
net Stil und Inhalt der politischen 
‚Auseinandersetzung, wie sie von den 
DKP-Führern betrieben wird. In üb- 


(dem das tlgende Zitat entnommen 
it: 


„Das Zeitalter des Kolonialie- 
mus, das dem Transport der west- 
lichen Zivilisation über den Erd- 
ball diente und zahlreichen Völkern 
anderer Kultur neben dem tech- 
nisch-wissenschaftlichen und. orge- 


Tendenz setzt sich durch in blutig- 
sten Konvulsionen, mit denen sich 
der Imperialismus immer stärker 
gegen seinen Untergang wehrt, je 
häher dieser Untergang kommt. Die 
Machtmittel des Imperialismus, 
auch, in Form von fanatisierten 
und mordlustigen Menschen, sind 
gewaltig,und er wird nicht zögern, 
sie einzusetzen, wenn sie ihm einen 
Vorteil im Kampf zu bringen ver- 
sprechen. 

Algerien, Vietnam, Mosambik, 
furchtbar Massaker der Kolonial 
truppen haben immer nur dazu ge- 
führt, daß sich weitere Teile des 
Volkes dem Befreiungskampf ange- 
schlossen haben. ‚Dadurch‘ werden 


die ausgetretenen Genossen gehetzt, 
besonders gegen den führenden Ge- 
nossen Edgar Schmidt; wird gleich- 
zeitig die DKP als „einzige Alterna- 
tive“ herausgestrichen. Man wirft 
Schmidt planmäßige Spaltertätig- 
keit vor und vor allem, daß er gepe: 
die eigenen Mitglieder „konspiriert“ 
hätte (die freiwillig zusammen mit 
dem Genossen Schmidt die Partei 
verließen). Gleichzeitig verschweigt 
der „UZ“-Artikel das tatsächliche 
Ausmaß der Partei-Austritte, spie- 
gelt seinen Lesern die weitere Exi 
stenz einer Butzbacher Ortsgrup- 
pe vor (die zwei nicht ausgeirete- 
nen Mitglieder!), indem er diese 
als „Ortsgruppe Butzbach“ gegen 
die „linke Opposition" (die Ausge- 
tretenen) wettern LAßt 

Ebenso interessant wie schwach- 


sinnig sind die beiden entscheiden: 
den „Argumente“, mit denen der 
‚eichen 
n“ Wil 


Die Deutsche Kommanlı 
alle (1) ihre Mitalie 


sche Partel un 


ler bürgerlicher Manier wird gegen 


sich durch Schmidis 


der" würden 


Die "Freiheit die sie meinen 


nisatorlschen Wissen (1) auch die 
brisante Parole der Freiheit (Ill) 


schenkte, dieses Zeitlter endet 
nicht heroisch oder harmonlich, 
‚sondern oft genug unvernünftig und 
blutig, wie es begann. Wer will 
die Möglichkeit von Massakern aus. 
schließen? " 


diese Massaker aber nicht weniger 
grausam. 

Hinter allen Wandlungen der Po- 
Hitik. des Imperialismus bleibt sein 
volksfeindlicher Charakter erhalten. 
Die Entwicklung der Befreiungsbe- 
wegungen Inder 3. Welt hat immer 
wieder zu dem Ergebnis geführt, daß 
die Befreiung nur durch die äußer- 
ste Anstrengung im Kampf des gan- 
zen Volkes und durch die Solidari- 
tät. der Völker der Welt erreicht * 
werden kann. Zu einer/Zeit, wo für 
uns die offene Kraftprobe mit dem 
Imperialismus noch in der Fee 
liegt, ist dies eine wichtige Erfah- 
rung für die Ausrichtung unserer Po- 
Ah, 0! E} 


Spaltertätigkeit umso weniger „be- 
irren“ lassen, „als die DKP gerade 
in diesen Tagen und Wochen zu 
einem international beachteten Fak- 
tor in den gesellschaftlichen Aus- 
einandersetzungen (geworden) ist 
Gerade mit dem Besuch des Gene- 
ralsekretärs der KPASU, Leonid 
Breshnew, in Bonn hat sich erneut 
bewiesen, wie richtig die Politik der 
DKP ist . . . Darüberhinaus bewei- 
sen die zahlreichen und stärker wer- 
denden Kampfaktionen der Arbei- 
terklasse den wachsenden Einfluß 
der DKP in den Betrieben dieses 
Landes." 


Dimlicher geht es wirklich nicht, 
Da wird der Besuch Breshnews in 
der BRD nicht aus den politischen 
und ökonomischen Interessen der 
westdeutschen Imperlalisten und der 
Sowjetunion erklärt, sondern mit 
der „richtigen‘ Politik der DKP“. 
Die „UZ“ suggeriert, daß offenbar 
wegen dieser „richtigen Politik“ 
Breshnew zu Verhandlungen nach 
Bonn gebeten wurde! Und die 
„stärker werdenden Kampfaktionen 
der Arbeiterklasse” zeigen nun alles 
mögliche, 2.B. und vor allem den 


und aus sich heraus überhaupt kei- 
nen stärkeren Einfluß der DKP. Es 
fehlte nur noch, daß die DKP den 


allabendlichen Sonnenuntergang 
‚zum Beweis ihres „wachsenden Ein- 
uses“ bemüht. (Wir werden diese 
Erklärung der DKP mit in unserer 
Sonderbroschüre veröfft 

Am 24. Juli starb 
schwerer Krankheit 
von 28 


im Alter 
n“ der führende Ge- 
nosse der Butzbacher Kommunl- 


sten, Edgar Schmidt, ( 
nebenstehende Todasanı 
„Frankfurter Rundschau" vom 27 


70) 


Am 21. Juni wollte die faschistische Organisation „Ordre Nouveau” (Neue 


Ordnung) 
Nordatrikaner 


‚en Kongreß in 


vis gegen „die Anwesenheit von 4 Millionen 
und rund 400 000 Schwarzen in Frankreich” durchführen, 


Zahlreiche revoltionäre Organisationen trafen daraufhin Vereinbarungen, 
um durch ein koordiniertes und organisiertes Eingreifen die Durchführung 
dieser rassistischen Provokation zu verhindern. Bei der Protestaktion der 
Linken am 21. Juni kommt es zu heftigen Gefechten mit den Polizisten, 
die die Veranstaltung der Faschisten schützen, und mit den Faschisten 
selbst. Die Preme spricht von den „schwersten Straßenschlachten seit dem 


Mai 68", Eine Woche später, am 


juni, beschließt der französische Mini- 
sterrat das Verbot der „Ligue Communi 


die Protestaktionen gegen die rassistische Provokation der „Ordre Noureau” 
"hat. Gleichzeitig verbietet die Regierung aus taktischen Gründen 


uch die „Ordre Nouveau”. 


ie Ligue Communiste, Iran- 
lösische Sektion der trotzki- 
tischen „IV. Internationalen", 
ist von ihrer zahlenmäßigen Stärke 
her die gegenwärtig größte Organi- 
sation der französischen Linken 
außerhalb der PCF (Französische 
Kommunistische Partei). Allerdings 
verfügt auch ae ebenso wie. die 
anderen Organisationen der Linken 
über keinen Einfluß in der Arbeiter- 
klasse, der sich gegenwärtig in ir- 
gendeinem bedeutenden Maße mit 
mit dem der Revisionisten messen 
könnte. Von ihren rund 5000 Mit- 
liedern sind ca. 65% Studenten 
nd Schüler. Ihre Wochenzeitung 
„Rouge erreicht: eine Auflage von 
üngefähr 15.000 Exemplaren und 
bei den Parlamentswahlen im ver- 
gangenen März, bei denen die Ligue 
kandidierte, erhielt sie knapp 2% 
der abgegebenen Stimmen. 
Nöch vor demvonder Re- 
gierung erklärten „Verbot und Auf- 
sung” wurde Gamit begonnen, 
ca. 30 Genossen der Ligue zu ver- 
haften, darunter deren Vorsitzen- 
den Alin Krivine und das Politbüro- 
Mitglied Pierre Rousset. Die Pariser 
Buchhandlung der Ligue wurde von 
der Polizei lngere Zeit über besetzt- 
gehalten, total verwüstet und 
Farbe bespritzt. 
Durch das gleichzeitig ausgespro- 
Öchene Verbot der faschistischen 
„Ordre Nouwau“ will die Regie- 
fung von vornherein den zu erwar- 
tenden Protest gegen das Verbot der 
Ligue abblocken und dem Staat ein 


bevor es zu spät ist Wir sind jung, 
‚aber in dieser Frage haben wir ein 
besseres Gedächtnis als die Alten. 
Wır wollen nieht, daß sich das wie- 
derholt, wes sich vor einigen Jahr- 
zehnten abgespielt hat. Gegenüber 
dem Faschismus hat es immer die- 
selben Reaktionen gegeben: „ie sind 
nicht gefährlich, es ist Immer noch 
Zeit zu handeln usw..." und eines 
muten Tages ist es zu spät. Keine 
Meinungsfreiheit für die Ressisten 
und Antisemiten!” 


Gemeinsamer Feind, 
gemeinsamer Kampf ! 


Die rasistische Kampagne, die 
von „Ordre Nouveau” gestartet wor- 
den Üst, ist keineswegs auf die leich- 
te Schulter zu nehmen. Schon lange 
haben die Kapitalisten begriffen, 
von welchem Nutzen ihnen der Ras- 
simus und die nationale Überheb- 
lichkeit sind: gestern waren es die 
Juden, heute sind es die ausländi- 
schen Arbeiter, die die Bourgeoisie 
zur Spaltung und Schwächung der 
Arbeiterklässe ausnutzt, vor allem 
die Araber und Afrikaner. 

Bereits heute gibt «s in Frank- 
reich Kneipen, die es ablehnen, 
nordafrikanische Gäste zu bedienen. 
Und nicht selten steht in den An- 
‚noncen in den Zeitungen der Zu- 
satz: „Nur für Franzosen‘. In Nizza 
wurden in der Nacht vom 21. zum 
22. Juni verschiedene arabische Lo- 
kale angegriffen. In derselben Nacht 
wurden zwei ausländische Arbeiter, 


da sich die ausländischen ‚Arbeiter 
aufgrund ihrer besonders miserablen 
Lebens und Arbeitsbedingungen 
immer mehr als aktive Klassenkäm- 
pfer erweisen. 

Um in Frankreich arbeiten zu 
dürfen, müssen alle Ausländer im 
Besitz eines in ihrem Heimatland 
abgeschlossenen" und von dort be- 
willigten Arbeitsvertrages sein. Das. 
bedeutet eine enge Zusammenarbeit 
zwischen Frankteich und den oft- 
mals faschistischen Herkunftslin- 
dern bei der „Arbeitskräftevermitt- 
hung“; und die Unmöglichkeit für 
die ausländischen Arbeiter, sich bei 
Vertragsschluß gegen den vorgesche- 
‚nen Lohn zu wehren. Der Fontanet- 
Erlaß bestimmt u.a. 
> „der ausländische Arbeiter er- 

hält eine Arbeitserlaubnis erst 
dann, wenn er eine Unterkunft 
nachgewiesen hat“; 

„der ausländische Arbeiter 
darf während des ersten Jahres 
weder den Betrieb noch die 
Stellung wechseln, noch einen 
höheren Lohn bekommen, 
im Arbeitsvertrag vorgesehen“; 
„der Arbeitsvertrag ersetzt zu. 
künftig den Arbeitsausweis“, 
&.h. der ausländische Arbeiter 


Von der Polizei verwüstete Buchhandlung der „.Ligve Communiste” in Paris 


kann also nur illegal seinen Be- 
trieb wechseln, und seien die 
Arbeitsbedingungen (die er 
vorher in seinem Heimatland 

nicht kannte) noch so 


gern 
Ligue abblocken und dem Staat ein 
und „über den Klassen 
Image verleihen. Nicht 
nur in Frankreich rd dazu die de- 
magogische Formel der angeblichen 
„Gleichheit des Links- und Rechts- 
extremismus‘“ benutzt, Allein das 
immer häufigere und brutalere Ein- 
greifen der Polizei in die Kämpfe 
der Arbeiterklasse und das zutiefst 
arbeiterfeindliche Auftreten der Fa- 
schisten entlarven den wahren Cha- 
rakter dieser Demagogie. So ist es 
auch nicht verwunderlich, daß trotz 
des Verbots beider Organisatio- 
nen wohl die Verhaftung von 30 
Mitgliedern der Ligue bekannt wur- 
de, aber kein Mensch bislang etwas 
von einer Verhaftung von Mitgl 
‚dern der „Ordre Nouveau“ gehöı 
hat — und diese mit Sicherheit auch 
nicht stattfanden. Im Gegenteil 
"konnten nocham 29. Juni faschisti- 
sche Kommandos der „Ordre Nou- 
unbehelligt Besucher eines 
'stes in Clamart am Pariser 
Stadtrand mit Elsenstangen überfs 
len. Die Regierung hat bislang k 
nen Schritt dagegen unternommen. 
Im übrigen wurden seit dem Mai 
1968 insgesamt 17 Organisationen 
verboten, darunter 16 linke und 
eine Inschistische, 
rdre Nouveau“ ist heute die 
ste offen faschistische Organi- 
sation in Frankreich, Sie unterhält 
‚gute Beziehungen zu den übrigen fü 
schistischen Parteien und Gruppen 
in Westeuropa, so z.B. in der BRD 
zur „Aktion Neue Rechte" (ANR) 
und’in Italien zum NSI und zur 
gleichnamigen _„Ordine Nuovo“. 
1970 organisierte „Ordre Nouveau" 
ein internationales Faschistentref- 
fen in Paris, an-dem wa. Vertreter 
der NPD, der spanischen Falange 
und Ihrer portugiesischen Gesin- 
nungskumpane teilnahmen, 

‚Kurz vor seiner Verhaftung er- 
klärte der Ligue-Vorsitzende Alıin 
Krivine auf einer Prewekonferenz. 
am 25, Juni zu der Proten 
wegen den Rasslamus-Kongreß der 
„Ordre Nouven" 

Wir haben eine Verantwortung zu 
übernehmen: noch im Keim muß 
der Faschismus zerireien werden, 


Jar Bückkah, 
kale angegriffen. In derselben Nacht 
wurden zwei ausländische Arb« 

di 
antifaschistischen Versammlung be- 
fanden, gelyncht, In Saint Denis 
(Pariser Stadtrand) wurden in der 
Nacht zum 24. Juni zahlreiche alge- 
rische Lokale und das örtliche Büro 
der PCF mit Molotow-Cocktails an- 
gegriffen 

Im letzten Jahr wurde der arabi 
sche Arbeiter Mohamed Diab in ei- 
nem Polizeikommissariat von einem 
rassistischen Polizeibeamten. er- 
schossen. Bis heute hat kein Prozeß 
stattgefunden. In Nizza wiederum 
wurden jüdische Läden-und Synago- 
‚gen u.a. mit folgendem Mordaufruf 
beschmiert: „Laßt uns die Öfen 
wieder anstecken!“, 

In Grawe, der „Stadt der Blu- 
men“ in Süäfrankreich, demon- 
strierten am 12, Juni etwa 300 aus- 
ländische Arbeiter gegen ihre men- 
schenunwürdigen Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen. Bin regelrechter 
Pogrom wurde daraufhin ausgelöst: 
der Bürgermeister rief-die Bereit“ 
schaftspollzel (CRS) und die Feuer- 
wehr zu Hilfe und ließ sie die de- 
monstrierenden Arbeiter den ganzen 
Nachmittag lang durch die Stadt ja- 
gen. Am Abend holte die CRS die 
‚Arbeiter einzeln aus Ihren Zimmern 
raus, um sie weiter zu verprügeln. 
Die zahlreichen Verwundeten trau- 
ten sich danach nicht einmal mehr, 
sich bei den Krankenhäusern der 
Stadt zu melden, um ihre Wunden 
heilen zu lassen ... Die Faschisten 
nutaten die von der Polizei und den 
Behörden angeheizte Stimmung der 
kleinen Stadt weiter aus, um sie mit 
rassistischen Plakaten einzudecken. 

Die rigorose Beschneidung der 
Rechte der ausländischen Arbeiter 
wurde durch den im letzten Jahr 
verabschiedeten Fontanet-Erlaß ge- 
setzlich verankert (Fontanet war der 
damalige _„Sozlalwesen“minister). 
Dieser Erliß verfolgt ein doppelter 
Ziel; die ausländischen Arbeitskräf“ 
te den Bedürfnissen der Kapitalisten 
beier anzupassen und gleichzeitig 
die Kontrolle der Ausländer durch 
den Pollzelapparat zu verstärken, 


schlimm; 
vorher in-seinem neımanana 
ia nicht kannte) noch 
sclmm; 
die ausländischen Arbeiter ha- 
ben kein Anrecht auf Arbeits- 
Iosen-Unterstützung, obwohl 
sie wie ihre französischen Kol 
Iegen Krankenkassenbeiträge 
entrichten müssen. Da der 
Fontanet-Erlaß Arbeitslosig- 
keit der Ausländer mit illega- 
lem Aufenthalt — gleichsetzt, 
kann also ein arbeitsloser oder 
spreikender Arbeiter sofort 
ausgewiesen werden; 
schließlich kann die Polizei 
jetzt eigenmächtig und ohne 
nähere Begründungen die Aus- 
weisung eines unerwünschten 
Ausländer entscheiden. 

Eine der verbrecherischen Neben- 
Wirkungen dieses Erlasses ist daser- 
neute Aufblühen des Menschenhan- 
dels. Wie dies aussieht, Ußt ein Be- 
richt des „Kölner Stadtanzeigen 
vom 7. Juni 73 erkennen. Dort 
heißt es, nachdem über die Ei 
schränkungen durch den Fontanet- 
Erlaß gesprochen wurde e 

‚Darum werden verzweifelte Vehu- 
Che unternommen, die Hürden. zu 
umgehen. Für dieses Manöver mel- 
den sich die spanischen ‚Pasadoreı‘, 
ortskundige Schmuggler, mit dem 
Angebot, gegen Geld die knapp, vor 
Ihrem Ziel gesioppten Emigranten 
bei Nacht und Nebel über die Gren- 
ae zu bringen. Es ind üble Burschen, 
die den an und für sich schon armen 
Wanderarbeitern ihr leızies Geld ab- 
nehmen. 

Zahlreiche Emigranten werden 
einfach in einen Zug gesetzt, der 
aber nicht im französuichen Tow- 
louse, sondern im baskischen Tolosa 
hält, oder auch gleich in Mirando de 
‚Bbro. ‚Ste sind ferzt in Frankreich, 
erklären sie den Betrogenen wnd 
verschwinden. 

‚Schlimmer noch sind die Proft 
teure fremder Not, die Ihre Schüts- 
linge (?1) Im Kiswind der Pyrenden« 
pisne Im Stich lassen oder sie = ob 


‚Schwimmer oder Nichtschwimmer - 
in das Waser des BidassoaGre 
Ausser hetzen. Sie haben allein im 
Jahr 1972 rund 160 Menschen auf 
dem Gewissen. Ein Teil davon erfror 
in den Bergen, die überwiegende 
Mehrzahl ertrank in den Wasserlö- 
chern des Bidassoa.“ 

Daß diese Bande von Menschen- 
schmugglern ihr kriminelles Geschäft 
betreiben kann, dafür ist aber gerade 
niemand anders verantwortlich, als 
die französische Kapitalistenklasse 
und ihre Regierung. Nicht allein die 
spinischen „Pasadores“ haben die 
160 ermordeten. Emigranten des 
Jahres 1972 auf dem Gewissen, wie 
der „Kölner Stadtanzeiger“ mit mo- 
ralischer Empörung schreibt, son- 
dern der franzöfische Staat selbst 
organisiert diesen Mord p oli- 
tisch mit seinen Gesetzen 

Gegen den Fontanet-Erlaß hat 
sich in den letzten Monaten zahlrei- 
cherProtest erhoben: in ganz Frank- 
reich fanden Hungerstreiks und De- 
monstrationen statt. Allein in Paris, 
gab es am Wochenende vom 31. 3 
zum 1. 4. drei Demonstrationen, an 
denen sich jeweils über 3.000 Arbei 
ter beteiligten. Auch an den 1. Mai- 


Demonstrationen dieses Jahres be- 
teligten sich die ausländischen Ar- 
beiter massiv unter der zentralen Pa- 


tole: ausländische Arbeiter, franzö- 
sische Arbeiter - gemeinsame Kap- 
talisten, gemeinsamer Kampf! 


Kampf der Klassenkriegs- 
Regierung Messmer ! 


Dies ist der Hintergrund des Ver- 
bots der Ligue Communiste. Nicht 
© sehr, dais die Ligue Communiste 
eine dem französischen Staat gegen- 
wärtig besonders gefährliche Orga- 
nisation wäre. Sondern weil es dem 
Staat darum geht, diejenigen auszu- 
schalten, deren Aufruf zum Sturz 
der kapitalistischen Herrschaft in 
den zukünftigen Kämpfen 
größeren Einfluß gewinnen k a n.n. 
Die Ligue ist dabei nur eine Or- 
ganisation innerhalb der auch in 
Frankreich noch zersplitterten lin- 
ken Bewegung. Das Verbot richtet 
sich daher such nicht nur gegen die 
Ligue, sondern gegen alle, die sich 
auf einen organisierten Kampf gegen 
den Staat der Bourgeoisie vorbere- 
ten und damitikegonnen haben, un- 
abhängig von ihren unterschiedii- 
chen Auffassungen in verschiedenen. 
Fragen. (Bereits ur.nittelbar nach 
dem Mai 1968 wurden 13 linke Or- 
ganisationen verboten, darunter die 
PCF/ML.) Das Verbot richtet sich 
damit direkt gegen die Arbeiterklas- 
se, gegen ihre Interessen. 

Die französische Bourgeoisie hat 
mit dem Verbot der Ligue an einem 
zentralen politischen Problem 
angeknöpft, nämlich der Situation 
der ausländischen Arbeiter, die 
schon oft Gegenstand des Kampfes 
der Arbeiter selbst gew- 
sen ist, und nicht nur linker Organi- 
sstionen. Hierin liegt auch ein gewis- 
ser Unterschied zum Vorgehen der 
westdeutschen Bourgeoisie gegen die 
‚kommunistische Bewegung, der sich 
aus dem unterschiedlich entwickel- 
ten Stand der Klassenkämpfe in bei- 
‚den Ländern ergibt. Während in der 
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indosrepublik die staatlichen M 
nahmen und Kampagnen gegen die 
kommunistische Bewegung noch 
überwiegend vorbeugenden 
Charakter haben, mit dem Blick auf 
die zukünftige Entwicklung 
der Klassenkämpfe, ist dies in Frank- 
reich nicht nur der Fall. Zuok 
‚nem gewissen Teil müssen die dorti- 
zen Maßnahmen, wie z.B, das Ver- 
bot der Ligue Communiste, auch als 
Reaktion aufeine bereits vor- 
handene Kampfbereitschaft und 
Kampfstärke der französischen Ar 
beiterklasse verstanden werden 
(wenngleich auch in Frankreich die 
linken Gruppen außerhalb der PCF 
nochüber keinen bedeuten 
den Einfluß in diesen Kämpfen 
verfügen). 

Ebenso wie die Kampagne gegen 
die kommunistische Bewegung in 
unserem Land, reiht sich aber auch 
das Verbot der Ligue in eine al 
seitige Offensive derfran- 
zösischen Bourgeoisie ein. Diese hat 


1. Juli unternahm der General- 
sckretär der irischen „Sinn Fein- 
Partei", Genosse Tony "Heffernan, 
eine Vortragsreise durch 17 Städte 
der Bundesrepublik. Er wurde be- 
gleitet von der in Irland sehr be- 
kannten Folklore-Sängerin Frances 
Grehan, ebenfalls Mitglied der „Sinn 
Fein‘ in der irischen Stadt Boyle. 

Die „Sinn Fein“ („Wir selbst“) 
ist eng verbunden mit der Irisch 
Republikanischen Armee, ER.A. — 
Official, Bedingt durch die histori- 
sche Entwicklung ist eine gewisse 
Zweigleisigkeit zwischen dem poli- 
tischen und dem militärischen Teil 
des irischen Freiheitskampfes ent. 
standen, dem zwei formell getrenn- 
te Organisationen — „Sinn Fein“ 
und I.R.A. — entsprechen. 

Die Reise der Genossen wurde 
organisiert vom Westdeuzschen 
LR.A.Solideritätskomitee in Weiß- 
Kirchen, das sich die Aufgabe ge- 
stelit hat, größeres Verständnis für 
die Probleme des Befreiungskampfes 
des irischen Volkes zu wecken und 
praktische sowie materielle Unter- 
stötzung für die „Sinn Fein“/l.R.A. 
(Official) zu leisten. 

In Flensburg organisierte die 
KB-Gruppe eine Solidaritätsveras 
staltung für die „Sinn Fein“/I.R.A. 
(0), die mit ca. 250 Teilnehmern 
‚gut besucht war. Die Rede von Ge- 
nosse Heffernan und die Lieder, 
die Genossin. Frances mit Banjo- 
Begleitung sang, fanden viel Beifall 
‚Oft wurde mitgeklatscht 


l der Zeit vom 12. Juni -bis 


nach den vergangenen Wahlen im 
März keineswegs abgenommen, son- 
‚dern wurde weiter verschärft 

Das neue Kabinett um Premier- 
minister Messmer ist eine wahre 
Klassenkriegs-Regie 
rung, in die nur durchweg reak- 
ionäre Minister aufgenommen wur- 
den, überwiegend sogenannte „Gaul- 
listen der ersten Stunde“, Die wäh- 
rend der Wahlkampagne vielfach 
versprochenen „kühnen Reformen“ 
sind ausgeblieben. Stattdessen hat 
diese Regierung den Streik der Re- 
nault-Arbeiter gebrochen; und die 
wenigen zugestandenen Wohlstands- 
krümel haben nur den Sinn, den Ar- 
beitern Sand in die Augen zu streu- 
‚en. Die Regierung retuschiert Jetzt 
das Debre-Gesetz (Abschaffung der 
Wehrdienst-Zurückstellung). Der 
Fontanet-Erlaß soll revidiert wer- 
‚den. Das Abtreibungsgesetz von 1920 
soll revidiert werden. Aber die Pro- 
bleme bleiben die gleichen und alıes 
erweist sich als reine Kulissenschie- 
berei. Jedes wirkliche Zugeständnis 
wird von der ultra-eaktionären 


sächlich dem britischen Imperialis- 
‚mus, und unter den einheimischen 
Kapitalisten und. Großgrundbesit- 
zern samt ihrer Regierung Jack 
Lynch in Södirland. 


Im Rahmen des EWG-Beitritts 
Irlands machen sich verstärkt auch 
westdeutsche Konzerne in Irland 
breit unter Ausnutzung äußerst 
‚günstiger Bedingungen und niedri- 
‚ger Löhne der Arbeiter. Ex sind hier 
Namen zu nennen wie AEG, Hoechst, 
Grundig, Faber Castell; 


Solche großkapitalistischen Kon- 
zerne waren es auch, die Lenin im 
Auge hatte, als er vor SO Jahren 
bereits schrieb: 

„Die Herrschaft des Kapitals ist 
international. Das ist der Grund, 
weshalb auch der Kampf der Ar- 
beiter aller Länder für Ihre Befrei- 
ung nur dann Erfolg haben kann, 
wenn die Arbeiter gemeinsam gegen 
das internationale Kapital vorge: 
hen.” 


In der BRD haben wir es heute 
leider noch mit einem Mangel 
an internationaler Solidarität 
zu tun. Das muß klar erkannt wer- 
den. Die Ursache dafür liegt darin, 
daß die westdeutsche Arbeiterklasse 
erst langsam und allmählich wieder 
beginnt, einen entschlosseneren und 
bewußteren Kampf gegen die eige 
ne Kapitalistenklasse zu führen. Das 
aber ist die Grundlage für proleta- 
Fischen Internationalismus und zu 
gleich die beste Unterstützung, die 
wir dem iischen oder einem ande- 
ren, vom westdeutschen Imperialis- 
mus unterdrückten Volk geben kön- 

Die Kommunisteh müssen der 
halb. als konsequente Internationa- 
listen durch politische Propaganda 
und praktische Aktionen die inter- 
nationale Solidarität in der Arbei- 
terklasse wieder stärken. 


Interview. mit 
Tony Heffernan 


Internationale Solidarität 
stärken ! 


Irland ist ein Land, dessen Volk 
seit Jahrhunderten von fremden 
Mächten unterdrückt wird. Die Ge 
schichte Irlands ist eine in Europa 
einzigartige Folge von brutaler Un 
terdrückung, Hungersnöten, bluti- 
gen Metzeleien 

Ebensolange, wie dieses Elend 
anhält, hält aber auch der Wider- 
stand des irischen Volkes an. 

Heute haben die irischen Arbei- 
ter und kleinen Bauern unter dop- 
pelter Unterdrückung zu leiden - 

indischen Mächten, haupt- 


Im Anschluß an die Veranstal 
tung in Flensburg gab uns Tony 
Heffernan das folgende Interview, 
dessen Wortlaut wir vollständig wie: 
ergeben 

Frage: Genosse Heffernan, Du 
befindest Dich z.21. zusammen mit 
Frances Grehan auf einer Rundreise 
durch die Bundesrepublik, während 
der Ihr Vorträge haltet und tische 
Preiheitslieder singt, Was int der 
Zweck Burer Reis, und weiche Br 
wertungen habt Ihr? Und wie it 
Euer bisheriger Eindruck — falls 
diese Frage nicht verfrüht iu, da 
Flensburg erıt die weite von iage 
samt 17 Stationen in? 


Messmer-Regierung abgelehnt. Den- 
‚noch hat sie mit ihrem Maskerade- 
spiel viel Verwirrung in die Streik - 
kämpfe und die Bewegung der Ju- 
gend tragen können, worin sich des 

roße Mangel einer fehlenden festen 
organlatorlschen Stütze der Kämpfe 
zeigt. Nach Beendigung der Wahl- 
Periode habem die französischen Ar- 
beiter in vielon Betrieben ihre Kämp- 
fe intensiviert: bei Renault, bei 
Peugeot, bei Saviım usw. Und es 
entwickelte sich die große Bewe- 
gung der Jugend gegen das Debre- 
Gesetz und gegen die Verschlechte- 
fung ihrer Ausbildungsbedingungen 
in Schule und Universität. Trotz 
der weiterhin ungelösten Probleme 
ist diese Bewegung aber vorerst zum 
größten Teil wieder verebbt. Ebenso. 
haben die Kämpfe der Arbeiter in 
den Betrieben noch keine entschei- 
denden Fortschritte gemacht und 
es mußten oftmals Niederlagen ein- 
gesteckt werden. 

Auch in Frankreich trägt die Är- 
beiterbeiwegung' noch überwiegend 
spontanen Charakter, und dies ist 
immer noch der entscheidende Vor- 
teil der Bourgeoisie, die ihre Offen- 


aive organisiert und auf allen Ebe- 
nen vorträgt: Aussperrungen’ fort- 
schrittlicher und streikender Arbei- 
ter, politische Entlassungen, indivi- 
duelle Drohbriefe an die Streikenden 
und ihre "Familien, Warnungs: und 
Einschüchterungs-Plakate in den Be- 
trieben, gewaltsames Eingreifen über 
Werkschutz, Polizei und faschlti- 
sche Kommandos, Auswelsungen 


kanıpfbewußter Ausländer, Prozeme 
gegen Frauen, die abgetrieben har 
ben, Rausschmisse von an der Anti 


Debr6-Bewegung beteiligten Schb- 
lern, Einführung einer neuen 
premiven Studienordnung an den 
Universitäten, die den Klamencha- 
 Ausleseverfahren welter 


‚Als vorerst letzte Maßnahme steht 
nun das Verbot der Ligue Commu- 
niste. Die dringende Notwendigkeit 
zur Einheit und Solidaritit gegen- 
über der Offensive der Bourgeoisie 
Wird damit erneut in den Ring gefor- 
dert = 
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Interview mit Tony Heffernan 


Heffernan: Die wichtigste Ab- 


sicht meines Besuchs ist, die falsche 
und. irreführende Propaganda der 
bürgerlichen Preise zurückzuweisen. 
‚Nicht nur in der BRD, sondern in 
sehr vielen Ländern wird mit dieser 
irreführenden Propaganda versucht. 
von dem Kampf in Irland das Bild 
eines sozusagen mittelalterlichen Re- 
Iigionskrieges zwischen Katholiken 
und Protestanten zu zeichnen. 

‚Ich hoffe auch, daß die Reise 
etwas Geld einbringt. Das ist sehr 


Saracen-Panzer patrouillieren In Ballymurphy, Belfast 


war ich bereits, einmal hier. Wir 
beabsichtigen, diese Reisen fortzu- 
setzen und überall Verbindungen zu 
anderen Gruppen zu entwickeln. 
Frage: Du hast eben erwähnt, 
daß die westdeutsche Presse von 
einem _Religionskrieg in Irland 
spricht. In Wahrheit handelt es sich 
nafürlich um einen Klassenkampf. 
Was tut die .R.A. dabei, um die 
durch den Religionsgegensats ge- 
altenen katholischen und prote- 
‚stantischen Arbeiter zu vereinigen? 


Photo wurde im Nov. 72 von Mitgliedern des Weilßkirchener Komitees auf- 


genommen. 


wichtig, um unseren Kampf gegen 
den Imperialismus in Irland fortzu- 
setzen. Wir brauchen dieses Geld 
nicht nur, um una zum Zweck der 
Verteidigung militärisch auszurd 
sten; wir brauchen es auch für die 
‚politischen Häftlinge und ihre Fa 
milten und für die Plichtlinge in 
Südtrland 

Die Versammlungen, die ich bir 
her besucht habe, haben mich.sehr 
Beeindruckt wegen der großen Ver- 
ständnisbereitschaft unter den deut- 
schen Studenten und Arbeitern und 
wegen des Interessen, das sie am 
Kampf des irischen Volkes gezeigt 
haben. Die biiherigen Reaktionen 
waren ermutigend. 

Frage: Werden ähnliche Kam- 
pagnen auch in anderen europd- 
schen Ländern durchgeführt oder 
eplanı? 

Heffernan: Ja. Sprecher der ve 
publikanlschen Bewegung waren 
während der lerzıen I 1/2 Jahre im 
Schweden, Dinemark und Finnland. 
Im Augenblick haben wir einen 
Redner in Prankreich. Und dies ut 
meine zweite Reim durch die Bun 
dewepublik - Im vergangenen Jahr 


Heffernan: Die Spaltung, die zwi 
schen den katholischen und prote- 
stantischen Arbeitern Besteht, lat 
sehr, sehr tief und reicht über 100 
Jahre zurück. Die Arbeiter zu ver- 
einigen, ist die schwerste und zu- 
‚gleich wichtigute Pflicht, vor die sich 
die irische revolutionäre Bewegung 
gestellt sieht, In den 60er Jahren 
begann die republikanische Bewe- 
‚gung mit der Bürgerrechtxbewegung, 
um die unionistische Regierung zu 
beseitigen, die sich über 50 Jahre 
lang dureh ein System der Begün 
tigung (der Protestanten - Ak- 
Red.) gehalten hat. Es gelang der 
republikanischen Bewegung und 
dem Kampf um demokratische 
Bürgerrechte, das unlonistische Sy 
stem der Begünstigı 1. wih 
rend der letzıen 50 Jahre in Nord: 
Irland jede echte politische Aktivi 
At unterdrückt hat, zw zerschlagen, 
Wir hegen aber keine Illusionen, 
wie schwer es sein wird, katholırcl 
und protestantische Arbeiter zu ver 
apnigen 

Wir glauben, daß das möglich 
ist, wenn wir Ihnen die gemeinss- 


men Interessen der katholischen und 
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protestantischen Arbeiter zeigen. 
Wenn wir ihnen zeigen, daß ihre In- 
teressen nicht in. der Aufrechter- 
haltung der Verbindung mit Groß- 
britannien liegen; nicht darin — 
wie es im Augenblick ist — in 
einem Zustand ständiger Unsicher- 
heit zu leben. 

Wenn wir ihnen zeigen, daß 
eine gesamtirische sozialistische Re- 
publik in ihrem Interesse it. 

Wir meinen, daß wir auf dieser 
Grundlage eine Verbindung mit der 
protestantischen Arbeiterklasse her- 
stellen und Katholiken und Prote- 
‚tanten vereinigen können. 

Frage:; Wir sprachen von den 
bürgerlichen Pressellgen. Welches In- 
teresse haben die wesıdeutschen 
‚Kapktalisten, die Wahrheit zu ver- 
schweigen? Weiche Rolle spielen 
ste in Irland? 

Heffernan: Nun, offensichtlich 
sind die Interessen des Kapitalis- 
mus und. Imperiallımus auf der 
‚gunzen Welt die gleichen. Ein Sieg 
über den Imperlallimus in Irland 
würde eine Niederlage bedeuten für 
den Imperialismus in Westdeutsch- 
Hand, in den USA usw. Klar ist auch, 
daß die weitdeutsche Preise ein be- 
sonderes Interesse an der Lage in 
Irland hat, weil in den letzten10-15 
Jahren die westdeutsche_ Investi 
Hionstätigkeit beiderseits der Gren- 
ze, im Norden wie im Süden, be- 


rächtlich zugenommen hat. Inve- 
sntionen, denen seitens der Regie- 
rung im Norden und im Süden sehr 
‚günstige Bedingungen verschafft 
worden sind. 

Die Art der Unterstützung, die 
deutsche Industrielle von der ir- 
schen Regierung erhalten, besteht 
in fertigen Fabrikanlagen, Sie 
dürfen 20 Jahre lang steuerfrei 
„Ferien“ machen - in anderen 
Worten: sie zahlen keine Steuern 
für Produkte, die in ihren irischen 
‚Fabriken hergestellt und für den 
Export bestimmt sind, Arbeiter 
werden umsonst ausgebildet, auf 
Kosten der irischen Regierung, der 
rischen Stewersahler und des Vol- 
ker natürlich. Das ind wielverspre- 
‚chende Aussichten für die "weit 
deutschen Kapktalisten. * 

Hinzu kommt etwa, daß deur 
sche, holländische und andere Ka 
pitalisten Land kaufen, um Ferien- 
häuser darauf zu errichten. Dadurch 
steigen die Bodenpreise und gehen 
Arbeitplätme verloren, denn das 
Land wird nicht bearbeitet, 1969 
führte die LR.A, dagegen eine Kam- 
pagne durch; viele Ferienhäuser 
wurden niedergebrannt, und das 
Land zurückgenommen. In der Prer- 
m wurde dies als „antideunsche” 


jampagne verdreht, 
se Aktionen haben mehr bewirkt 
als 10 Jahre „Reformpolitik® der 
isüdirischen ‘Rexterung gegen den 
"Zustrom ausländischer Londkdufer, 
Offensichtlich ;ben die west“ 
deutsche Presse, die westdeutschen 
Kapttalisten die Wahrheit über Ir- 
land zu fürchten. Nur widerstre- 
bend lasıen sie es zu, die Dinge so 
aufzufassen, wie sie wirklich sind, 
alı einen Kampf segen den Im- 
perialismus. 

Frage: Wie sieht die gegenwärtt- 
‚ge Lage im Norden au? Auf der 


erg und Sahyart. 
Inch ropublikänische 
Bomeguoh 


einen Seite versucht Ja der britische 
Imperlallimus nach wie vor, die 
'republikanische Bewegung blutig zu 
unterdrücken. Zum anderen strebt 
ersogenannte „politische Lösungen” 
an. Wir denken erwa an das „Weiß- 
buch““ zur Nordirland:Frage: kürz- 
lich fanden auch Wahlen statt. Wie 
reugiert das Volk,und welche Hal- 
fung nehmen Sinn Fein“JL.R.A. 
zuein? 

Heffeman: Während viele Men- 
schen in Westdeutschland vermut- 
lich gut vertraut sind mit den Er- 
folgen, die wir in Irland in den 
letzten vier Jahren hatten, nehmen 
sl nicht das ganze Ausmaß der 
Unterdrückung durch die britischen 
‚Truppen wahr, der das irische Volk 
ausgesetzt ist, Seit 1969 sind über 
800 Menschen getötet worden - 
‚die Mehrzahl von ihnen durch bri - 
fische Truppen. 800 scheint zu- 
nächst keine große Zahl zu sein; 
‚man muß aber bedenken: all das In 
einem ‚Gebler mit einer Bevölk 
rung von nur 1,5 Millionen, Im Ver- 
‚hältnis auf Großbritännien übertra- 


‚den Interessen des britischen Impe- 
riakomus dient. Bnglands Plan für 
Nordirland ist von der übergroßen 
Mehrheltder Katholiken und Pro- 
restanıen abgelehnt worden. Wir 
‚haben beichlosen, alles, was mög- 
ten con, au cun, um d 

chlagen. Wir lehnen das 
‚Großbritanniens ab, für 
irgendeinen Teil Irlands zu rpend- 


Englands Plan für Irland zielt 
darauf, die katholische und prote- 
stantische Mittelklasse zusammenzu- 
dringen, um eine neue Ordnung zu 
schaffen, die, britischen In. 
teressen. akzeptabel wäre, Zugleich 
tun sie alles, um die katholischen 
und protestantischen Arbeiter u 
einanderzuhalten, wel das, was der 
britische Imperialismus in Irland 
fürchtet, eine vereinigte irische Ar-. 
beiterklasse ist, Sie wissen, daß der 
britische Imperialismus nicht ge- 
schlagen werden kann, solange der 
Religionsgegensatz. die irischen Ar- 
beiter spalteı 

Das bisherige Stormont-Resime, 
das von den Briien Anfang 1973 


fallengelassen wurde, war eines der 


tholscher Seite gemeins, die an der 
‚Aufrechterhaltung der religiösen 
‚Spaltung der Arbeiterklasse interes- 
ertsind; de UDA = Ulster Defence 
‚Association. ist eine rechtsradikale 
prowstantlsche Organisation = AK- 


die RUC, um die Arbeiter, beson- 
ders die katholischen Arbeiter, im- 
‚mer dann zu unterdrücken, wenn es. 
Anzeichen der Rebellion oder der 
Abichnung der StormonrHerrschaft 
sah, 

Ei muß betont werden, daß der 
britische Imperialismus ‚dieses Re- 
‚gime nicht deshalb abgelöst hat 
um dem irischen Volk entgegenzu: 
'kommen, sondern nur, weil es Ihm 
nicht mehr effektiv erschien, 

(An ‚die Stelle des Stormont ıat 
die „direct rule“, die direkte Herr- 
‚schaft des britischen Imperialismus 
unter dem britischen Nordirland- 
Minister William Whitelaw — ge 
'nannt „Wille Whitewash“ = A, 
Red.) 

Frage: IR.A. - das ist in der 
bürgerlichen Propaganda meist 
sleichbedeutend mit „Terror“, zu- 


„‚Ramps'' — Asphaltaufschüttungen auch in dar Provinz 


Photo wurde im Nov. 72 von Mitgliedern des Weißkirchener Komitees auf- 


man muß aber bedenken: al das ın 
einem Gebiet mit einer Bevölke- 
rung von nur 1,5 Millionen. Im Ver- 
haltnis auf Großbritannien übertra- 
gen, wirde die Zahl der Toten 
25 000 betragen. 2.21. gibt es in 
Nord- und Südiland über 1000 
politische Häftlinge, die eine Strafe 
absitzen auf Grund Ihres Kampfes 
segen den britlschen Imperiatamus. 
Menschen, die auf dem Kampf gegen 
den Imperiallamus in Irland. be- 
herrten, sitzen In England und selbst 
in s0 weit entfernten Ländern wie 
den USA Im Gefängnis. In Nord- 
Irland befindet uch das einzige Kon- 
zentrationslager  Nordeuropas — 
Long Kesh, in der Nähe Belfass 
Dort nnd noch Immer 400 Personen 
ohne Prozeß und ohne Urteil in- 
ierniert, einige seit August 1971. 
Die Briten führen seit 1971 eine aus- 
sedehnte Kampagne des Terrors und 
der dauernden Belästigung, um den 
Widerstendneille des irischen Vol. 
kes zu brechen. Sie vermuten, daß 
des Volk jerzi gebrochen und die 
Zeit reift, Uwe neuen „Ordnungs- 
vorstellungen“ für Ind einzufüh- 
ron. 


Das Zeichen des Ortergedankmar. 
sches (an den Onteraufstand 1910) 


Wir  welen das „Weißbuch“, 
Englands Plan für Irland, im vergon 
‚genen März veröffentlicht, vollstän- 
dig zurück, Ex fat nicht annehmbar 

weder vom Standpunkı der Se 
paratlıten noch von dem der So 
zialisten. Eindeutige Ziel int, in 
Belfast ein Kleindirgerliches Ore“ 
mium mit wnterwirfiger Haltung 
'zu schaffen, das genau wie der alte 
'Stormont, bloß mi neuer Fassade, 


„„Ramps” — Asphaltaufschüttungen auch in der Provinz 
Photo wurde im Nov. 72 von Mitgliedern das Woißkirchener Komitaes auf- 


genommen. 
unterdrückerischsten und kornipte- 
sten Regimes, das je in Europa ext- 
stiert hat. Es-überlebte 50 Jahre, 
indem ex ein augekligeltes System 
der Begünstigung anwendete, das die 
katholischen und. protestantischen 
Arbeiter wirkungvoll spalteie. Es 
überlebte, wel es solche Mittel wie 
das „Special Powers Act“ (N 
standigesetze — AK -Red.)zu seiner 
freien Verfügung hatie, das dem 
Premierminister von Südafrika, 
Vorister, alle Ehre mäthen und s0- 
gar ein wenig Neid abverlangen wär- | 
de. 

Die Methode der Stormont-Rer 
‚gierung zur_Speltung der Arbeiter 
Bestand in der einfachen Taktik, 
dem protestantischen Arbeiter ein | 
‚ganz klein wenig mehr zu geben als 
Seinem katholischen Gegenüber. Es 
‚gab etwes mehr Arbeitsplätze in 
protestantischen Gegenden. Die 
Wohnverhältnisse und sozialen Lei- 
tungen waren dort etwas besser. 
Die Führer der unionistischen Par- 
tel sagten der protestantischen Ar- 
beiterklause, ‚wenn Ihr Gleichbe- 
rechtigung habı, wenn Ihr Einheit 
habt, werdet Ihr auf das gleiche Ni: 
veau wie die katholischen Arbeiter 
'herabgedrückt. Ihr werdet zuserzen, 
weniger Arbeit, weniger Wohnun: 
‚gen und Geld werden Euch zur Ver- 
fügung sehen.‘ 

Das sind die Methoden; die sie 
Aufrechierhaltung der Spaltung be- 
nutzen. Schließlich war in Nordir- 
land ein außerordentlich korrüp » 
tes System der Kommunaherwal- 
tung in Kraft, demzufolge z.B. nur 
Vermögenseigner wählen durften. 
Ex gab Situationen, daß Kapitali- 
sien mit großem Besitz bis zu 20 
oder 30 Stimmen bei Kommunal- 
wahlen hatten; während Arbeiter, 
die aur Miete wohnten, überhaupt 
keine Stimmen hatten. Wihrend 
Ihrer SOfährigen Existenz vente die 
Stormont-Regierung im Rahmen des 
„Special Powers Act" die berüch- 
igten RUC, die Polseikräfte im 
‚Norden und die B’Specials ein, Die 
B’Spechals waren eine sektiererliche 
Poinerliüfstruppe, die inzwischen 
aufgelöst worden tut. Ste wurden 
aber ersetzt dureh die UDA, eine 
ebenso. wirksame Hilfstruppe der 
Armee. [Mit „Sektie 


pen auf protstanischer und ka 


dem solchem Terror, der sich gegen 
das Volk richtet. Von Zeit zu Zeit 
ist gar von „Rimalmorden” u.d. 
die Rede. 

Zum Teil sind es die Provistonals, 

roviorische Flügel” der IRA. 
tatsichlich eine Bombenkai 

pagre führt, Wie steht Ihr, die LRA.- 

Official zu den Bombenanschlägen? 
Welche Auswirkungen haben sie? 

Heffernan: Ich kann gut ver- 
‚stehen, daß die westdeutiche Presse, 
‚genau wie die britische und bl zu 
einem gewissen Maß auch die irliche 
Presse es ablehnt, zu differenzieren 
zwischen der I.R.A.-Offical und der 
Organisation, die sich L.R.A.-Provi- 
tonat nennt. Sie ziehen vor, nur von 
der IRA zu sprechen, was zwei 
fellos eine Menge Verwirrung stlftet. 

Wir haben nicht die geringiten 
Verbindungen zur ProviionalIRA 
Das ist eine Gruppe, die sich Ende 
1969 von unserer Organisation ab- 
ag 'hat. Wir bekämpfen die 

tik, die sie in den ietzten zwei 
bin drei Jahren in Nordirland ange- 
wendet haben, nachdrücklich. Ins- 
besondere Ihre zivile Bombenkam- 
’pagne, die sich in der Hauptsıche 
nicht gegen große kapltallstliche 
Institutionen gerichtet hat, sondern 
gegen kleine Läden, Kneipen, Häu- 
ser und Biros in proteitantlchem 
Besiz, 

Der zentrale Unterschied zwi 
schen den Provisionals und uns ist, 
daß wir für eine sozialistische Re- 
publik kämpfen. Wir kämpfen na- 
türlich auch. für die Beendigung 
der Teilung und den Abzug der 
britischen Truppen. Aber wir be- 
greifen dies nur als einen Schritt 
zur weiteren Emanzipation des irk 
schen Volkes bis zur Gründung der‘ 
gesamtirischen sozialistischen Re- 
publik. Die Provisionals sehen die 
Beendigung der Teilung und den Ab-| 
zug der britischen Truppen als End- 
ziel und vollständigen Sieg des Irk| 
schen Volkes an. Sie verstehen nicht] 
die wahre Natur den Imperlallamus, 
in Irland. Sie schen nicht die Tai 
sche, daß die Regierung In Süd- 
rland, in Dublin, eine Marionetie 
‚der britischen Regierung \st und 
genau wie die Regierung im Nor- 
‚den. den Interemen den brillichen 
Imperlalismus dient. 

Weder im Norden noch im Süden 
lassen die Provos sich auf wirkliche 


Pottsisene Arbeitein. Die 
Provo-Haltung is eltär, Zusammen 
gefaßt sagen sie den Leuten etwa 
‚Er ist nicht nötig, daß Ihr mir 
macht. Wir werden Buch befreien 
Wir Kimpfen in Eurem Namen 
Wir = die Provos — werden des 
Volk befreien. 

Wir als Revolutionäre schauen 
voraus. Wir wissen, daß man für 
eine erfolgreiche Revolution eine 
disziplinierte revolutionäre Vorhut- 
Partei braucht. Aber genauso not 
wendig ist die Aktivität der Massen 
des Volkes, Darauf zielen wir ab - 
in Nordirland und in ganz Irland. 

Frage: Spielen nicht auch im- 
perialisische Geheimdienste eine 
Rolle? 

Heifernan: Es gibt in Nordi- 
land die SAS, die 108. „Spechl 
Air Servicen“, ein Elitekorps der 
britischen Armee, eine geheime Ein- 
heit für Aufstandsbekämpfung, die 
Im den versangenen Jahren in Nord- 
irland, und in einigen Ländern des 
Mittleren Ostens operlert hat. Sie 
steht unter dem Befehl von General 
Frank Kitson, dessen Truppen für 
einige der schlimmsten Blutbäder 
in Irland verantwortlich sind, ein- 
schließlich dem Mord an 13 un- 
schuldigen Teilnehmern de: Bürger- 
Techtsmarsches in Derry am „Blu- 
figen Sonntag“ (am 30. Jan. 1972, 
als britische Fallschirmjäger in einen 
katholischen Bürgerrechtsmarsch mit 
20.000 Teilnehmern schossen - 
AK-Red.). Die SAS ist ganz sicher 
verantwortlich für eine Reihe „my- 
steriöser"" Erichleßungen, Meuchel- 
morden und Bombenanschligen, die 
nach offizieller Darstellung den sek- 
Hereruchen Elementen angelastet 
wurden. Ein Beispiel für die Tatig- 
keit der SAS: Wir haben im Markt- 
viertel von Belfast einen in Verbin 
dung mit unserer Organisation ste- 
henden republikanischen Club. In 
dem Marktviertel wohnen Kathol: 
ken und Protestanten gemischt. 
‚Auch der Ciub ist gemischt, mit 
einer kleineren Anzahl Protestanten. 
Dieser Club ist dauernd besonderer 
Belästgung durch die britische Ar- 
mee ausgesetzt, Drei seiner Mit. 
glieder wurden am 15. April 1973 
von einer mysteriösen Mörderbande 
Aeschgureg Riner ein Iuneer mn 
mee_cusgeserzt, Drei seiner Mit- 
glieder wurden am 1. April 1973 
von einer mpıterlösen Mörderbande 
beschossen. Einer, ein Junger pro- 
testanuischer Republikaner mit Ne- 
men Robert Millen, wurde getötet = 
wir vermuten durch einen SAS- 
Meuchelmörder. Die beiden anderen 
katholischen Clubmiiglieder wurden 
schwer verletzt. Man muß wissen, 
daß der Club einer der wenigen 
ist, wo Protestanten und Katholi- 
ken zusammenarbeiten. Durch den 
Mord an Robert Millen sollte der 
Eindruck entstehen, daß ein katho- 
ischer Extremist der Mörder wer 
und man sich als Protestant besser 
aus katholischen republikanischen 
Clubs heraushält 

Auch gibt es Anzeichen dafür, 
daß die SAS verantwortlich int für 
die Bombenanschläge mit parken- 
den Wagen im vergengenen Dezen- 
ber in Dublin. Diese Anschläge be- 
wahrten die Lynck-Regierung vor 
einer Niederlage in einer entschet- 
denden Abstimmung im Doyle, dem 
Parlament im Süden, in der Frage 
der Verschärfung der Ausnahme- 
geserse - dem südlichen Gegen. 
Mrück zum „Special Powers Act" 
des Nordens. 


Das Westdeutsche IRASolidert 
tätskomitee koordiniert zentral die 
Unterstützungsaktionen für die iri- 
schen Genossen, gib! regelmäßig Bro- 
schüren und anderes Propaganda. 
und Aufklärungs-Materlal über den 
Befreiungskampf des irischen Volkes 
heraus "und organisierte 1.B. auch 
die BRD-Rebe des Genossen Heffer- 
man. Das Komitee ist bereit, die 
‚Arbeit: aller demokratischen und 
sozialistischen Gruppen mit vorhan- 
denen Materislien zu unterstützen 
und bittet seinerseits um finanzielle 
Spenden, um die bisherige Arbeit, 
aufrechtzuerhalten und noch weiter 
auszubauen. 

Eine finanzielle Unterstützung des 
Westdeutschen IRA -Solldaritdtsko- 
mitees zu diesem Zeitpunkt ist auch, 
‚deshalb besonders wichtig, da da 
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‚Frage: Wir haben bisher haupr- 
sichlich über die Lage Im No 
gesprochen. Wo legen die Haupt: 
Probleme im Siden und wie klmpfı 
die LR.A. dort? 

Heffernan: Der Staat Im Süden, 
die sog, Irische Republik, ia eines 
der besten Beispiele eines neokolo- 
nialistischen Staates; wohl das beste 
Beispiel in Europa. Im letzten Jahr 
maten wir der EWG bei. Wir sind dı 
ärmste Land innerhalb der EWG, 
Die Arbeitslosenzahl berrägt stin- 
dig erwa 6%. 

Trotz der Tatsache, daß bei uns 
die Arbeiter höher als in irgend- 
einem anderen europäischen Land 
organisiert sind, bekommen vie nie- 
drigeren Lohn und weniger Urlaub. 

Während der letzten acht Jahre 
‚kamen 75% aller Investitionen in 
Irland aus dem Ausland, Allein die 
amerikanischen Investitionen waren 
um 16 Mill. Pfund größer alsdie ge- 
amten irischen Investitionen 

Wir kämpfen sesen den Staat 

„Im Süden wegen der sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse, die 
den Menschen am meisten zuset- 
zen. Z.B. sind die Wohnverhältnisse, 
Im Süden mit der niedrigsten Zahl von 
Wohnungen pro Kopf in Europa, 
ein besonderes Problem. Wir kämp- 
fen gegen die ungleiche Verteilung 
der Wohnungen. Wir kämpfen ge- 
gen die Arbeitilosigkeit. Wir kämp- 
fen mit den kleinen Bauern in der 
Frage der zahlreichen großen Land: 
bezirke überall in Irland, die eng- 
ischeh” Aristokraten gehören oder 
Imdusrriellen aus den USA und vom 
‚Kontinent. In diesen Fragen sind 
wir im Süden aktiv. Wir kämpfen 
bei jedem sozialen und wirischaft- 
lichen Konflikt, der das Volk und 
seine Lebensumstände berriflt. 

Wir hoffen, wenn wir beispiels“ 
weise für die Landverteilung kämp- 
fen oder für bessere Wohnungen 
in Dublin, daß wir des Bewußtsein 
der Arbeiterklasse im Süden heben 
und“ sie ermutigen’ können, eine 
echte Massenbewegung zu schaffen, 
die zu einer erfolgreichen Revo- 
hution In Irland führt. 

Frage: Wo liegen im Augen- 
ick Eure größten Schwierikeiten, 
dieses Ziel zu ereichen? 

Welfaman: Ba aihe nina ad: 

Frage: Wo Hiegen im Augen“ 
blick Eure größten Schwierigkeiten, 
dieses Ziel zu erreichen? 

Heffernan: Es gibt eine ge: 
wisse Tendenz bei linken Gruppen 
auf dem Kontinent, den Stand der 
Entwicklung der irischen Revolu- 
{ion zu überschätzen. Der Sieg ist 
nicht in greifbarer Nähe, Es besteht 
aber auch nicht die Gefahr, daß 
wir zerschlagen werden. Es wird 
mit Sicherheit ein langandauernder 


gelöst werden müssen, sind im Nor- 
den die fortbestchende außerordent- 
lich tiefe Spaltung zwischen katho- 
lischen und protestantischen Arbei- 
wen und im Süden die enorme 
‚Angst vor dem Sozialismus im Zu- 
sammenhang mit dem großen Ein- 
aß der katholischen Kirche. 

Wir glauben, wenn wir unsere 
Arbeit, unsere Aktivitäten fortset- 
zen, wenn wir unsere Organisation 
verbessern und eine Partei aufbauen, 
wenn wir das Bewußtsein der Arbei 
ter im Norden und im Süden heben, 
dann können diese Probleme be- 
wältigt werden. 


KB/Gruppe Flensburg 


Heidelberger NRF (Neues Rotes] 
Forum, jetzt in KBW umbenannt), 
die Genomen um 2000 Mark betro- 
gen hat, die für die Finanzierung] 
der Reise des Genossen Heffernan 
bestimmt waren: Selt einem halben] 
Jahr verweigert das NRF dem IRA. 
Solidaritätskomit 
von bestellten 
äden bereits verkauften Irland-Ma- 
terialien. Die NRF-Führer halten] 
dies offenbar für die geeignete M 
thode, das IRA-Solidaritätıkomitee] 
materiell auszuhungern, da es sich] 
bisher dem „Führungsanspruch”| 
‚des NRF nicht,gebeugt*hat. 
‚Spenden bilte überweisen auf 

Postscheckkonto; 3024 79 - 602 - 
Frankfurt, Hans Branscheidt, Kenn] 
wort: IRA 

AK-Redaktion] 


ARBEITERKAMPF Nr. 31. / August 73 


Der Artikel „‚. Mal in England‘ 
in der vorleisten Ausgabe des 
ARBEITERKAMPF gab einen kur- 


zen Überblick über die Aktionen 


der englischen Arbeiterklasse am 
1. Mal, eine konkrete Einschätzung 
den Kräfteverhältnissen zwischen 
‚den Klassen allerdings nicht. Wir 
wollen versuchen, diese im folgen- 
‚den Artikel zu geben. 


‚Abwehrkämpfe der englischen Arbeiter 


Kapitalistenklasse setzt Offensive fort 


Wie wir-schon in den bisher erschienenen Artikeln im ARBEITERKAMPF 
über England dargestellt haben, ist die englische Kapitalistenklasse seit einigen 


Jahren verstärkt dabel, eine Offensive gegen die Arbeiterklasse durchzuseı 


Lohnstop in den 60er Jahren, Pfund-Abwertungen, die die Preise in di 
die vor allem im Bergbau und in den 


Höhe 


trieben, Katuen user mabnnhncn, 
Häfen Zigtausende auf die Straße warfen, höhere Steuern, Kürzung der Sozial- 


das Antl:Streikgesetz, mit dem jeder Streik verboten werden kann 
und nach dem die Streikführer ins Gefängnis gesteckt werden können, Finanz- 


die auf Kosten der Arbeiter den 


schließlich der Lohnstop und das Streikverbot vom letzten Herbst! 
iten ist es vor allem, beim Konkurrenzkampf 


Politik der englischen Imperi 


ie englische konservative Re 
ierung hat offensichtl 
ren „Anti-Infaltionskun“ ge- 


en die Arbeiter durchsetzen kön- 
nen, 

Diese Politik lief in zwei Phasen 
ab. Phase 1: Von Oktober 72 
bis Frühjahr 73 ( April etwa ) 
absoluter Lohnstop, während die 
Preise munter weiter stiegen (um 
rund 8%, wobei einige Grundnah- 
fungsmittel wesentlich höher stie- 
gen, wie z.B. Fleisch um 60%!). So- 
‚ar vor dem Beginn des Lohnstops 
erkimpfte Lohnerhöhungen wurden. 
gar nicht mehr ausgezahlt, 
Phase Il; In der zweiten Phase war 
festgelegt, daß die Löhne und Ge- 
hälter um nicht mehr steigen durften 
als um vier Pfund und 4% (auf den 
Monatslohn berechnet) des bisheri- 
gen Monatslohnes, was praktisch 
Lohnleitlinien von 6-7% gleichkam. 
(Val. ARBEITERKAMPF Nr. 26 
„Lohndiktat und Streikverbot" ) 

Seitdem die „zweite Phase” läuft, 
Ist uns kein Fall bekannt geworden, 
daß Arbeiter es durch Kampf ge 


schafft hätten, höhere Lohnerhö- 
Hungen” als die gesetzlich vorge 
schriebenen, die noch nicht einmal 
die Preiserhöhungen auffangen, 
durchzusetzen 
Seit einigen Wochen sind demzu- 
folge die Berichte über die Lage der 
englischen Kapitalisten sowohl in 
der englischen Presse als auch in der 
westdeutschen geradezu euphorlich 
Springers „Welt” spricht von 
einem „britischen Wunder" und von 
einer „erfolgreichen Annäherung an 
jene Chrgeizigen Ziele, wie sie Lon- 
don . . . durch alle politischen 
Widerstände hindurch unbeirrt ver- 
fölgt.“ Und weiter: „Die industrielle 
oduktion lag zuletzt um knapp 
18% über dem Vorjahr , .. Beginn 
einer lang erwarteten Phase ver 


‚tärkter internationaler Wettbe- 
werbifähigkeit . . „ Die Stimmung 
im Unternehmerlager üt . . . s0 gut 


wie schon set mindestens zehn 
Jahren nicht mehr. Die sog. zweite 
Phase der amtlichen Lohn- und 
Preiskontrollen hat sich vorerst als 
Sieg der Regierungspolitik.erwie- 
van.” („Welt” vom 7.5.73) 
‚emierminister Heath sprach 
auf der jährlichen Konferenz der 
Tory-Partei in Schottland über die 
guten Aussichten für den englischen 
Imperialismus: „Es gibt kein Ge 
setz, das uns für immer in die 
zwelte Reihe verdammi, In Wahr 
heit steigen wir gegenwirtig. auf. 
‚grund unserer eigenen Anstren- 
gungen an die Spitze , .. Wir sind 
heute unter den ersten, was das 
wirtschaftliche Wachstum angeht, 
ind unter den ersten was die ZU- 
elung der Inflation berrifft, "Weiter 
magte Heath, daß die Reerung vor 
einem Jahr die Unternehmer „durch 
das Antistreikgeserz ermutigt hätte, 
Au investieren“. Heute sei England 
nicht mehrder ‚kranke Mann Buro- 
pas“, Allerdings würde man „auch 
in den.nächsten Jahren noch eine 
starke Regierung brauchen, wenn 
man nicht verlieren will, war man 
Berade gewonnen hat" 


Faschisierung der englischen 


Gesellschaft _—_— 


Eine „starke Regerung" — das 
heißt eine Regierung. die im Auf- 
trag der Kapitalisten für eine unge. 
störte Profitentwicklung sorgt, die 
jeden Widerstand, jede demokrati 
sche Bewegung in der Bevölkerung 
im Keim erstickt, die die Gework 
schaften noch siärker an die Kan 
darre nimmt und den kapitalist 


apitälisten Geschenke machen, und 
iel dieser 


schen Stastsapparat für die kom- 
menden Auseinandersetzungen aus 
baut und aufrüstet, 

Die Tory-Regierung hat sich 'n 
den letzten Jahren als „starke Re- 
gerung” erwiesen. Sie "trieb nach 
Kräften die Entdemokratisierung 
und Faschisierung der Gesellschaft 
voran: Die wichtigste Maßnahme in 
diesem Zusammenhang ist das Anli- 
aireikzesetz, auf das wir schon im 
ARBEITERKAMPF _ eingegangen 
sind: Es erlegt den Arbeitern die 
Friedenspflicht auf und bedroht sie 
mit Gefängnis für „wilde” Streiks — 
eine absolute Neuheit in der Ge 
schichte der englischen Arbeiterbe- 
wegung. 

Allein im letzten Jahr wurde 
dreimal der nationale Notstand er 
klärt, beim Streik der Bergarbeiter 
beim Streik der Docker, das dritte 
mal beim Streik, der Gaswerker. 
Dieses Vorgehen der Kapitalisten 
klasse und ihrer Regerung hatte 
hauptsächlich zwei Ziele: Erstens 
sollten die Arbeiter eingeschüchtert 
werden, indem Ihnen mit dem Mi- 


itär gedroht wurd 

Zweitens sollten durch die damit 
verbundene nationale „ Demagogie 
(„Streiks schaden unserem Vater- 
land” und „„.. . gefährden die Ver- 
sorgung der Bevölkerung”) breite 
Bevölkerüngsteile — vor allem die 
Mittelschichten — gegen die strei 
kenden Arbeiter aufgeheizt werden, 
Eine Stärke der englischen Arbeiter- 
bewegung war es bisher nämlich, 
daß Streiks eigentlich meistens die 
breite Zustimmung der Bevölkerung 
fanden. So standen z.B. 55% der Be- 
yölkerung (laut „Daily Telegraph”) 
hinter dem Streik der Bergarbeiter 
im Frühjahr letzten Jahres, obwohl 
die Tory-Regierung durch erheb- 
liche Stromsperrep massiv versicht 
hatte, den Streik unbeliebt zu 
machen. 

Einer Studentenvereinigung. die 
damals streikende Bergarbeiter an 
die Universität halte, Solidaritäts- 
aktionen durchführte und sie durch 
Geldspenden unterstützte, wurde die 
staatliche Förderung entzogen 

Nicht nur das Antistreikgesetz 
sondern auch das „Gegeiz seen 
Verschwörung” wird zunehmend 
gegen die Arbeiter angewendet. So 
läuft gegenwärtig ein Gerichtsver- 
fahren gegen 24 Bauarbeiter in 
Shrewsbury (Kleinstadt in der Nähe 
‚sende Streikposten) organisiert, die 
gen „Verchwörung”, Sie hatten 
den nationalen, „wilden” Bauarbei- 
terstreik im Herbst 72 mit ange- 
führt und die „Nying pickets” (fie- 
gende Streikposten) organisiert, die 
von Baustelle zu Baustelle zogen, 
um die Streikfront zu yerbreitern 
Ergänzt werden diese Angriffe der 
Klassenjustiz durch die Weigerung 
der Führung der Bauarbeitergewerk- 
schaft UCATT, den Arbeitern einen 
Anwalt zu ihrer Verteidigung zu 
stellen. Nicht einmal die Frage der 
finanziellen Unterstützung ist bis- 
her geklärt. 

Diese juristischen Mittel gegen die 
‚Arbeiterklasse sollen ergänzt werden 
durch eine „Rafor 
mehiy”. Ein Ausschuß der Regie 
rung, der diese Reform vorberei- 
ten soll, veröffentlichte im Herbst 
72 seine Vorstellungen: Er ging da- 
von us, daß das momentan gültige 


Strafrecht „zu vorteilhaft für die 
Kriminellen“ sei, und man 'müsse 
die Strafverfolgung „einfacher für 


die Polizei und Stasisanwaltschaft 
machen“, Kernatücke des Vorschlags 
waren sralens: Abschaffung des 
Rechts des Angeklagten, den Eid 
zu verweigern, „Die Verweigerung 
einer Aussage unter Eid soll als Er 


härtung der Beweise gegen ihn zäh- 


in der Europäischen Gemeinschaft einen möglichst guten Platz zu ergattern, 
Dafür ist es für die Imperlalisten Iebenswichtig, sich den Röcken im eigener 
Land freizuhalten, also Niederhaltung, verstärkte Ausbeutung und weitgehende 
politische und gewerkschaftliche Entrechtung der Arbeiterbewegung 


Das Ist an sich eine Entwicklung, die wir in allen EG-Staaten beobachten. 
können, und die allgemein die verschärfte ökonomische und politische Kor 
kurrenz unter den imperlalistischen Staaten deutlich macht, Die Nesonderhelt 
in England besteht allerdings — verglichen mit der BRD — darin, daß @s die 
englische Kapitalistenklasse mit einer wesentlich bewußteren und kampfor- 

I die westdeutsche. 


fahreneren Arbeiterklasse zu tun has 


len" schreibt die „Times" am 28,6, 
n. 

Zweitens soll das Recht auf Aus 
sageverweigerung bei Polizeiverhö- 
ren abgeschafft werden. 

Dieser Vorschlag des Reform- 
Ausschusses „wurde generell von 
dem Bund der Polizei begrüßt, des- 
sen Vorsitzender, R. Gale darauf 
hinwies, daß sie schon immer ge- 
sagt hätten, daß sie das ‚Recht des 
Angeklagten auf Aussageverwei 
ung für wenig wertvoll hielten. 
(Times 72) 


im Polizeigriff ab. 


Vorerst ist von diesem Vorhaben 
nicht mehr viel zu hören gewesen, 
wohl vor allem wegen der scharfen 
Proteste aus breiten Teilen der Be- 
völkerung — aber zu den Akten ge- 
legt hat die Kapitalistenklasse diesen 
Vorschlag mit Sicherheit nicht. Zu 
einem für sie günstigen Zeitpunkt 
wird sie versuchen, diesen Angriff 
auf die demokratischen Grundrechte 
durchzusetzen. 


Polizeieinsätze 


Die englische Polizel verliert nach 
im Zuge des schärferen 
hr „freundliches Bobby 

r Londoner Mal 


und nach 
Einsatzes 
Gesicht”. Auf 
Demonstration 
ering 

achn andere Demon 
und schleppte sie In brutalem Poll 
zeigriff zum Polizelwagen, Hin Dok 
ker, der das beobachteie, sagte 
„Da war nicht die geringste Provo- 
Katlon. Die Männer wurden einfach 


aus dem Zug herausgerimsen 


Streikposten werden immer hä: 
figer polizeilich verfolgt und vor 
Gericht gestellt, Für den Zeitraum 
von Frühjahr 72 bis März 73 sind 
mindestens 86 solcher Fälle be- 
kannt, 

Die Polizei — nach dem Gesetz 
eigentlich unbewaffnet — wird im- 
mer häufiger bewaffnet eingesetzt, 
Fälle von „versehentlichen 
Kungen" 
deutsche Polizei schon typisch sind, 
kommen jetzt auch in England vor! 
so erschoß die Polizei im Februar 


diesen Jahres zwei Pakistani, die 
mit: Spielzeugpistolen „bewafinet”“ 
Die gezielte Verfolgung von poli- 
tisch linksgestellten Menschen und 
Organisationen nehmen au; Im N 
bruar wurde der Londoner Noper- 
führer Tony Soares wogen einen 
Zeitungsartikels verurteilt, im April 
führten S00 Polizisten in oiner 
Nacht- und Nebelaktion in mehre- 
ren Industriesiädten Razulen nach 
„politisch Verdächtigen” durch. 
Dies sind nur einige Beispiele 
dafür, wie die Kapitalistenklasse und 
ihr Staatsapparat die politische Un: 
terdrückung verstärken, um sich die 
‚Ausbeutung der Arbeiterklasse län- 
gerfristig zu garantieren. 


Defensiv-Kämpfe 


Die Antwort der englischen Ar 
beiter auf Lohnstop, Arbeitshetze 
und politische Angriffe sind Streiks, 
Verweigerung von Überstunden und 


Fabrikbemtzungen, 


(Die folgenden Angaben beruhen 
vor allem auf Informationen aus 
linken englischen Zeitungen. vom 
Mitte M 


riogebiet 
‚von Manchester und Liverpool); 

Die Geschäftsleitung der Maschl. 
nenfabrik hatte versucht, elf Arbei 
tor rauszuschmeißen, darunter sechs 
aktive Gewerkschafter und drei Shop 
Stewards, „Begründer“ wurde diese 
Maßnahme damit, on sel „zu wenig 
Arbeit” da, In Wahtheit aber ging 
es ihr darum, den Bason-Arbeitern 
ihre Führer zu nehmen, mit denen 
sie zusammen Im letzten Jahr eine 
18-monatige erfolgreiche Besetzung 
der Fabrik durchgeführt hatten. 

‚Am 13.4. besetzten daraufhin die 
‚Arbeiter erneut ihre Fabrik. Tag und 
Nacht bewachen Streikposten die 
Tore, Inzwischen hat das Gericht be- 
schlossen, die Fabrik räumen zu las 
sen. Außerdem verweigert die Sozial 
versicherung den streikenden Arbei- 


1. Mai 73 in England: Polizisten reißen einen Hafenarbeiter aus dem Demonstrationszug in London und führen ihn 


tern die gesetzlichen Unterslitzungs- 
gelder.., 


ie Kuna Vet 


sind die umfassenden Ratiomalisie- 
rungsmaßnahmen, denen 103 Arbei- 


ter zum Opfer allen sollten, 
nachdem in den letzten Jahren 
schon 300 auf die Straße 


gesetzt worden waren. 
Die Gespräche zwischen Arbeiter 
vertretern und Geschäftsleitung über 
die geplanten Entlassungen scheiter, 
ten, 26 Frauen wurden einfach auf 
die Straße gesetzt. Die Belegschaft 
organisierte daraufhin einen Über 
stundenboykott, mit der Forderung 
nach sofortiger Wiedereinstellung der 
26 Arbeiterinnen, Die Geschäftalei 
tung schlug ein weiteren Mal zu: Sie 
kündigte 4 Streik führern {r 
Darauf beschlossen die Tillotson: 
Arbeiter auf einer Mansenveraamm- 
hung die Besetzung des Betrieben. 
Auch hier weigert sich die Sorlal 
versicherung, Unterstützungsgelder 
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‚Saralı Field, eine Manchi- Nachdem das Management wie- 


nonführerin und eine der 26 entlas- 
senen Frauen, sagte; „Sie werden mit 
nichts bezahlen, Sie’sind überhaupt 
nicht interessiert, Ich lebe allein und 
wonn ich diesen Job nicht mehr hi 


be, bin Ich wahrscheinlich mittellos 
und muß in ein Armenheim, 
borday Fabrik In W. 


Diener Betriob wurde vor ander 


halb Jahren vom itallenischen Pirelli» 
Konzern übernommen, Pirelli führte 
sofort ein neues Prämiensystem ein, 


was für die Arbeiter eine durch 
schnittliche Lohnenkung von $ 
Pfund (=ca, DM 40,-)pro Woche zur 
Folge hatie, 


Ergänzung 


Wie wir in der letzten Nummer 
des ARBEITERKAMPF schon ge- 
schrieben haben, wurde aus Platz- 
gründen dieser England-Artikel be- 
reits zweimal verschoben. Was die 
aktuellen Informationen angeht, ist 
dieser Artikel alıo auf dem Stand 
von Ende Mai. Dennoch meinen 
wir, daß die Einschätzungen, die 
in diesem Artikel gegeben werden, 
‚nach wie vor richtig sind und sich 
uch im weiteren Verlauf bestätigt 
aben, Zur neueren Entwicklung 
der letzten Monate hier noch eini- 
ge Ergänzungen: 

‚Auch im Juni und Juli gingen 
‚die Kämpfe der englischen Arbeiter 
;gen das Lohndiktat der konser- 
vativen Regierung und die kapita- 
listische Inflation weiter. 
Seit Mitte April weigerten sich 
die Arbeiter der Maschinen- 
fabrik Perkins in _Peterborough 
(nördlich von London) Überstun- 
‚den zu leisten. Perkins ist eine Filiale 
des amerikanischen Konzerns 
Massey:Ferguson (Traktorenherstel- 
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‚derholt Gesprliche darüber abgelehnt 
hatte, besetzten die Arbelter die Fa- 
brik, 


Die Gewerkschaftsfühnung hat es 
abgelchnt, den Streik zu unterstüt- 
zen 

Möllwagen-Depot_in_Stretford 
(bel Manchester): 

Die Behörde warf 7 Müllfahrer 
auf die Straße, weil sie, um ihren 
niedrigen Lohn _ aufzubessern, 
„schwarz” gearbeitet hatten, Bisher 
Waren dafür lediglich Geldstrafen er- 
teilt worden. Diesmal aber ging es 
‚darum, seit längerem angestrebte Ra 
tlonalisierungen durchzuführen, und 


so ergriff die Behörde di 
halt bel 

über $$ 
noch 


Gelegen- 
Schopf: 3 von den 7 sind 
Ihre, ılo worden wohl kayı 


Nachdem die Kollegen beichlos- 
sen hatten zu streiken, verhinderte 
anderntags die Polizei, daß sie Streik- 
posten aufstellen konnten, und die 
Behörde kündigte weiteren 11 Müll- 
fahrern, Daraufhin besetzten die 
Kollegen Anfaı 


(68 Büro-Angestellte streiken seit 
Ende April fürhöhere Löhne, Sie be- 


zur neuen Entwicklung 


zern, seine Zusicherung wieder z 
üekzunehmen: Der Personalchef 
von Perkins sagte in einem Fernseh- 
interview, sie hätten sich nie ver- 
pflichtet, gleiche Löhne zu zahlen, 
sie hätten nur „größtmögliche 
Gleichheit" zugestanden. Am Tag 
darauf setzten die Perkins-Arbeiler 
ihren Boykott fort, so lange, bis. 
die Geschäftsleitung auf einer Be- 
Triebsversammlung vor allen Arbei- 
tern versprach, ihre Löhne an die 
der Massey-Ferguson-Arbeiter anzu- 
gleichen! 

Im Juni streikten die Arbeiter 
der Chrysler-Werke in Ryton 
und Coventry. Begonnen hatte der 
Streik damit, daß die Geschäft 
leitung im Ryton-Werk 600 Arbe 
tern I 1/2 Stunden nicht bezahlte, 
mit der „Begründung”, sie hätten 
„‚minderwertige Arbeit” geleistet, 
Älle Arbeiter legten geschlossen die 
Arbeit. nieder, marschierten zum 
Werk in Coventry und stellten — 
nachdem sich die Kollegen in Coven- 
try solidarisiert hatten — dort Streik- 


einem weißen Auto und rannten 
auf mich los. Ich sprang von meiner 
Maschine und rannte davon. Ich 
hatte schreckliche Angst. Sie holten 
mich ein und schlugen mit einem 
schweren Gegenstand auf den Rük- 
ken und den Nacken.” Einer der 
Streikposten, der sich nur durch 
einen Sprung zur Seite vor dem 
Überfahren retten konnte, sagte 
aus, einer der Männer hätte ihm 
zugerufen, „Wenn du genug ge- 
zahlt bekommt, würdest du auch 
alles tun, oder? ” 

Trotz dieser Provokation ging 
der Streik weiter, 

Dies sind nur zwei Beispiele für 

Härte der Klassenauseinander- 
setzungen in England. Die Regie- 
rung bereitet inzwischen. die sog. 
„Dritte Phase der Anti-Inflations- 
politik” vor. Wegen des relativ 
starken Widerstandes der Arbeiter 

den. Betrieben, und der wach- 
senden Unbeliebtheit der Regierung, 
sollen offenbar die Bestimmungen 
etwas gelockert werden, Premier- 


Chryslar-Arbeiter stehen Streikposten vor dem Chryslor-Werk in Coventry. 


hung). Die Forderung der Arbeiter 
Angleichung ihrer Löhne an die 
ihrer Kollegen in dem Hauptwerk 
von Massey-Ferguson in Coventry 
bei_ Birmingham. Die Löhne bei 
Perkins liegen bis zu 20 Pfund 
(rund 140 DM) in der Woche nie- 
driger als bei Massey-Ferguson! Die 
Kollegen ließen sich nicht durch die 
harte Haltung der Kapitalisten ent- 
mutigen. Insgesamt hielten sie Ihren 
Überstunden-Boykott elf Wochen 
trotz empfindlichem Lohnausfall 
aufrecht, bis die Geschäftsleitung 
Mitte Juni zur Peitsche griff: sie 
schloß alle $ 700 Arbelter aus 
Die Arbeiter organisierten darauf 
Streikposten, die Stroikbrucharbeit 
durch die nicht newerkschaftlich, 
organisierten Arbeiter verhindert 

Mitte Juli schließlich mußte der 
Konzern nachgeben: Die Gework- 
schaftsfunktiondre gaben bekannt, 
die Unternehmer hätten „sich vor- 
pflichtet, das Gleiche (wie bei 
Massey-Ferguson) au zahlen”, Ab 
da lief die Arbelt wieder normal, 


Kurz darauf versuchte der Ko 


posten auf, um die Auslieferung 
fertiger Autos zu verhindern. 


‚Auch hier griffen die Kapital 
sten, als sie merkten, daß sich die 
Arbeiter nicht entmutigen ließen, 
zur Peitsche - allerdings nicht zur 
legalen (Aussperrung): Sie heuerten 
ganze Kolonnen von Kriminellen 
an und schickten sie bewaffnet mit 
Ziegelsteinen, Flaschen, Schlag- 
cken und Metallgegenständen in 
Autos gegen die Streikposten. Mit 
rund 70 km/h rasten sie auf die 
Kollegen, die die Tore versperrten 
zu und warfen während der Fahrt 
die Steine und Flaschen auf die 
Streikposten, Sie durchbrachen die 
Streikpostenkette und verprügelten 
im Werk jeden Arbeiter, der sie 
darın hindern wollte, die Lastzüge 
mit fertigen Autos aus dem Werk 
au fahren, Hin Kollege, der auf 
seinem Gabelstabler saß, als die 
Provokateure hereingerasi kamen, 
erzählte hinterher Im Krankenhi 
wo er sich behandeln lassen mußte: 
„Ich hörte, wie jemand sagte, ‚lang 


ihn”, zwei Männer sprangen aus 


minister Heath kündigte am 18.7, 
im Parlament an, man werde mög- 
licherweise Öffnungsklauseln für die 
Tarifverträge einführen. (Das würde 
bedeuten, daß die Löhne autom: 
tisch stelgen, wenn die Preist 
gerungen eine bestimmte Grenze 
übersteigen.) 

Sehr beieichnend allerdings ist 
seine Begründung für diese Maß- 
nahme: „Wir haben beschlossen 
vorzuschlagen, daß diese Art der 
Übereinkunft erlaubt sein soll, weil 
dies — wie ich glaube — sehr wert- 
voll sein kann, um das Aufkommen 
von Angst (!) vor dem Abbau der 
Löhne zu vermeiden.” Nicht etwa 
‚der Abbau der Löhne selbst soll 
vermieden werden, sondern nur die 
‚Angst der Arbeiterklasse davor! 
Denn der Lohnabbau soll selb 
verständlich“ im Auftrag der Kay 
alisten fortgeseiat werden. 

In einer der nächsten Nummern 
des ARBEITERKAMPF werden wir 
ausführlicher auf die „drlite Phase" 
eingehen, deren Bestimmungen zur 
Zeit noch nicht genau festgelegt 


sind. 


kommen bisher 6xtrem wenig Geld, 


manche Frauen bringen lediglich 8 
Pfund (= DM 64,-) in. der Woche 
nach Hause, Die 175 Arbeiter in der 
Produktion unterstützten sie mit 
‚einem Sitzstreik und. standen mit 
Ihnen Streikposten. Die ganze Arbeit 
kam zum Erliegen. 

St, Thomas Hospital in London 

Die Elektriker streiken für höhere, 
Löhne als unter dem „Anti-Inflatt 
Onsgesetz" zugelassen. 

Die Behörde heuerte Streikbre- 
cher an, die höher bezahlt wurden als. 
die Blektriker, Die Streikposten aber 
ließen keinen Streikbrecher durch, 
Da rief die Behörde die Polizei und 
ließ brutal einen Weg durch die 
Streikposten knüppeln, Mehrere Kol- 
legen wurden festgenommen. 


Dies sind nur einige Beispiele der 
Auseinandersetzungen zwi 
beiterklasse"ünd Kapitalistenklasse, 
Bis auf wenige Ausnahmen handelt 
essich hierbei um defensive Kämpfe 
von seiten der Arbeiter. Es geht in 
diesen Kämpfen nicht darum, neue 
Positionen und Rechte zu erlang 
sondern darım alla Da 
sondern darum, alte Rechte und das 
bisherige Lebensniveau zu verteid 
en. 


Das Gift des Reformismus 


Exemplarisch 1St sich an der 
massenhaften Protestbewegung ge- 
gen das Antistreikgesetz zeigen, wie 
eine derartig starke und breite Bewe- 
gung letztendlich in sich zusammen 
fiel und die Durchsetzung des Geset- 
zes nicht verhindern konnte, wie 
{trotz spontaner Empörung sich nach 
und nach die Resignation breitmach- 
te und man faktisch den Kampf ge- 
gen das Gesetz in die Hände der Ge- 
werkschafisführung und der Labour 
Party lg 

1972 streikten und demonstrier- 
ten spontan Millionen Arbeiter und 
Angestelte gegen das Anuistreikge- 
setz. Der britische Gewerkschafts- 
VerbandTUC war sogar gezwungen, 
nationale Demonstrationen unter der 
Parole „Kill the Bil" (tötet das Ge- 
setz) zu organisieren. 

1972 wurde diesen Gesetz ange 
wendet: $ Docker (Hafenarbeiter) 
wurden verhaftet, wei sie zu einem 

wilden” nicht genehmigten Streik 

ufgerufen hatten. Nach $ Tagen wa 
zen die Kapialisten wegen der hei 
ien Empörung und den militanten 
Protestaktionen von Arbeitern aller 
Branchen (rund 200.000 streikten 
apontan, Zigtausende demonstrier 
ten) gezwungen, ihre Justiz zurück- 
kupiäifen und die Docker wieder 
freizulasen. Diese erste Runde in 
ihrem Kampf um die Durchsetzung 
(des Gesetzes hatten die Kapitalisten 
noch verloren. 

Aber di englischen Kapitalisten 
haben sch auf einen lingerdauern- 
den Kampf eingerichtet. Sie haben 
wichtige Verbündete innerhalb der 
Arbeiterklasse - den Reformismus 
und die Gewerkschaftsführung. 

Um darauf setzten die Kapital 
sten, alle das Gesetz nicht zurück- 
zogen, sondern im weiteren versuch 
ten, er In woniger spektakulären Fäl- 
ion anzuwenden und so nach und 


nach durchzusetzen. Inzwischen 
kelht kein Hahn\mehr danach, wenn 
Arbeiter wegen Industriel- 


len Praktiken” (also Widerstand ge- 
gen verstärkte Ausbeutung, Über- 
stundenboykott usw.) zu Geldstra 
fen verurteilt werden oder mit Zu 
stimmung des „Gerichts für wirt 
schaftliche Beziehungen” auf die 


Straße liegen, In 
wich die Gewerkscl 
von „Kill the Bill”, sondern nur 
noch von „Verbesserungen" (!) und 
„Verinderungen", die unter einer 
späteren Labour-Reglerung gemacht 


werden würden, auf deren nächsten 
Wahlsieg sie hoffen und die Arbeiter 
orientieren. 


Der Grund für diese gesetzmäßige 
Entwicklung von der spontanen Be- 
wegung zur Resignation und zum 
Verrat durch. die sozialdemokrati- 
schen Führer der Gewerkschaften ist 
in dem Fehlen der politischen Klar- 
heit, im Fehlen einer revolutionären 
politischen Alternative zur Labour 
Party, im Fehlen letztendlich der 
‚Kommunistischen Pärtel zu suchen. 


1. Mai-Demonstration in Birmingham 


englischen Kapitalisten ver: 
auf den nur spontanen Cha- 

rakter der Protestbewegung, darauf 
daß die englische Arbeiterklasse kei- 
ne politisch selbständige Führung 
hat, die den Kämpfen eine klare 
toßrichtung und Kontinuität, ver- 
leiht, Sie setzen darauf, daß sich die 


Arbeiter — mangels Alternative — 
an den konupten Gewerkschaftsfüh- 
tern und der englischen Sozialdemo- 
kratie, der Labour-Party, orientieren. 
müssen, die sie immer wieder in die 
Pfanne hauen werden, 

In der englischen Arbeiterklasse 
wirkt das Gift der „Verbürgerli- 
chung” breiter Teile, die in der 
Phase des blühenden englischen Im- 
perialismus von den Kapitalisten mit 
Extraprofiten bestochen wurden, 
immer noch nach. 

Lenin analysiorte in seiner Schrift 
„Imperialismus und dieSpaltung des 
Sozialismus” diesen Zusammenhang 
zwischen dem Opportunismus (Ver- 
bürgerlichung) in der englischen Ar- 
beiterklasse und dem Kolonialmono- 
pol Englands: „Warum liefert die 
Monopolstellung Englands die Er- 
Klärung für den (zeitweiligen) Sieg 
des Opportunismus in England? Weil 
durch ein Monopol Extraprofit er- 
zielt wird, d.h. ein Profitüberschuß 
über den in der ganzen Welt üblichen, 
normalen kapitalistischen Profit 
Von diesem Extraprofit können die 

pitalisten einen Teil (und dure 
aus keinen geringen!) verwenden, 
um ihre Arbeiter zu bestechen, um 
eine Art Bündnis (man erinnere sich 
an die berühmten „Alllanzen” der 
englischen Trade-Unions (Gewerk- 
schaften) mit ihren Unternehmern.) 
der Arbeiter der betreffenden Nation. 
mit ihren Kapitalisten gegen die übri« 
‚gen Länder zu schaffen.” 

‚Obwohl für die breite Masse des 
Proletariats in England die materielle 
‚Tatsache der Bestechungschon längst 
nicht mehr gegeben ist — der engli- 
sche Imperialismus hatte seine füh- 
rende Rolle spätestens im 2. Welt- 
krieg verloren — findet sich Imm 
noch ein starker Hang zu reformistl» 
schen Illusionen, zur Ablehnung re- 
volutlonärer Politik, zu zünftler- 
scher Beschränktheit und zu bornior“ 
ter Nur-Gewerkschaftlere. „ 

Konzentrierter Ausdruck für die 

isch ist die 
Tatsache, daß es in England 874 Ein- 
zelgewerkschaften (!) gbt, von de- 
nen wiederum nur 170 dem Dach“ 
verband TUC 


angesehlomen sind. 
Häufig sind in einem Betrieb 3 und 


4 Gewerkschaften vertreten, die sich 
zum Teil noch gegenseitig Ihre Mit- 
lieder streitig machen. 

Die Abl sah 
ik kommt darin zum Ausdnick, 
daß (rotz der riesigen Massenbewe- 
nung - wie anläßlich des Antikatreik- 


» 


re _ 


win 


rütreiks Tausonde 
‚Arbeiter aller Branchen solldarsler- 
ten, oder des Dockerstreiks 72 und 
der Bewegung gegen die Inhaf- 


tierung der fünf Docker — selten 
andere Forderungen laut wur- 
den, als solche, die den Anlaß unm 


telbar betrafen (,Weg mit dem 
setz”, „Freilassung der 5 Docker" 
sw). Hestenfalls hi es „Weg mit 
den Torles“ „gerade dus zeigt abe 
daß sich die politischen Forderungen 
= wenn sie überhaupt laut werden 
völlig Im Rahmen des kapltalisl- 
schen Systems bewegen, als Alterna- 
{ive wird nicht eine selbständige Po- 
Alk für den Sozlalmus entwickelt, 
sondern nur eine andere bürgerliche 
Partel — die Labour Party — propa- 
wert 

Dies it der Labour-Führung voll- 
kommen klar und ein führender 
Labour-Mann sagte auf der Kundge- 
bung zum 1. Mai in Birmingham da- 
zu: „Diese Arbeitsrahe it nicht der 
Beglnn eines langen Generalstreiks, 
um die Regierung mit revolutionären 
Mitteln abzusetzen. Sie ist vielmehr 
Teil eines langen und ehrwürdigen 
demokratischen Prozesses, der sei- 
nen Ausdruck in der Wahlurne fin- 
den wird.” 


‚Englische Revisionisten — 


bessere Sozialdemokraten 


In eine beschämende Rolle hat 
sich in diesem Zusammenhang die 
Kommunistische Partei Englands 
(CP) begeben: Statt Klarheit in der 
‚Arbeiterklasse zu schaffen über den 


". mar-nunageoung In LOnGON, ım Vorgergrung di Londoner Docker und il 


ng „Morning Star" (Morge 
stern) heraus, Mit einer: Auflage 
von 50 000 kommt der „Morning 
Star“ somit. allerdings käum über 
ein partelinternes Informatlonsblatt 
hinaus, In den letzten Jahren ging 
die ohnehin geringe Zahl ihrer Wäh- 
ler noch zurück: von 45 086 (1964) 
auf 39 996 (1970). (Zahlen aus 
Albers u.a, „Klassenkämpfe in West- 
europa“). Ganze 5 000 Menschen 
außerhalb der Partei gaben ihr ihre 
Stimme! 

Bezeichnend für die Politik der 
CP ist auch die Linie des „Morning, 
Start; Über jede Streikbewegung, 
jede betriebliche Aktion wird aus- 
führtich berichtet - Insofern scheint 
die Zeitung - oberflächlich be- 
truchtet - sehr „informativ“ zu 
sein. Bei genauerem Hinsehen aller 
dings fält auf: kaum jemals wird 
anhand konkreter Kämpfe eine kon- 
krete Analyse vorgenommen, reall- 
stisch das Kräfteverhältnis einge- 
schätzt und eine klare politische 
Schlußfolgerung gezogen. Die Zei- 
tung verscizt den unkritschen Leser 
ineine freudig 
über das „ und scheinbar 
unaufhaltsame „Voranschreiten im 
Kampf um den Sozialismus“, nach 
dem Motto „überall ist etwas los", 

überall kriegen die Kapitalisten was 
uf den Hut“ 

Das Ziel 
ung“ zu formulieren, überlassen die, 
englischen Revisionisten 
vertrauenselig 
Führern, $o zitiert der 
Star“ kommentarlos (!) ein führen- 
des Labour-Mitglied: „Sozialismus 
wider einzige Weg, um gleichen An- 


1. Mai-Kundgebung in London, im Vordergrund die Londoner Docker und ihre Shop Stewards. 


Unarakter. des kapitalistischen Sy- 
stems und über die Funktion der 
Labour Party — nämlich die Arbei- 
terklasse mit sozaldemokratischen 
und linken Vorstellungen an dieses 
System zu binden — stiftet die CP 
Yeovirrung, fördert reformistische 
Ulusionen und nährt {lsche Hoff: 
ungen. 

Kurz einige Angaben zur CP: 
Sie hat nach eigenen Angaben rund 
35 000 Mitglieder, gibt die Tages 


teil (!) für alle (!) zu erreichen und 
‚das wäre auch der Sinn des 1, Mai, 
sagte Joan Maynard, Mitglied der 
Labour Führung, gestern auf der 
1. Mai-Kundgebung in London im 
Hyde Park.“ (MS, 2,5.73) 

In dem Mal-Aufruf-Flugblatt der 
‚CP in London wird auch gesagt, wie 
die englischen Arbeiter dies errei- 
chen sollen: „Der Kampf muß fort- 
gesetzt werden, um vorzeitige Wah- 
len zu erzwingen, um die Tories zu 


besiegen und um eine neue Regie- 
fung zu gewinnen, die sich einer 10- 
zülistischen Politik verpflichtet,“ 

In England muß eine kommuni- 
stische Politik gegenwärtig sicher- 
lich Neuwahlen und die Abwahl der 
reaktionären, Tory-Regierung pro- 
‚agieren. Kommunalwahlen. haben 
unlängst gezeigt, daß im Falle von. 

‚wahlen die sozialdemokratische 
Labour-Partei das Rennen machen 
wird. Die Tories haben das Pro- 
gramm an arbeiterfeindlichen Maß- 
nahmen, das ihnen die Kapitalisten 
aufgegeben hatten, zum großen Teil 
im Schnellgang. bereits durchgezo- 


(0 Snop Stewards 


gen, Eine Labour Regierung hätte 
dies, niemals so schnell geschafft — 
wenn sie nicht ihre Funktion, nim- 
lich die-Arbeiter durch Illusionen 
über den Charakter des kapitalisti- 
schen Staates an dieses System zu 
binden, aufgegeben hätte, Aber diese, 
Funktion der Sozialdemokratie ist 
lebenswichtig für das kapitalistische 
System, Deshalb mußten die Tories 
1970 diese Offensive gegen die Ar- 
beiter fahren, gegen die Labour 


Streikposten vor der Aberdare Cable Fabrik (im Text erwähnt) 


wortstark im Namen der Arbeiter 
„Protest“ einlegte. 

Die Tories haben sich nun einer- 
seits bereits weitgehend zerschlissen, 
andererseits allerdings bleibt noch 
einiges für sie als Regisrungspartei 
zu erledigen, Die Offensive ist noch 
nicht ganz abgeschlossen: Die poli- 
tische Integration in die EG ist noch 
nicht weit genug. gedichen. Die 
Labour Führung macht zwar gerade 
vorsichtige Ansätze, ihre Anli-EG- 
Haltung, die sie sich aus taktischer 
Rücksicht auf die breite Protestbe- 
wegung gegen die EG in der Bevöl- 
kerung zugelegt hatte, „aufzulok- 
ken“ — sie ist aber andererseits 
noch nicht so weit, als Regierungs- 
partei die politische Integration in 
die EG vertreten zu können, ohne 
unglaubwürdigzu werden. Dies aller- 
dings ist eine der Bedingungen, di 
eine Labour Regierung für die Kapi- 
talisten erfüllen müßte, 


Ein. weiterer Punkt ist, daß die 
Politik des Lohnabbaus noch weiter 
betrieben werden soll, Der zweiten 
Phase soll eine dritte folgen. Der 
„Guardian“ schreibt dazu: „Die Re- 
Gerung macht kein Geheimnis. 
daraus, daß sie die Lohnsteigerungs- 
vorschfiften der dritten Phase ‚we- 
sentlich härter fassen wird als die 
4Pfund und 4%-Formel der zweiten 
Phase.“ (7.5.73) Auch hier eignet 
sich die Labour Party gegenwärtig 
noch besser in Oppositionshaltung 
statt als Regierungspartei, 


Für die englische Kapitalisten- 
klasse haben die Tories noch nicht 
abgewirtschaftet. Der Punkt kann 
andererseits nätürlich bei verschärf- 
ten Kämpfen der Arbeiter schnell 
erreicht sein, an dem Neuwahlen 


= sprich Übersahe der Resierunps- 
prich Übergabe der Regierungs- 
geschäfte an Labour — für die 
Kapitalisten geraten zu sein schel- 
nen, 

Wie müßte nun hier eine kommu 
nistische Politik aussehen unter der 
gegebenen Situation (vollständige 
Offensive der Kapitalistenklasse, 
Zurückweichen der Arbeiterbewe- 
gung)und dem Kräfteverhältnis in- 
nerhalb der Arbeiterbewegung (vor 
allem zwischen Sozialdemokraten 
und. Kommunisten)? Unserer An- 
sicht nach müßte — ähnlich wie es 
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der KB auch anläßlich der Bundes- 
tagswahl im Herbst getan hat — die 
Wahl der Labour Party propagiert 
worden, gleichzeitig und Im Mittel- 
punkt kommunistischer Propagan- 
da ulerdingsmußjede Nlusion in der 
Arbeiterklasse über den Charakter 
einer Labour-Regierung konsequent 
bekämpft werden. Es muß Klarge- 
macht werden, daß hier ein Splel 
lt verteilten Rollen sespielt wird, 
daß es also keinen „Kurswechsel“ 
‚geben wird, wie die CP ihren An- 
hängern vorzumächen versucht. 


So schrieb sie unter der Über- 
schrift „Zeit, den Kurs zu wechseln“ 
in ihrem Londoner Mai-Flugblatt: 
„Die Regierung, die aus den Wah- 
Ten. hervorgeht, muß sozialistische 
Politik machen, und nicht nur da- 
von reden, Es wrd notwendig sein, 
mit der Miltanz fortzufahren, die 
heute in der einheitlichen Aktion 
von Arbeitern und Intellektuellen, 
von Mietern, Studenten, Rentnern. 
und vielen anderen Schichten ge- 
zeigt wurde. Dies wird garantieren 
helfen, daß die kommende Regie- 
ung mit der Polirik, das profltsau- 
‚gende kapitalistche System abzu- 
‚altzen, bricht und für die Erzerz- 
Fr 1ems du 
Zlallemus arbeiter ® 11T 

Das ist Revisionismus in R 
kultur! Das kommt natürlich. dem 
Hang zu reformistischen Illusionen 
und dem Opportunismus in der eng- 
ischen. Arbeiterklasse entgegen — 
mehr noch, es faßt ihn in Worte und 
macht ein ganzes politisches System 
daraus. Hier wird den Arbeitern 
vorgegaukelt, eine bürgerliche Re- 
derung in einem kapitalistischen 
‚Staat würde ernsthaft daran denken 
"wenn man nurenneM 


wur willen si 
— wenn man nur genug „Militanz 
zeigt" — mit dem Kapitalismus zu 
‚brechen (!) und „Ar den Sosialis- 
mus zu arbeiten | 


Damit werfen die Revisionisten 
die Erfahrungen der Internationalen 
Arbeiterbewegung, die mit Blut 
unzähliger Arbeiter bezahlt wurden, 
einfach über Bord, Die englische 
Arbeiterklasse muß sich dieser fal- 
schen „Bundesgenossen“ entledigen, 
wenn sie die Kapitalistenklasse 
siegen will, "- 


ALT TTTUTDTTNLDNTNTTNNTNNNNT 


Kommunismus oder Jubel-Ökonomismus? 


HENTAI 


Die Politik einiger Gruppen be- 
steht darin, oberflächliche. Jubel- 
stimmung über den „Aufschwung 
der Klassenkämpfe“' zu verbreiten, 
‚ohne die Bedingungen dieser Kämp- 
fe, ihre historische Entwicklung und 
ihren gegenwärtigen Stand aus der 
Sicht des wissenschaftlichen Sozia- 
lismus umfassend zu beleuchten. 
Damit verbunden ist notwendiger- 
weise eine Überschätzung der spon 


Elements der politk- 
schen Bewußtheit, Das kann auch 
durch das Einstreuen pseudo-radi 
kaler Phrasen in den ökonomisti- 
chen Brei nicht wetigemacht wer- 
den. 

Dieser Fehler ist zu einer „breiten 
Strömung“ in der westdeutschen 
Linken geworden, der ı0 verschie- 
dene Gruppen von der „KPD/ML“ 
bis zum frischgebackenen KBW- 
Zirkelblock brüderlich vereint, 


Hier soll gezeigt werden, welche 
Fehler die Genossen der Bremer 
„Wahrheit” bei der Darstellung der 
Klassenkämpfe in England gemacht 
hal 


„Zum Außersten 
‚entschlossen... ” 


Im Artikel „280 000 Arbeiter 
im Streik!“ („Wahrheit“, Febr. 72) 
wird behauptet. 

„Gegen die sich ständig ver- 
schlechternden Lebensbedingungen, 
das haben dip Bergarbeiter erkannı, 
gibt es nur ein Mittel: den Streik, 
und sie sind zum äußersten ent- 
schlossen... 

Solange es eine Arbeiterbewegung 
in den kapitalistischen Ländern 
gibt, solange gibt es auch den Vei 
such, den Streik als einzigen, al 
Außerstes Mittel im Klassenkampf 


zu propagieren, Damit wird freilich 
nur wiederholt, was die Arbeiter 
selbst aus der Erfahrung des 
spontanen Kampfes heraus gl aw 
b en. Der Streik ist zwar ein beson- 
ders häufig angewandtes Mittel des 
Klassenkampfes, er ist Jedoch nicht 
seine äußerste Form. Er kann die 
‚Ausbeutung nicht beseitigen, son- 
dern allenfalls deren schlimmste Br- 
scheinungsformen. 

Lenin schrieb dazu 1904; 

„Wir sollten uns nur freuen, 
wenn es der Sozialdemokratie (die 
damaligen Partei Lenins — AK) ge- 
lingt, jeden Streik zu leiten, denn 
es ist die direkte und unbedingte 
Pflicht der Sozialdemokratie, den 
Klassenkampf des Proletariats in 
allen Erscheinungsformen zu leiten, 
der Streik aber is 
gehenden und mäc 
nungsformen dieses Kampfes. Doch 
wir wären Nachtrabpolitiker, woll- 
ten wir die Gleichsetzung” einer 


solchen ursprünglichen ()), durch 
‚die Tatsache selbst nicht mehr als 
trade-unionistischen (nurgew 
schaftlichen — AK) Form des Kamp- 
fes mit dem allumfassenden und 
bewußten _ sozlakdemokratischen 
Kampf zulassen. („Bin Schritt vor 
wärts, awel Schritte zurdek") 

Der Angriff der Bowrgeolsie auf 
die Arbeiterklasse hat viel. Formen 
— dr geht im Abbau demokratischer 
Rechte vor sich, er geht an den 
Schulen und Universitäten vor sich, 
in der Wöhnungsfrage, und vieles 
andere mehr. Der Lohnkampf ist 
ein zentraler Punkt der Klassenau 
einandersetzung, weil hier der K 
pitalismus durch die masenhafte 
Konzentration der Arbeiter im Be- 
trieb selbst die Voraussetzung für 
deren gemeinsamen Kampf schafft 

Die Propagierung des Lohnkamp- 
fes als einziges und Außerstes Mittel 
‚des Kampfes trägt jedoch nicht dazu 
bei, die einheitliche Kampffront den 


werktätigen Volkes gegen den a1 
seitigen Angriff der Bourgeol- 
sie zu entwickeli 

Es ist ja gerade das Wesen der 
wpontanen Arbeiterbewegung, sich 
auf den ökonomischen, nurgewerk- 
schaftlichen Kampf weitgehend zu 
beschränken undnicht aus 
sich heraus eine klare politi 
Stoßrichtung im Kampf gegen die 
Kapitalistenklasse - mit der Por- 
spektive des Sozialismus — au ent« 
wickeln. In diesem Wesen der spon- 
tanen Arbeiterbewegung liegt aber 
gerade ihre Schwäche, Ihre Un 
terordnung unter die bürgerliche 
Ideologie. 

Daß die oben erwähnten Sltze 
der „Wahrheit“ in diesem Sinn kein 
‚bloßes Versehen sind, wird durch 
eine weitere Fehlbehauptung be- 
kräftigt 

„Auf der einen Seite (steht) die 
Bourgeolste, auf der anderen Seite 
die Arbelterklasse. Beide Selten wir 


TE 
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sen, dafı ne Ihre Interessen nur Im 
Kampf Aurchsetten können. Di einen 
wollen mehr Profit auf Kosten ge- 
‚senkter Löhne, die anderen bessere 
Lebensbedingungen und Minderung 
der verschärften Ausbeutung. 

Hier wird der ganze Klassenkampf 
einwandfrei zurechtgestutzt auf den 
rein wirtschaftlichen Kampf: die 
eine Seite will mehr Profit, die 
andere Seite will mehr Lohn, Viel 
weiter kann man die ökonomisti- 
‚sche Entstellung des Klamenkampfs 
kaum noch treiben. 

Unter diesem Blickwinkel muß 
s freilich absurd“ erscheinen, auf 
die Begrenztheit dennunge: 
werkschaftlichen Kampfes über- 
haupt hinzuweisen. Der Klassen- 
kampf ist eben ökonomischer 
Kampf, und damit basta! 


Ein demagogischer Angriff ... 


Wir hatten im AK 15 versucht, 
zum ersten die besondere 
Schwierigkeit des nur-gewerkschaft- 
lichen Kampfes der Arbeiter in einer 
Branche aufzuzeigen, in der — wie 
im Bergbau — die Kapitalisten lie- 
ber heute als morgen riesige Zechen 
schließen, im Rahmen einer „mo- 
‚denen Energie-Politik“. Zum zwei 
ten sind wir grundsätzlich 
auf die Beschränktheit des nur-ge- 
werkschaftlichen Kampfes eingegan- 
gen und haben drittens auf die Not- 
wendigkelt einer selbstständigen Ar- 
beiterpolitik und der KP hingewie- 
sen (s. Kasten). 

In der „Wahrheit“ vom März 72 
(„Ein großer Sieg!“) wurde beiläu- 
fig der Versuch unternommen, mit 
einem listigen Seitenhieb gegen un- 
sere Einschätzungen, ihre eigenen 
Einschätzungen, ihre eigenen Feh- 
ler zu verteidigen und gegen Kritik 
abzusichern (s. Kasten). 

In Wahrheit geht es gar nicht 
‚darum, ob die spontane Arbeiter- 
bewegung unter Umständen „unge- 
heuer radikale Formen“ usw. anneh- 

n kann. Das ist längst bewiesen 

6 ;/Theorie", daß die spontane 
‚Arbeiterbewegung Überhaupt unfd- 
hig wäre, „gegen die Tricks und Ma- 
növer der Kapitalisten und gegen 
‚die Maßnahmen des Staates etwas 
ausrichten zu können“, ist uns 
nicht bekannt. Offenbar ist nach 
der Devise verfahren worden: Man 
nehme eine möglichst blöde angeb- 
liche „Theorie“, die in der Realität 
längst” widerlegt ist, und dresche 
kräftig darauf rum, um vom Ken 
derAuseinandersetzung abzulenken. 

Natürlich kann auch der sponta 
ne Kampf den Kapitalisten unter 


Grundlage kommunistischer Politik 
muß, eine auf Untersuchungen auf- 
bauende Einschätzung des Kräfte- 
verhältnimes und der geselschaft- 
lichen Gesamtsituation sein. Diese 
Binschätzung muß u.a. auf die Fra- 
gen antworten: welche Klasse ist 
‚gegenwärtig. bestimmend, welchen 
Stand und welche Entwicklungsten- 
denz haben die Klamenkämpfe 
zwischen Arbeit und Kapital? 
halb des Zirkelblocks NRF 
Heideiberg/KB Bremen, der sich 
vor einigen Wochen in „Kommunis- 
scher Hund Westdeutschlands“ 
unbenannte, hat sich eine Ausein- 
andersetzung um diese Fragen ent- 
wickelt. Wie in AK 30 angekündigt, 
in diesom Artikel zu dieser 
Ausinanderetzung ausführlicher 
‚nommen werden. Wir 
die Genomen diesmal 
einer Auseinandersetzung mit uns 
nicht aus dem Weg gehen werden. 


Gegen die Gleichsetzung von 
Allgemeinem und Besonderen 


Grundsltalich it der Impen 
ierbender Kapitallamun. ist 
Bourgeoisie eine untergehende Ki 
se. Historisch gesehen it nie deshalb 
ständig in der Defensive, führt einen 
aussichtslosen Abwehrkampf gegen 
ihren unvermeidlichen Untergang. 
Umgekehrt ist das Proletariat di 

Klasse, der die Zukunft ge 


" Arbeiterkampf” Nr.15 Febr. 72 


Bergarbeiterstreik: 


„Die ‚Frankfurter Rundschau’ schrieb am 10.1. über den englischen 


‚Der Streik der Dritischen Arbeitnehmer im Bergbau (st ein Arbeits- 
kampf, der von der Arbeitgeberseite begrüßt wird. Er liefert den Beweis 
für die These, daß der Streik als schärfute Waffe der Arbeiterschaft im 
kapitalistischen Wirtschaftsystem unter gewissen Voraussetzungen nicht 


mehr wirkt. Grund dafür ist die 
Viele Zechen sind unrentabel und 


Krise im englischen Kohlenbergbau. 
laborieren am Rande des Defizits, Für 


ein Land mit annähernd einer Million Arbeitslosen sind die Aussichten 


auf Zechenstillegungen düster. Das 


‚Heer der Arbeitslosen erhält Zuwachs, 


und die Schuld dafür kann von den Gewerkschaften nicht einmal verant- 


wortungslosen Unternehmern . 
welche Grenzen der nur wirtsc 


jegeben werden.’ Hieran wird deutlich, 
lich geführte Kampf der Arbeiter hat; 


wie eine solche Situation von den Faschisten ausgenutzt werden kann, 
Indem sie behaupten ‚Scht ihr, Streik nützt den Arbeitern nicht, im Gegen- 
tell, er schadet ihnen, denn sie werden arbeitslos." 

Der wirtschaftliche Streik war aber auch noch nie, wie die ‚Frankfurter 


Rundschau’ schreibt, die ‚schärfste 


Waffe der Arbeiterschaft im kapital 


schen Wirtschaftssystem’, Solche Märchen versucht uns die K: 


Presse immer wieder zu vor 


fen. Die Erfahrungen der Arbeiterbewegung 


lehren jedoch, daß der ‚nurgewerkschaftliche' Kampf nie zu einer gund- 


Verbesserung der Lage der Werktätigen führen kann. 


die Arbeiterklasse die Kapitalisten- 


wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Probleme in ihrem 
der politischen Macht durch die Arbeiter- 


Der erste Schritt, zur Eroberut 


ist wenn 
schaft beseitigt hat, kann sie alle 
teresse lösen. 


ane st der Aufomu der slbeändigen Arbeiterorganiation — der kommu- 


nistischen Partel. Die revol 


deutschlands) müssen diese schwierige Aufgabe noch lösen. 


„Wahrheit” Nr.2 März’72 


iren Arbeiter Großbritanniens (und Wer 


„Einige Genossen meinen, daß die Arbeiter in ihren spontanen Kämpfen 
einige Erfolge erzielen können. Sie bezweifeln aber, daß dies auch in Krisen- 
zeiten möglich sei, wenn die Konkurrenz unter den Arbeitern größer 


und ihre Solidarität abnimmt. Sie 


können für ihre These durchaus 


Reihe von Beispielen zusammentragen. Aber auch die Liste der Gegenbei- 
spiele ist lang und wird durch den Erfolg der Bergarbeiter weiter verlängert. 
Gerade ihr Streik zeigt ein weiteres Mal, daß die spontane Arbeiterbew 


gung ungeheuer radikale Formen, ei 
heit und Solidarität entwickeln kanı 


ine hohe Organisiertheit, Entschlosse: 
ın, die auch in einer krisenhaften Situ 


tion zum Erfolg führen können. Jede „Theorie”, die der spontanen Arbei- 
terbewegung die Fähigkeit abspricht, gegen die Tricks und Manöver der 
Kapitalisten und gegen die Maßnahmen des Staates etwas ausrichten zu 
können, wird durch diese Erfahrungen widerlegt.” 


Umständen Erfolge abtrotzen. Aller- 
dings wird er langfristig doch der 
Allseitigkeit derPolitik der 
Bourgeoisie und ihres Staates unter- 
liegen, sofern er spontaner Kampf 
bleib. Das oben ist der Korn der 
Sache, von dem hier abgelenkt wer- 
den soll, 


„.. und kaum etwas dazu gelernt 


Der Artikel „Ein großer Sieg!“ 
ist immerhin soweit ein Fortschritt 
gegenüber „280 000 Arbeiter im 
Steikl“, daßüberhaupt vers uch t 
wird, erstmals „Lehren des briti- 
schen Bergarbeiterstreiks“ zu zie- 


ZUR POLITIK 


Diese lingerfristige Sicht der Din- 
ge erklärt aber noch keineswegs 
schon das ak t wel le Kräfterer 
hältnis zwischen den Klassen in die- 
sem bestimmten Land, der BRD. 
Genau dieser Unterschied wird aber 
von vielen Gruppen’ nicht beachtet 
‚oder verwischt. Indem sie einseitig. 
die historische Defensiv-Situation. 
der Hourgeoisie betonen, stellen sie 
das aktuelle Kräfteverhältnis 
schen den Klassen in Westdeutsch- 
land auf den Kopf. Sie können da- 
her auch keine Antworten auf die 
aktuellen Fragen und Aufgaben der 
‚Arbeiterbewegung geben. 

Hierfür. gibt es aus jüngster Zeit 
ein besonders abschreckendes Bei- 
spiel: die „Arbeiterzeitung” der 
Hamburger 8SG (Sympathisanten 
‚des KBW) brachte in ihrer letzten 
Ausgabe ein Foto vom Streik bei 
‚der Bremer Vulkan-Werft. Das Foto 
neigt einen Direktor gegenüber dicht 
wedrängten Arbeitermassen, der als 
einziger gegen den Streik stimmt. 
Die „AZ“ interpretierte diese Sue 
daß die Kaplt 
iger Lächerlichkeit“ 


verdammt seie 


konnten die Kapltalisten den Vuk 
kan-Arbeitern eine Niederlage bei 
bringen, trotzdem halten sie noch 
die politische und ökonomische 
Macht in den Händen. 

Die 85G verhält sich hier wie je- 
ne Ideologen des Spontanelmus, 


hen. Das Ergebnis ist freilich ein 
weiteres Loblied auf die spontane 
Arbeiterbewegung: 

„Die spontanen Kämpfe der Ar- 
beiterklasse können zwar In einem 
großartigen Maße — wie in diesem 
Streik-— erfolgreich. sein, aber wir 
dürfen nicht die Lehren vergessen, 
die aus den bisherigen Kämpfen der 
englischen Bergarbeiter z.B. - und 
ie werden untermauert durch die 
Erfahrungen, die in anderen Län- 
dern gemacht wurden und noch ge- 
macht werden — zu ziehen sin 
Alle erkämpften Erfolge der Arbei- 
terklasse sind nur augenblickliche 
Erfolge, die in der Gefahr stehen, 
zu anderen Zeiten und unter ande- 


a 


ren Umständen in Niederlagen ver- 
wandelt zu werden. Nur wenn der 
Kampf kontinuierlich entfaltet wird, 
können die Erfolge gesichert wer- 
den. 

‚Oberflächlich könnte man mei- 
nen, daß sich hier mit der Be- 
schränktheit des spontanen Kamp- 
fes auseinandergesetzt wird. Aber 
dieser Schein trügt. Wird hier doch 
nicht mehr gesagt, als daß jeder Er- 
folg in eine Niederlage verwandelt 
werden kann. Das ist eine Banalität. 
Sie kennzeichnet nicht das beso.n.- 
dere Wesen der spontanen, nur- 
gewerkschaftlichen Kämpfe, son- 
dern tft für alle Kämpfe zu, 
sogar für die sozlalistische Revolu- 
tion selbst. Solange es die Kapitali- 
stenklässe gibt, wird sie versuchen, 
Erfolge der Arbeiterklasse in. Ni 
derlagen umzuwandeln. Das gehört 
zum Wesen des Klassenkampfs. 

Was aber ist das Rezept der 
der „Wahrheit“ dagegen: Der Kampf 
muß „kontinuierlich entfaltet“ wer- 
‚den. Dieses Rezept bleibt also auf 
dem Boden des Spontaneismus, nur 
empfiehlt es, diesen „kontinuier- 
lich“ zu betreiben. Das ist kein 
schr gutes Rezept! 

Zuerst einmal Kann der spon- 
tane Kampf. gar nicht kontinuler- 
lich _ verlaufen. Kontinuierlicher 
Kampf setzt bereits eine organisato- 
fische Führung und einen bestimm- 
ten Grad politischer Bewußtheit 
voraus. Außerdem geht es nicht nur 
und nicht einmal in erster Linie da- 
rum, den Kampf kontinuierlich zu 
entfalten, sondern vor allem um 
wine aliseitige Entfaltung. 

‚Auch in diesem Artikel konnte 
sich also die „Wahrheit“ noch nicht 
dazu durchringen, auf die Frage der 
politischen Bewußtheit und des poli- 
tischen Kampfes, auf die Frage des 
‚Aufbaus der Kommunistischen Par- 
tei einzugeben. 

Das geschah dann freilich in der 

Wahrheit” vom August/Sept. 72. 
Dort wurde gesagt, daß die Arbei- 
terklasse eine „politisch selbständi- 
ge revolutionäre Organisation’ 
braucht. Das wurde allerdings immer 
‚noch recht zweifelhaft begründe 
der spontane Kampf könne sonst 
(wenzt keine solche Organisation 
aufgebaut wird) „seine Kraft und 
seine Richtung . . . nicht aufrecht- 
erhalten”, 

Selbst hier wurde also die Not- 
wendigkeit der „politisch- selbstän- 
digen revolutionären Organisation” 
noch aus der Logik des spontanen 
Kampfes heraus abgeleitet. Dieser 
hat eine, bestimmte Kraft und 
vor allem eine bestimmte Richtung 
— um diese, aufrechterhalten” (1) 
zu können, ist die revolutionäre 


AKTISCHES WIRRWAR 


DES ZIRKELBLOCKS (KBW) 


die nicht müde werden, den Atbei- 
tern immer wieder die eigene Kraft 
und die Schwäche des Gegners vor- 
zuhalten. Mit bloßem „Mut ma- 
chen“ ist der Klassenkampf aber 
nicht zu führen. 

Die spontane Arbeiterbewegung 
selbst. neigt ja dazu, in bestimmten 
Situationen ihre eigene Kraft zu 
überschätzen. Vor allem am Anfang. 
von Streiks ist oft zu beobachten, 
daß die Arbeiter sich unter dem Er- 
lebnis ihrer Einheit sehr stark fühlen, 
‚ohne schon einer ernsthaften Kraft- 
probe mit den Kapitalisten gewach- 
sen zu sein. Die spontane Arbeiter- 
bewegung braucht deshalb von den 
Kommunisten weniger moralische 
Erbauung als vielmehr die politische 
Beleuchtung der Bedingungen ihres 
Kampfes. Denn gerade eine leicht 
fertige, überhebliche Einschätzung 
des Kräfteverhältnisses kann ent- 
schreidend dazu beitragen, daß die 
‚Arbeiter auf die Kraftprobe mit den 
Kapitalisten nicht vorbereitet sind 
und Niederlagen erleiden. 


Bei der Gleichsetzung von Allge 
meinem und Besonderem muß auch 
‚die DKP erwähnt werden. Bekannt 
sind ihre zentralen Parolen: „Die 
‚oben können nicht machen, was sie 
wollen" und „Millionen sind stärker 
als Milllonäre", 

Beide Sätze sind richtig, wenn sie 
ls Beschreibung einer allgameinen. 


historischen Tendenz begriffen wer- 
den. Sie sind aber falsch als Beschrei- 
bung des gegenwärtigen Zustands. 
Als wiche wirken sie keineswegs 
„aufmunternd“, sondern schlicht- 
weg desorientierend. 

‚Aus der Gleichsetzung von Allge- 
meinem und Besonderem ergibt sich 
die Theorie des NRF, wonach die 
Bourgeoisie zu ihrem 
die Arbeiterklasse „gezwungen“ sei. 
Am klarsten wird diese Theorie in 
der Behauptung, die Bourgeoisie sei 
1933 zum Faschismus „gezwungen“ 
gewesen. 

Wenn man so will, macht die 
Bourgeoisie natürlich alles aus 
dem Zwang heraus, zu existieren 
und zu überleben: seien es nun 
Preisteigerungen und Arbeitshetze 
‚oder politische Unterdrückung, M 
senmord und Kriege. Umgekehrt 
kann man in all diesem einen Be- 
weis für die Stärke der Arbeiterklas- 
swschen. , 

Die „Zwang“-Theorie des NR] 
leugnet jedoch die Bourgeoisie 
bewußt handelnde und verantwort 
liche Klasse. Und so Ist es kein Wun- 
der, daß die Genossen zuletzt die 
Urheberschaft für den Faschismus 
wanz leugnen möchten, den Fa 
schlamus vielmehr als selbständige 
Produkt des Kleinbürgertums auf 
‚dem Boden einer „versagenden“ Ar- 
beiterbewegung interpretieren (vgl 
dazu UNSER WEG 19), 


Organisation nötig. Gewollt oder 
ungewollt erscheint hier die selb- 
ständige Organisation der Arbeiten 
klasse, die KP, immer noch 
bloße Dienerin des spontanen Kamp- 
fea, im Einklang mit den von Lenin. 
bekämpften Vorstellungen der rus- 
sischen Ökonomisten. Denn diese 
waren Ja durchaus nicht gegen eine, 
artei überhaupt, nur sollte diese 
den spontanen Kämpfen unterge- 
ordnet sein. 

In der „Wahrheit'” vom Januar 
73 heißt es dann sogar: 

„Die britische Arbeiterbewegung 
1dst sich zunehmend vom Sozialre- 
Tormismus — die Bindung an die 
Labour-Party wird Immer brüchiger. 
Die Mieterstreiks zeigen, daß die 
Arbeiterklasse beginnt, den Kampf 
um die Verteidigung Ihrer Lebens“ 
und Arbeitsbedingungen unabhän- 
is vom Labourreformimus zu füh- 
ren. Sich auf Ihre Erfahrungen und 
das Bewußtsein ihrer Stärke stüt- 
zend, beginnt sie, die Kämpfe 
selbständig zu führ 
(Hervorhebung in der „Wahrheit”) 

Von der Kommunistischen-Par- 
ti ist überhaupt nicht mehr die Re- 
de. Aus sich selbst heraus löst sich. 
die spontane Arbeiterbewegung von 
der bürgerlichen Ideologie, aus sich 
selbst heraus wird der spontane 
Kampf zum selbständigen Kampf. 

Lenin schrieb über England: 

„Die Arbeiterbewegung in Eng- 
land wird immer stärker. Die Streiks 
werden zu Massenstreiks und sind 
außerdem nicht mehr rein ökono- 
mischer Natur, sie verwandeln sich 
in politische Streiks." (In England 
‚August 1912) 

Und andererseits 

„Ich fürchte, daß wir bisher in 
England nur einige schwache Ver- 
eine zur Propaganda des Kommunis- 
mus . . . haben, aber keine wirklich. 
kommunistische M nbewe- 
ung.” (An Genosen Thomas Bell) 


‚Aus diesem Dilemma ist die eng- 
lische Arbeiterbewegung ach heute 
‚noch nicht herausgekommen, Trotz 
eines hohen Niveaus der Klassen- 
kämpfe scheint die englische kom- 
munistische Bewegung sogar noch 
weniger entwickelt als z.B. die der 
Bundesrepublik. Hier zeigt sich klar, 
daß die Kommunistische. Partei 
nicht einfach urwüchsig aus den 
‚spontanen Kämpfen herauswächst, 
‚sobald diese ein bestimmtes Aus- 
maß angenommen haben. Es zeigt 
außerdem den Fehler derjenigen, 
die jubelhafte, illusorische Vor- 
stellungen über spontane Klassen- 
kämpfe wie in England verbreiten, 
ohne das Element der politischen 
Bewußtheit und Organisierung über- 
haupt zu berücksichtigen. [) 


Die einseitige Interpretation der 
der Verbrechen der Boungeoisie 
als Beweis ihrer Schwäche lenkt 
zudem ab von einer korrekten 
Einschätzung des Kräfteverhältnis- 
ses. Wenn die Bourgeoisie es schafft, 
die Avantgarde des Proletariats zu 
zerschlagen und damit die ganze 
Klasse zu lähmen, wenn sie es 
schafft, Millionenmassen im Dienste 
‚den Profits auf die Schlachtfelder zu 
heizen, dann ist das eben ein Be- 
weis für die aktuelle Stärke der 
Bourgeoisie. Am Beispiel des deut- 
schen (oder auch spanischen) Fa- 
schismus wird deutlich, daß die 
Bourgeoisie es auf diese Welse ge- 
schafft hat, auf Jahrzehnte 
hinaus das Kräfteverhältnis zu ih- 
ren Gunsten zu verändern und die 
Arbeiterbewegung aus einmal er- 
reichten Positionen zurückzuwerfen. 


Offensive der Bourgeoisie — 
oder lieber doch nicht 2 


„Der Bricheinung nach iut die 
Bourgeoisie gegenwärtig noch in der 
Offensive, historisch aber und auf 
längere Sicht bereite sich die Arbei- 
terklasse und das Volk auf eine Of- 
Sensive vor.” (NRF, 3/72) 
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det, Unseren Wissens, 
zige Stelle, wo dieser 
überhaupt vom 

chen worden ist. 
gleich. wieder 
schrinkungen 
tig noch” und 
nach“ 


Im Verlauf einer Offensive las- 
sen sich verschiedene Phasen un. 
scheiden, die jeweils eine bestimmte 
Antwort‘ erfordern. Befindet sich 
die Offensive im Anfangsstadium 
und entfaltet sich gerade erst? Ist 
sie auf dem Höhepunkt ihrer Stär- 
ke? Stagniert sie und hat sie sich 
vielleicht gar schon am Widerstand 
der Volkimassen festgefahren? 
Steht eine Umkehr des Kräftever- 
hältnisses unmittelbar bevor, zeich- 
net sich die Gegenoffensive der Ar- 
beiterklasse schon unmittelbar ab? 


Über diese schr entscheidende 
Frage, nach der die Taktik der Kom- 
munisten wie auch der Arbeiterbe- 
wegung bestimmt werden muß, sagt 
das „NRF“ nichts Genaues aus. 
Zwar’iegt die Behauptung „... be- 
reitet sich die Arbeiterklasse und 
das Volk auf eine Offensive vor“ 
den Gedanken nahe, daß sich die 
Bourgeoisie womög- 
lich schon in ihrem verendenden 
Stadium befindet, ihre Stoßkraft 
gebrochen ist, die Gegenoffensive 
der Volksmassen unmittelbar be- 
vorsteht. Jede Festlegung wird aber 
umgangen durch die Worte „histo- 
isch” und „auf längere Sicht”, die 
nur die allgemeine Tendenz 
aufzeigen und_ in eine nicht nä- 
her. definierte Zukunft weisen. An 
diesem Satz ist die kaum mehr zu- 
fällige Vermischung der beiden Ebe- 
nen = gegenwärtige Lage und histo- 
rische Tendenz — sehr gut abzule- 
sen. 


Auch hier werden 
weitgehende Ein- 
macht; „gegen wär. 
„der Erscheinung 


Was ist denn heute im Wider. 
spruch zwischen Kapital-Offensive 
und Arbeiterbewegung.lie Hauptsei- 
te? Unserer Meinung nach ist ein- 
deutig die Kapital-Offensive die 
Hauptseite, die bestimmende Seite, 
Diese Einschätzung wird, wie noch 
zu zeigen ist, anscheinend auch von 
den Genossen des KBB geteilt. 


jzung wird, wie noch 


zu zeigen ist, anscheinend auch von 
KB geteilt. 
Ioologen hingegen 


NRFA 
drücken sich um eine klare Be- 
antwortung dieser Frage, indem sie 
auf moralisches Gelaber ausweichen 
und die Antwort zu einer Art „Mut- 


probe" machen. Dierealistische Dar- 
stellung des Kräfteverhältnisses, d.h. 
der relativen Schwäche der Arbei- 


In der Agitation und Propaganda 
des NRF wird eindeutig der „Auf- 
schwung der revolutionären Massen- 
bewegung” (NRF 3/72), die „Flut 


von Arbeiterstreiks” (Heidelberger 
„Arbeiterzeitung”, Juni 73) als be 
Stimmende Seite gegenüber der Ka 
pital-Offensive dargestellt. Der Le- 
ser erfährt viel über Kraft und Brei- 
te der Bewegung der Massen, aber 
kaum etwas über den Angriff des 
Kapitals. 


Besonders krass ist diese Ten- 
denz in dem  richtungsweisenden 
Artikel „Die nächsten Aufgaben 
der Kommunisten” („Arbeiterzei- 
tung”, Juni 73). Nur in zwei Neben- 
sitzen wird beiläufig gesagt, daß 
die Kapitalisten „noch” in der Lage 
sind, „diese Bewegungen einzeln zu 
schlagen” (1) und daß sie gar die 
Kommunisten „sozusagen mit der 
linken Hand” erledigen können. 
‚Aber trotzig schließt der Artikel 
mit dem Satz; „Die Ausgangslage 
für den raschen Wiederaufbau der 
KPD. ist außerordentlich günstig 

‚Der Artikel, der doch die „näch- 
sten Aufgaben der Kommunisten‘ 
angeben soll, leitet alle Aufgaben- 
Bestimmungen ausschließlich aus 
dem „Aufschwung der Arbei 
wegung”” her, der in grellen Farben 
ausgemalt wird. 


So kann nur handeln, wer ent- 
weder völlig verantwortungslos ist, 
oder wer die Kapital-Offensive Iat- 
sächlich für eine Nebenerscheinung. 
beim „Aufschwung der Arbelterbe 
wegung” hält, von der man am 
besten möglichst wenig. spricht 
(nicht. darauf starren”, wie die 
F-ldeologen demagogisch sa- 
un); 


Bourgeoisie „ideologisch 
in der Defensive”? 


„Die Bourgeolsie lıt gegenwärtig 
Ideologtsch in der Defensive. Sie 
sieht, daß sich die Arbeiterklasse 
von {hr zu lösen beginnt und daß 
ihre Reserve in den anderen Klar- 
‚sen abzubröckeln beginnt. Sind die 
verzweifelten Versuche der Bour- 
‚geolsie, ihren schwindenden Ein- 
Nuß auf die Arbeiterklasse zurück: 
zugewinnen, etwa ein Zeichen der 
Stärke? Nein, das sind sie nicht, 
Alle Belege für die angebliche Of: 
Jensive der Bourgeoisie an der 
ideologischen Front ind in Wirk- 
lichkeit Ausdruck der Bemühungen, 
gefährdete Positionen zu erhalten 
und verlorene Positionen. zurück- 
zuerobem.” 


(Erklärung des NRF nach den 
Bundestagswahlen 1972). 


Also zumindest in einem wich- 
tigen Punkt, nämlich an der ideolo- 
gischen Front, ist die Bourgeoisie 
heute schon angeblich in die De- 
fensive ee ® 


‚Aufschwung der Arbeiterbewegung 


ner Kommunistischen Partei + in 
der ideologischen Defensive befin- 
det, so haben die Genossen ganz. 
‚offensichtlich den Marxismus-Lenl- 
nismus gar nicht. verstand 
allem Lenin, der klar gezeigt hat, 
daß die Arbeiterbewegung 
sem Niveau in den Fesseln der 
bürgerlichen Ideologie bleibt 

Es zeigt sich hier schon, daß 
die NRF-Ideologen in Anbetung 
der spontanen Arbeiterkämpfe vor- 
sunken sind. Konsequent sind sie 
inzwischen bei ökonomistlschen 
Vorstellungen gelandet. n 

Ferner zeigt sich in der These 
von der angeblichen ideologischen. 
Defensive der Bourgeoisie die schon 
bemerkte Fehleinschätzung der 
‚Klassenkampf-Situation. Die Ent- 
wicklung des  politisch-ideologl- 
schen Bewußtseins in der Arbeiter- 
bewegung wird überschätzt, die Ge- 
fährlichkeit der bürgerlichen Ideolo- 
gie und ihr möglicher Spielraum 
Wird unterschätzt 


‚Die Kommunisten müssen 
sehen, daß die Volkımassen begin- 
‚nen, die Initiative des politischen 
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Gegen die Angriffe 
Pr ar eh sich fest 
zusammenschliessen! 
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mitden Un- 
Ver nerkats, 


Nicht mehr herausgegeben werden die „Wahrheit“ (KBB) 


und die Heidelberger, Arbeiterzeitung. 


‚Wenn aber die Bourgeoisie wirk- 
lich ideologisch in der Defensive 
wäre, so müßte es wohl auch jeman- 
den geben, der in der Offensive ist 
Aber wer? Die Arbeiterklasse et- 
wat Oder die „Kommunisten? 

Schlechthin kann hinter jeder 
Handlung der Bourgeoisie natürlich 
„historisch"' der Wille gesehen wer« 
den, „gefährdete Positionen zu hal- 
ten”."Auch hier bedient sich das 
NRF wieder des schon gezeigten 
Tricks, die aktuelle Situation mit 
der historischen Tendenz zu ver- 
mengen. Sind aber die ideologi- 
schen (und sonstigen) Positionen 
der Bourgeoisie akut gefährdet 7 
Wir meinen nicht, daß das so ist. 
Dann kann man aber auch nicht 
von „ideologische Defensive” re- 
den. 

Eine ideologische Offensive des 
Proletariats setzt eine entwickelte 
Politische Arbeiterbewegung und 
eine mit den Massen verbundene 


„Lösen von der 
Bourgeoisie” bezeichnet, ist ein fast 
völlig spontaner Prozeß, der in 
Wahrheit noch keineswegs zur Lö- 
sung von der Bourgeoisie führt, 
sondern nur zur Verschiebung 
innerhalb. der ideologischen 
Bandbreite, die der Bourgeoisie 
noch zur Verfügung steht. Alte 
ideologische Bindungen werden 
brüchig, neue gewinnen an Gewicht. 
Mehr kann auch das Wahlergebnis 
nicht zum, Ausdruck bringen, auf 
das sich das NRF mit der zitierten 
Erklärung ja bezieht, Von einem 
Brechen mit der bürgerliche 
Ideologie kann nur individuell 
sprochen werden, aber nicht als 
ein Prozeß, den die Arbeiterbewe- 
gung schon massenhaft. vollzieht 

Wenn das NRF ernsthaft daran 
festhalten will, daß sich die Bour- 
eosie gegenüber einer noch fast 
ausschließlich spontanen und auf 
wirtschaftliche Kämpfe begrenzten 
Arbeiterbewegung - bei Fehlen ei- 


Geschehens an sich zu reißen." 
NRF-,‚Arbeiterzeitung”, Juni 73) 

Diese These widerspricht sogar 
den Schilderungen, die das NRF 
im selben Artikel von den Klassen- 
kämpfen gibt, Die sich entwickeln- 
‚den Kämpfe von Seiten der Volks- 
massen sind defensiv, die Massen 
müssen sich gegen eine Verschlech- 
terung ihrer Lebenslage v er - 
teidigen ;und zwar ist dieser 
Widerstand vorerst immer noch 
weitgehend spontan, unorganisiert, 
schwach, vereinzelt und ungleich- 
mäßig entwickelt. 

An erster Stelle steht der Kampf, 
um unmittelbare 
Interessen (Lohnkampf), auf ein- 
zeine, von einander isolierte Be- 


Uns ist es von Anfang an so 
erschienen, daß der Zirkelhlock 
Heidelberg-Bremen ein ziemlich 
widersinniges und eigentlich schwer 
erklärliches Gespann ist, weil die 
beiden Organisationen in wichtigen 
Fragen des Kampfsder Kommunisten 
entgegenggsetzte Positionen vertre- 
ten. Die „Einheit“ ist nlr dadurch 
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triebe begrenzt, Das jst gegenwärtig 
de Hauptlorm de 
Kampfes, wie auch das NRF aner- 
konnt. Auf schwächerer‘Baslı ent- 
wickeln sich Kämpfe 


sen weit davon entfernt, schon „die 


Initiative des politischen Gesche- 
hens an sich au reißen” 


‚Auch hier zeigt sich also wieder 
die falsche Linie, Nlusionen über 
die aktuellen Kampfbedingungen zu. 
verbreiten, 

Gibt es einen Aufschwung der 
Arbeiterbewegung? Dazu muß zur 
erst einmal gesagt werden, daß der 
bloße Ausdruck „Aufschwung der 
Arbeiterbewegung” wenig sagt, 50- 
fern nicht geklärt ist, von welchem 
Punkt man ausgeht. 


An einem Beispiel: die bloße 
‚Aussage „es wird wärmer” kann 
im Winter ebenso richtig sein wie. 
im Sommer, sie. sagt gar nichts, 
über die exakte Temperatur, Eben- 
so verhält es sich mit dem „‚Auf- 
schwung der Arbeiterbewegung‘ 

Es muß also 1. definiert wı 
den, gegenüber welchem Vergleichs- 
zeitraum ein Aufschwung vorlie- 
gen ‚soll, und 2, welches relative 
Ausmaß der Aufschwung haben 
soll. 


So war es 1969 richtig, von 
einem Aufschwung der Klassen- 
kämpfe gegenüber den unmittelbar 
vorausgehenden Jahren zu sprechen. 
Ee war aber nicht richtig in der 
häufig zu hörenden Form, als wäre 
damals die Arbeiterklasse sozusagen. 
aus einem jahrzehntelangen Dorn- 
röschen-Schlaf zu neuem Leben er- 
wacht, Diese Einschätzung. ent- 
sprach zwar dem Erfahrungsho- 
rizont der Studentenbewegung - 
Mitte der 60er Jahre waren die 
Klassenkämpfe der 50er Jahre ein- 
fach nicht vorhanden, ihre eiger 
politische Bewußtwerdung galt 
nen als das Jahr Ö ihrer Zeitre« 
mung, und die September-Streiks 
‚69 erschienen als unvergleichliches. 
Ereignis. Daß die Kämpfe der 50er 
Jahre insgesamt eine h ö he 
Qualität hatten als der 1969. 
setzende Aufschwung, wurde nicht 


BE naar zii ai 
Qualität hatten als der 1969 ein- 


setzende Aufschwung, wurde nicht 
gesehen. 


‚Ganz in diesem Sinn heißt es in 
den „nächsten Aufgaben der 
Kommunisten” (NRF-,Arbeiterzei- 
tung”, Juni 73): 


„In der BRD entwickeln sich 
gegenwärtig Klassenkämpfe, wie sie 
die meisten Menschen in diesem 
Lande aus eigener Erfahrung nicht 
mehr kennen. Nahezu tdglich 
schlägt sich die Krisis (1) der bür- 
‚erlichen Gesellschaft darin nieder, 
daß an einer neuen Front Zusam- 
menstöße zwischen Arbeitern und 
Kapltalisten, zwischen Schülern und 
der Kultusbürokratie, zwischen Stu- 
denten und den Maßnahmen der 


In der jüngsten Verlautbarung 
des KBW wird endlich expliziert 
behauptet, „nach einem Jahrzehnte 
gen (1!) Abschwung” sei „hai 
indeutig ein Aufschwung 


Ex aeigt sich also, daß die Die 
kussion gar nicht darum geht, ob 


die gegenwärtigen 'nkämpfe 
eine aufsteigende Tendenz haben. 
Das ist z.B. auch Im Aufruf des KB 
zum 1. Mai 73 festgestellt worden, 
Vielmehr geht es um die Quali- 
tät. dieses Aufschwungs, die von 
den  Zirkelblock-KBW- Ideologen 
nicht nur falsch, sondern geradezu 
betrügerisch dargestellt wird, 


Ganz bewußt it es von den 
Zirkelblock-Ideologen stets peinlich 
vermieden worden, die aktuellen 
Kämpfe konkret zu Kämpfen 
der Vergangenheit in Beziehung zu 
setzen und sie darauf hin zu ver- 
gleichen, ob eine quantitai 
qualitative Weiterentwicklung fest- 
zustellen ist, ob sich eine Verände- 
rung des Kräfteverhältnisses zeigt, 
wie sich das Bewußtsein der Arbei- 


" ter entwickelt, 


Eine derartige Untersuchung 
würde nämlich zwangsläufig zu an« 
ren Ergebnissen führen als. das 

je Herumwirbeln mit „Jahrzehn- 
ten”, die pauschal - ohne im ge- 
ringsten inhaltlich auf sie einzu- 
‚gehen — als Phase des Abschwungs 
dargestellt werden, nur um den ak« 
tuellen „Aufschwung” umso gran- 
dioser erscheinen zu. lassen. Vor 
einem dunklen Hintergrund kommt 
selbst ein kleines Licht gut zur Gel- 
tung! 


In „Unser Weg” 13 (Dezember 
1971) wurde ein Ansatz gemacht, 
Bewußtsein über die historische Ein“ 
ordnung der stattfindenden Kämpfe 
zu machen. Es wurde gezeigt, daß 
die SOer Jahre keineswegs eine Zeit 
totaler Friedhofsruhe waren (wie 
die Studentenbewegung glaubte), +» 
sondern daß im Gegenteil 
Kämpfe der SOer Jahre breiter, 
schärfer und politischer gewesen wa- 
ren, als der 1969 einsetzende „Auf- 
schwung”, Es wurde weiter gezeigt, 
‚daß die Arbeiterkläse sich 1945 ei- 
nen Teil ihrer 1933 verlorenen 
Positionen zurückerobern konnte; 


en Teil ihrer 1933 verlorenen 
Positionen zurückeroberh konnte; 
daß jedoch seither die Bourgeoisie 
die Arbeiterklasse Schrilt um 
Schritt wieder zurückgedrängt hat. 


Die Zirkelblock-Ideologen mein- 
ten damals, das seien bloß „Streik- 
statistiken” und kein Beitrag zur 
Programmatik. 
In der Tat, wenn man — wie sie es 
‚kommunistischer. Pro- 
grammatik_ bloß Banalitäten von 
zeitloser Gültigkeit verstehen will 
RD ist ein Imperialistisches. 
„Der Sieg des Proletariats 
ist unvermeidlich'” usw.)! 


Tatsächlich waren es genau die 
in dem UW-Artikel angedeuteren. 
Fragen, um die sich später inner- 
halb des Zirkelblocks offene Aus- 


‚Staatsmacht stattfinden. ” 


lichen Fragen 
INRF-keologen us 
Wir denken 


Faschismus noch für el 
‚Aufgabe hielt und sogar 
SPD zur „Aktionseinhell 


ABER KOKNT MIR NICHT 
Aur Die IDEE 
ANDERER, NEiUNg 


Führer ihre Organisation in wesent- 


KBB 1970/71 den Kampf gegen den 
wichtige 
al die 
‚nogen 


einındersetzungen entwickelten, 


einen Strauß-Besuch in Bremen auf- 
rief. Wir denken daran, daß der KBB 
Bürgerschaftswahlen. 1971 
der DKP aufrie, 
an ihre Haltung‘ 
inder Frage der politischen Zeit 
Bereits in Nr. | ihrer „Wahrh 
und spater wiederholt vertraten sie 
aumindest in Worten denAn- 
spruch, in ihrer Zeitung offen die 
Auseinandersetzung um Grundfragen 
‚der kommunistischen und Arbelter- 
bewegung zu führen. Das NRR da- 
gegen vertrat von vornherein die 
Vorstellung, dab die Theorie die Ar- 
beiter gar nicht Interessiert und des, 
halb nicht in die „Arbeiterzeitung” 
hineingehört, Verfahren wurde nach 
Für die Arbeiter Re- 
dem ökonomiichen 


‚Neuen Roten Forum“) die 
Theorie, Im NRF winerzeit 
ausdrbcklich — begründet", warum 
ich der pollüsche Kampf” unter 
‚den Zirkeln nicht in der „Arbeiter 
eltung” niederschlagen di 

Nunmehr zeigt sich, 
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Frage politischen ng 
zwischen Bremen und Heidelberg 
‚immer noch Meinungsvorschieden- 
heiten bestehen, die auch auf der 
UmbenennungsKonferenz zutage 
traten (dazu noch an anderer Stelle), 
wobel wieder einmal die Ideologen 
des NRF den Siog davongetragen 
haben, 

Zwar nicht ausdrücklich, aber 
‚doch vom ganzen Charakter seiner 
Agltation und Propaganda her, w. 
auch längst klar, daß der KBB eine 
andere Einschätzung vom Kräfte 
verhältnis und den Klasenkämpfen 
hat als das NRF., 

Dennoch wurde über diese Fragen, 
eine offene Diskussion vermieden. 
Es mag sein, daß sich die Genossen 
‚darüber gelegentlich privat gestritten. 
haben, in ihren Zeitungen tauchte 
‚jedenfalls zunächst nichts davon auf 


STREIT IN DER 
GEWERKSCHAFTSFRAGE 


Um die Jahreswende '72773 ent- 
spann sich zwischen NRF und KBB 
eine Auseinandersetzung an der 
‚Gewerkschaftsfrage. Dazu wurde be- 
reits im ARBEITERKAMPF Nr. 27 
Stellung genommen. 

Ausgangspunkt war die Gründung 
von „Revolutiönären Gewerkschaft: 
oppositionen"{RGO) durch „KPD 
und „KPD/ML*. Auch die Bremer 
„Wahrheit“ hatte in einem Fa 
propagiert, „.sich zur Opposotion 
in der IG Metall zusammenzuschlie- 
en“ („Wahrheit“, 11/72). NRF und 
/KBB_ nahmen ‚das zum Anlaß für 
Stellungnahmen xier Leitung zu 
dieser Frage. Die Bremer Stellung- 
‚nahme trug den Titel „Selbstkritik”", 
Indessen blieb es den Bremer Ge- 
nossen, auf Einspruch des NRF hin, 
nicht erspart, zu dieser „Selbstkritik“ 
‚noch eine weitere zu schreiben. 

 (Selbstkritik“ an der „Selbstkritik"!) 

Zwar kamen beide Gruppen zur 
gleichen praktischen _Schlußfolge- 
rung, nämlich Ablehnung von ge- 

„ werkschaftsoppositioneller Organi- 
‚sierung. und Propagierung kommu- 
nistischer Fraktionen in den Gewerk- 
schaften. Es wurde jedoch offenbar, 
daß die Einschätzung der Klassen- 
‚kampfsituation sehr unterschiedlich 
war, so daß letzten Endes auch die 
praktische Übereinstimmung nur 
eine scheinbare war. Wir beschrän- 
ken uns hier darauf, die theoretische 
Seite der Sache noch 


zustellen (also die Frage des Kräfte- 
verhältnisses und der Klassenkampf- 
situation), während die Gewerk- 
schaftsfrage im engeren Sinn zu 
einem späteren Zeitpunkt zusam- 
menfassend behandelt werden soll 
(vor allem in NRF 3/73 ist zu dieser 
‚Frage weiteres Material erschienen). 

Die tberger „Resolution 
‚zur Arbeit in den Gewerkschaften“ 
(30.12.72) gibt sich bereits in der 
Begründung als typisches Produkt 
einer verfehlten Einschätzung der 
Lage zu erkennen: 

„Eine klare Stellungnahme war 
notwendig, da sich der Prozeß der 
ideologischen Loslösung der Arbei- 
termaen (!) von der Bourgeoisie 
‚gegenwärtig beschleunigt () und 
weiter beschleunigen wird, In den 
Gewerkschaften haben große Teile 
der Arbeiterklasse das Vertrauen in 
die bürgerlichen Machthaber, die in 
den Gewerkschaften das Ruder in 
‚der Hand halten, ve 


Kommunisten in dieser Lage nicht 
‚offen auftreten, offen die Not 
digkeit des Wiederaufbaus der KP 


‚ropagieren, wenn sic nicht alle ihre 
Praktischen Schritte mit dieser Pro- 
paganda verbinden, dann müssen die 
Arbeitermansen, in, die, Arme der 
Bourgeoisie zurückfallen (")". 

ihr zeigt sich erneut, daß die 
NRF-Ideologen die Entwicklung des 
Bewußtseins in der Arbeiterklasse 
entweder nicht begreifen - 
fach nicht begreifen wollen. Die 
Dinge werden so dargestellt, als wi 
ron die „Arbeitermassen"(!) bereits 
‚den Feweln der bürgerlichen Ideolo- 
gie entronnen und würden nunmehr 
hozungen im ideologischen „Nie- 
mandaland” zwischen bürgerlichen 
und proletarischen Ideologie vapa- 
bundieren. Damit die „Arbeitermar- 


sam" jetzt nicht In die Fesseln der 
bürgerlichen Ideologie „‚zurückfal 


Daß diese Auselnanderotzung 
Jetzt ausgebrochen ist — zunächst 
an der Gewerkschaftsfrage und dann 
an den „Thesen zur Taktik“ — scheint 
wesentlich auf den „Druck der Basis“ 
innerhalb der zurückzuführen 
zu sein. So ist z.B. das „Theser 
Papier entscheidend inspiriert wor- 
den durch eine Mitgliederversamm- 

KBB im Bremer „Bezirk 
uf der Kritik laut wurde 
(rel. dazu „Wahrheit“, Juni ’73, 8.19). 


Die Differenzen zwischen NRF 
und KBB haben Ihre Ursache in der 
unterschiedliche Tradition beider 
Organisationen, Während das NRF 
klar als ‚Erbe der Studentenrevolte 
zu erkennen ist, kommt der KBB 
von der betrieblichen und gewerk- 
schaftlichen Arbeit her, hat sich in 
einer mehrjährigen politischen Arbeit 
in der Bremer Arbeiterklasse relativ 
stark verankern können. Während 


len", müssen also die Kommunisten 

„offen auftreten”. 
Noch ärger läßt sich die Wirk- 
ım verdrehen. Die Bour- 


ihres Unterdrückungsapparates, den 
Abbau politischer Rechte (Not- 
standsgesetze, Einschränkung des 
Streikrechts, Angriffe auf die 
Presse- und Organisationsfreiheit), 
das Berufsverbot und die Ausschluß- 
Kampagne in den Gewerkschaften 
fast ohne jeden Protest aus den 
„Arbeitermassen” durch. Die NRF- 

jedoch jubilieren über 


beitermassen' von der Bourgeoisie". 

Daß die Arbeiterklasse überhaupt 
Kämpfe führt - wirtschaftliche Ver- 
teidigungskämpfe, die vom Angriff 
der Bourgeolsie auf die Lebens- 
lage der werktätigen Massen hervor- 
gerufen werden! — wird als grandio- 
ser „Aufschwung" nach „Jahrzehn- 
telangem Abschwung”, und jahre 
langer „Friedhofsruhe” ‚gefeiert 
Daß die Arbeiterklasse — wenn auch 
zur Zeit noch erfolglos — in 
größeren Teilen mit der Tarifpol- 
tik der Gewerkschaften unzufrieden 
ist, wird bereits als ‚schwindendes 
Vertrauen in die reformistische Ge- 
werkschaftspolitik überhaupt gefei- 
en. 

Der Arbeiter indessen, der aus 
seiner unmittelbarsten Erfahrung 
heraus mit der Tarifpolitik der Ge- 
meraus man dei Karinpoiiik ic sr 
werkschaftsführung unzufrieden ist, 
wird deshalb noch lange nicht auto- 
matisch zum Kritiker des Reformis- 
mus. Vom einen zum anderen ist 
immer noch ein großer Schritt, Das 
zeigen sowohl die Kämpfe der Soer 
und 60er Jahre in der BRD (die 
durchaus keine ‚Zeit der „Rried- 
hofsruhe" und des permanenten 
„Abschwungs” waren) wie auch die 
Kämpfe der letzten Jahre in Eng 
and oder auch Italien. 


hen, etwa ein „Zuräckfallen” der 
„Arbeitermassen” in die „Arme der 
Bourgeoisie” zu verhindern. Eine 
solche Aufgabenstellung wäre völlig. 
lusorisch, geht nicht von der Res- 
tat, sondern von Wunschträumen 


der Klassenkämpfe wird es vorerst 
eine Minderheit bleiben, die sich 
wirklich von det Bourgeoisie löst 
und zum Motor einer selbstständi- 


Zwar zeigt vor 
sche Mai 68, daß bei der latenten 
Unzufriedenheit der Massen mit vie- 
hen Krscheinungen der bürgerlichen 
Gesellschaft sehr plötzlich, explo- 
sionsartig, eine gewaltige spontane 
Massenbewegung innerhalb weniger 
Tage entstehen kann. Jedoch kann 
die Lösung der Massen von der 
Bourgeoisie. keineswegs im selben 
Tempo und mit derselben Plötzlich“ 
keit vorsichgehen. Es ist kein Zu- 
fall, daß die großen sozialistischen 
‚Revolutionen (Sowjetunion und 
China) erfolgten, nachdem unter 

‚on Jahrelang eine Kommu- 
Partei gearbeitet hatte, 


die NRF:kfeologen übergeschnappte; 
in der Konsequenz selbstmörderische, 
Schreibtisch-Thesen „zur Betriebr 
arbelt"* verfassen, gebt auf di 
deren Seite der „Realismus“ di 
Bremer Genossen mitunter sogar 
bis zum Rechtsopportunismus (s0. 
jetzt auch in den „Thesen zur 
Taktik), 

Die KBB-Führer bewegen sich 
deshalb ständig zwischen zwei Feu- 
ern: einerseits, den „Freunden“ vom 
NRF gefällig zu sei 
aber auch bei ihrer 
Verschiß zu kommen. 


‚Auch in Zukunft wird die Frage 
stehn, ob die Bremer Genomen den 


‚kommunistische Arbeiterpolitik be- 
sinnen. 


geht die Bremer „Selbstkritik des 
ZK zur Frage einer Gewerkschafts- 
‚opposition” 

Es heißt dos 

„Die Ursachen unseres Fehlers lie- 
‚gen in einer subjektivistischen Ein- 
schätzung des Kräfteverhältnisses 
zwischen bürgerlicher und proleta- 
rischer Linie innerhalb der Gewerk- 
schaften.” 

Die Genossen betonen die „ge- 
genwärtige Schwäche der Ar 
bewegung’ 

‚Der sozialdemokratische Gewerk- 

taftsführung kann es deshalb auch 
moch gelingen, ihre arbeiterfeind- 
liche Politik in den Gewerkschaften 
durchzusetzen, weil der Masse der 
Kollegen eben noch nicht die Per- 
‚spektive des aktiven Kampfes in 
den Gewerkschaften gegen die Klas- 
senversöhnler als Voraussetzung sur 
‚Durchsetzung ihrer Forderungen, 
klar.ist. Noch sind es eben nur weni- 
ge einzelne Kollegen, die diesen 

‚Tichtigen Schluß aus den Erfahrun- 
"gen mit der sozialdemakratischen. 
‚Gewerkschaftsführung ziehen.” 

Es liegt auf der Hand, daß diese 

Einschätzung sich mit den Thesen 

's NRF's nicht deckt. Dieser Wi- 
derspruch kam dann in der Taktik- 
Diskussion des Zirkelblocks kurz 
vor und während seiner Umbenen- 
nungs-Konferenz Anfang Juni noch 


‚Kommunisten, Angriff auf 


klarer zum Ausbruch. 
Die „Th 


geoisie in der de Bour 


Als Beilage zur „Waiırheit'", Mai/ 
Juni 73, erschienen die „Thesen 
zur Taktik der westdeutschen Kom- 
munisten”. Unmittelbarer Anlaß 
war — der „Wahrheit”” zufolge — 
die Kritik. der Mitgliederveramm- 
hung „Bezirk Mitte” des KBB an 
„aktionistischer” Praxis der Organi- 
tion. 

In di 
heißt es: 
„„.unsere bisherigen Ansätze, zu el- 
'ner Einschätzung der Klassenkampf: 
situation in Westdeutschland zu 
‚kommen und von daher die 
‚Schwerpunkte unserer aktuellen Po- 
ik, die Wahl der von uns anzuwen- 
den Mittel, den Charakter unserer 
Organisation zu bestimmen, sind 
unzulänglich geblieben.” 

In den „Thesen” wird konsta- 
tiert,‚Aaß die westdeutsche Bourge- 
oisie ungebrochen über die Gewalt- 
mittel des Staates verfügt”,daß 
‚die Masse der Arbeiter noch nicht 
aktiv ins politische Leben tritt und 
sie die Entscheidung über ihr Schick- 
sal in den Hi 
Politiker belii 
Lage ist en der 
auszugehen, wir stünden derzeit in 
‚einer 'revolutionären Flut’, wie das 
einige westdeutsche Kommunisten 
tun”, „Der ganze Streit, der gegen- 
wärtig die kommunistische Bewe- 
‚gung in Westdeutschlanddurchzieht, 
kann nicht darum gehen, ob sich die 
revolutionären Kräfte im der strate- 
gischen Offensive oder Defensive 
befinden — der schlichte Augen- 
schein (!) belehrt jeden, der seine 
fünf Sinne beisammen hat (1!) „ 
daß nicht wir, sondern die Bourge, 

oisie gegenwärtig sthrker ist und 


Vorrede zu den Thesen 


war wesentlich särkeras 


@\ 


wir, auch was den Einfluß in der 
Arbeiterklasse angeht. Der Streit 
kann sinnvollerweise nur darum ge- 
führt werden, w ie wir innen 
halb der strategischen Defensivaitund 
on vorgehen müssen, und das ist 
abhängig davon, wie man die aktu- 
elle Entwicklung der Klasen- 
kämpfe einschätzt." 

Die „Thesen” schen zwar einen 
„unverkennbaren Aufschwung der 
Arbeiterkämpfe”, jedoch sei es 
falsch, daraus „den Schluß zu zie- 
hen, die westdeutsche Arbeiter - 
klasse habe sich aus den Fesseln 
bürgerlicher Politik 
schon gelöst oder sei dabei, es auf 
breiter Front zu tun.” Daher spre- 
chen die „Thesen“ vom „Auf- 
schwung der Arbeiterbewegung auf 
bürgerlichem Boden", 

Obwohl nirgend explizit ausge- 
sprochen —in den „Thesen'wird nur 
‚der schwäbische KAB,,D" beim Na- 
men genannt — müssen diese Sätze 
wohl auch und nicht zuletzt als Kri- 
tik am NRF verstanden werden. 

Allerdings haben die Bremer Ge-, 
nossen nicht dasselbe Verständnis 
von „Offensive der Bourgeoisie” 
wie wir. Aus den „Thesen" geht 
hervor, daß sie darunter einfach 
eine Situation verstehen, wo die 
Bourgeoisie stärker ist als die Ar- 
beiterklasse. Die Genossen behaup- 
ten, sie hätten diesen Begriff „in An- 
iehnung an Mao Tsetungs militär- 
theoretische Schriften” gebildet. 

Uns scheint diese Behauptung 
unrichtig. Tatsächlich verwendet 
Mao den Begriff der strategi- 
schen Offensive bzw. strategischen 
Defensive nicht zur Kenn- 
zeichnung des Kräfteverhältnisses, 
sondern im Sinne-.des direkten 
Angriffes bzw. der Verteidi- 
ung. Daneben (und keineswegs mit 
Bleicher Bedeutung) verwendet Mao. 
auch noch „dje Begriffe der strate- 
gischen Überlegenheit und der stra- 
tegischen Initiative. 

‚Aktuell besteht die „strategische 
Defensive” der werktätigen Massen 
eben nicht bloß darin, daß sie auf 
lüngere Sicht die Schwächeren sind, 
sondern in einem akuten Angriff 
‚der Bourgeoisie auf die wirtschaft- 
liche Lage der Massen, Ausbau des. 
Unterdrückungsapparats, Angriff auf” 
das Streikrecht, Angriff auf die 

ie Stu- 


dentenbewegung, Angriff a 
schrittliche Intellektuelle, Hier 
esnicht schlechthin um die a | 
meine Tendenz des Imperialis- 


scharfen Angriff, der sich von der 


Vorgehensweise ‘der Bourgeoisie 


z.B. während der 60er Jahre (vor 
allem deren zweite Hälfte) abhebt. 
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scher Bericht des ZA des NRR, in; 
NRF 373). Ist 
her eine These des bösen KB ge- 

sen, die vom NRF immer wie- 
der „widerlegt wurde? Aber besser 
späte Einsicht 

Und weiter: „Die gegenwärtige 
‚Lage läuftauf eine Verschärfung der 
‚Klassenkonfrontation hinaus. Aber 
die Arbeiterklasse Ist für diese Siru- 
‚atlon wesentlich schlechter gerüster 
als die Bourgeolsie , , . Politisch int 
die Arbeiterklasse nicht nur ge- 
spalten, sondern zerstückelt. Die 
Arbeiterklasse ist alıo weitgehend 
‚führungslos und politisch uneinheit- 
ieh...” (Poli, Bericht). Auch dies 
‚Aussage erinnert viel eher an 
yon uns seit langem vertretenen 
Vorstellungen als an die These von 
der „ideologischen Defensive” der 
Bourgeoisie und dergleichen opti- 
mistischer Unfug. 

Das Wesen der Sache besteht 
‚darin, daß die Heidelberger Genos- 
sen mitunter „ganz nebenbei” nicht 
umhin können, die Augen gegen- 
über der Wirklichkeit zu öffnen, 
Sie schaffen es jedoch nicht, über 
ihren eigenen Schatten zu springen, 
die Sache zu Ende zu denken, alte 
„theoretische” Klamotten über Bord 
zu werfen und aus ihren momen- 
tanen Lichtblicken die richtigen 
Konsequenzen zu ziehen. Das ist 
schade. So bleibt ihnen nur die 
politische Schizophrenie: einerseits. 
die Schwäche der Arbeiterbewegung 
zwar gelegentlich zu erkennen, aber 
auf der anderen Seite kraftmeieti- 
sche Sprüche zu dreschen und zum 
„Angriff” blasen zu wollen. 

Im Artikel über die „nächsten 
‚Aufgaben der Kommunisti 
fehlen sie tatsächlich, 
angriff (oho!) 
vorzubereiten”. L 

Diesen Standpunkt haben die 
NRF-Ideologen leider auch. inner- 
halb des KBW anscheinend vor- 
ufig durchsetzen können: „Orge- 
nisierung des Aufschwungs der Ar- 
beiterbewegung zur Offensive gegen 
die Herrschaft der Bourgeoiste, das 
ist die gegenwärtige Hauptaufgabe 
der Kommunisten.” (,„Kommuni- 
stische Volkszeitung”, Juli 73) 

In diesem Zusammenhang ist die, 
Stellungnahme des „Ständigen Aus- 
schuß des Zentralkomitees” (1) des. 
KBW, ebenfalls abgedruckt in der 
„Kommunistischen Volkszeitung” 
vom Juli, noch aufschlußreicher: 

„Um festzustellen, ob die Kom- 
munisten in die Offensive gehen 
‚können oder die Defensive organi- 
sieren müssen, muß sowohl von den 
bestehenden Kräfteverhältnissen als. 
‚auch von der Entwicklungstendenz 
dieses, Kräfteverhältnisses ausge- 
‚gungen werden .... wenn wir nun 


TÜDLCHER OPPORTUNISMUS ! 


Daher muß die Arbeiterklasse nicht 
nur mit der Tatsache fertig wet 

daß sie ganz allgemein in dieser 
Phase des Kampfes der Bourgeoisie 
unterlegen ist, sondern sie muß 
einen akuten Angriff abwehren. Das 
kommt in den „Thesen” nicht rich- 
ig heraus, bzw. wird auf die ökono- 
mische Seite der Sache reduz| 


Den Angriff oder die 
Verteidigung organisieren $ 


Ganz beiläufig erwähnt aüch das 
INRF mal, daß die Bourgeoisie durch- 
s „noch” in der Lage ist, die Be- 
wegung der werktätigen ° Massen 
inzeln zu schlagen", die Kommu- 
‚ten gar „mit der linken Hand" 
zu erledigen („Die nächsten Aufga- 


ben der Kommunisten” - „Arber 
teraeitung” Juni 73). 
Die Genomen erkennen sogar 


„Ks besteht die Gefahr einer Sulr- 
kung von nationalistischen und chau- 
vinisischen Positionen in der Ar- 


beiterklaune und im Volk" (Politi- 


Innerhalb dieses Rahmens das Krdf- 
teverhältnis in der Bundesrepublik 
Deutschland untersuchen, dann stel- 
len wir fest, daß die Kräfte der Re- 
vobation heute nicht mur objektiv 
den Kräften der Konterrevolution 
weit überlegen sind (I}}, sondern 
wir stellen auch fest, daß sich auf 
der Ebene der subjektiven Wechsel 
beziehung zwischen den Klassen die 
Kräfteverhältnisse zugunsten der Re: 
volution verindern. Nach einer gan- 
zen Serie von Niederlagen des Pro- 
lerariatı in Westdeutschlmd und 
nach einem jahrzehnielangen (1!) 
Abschwung der Arbeiterbewegung 
nach der Restauration der Herrschaft 
der Bourgeoiste in Westdeutschland 
ist heute eindeutig ein Aufschwung 
der Arbeiterbewegung feıtzustellen, 
der sich in den nächsten Jahren 
aufgrund der objektiven Entwick: 
hung der Widersprüche versuirken 
wird.” 

Daraus wird geschlußfolgert, die 
Kommunisten müßten nunmehr 
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„neue Positionen erringen, den Vor- 
Marsch (I) organisieren und einen 
neuen Generalangriff auf die Herr- 
schaft der Boungeolah Im. gegen- 
wärtigen (!) Aufschwung der Ar- 
‚beiterbewegung vorbereiten”, As 
‚sei os „falsch zu sagen, ‚sich 
Kräfie der Revolution gegenwärtig 
in der strategischen Defensive be- 
finden.” 

‚Hier wird rigoros alles auf den 
Sperrmüll geworfen, was der wir. 
senschaftliche Sozialismus in Jahr- 
zehnten erarbeitet hat, blankes 
Wunschdenl ort schaurige Tri- 


die Aussagen im 
Einzelnen an. Es wird behauptet, 
die „Kräfte der Revolution” seien 
heute in der BRD den Kräften der 
‚Konterrevolution „objektiv weit 
überlegen”, Was das heißen soll, 
ist unklar. Eine solche Behaup- 
tung könnte nur in dem Sinn 
„richtig” sein, daß es heute „objek- 
iv? natürlich viel mehr Arbeiter 
und Angehörige der Mittelschichten 
gibt als Bourgeois, Diese Feststel- 
lung wäre dann so banal, daß sie es 
verdient hätte, nachträglich einen 
Ehrenplatz im Programm des KBW 
zu erhalten in der Rubrik „Goldene 
Worte”, Wenn damit aber etwa 
mehr gesagt werden soll, dann 
wäre die Behauptung schlichtweg 
falsch. 

In Wahrheit lassen sich. „objek- 
tivos’“ und „subjektives” Kräftever- 
hältnis. gar nicht mechanisch von- 
einander trennen. Wenn ein Heer 
nur mit Taschenmessern und Bam- 
busspeeren bewaffnet ist, dann wird 
6, mag es noch so zahlreich sein, 
heute „objektiv" einer kleinen 
‚gut bewaffneten Truppe unterlegen 
sein. Zumal wenn das eine Heer 


ohne Führung ist, zum Teil sogar | Yin ( 
noch auf die Befehle feindlicher | Stans der Kämpfe, 

Generale und Offiziere hört (d.h Die KBV-Führer sprechen von 
derSPD-und DGB-Führer), während | einem „ ‚jahrzehntelangen Ab- 


das andere Heer einen eingespielten. 
‚funktionierenden Generalstab. hat, 
Allerdinp kann das momentan ui 

terlegene „Heer” (d.h. die werk- 
tätigen Massen) im Verlauf des 
Kampfes das Kräfteverhältnis zu 
seinen Gunsten verändern und 
‚schließlich den anfänglich überle- 
genen Gegner vernichten. Das recht- 
fertigt aber nicht die Behauptung, 
die „Kräfte der Revolution” seien 
heute schon „objektiv weit über- 
legen”. Offenbar geht hier der von 
den KBW-Führern veranstaltete Un- 
sinn noch „weit” über das-hinaus, 
‚was die „KPD/ML” bisher mit der 


Sehen wir welter, „Nach einer 
ganzen Reihe von Niederlagen , 

seht n heute „eindeutig 
aufwärts. Nün hat, allerdings die 
westdeutsche Arbeiterbewegung in 
den 50er und 60er Jahren eine 
Reihe politischer und wirtschaft“ 
licher Niederlagen einstecken müs- 
sen (wie BVG, Remilitrisierung, 
KPD-Verbot, Notstandsgesetze), 
‚Aberdiese „Reihe von Niederlagen” 
reißt ja gepenwärtig noch keines- 
weps ab, sondern setzt sich in den 
Maßnahmen der Bourgeoisie fort, 
Nicht nur In den aktuellen Lohn“ 
kämpfen erleiden die Arbeiter jetzt 
in der Regel Niederlagen (Hoesch, 
Klöckner, Tarifrunden), sondern 
auch in der Ausschlußkampagne der 
DGB-Führer, dem Abbau demokra- 
tischer Rechte, Niederlagen erleidet 
zur Zeit sopar die Studentenbewe- 
wung, die aus einigen” Positionen 


[Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker, vereinigt euch! 


1969 zeigt sch mit dem „Heißen 
Herbat” der Beginn eines neuen 
‚Aufschwungs, der jedoch bis heute 
durchaus in bescheidenen Grenzen 
geblieben ist, Tatsächlich zeigen die. 
Lohnkämpfe dieses Jahren, daß on 
der Arbeiterbewegung schwerer 
fällt als 1969, Forderungen durch- 
zusetzen, weil die Bourcisie die 
damaligen Erfahrungen besser vor- 
arbeitet hat als die Arbeiterklasse. 
beim jetzigen Stand kann. 

Insgesamt bleibt schleierhaft, wo 
‚KBW-Führer einon „Jahrzehnte- 
langen” Abschwung der Arbeiter- 
bewegung erpäht haben. Ebenso 
sonderbar ist die Behauptung, „daß 
es (in der BRD) jahrzehntelang 
keine organisierte kommunistische, 
‚Agdtation und Propaganda in der 

"(Politischer Be- 
des NRF). Mit Jahrzehnten 
wird hier höchst großzügig 


KOMMUNISTISCHE 
VOLKSZEITUNG 


Zentralorgan des KBW 


zurückgedrängt wurde. Daßdiese tat- 
sächlichen Niederlagen noch nicht als 
solche ins. Bewußtsein der breiten 
werktätigen Massen dringen, liegt 1e- 
diglich daran, daß die Massen vor 
allem den demokratischen Kampf 
kaum aufgenommen haben und das 
politische Bewußtsein über die Klas- 
senkonfrontation relativ unterent- 

ickelt ist, gemessen am objektiven. 


schwung” der westdeutschen Arbei- 
terbewegung. Woran messen sie das? 
Etwa, weil Niederlagen erlitten wur- 
den?" Das ist doch heute noch 
nicht anders, nur sind diese Nie- 
derlagen gewissermaßen noch ern- 
ster als die der SOer Jahre, weil sie 
so gut wie gar keinen Widerstand 

Man wird sich wohl doch die yon 
den KBW-Führern _verabscheute 
„Streikstatisik” einmal ansehen 
müssen, um die These vom „Jahr- 
zehntelangen Abschwung” zu prü- 
fen. Zunächst zeigen die 0er Jahre 


sprungen! Allesdient dazu, die aktu- 
dl stattfindenden Kämpfe als ganz 
großes Ereignis hinzustellen und die 
öigene Rolle zu betonen: „jahr- 

war der Klassenkampf 
;RD. „versumpft"” und be- 
fand ‚sich im Abschwung, „jahr- 
aehntelang” gab es keine kommu- 
nistische Politik — aber jetzt! 
Erinnert das nicht an Kaiser Wil- 
helms Worte: „Ich führe Euch herr- 
lichen Zeiten entgegen’? 

Kommen. wir nun zur Frage: 
Offensive oder Defensive? 

Mao unterscheidet drei verschie- 
dene Stadien des Krieges, nämlich 
(ie strategische Defensive, die stra- 
iegische Konsolidierung oder stra- 
iegischer Stillstand und die stra- 
tegische Gegenoffensive (z.B. Aus- 
sew. Werke, Bd. Il, S. 157-165 
ung sssünflcher WÄET. 8. 299 

Überdies unterscheidet Mao in- 
nerhalb der strategischen Defensive 
zwei Formen, nämlich aktive oder 
offensive Verteidigung und passive 
oder.rein defensive Verteidigung. 


„Die passive Ve 


ern veranstaltete U 
sinn noch „weit” über das hinaus, 
was die „KPD/ML” bisher mit der 
Parole „Haupttendenz Revolution” 
angerichtet hat. 

Daß sich gar „auf der Ebene der 
subjektiven Wechesibezichungen 
zwischen den Klassen die Kräfte. 
verhältnisse zugunsten der Revolu- 
tion verändern”, ist eine noch wun- 
derlichere Behauptung. Woran mer- 
sen die Genossen das denn? Doch 
nicht etwa wieder am Wahlergebnis. 
vom letzten Jahr? 


er Senat macht sich Gedanken 
Jüber die Wohnungsmisere in 
Hamburg! Berechtigterweise 
gibt mehr als 10.000 Obdach- 
lose in Hamburg, umd. rund 80,000 
müssen. Jährlich ihre Heimatstadt 
verlassen, weil sie die Mieten 
nicht bezahlen können. Die 
der genehmigten Wohnungsbauten 
sinkt 

Am 25,1.73 meldete die „Ham- 


‚ar die erwähnten Niederlagen, 
Mnaelagn Abschwung” zo m 


burger Morgenpost", daß der Senat 


fen. Zunächst zeigen die SOer Jahre 
zwar die erwähnten Niederlagen, 
r doch keineswegs ein Abflauen 

von den Arbeittih geführten 
Kämpfe, Erst zu Ende der SOer 
Jahre zeigt sich ein gewisser Ab- 
schwung, wieder unterbrochen vom 
Streik der Metaller Baden-Württem- 
berg 1963 (allein dieser Streik zeigt, 


44ß die frühen 60er Jahre keines- 


wegs von „Friedhofsuhe” erfüllt 
waren, wie im „Politischen Bericht” 
des NRF wörtlich behauptet wird) 


nun seine Polizei losschickt und 


Mieterintiativen, auffordert, Isere 
in gro- 
er Aufmachung wurde die Ham- 


Wohnungen „aufzuspüren”, 


burger Bevölkerung, ebenfalls auf. 


efordert, beim Aufspüren Ieerste- 


'hender Wohnungen mitzutun. Tja, 
die SPD legt sich mal wieder krif 


tig. ins Zeug für die Interessen des 


„kleinen Mannes“, Das ginge all 
dings auch einfacher: SPD-Fral 
tionsvorsitzender Ulrich 


Klose 


/erteidigung ist 
'oder rein defensive Verteidigung. 


und nur die aktive Vertekligung ist 
eine echte Verteidigung, eine Ver- 
teidigung, mit der das Ziel ver- 
folgt wird, zur Gegenoffensive und 
zum Angriff überzugehen . . 

was aber wohlgemerkt nichts daran 
ändert, daß es sich dabei allgemein 
immer noch um die Phase der 
strategischen Defensive 
handelt (Zitat: Bd. 1,5. 242). 


smanöver 


könnte beim SAGA-Vorstandsmit- 
glied Ulrich ‚Klose erfahren, 
#.B. am Mümmelmannsberg immer 
noch mehrere hundert unbezahlbare 
Wohnungen leerstehen. 

Inwiefern diese Aktion die Situn- 
» | tion der 50.000 Wohnungssuchen- 
den in Hamburg „verbesert", dürf- 
te_vorhersehbar "sein. Die bisher 
gefundenen 68 Wohnungen reichen 
wohl kaum für alle, und die zahl- 
reichen leerstehenden zu teuren 
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Neubauwohnungen werden dadurch 
auch nicht billiger. Andererseits 
dient diese Aktion hervorragend 
der Image-Pflege der SPD. Dem- 
nächst werden die Besitzer leerste- 
hender Wohnungen sicher klug ge- 
nug sein, diese zu tarnen. So wur. 
den in Frankfurt z. B. Verwalter 
engagiert, die in unbewohnten Häu- 
sern Blumen an den Fenstern be- 
gießen und.ab und zu mal Vorhän: 
auf. bzw. zuziehen. 

Aber es ist 
lich, daß Innensenator 
(gleichzeitig. Aufsicht 
der Neuen Heimal No 
Leute losschickt, solange zumindest 
können sie kei 
die Luft setzen und Abri 
ner beschützen 

Berirksgruppe A 
KB Gruppe Hi 


immerhin erfreu. 
Ruhnau 


10 Hausbosetzer an 
interneh- 
. 


“Gegners, dessen Angriff sie nicht 


Mao macht also eine dialekti- 
sche (!!!) Unterscheidung zwischen 
zwei Formen der strategischen De- 
fensive, während die KBW-Fihrer 
sagen; wir sind nicht in der Phase 
der strategischen Defensive, denn 
wir wollen ja die Gegenoffensive 
vorbereiten! - Von tiefem Ver- 
ständnis des Marxismur-Loninlmus 
reugt das gerade nicht, 


Freilich versteht Mao auch unter 
Vorbereitung der. Gegenoffenaive, 
etwas anderes als die KBW-Führer. 
Er rechnet. in längeren Zeiträumen, 
wobei der Kampf die drei oben 
genannten Stadien durchläuft und 
im Kampf das Kräfte 
hältnis verändert wird, einschließ- 
lich der Möglichkeit eines anflng- 
lichen strategischen Rückzu 

„Der strategische Rückzug ist 
eine planmäßige strategische Maß- 
nahme, der sich eine schwächere 
‚Armee angesichts eines überlegenen 


rasch zunichte machen kann, be- 
dient, um ihre Kräfte zu erhilten. 
und einen günstigen Zeitpunkt für 
die Zerschlagung des Gegners abzu- 
warten. Militärische Abenteurer 
widersetzen sich aber hartnäckig 
einer solchen Maßnahme und predi- 
gen, man solle ‚den Feind vor den 
Toren des eigenen Staates abweh- 
ven?" (Bd. 1.5. 247) 

Die KBW-Führer dagegen schla- 
gen vof, „im gegenwärtigen. Auf- 
schwung der Arbeiterbewegung” 
einen „Generalangriff auf die Herr- 
schaft "der Bourgeoisie” vorzube- 
reiten. Sie lehnen den Begriff der 
strategischen Verteidigung rundweg. 
ab und möchten aus der gegen- 
wärtigen Lage heraus direkt einen 
„Vormarsch” einleiten. Das ist of- 
fenbar Unsinn und Kann in den 
praktischen Konsequenzen nur ver- 
heerend sein. 

Die Ausgangslge ist: eine Ar- 
bewegung ohne Führung bzw. 
unter bürgerlicher Führung. Eine 
äußerst schwach entwickelte, un- 
einheitliche kommunistische Bewe- 
gung. Angriffe der Bourgeoisie auf 
allen Ebenen. Spontane Abwehr- 
kämpfe der werktätigen Massen, 
weitgehend auf den wirtschaftlichen 
Kampf beschränkt, 

Bin Heer ohne Führung, das 
einem zunächst überlegenen Gegner 
gegenübersteht, kann unmöglich di- 
sekt zur Gegenoffensive übergehen. 
‚Notwendig ist vielmehr heute, daß 
zunichst einmal die strategische Ver- 
teidigung gegen die Bourgeoisie or- 
ganssiert wird. Denn heute kann 

teidigung gegen die Bourgeoisie or- 

anisiert wird. Denn heute kann 
ja noch nicht einmal von einer or- 
ganisierten Verteidigung, geschwei- 
ge denn von „Generalangriff” die 

Rede sein. 

In diesen Verteidigungskämpfen 
der Massen kann allmählich jene 
Veränderung des Kräfteverhältnisses. 
bewirkt werden, die zunächst ein 
Stadium des strategischen 
standes (Gleichgewicht) und dann 


die strategische Gegenoffensive er- 


DKP 


als'ML-Gärtner 


Nachtrag zum Artikel 
Clown schminkt ab” (AK 30) 


n AK 30 berichteten wir über 
die kürzlich erfolgte Selbstent- 


larvung des DKP-Agenten Gl 
ter Ackermann, Dieser, 


Erfolg in die „KPD/ML 
schlichen. Er hatte dort wa, di 
Funktion eines 
Hauptverantwortlichen für die „Be 
triebs- und 
# sowie Hauptverantwortlichen für die 
„Abteilung Komitee” 
Ohungsarbeit” 


Genossen, die seinerzeit Mitglie 


|der der „KPD/ML" waren, haben | teilagltation der „linken” Gruppen 
uns um folgenden Nachtrag dazu bekomme Is möglich, 
Iyebeten. In einer internen Mitt ls Kurzberichte _ anzufertk. 
lung des „ZK der KPD/ML", die | gen. 


uns die Gonowen. freundlicherwi 


se zur Verfügung stellten, heit © 


Suil- 


zunächst 
im April 1967 Gründer einer gro- 
tesken „PSP/ML", hatte sich von 
Anfang 1969 bis Ende 1971 mit 

einge 


„ZR"-Mitgliedes, 
jewerkschaftsarbeit”" 


(„Unterm 


mögleht. Daß Jezı ie stratopiche 
Veredcigung, Organlart wird, I 
eine elementare Voraussetzung, um 
überhaupt zu späteren Zeit- 
punkt die Gepenoffensive einleiten 
zu können, 

Dibel geht es natürlich nicht nur 
darum, in vorhandene Kämpfe 
einzugreifen und den ökonomischen 
Kampf sl „elalgen Hebel den 
‚Arbeltern anzupreisen („Die nächste 
‚Aufgaben der Kommunisten”). Viel- 
mehr muß alles dafür getan werden, 
die Verteidigung an möglichst vielen. 
Fronten — vor alltm an der poll 
tischen Front — zu entfalten und zu 
organisieren. 

Auch. hier zeigt sich Wieder die 
politische Schizophrenie der Zirkel- 
blockildeologen. Denn in „Die nlich- 
sten Aufgaben der Kommunisten” 
NRF) wird durchals als zentrale 
Aufabe „die Organisierung und Zu- 
sammenfässung der Bewegungen, die 
jetzt und heute (1) schon große 
Teile des Volkes erfassen", be 
ann, 

Auf der einen Seite also sogar 

gewisse falsche Einschätzung 
der Aufgaben der Kommunisten, 
auf der anderen Seite jedoch hohle 
Phrasen über „Vormarsch” und „Ge- 
neralangriff”. 
Wenn die Kommunisten es ver- 
stehen, in spontane Massenkämpfe 
organisierend einzugreifen, so kön- 
nen sie diese d nur — unab- 
hängig von ihrem Willen - beim 
gegenwärtigen Stand als Verteidi- 
ungskämpfe organisieren. 

Die KBW-Führer 


zu geben: aus bloßen Verteidigungs- 
kämpfen (z.B. gegen Lohnraub) 
machen sie einfach einen „Vor- 
marsch“, eine „Gegenoffensive”, 
Initiative der werktätigen Mas 

sen. Papier ist geduldig, Genossen — 

sen sind es aber nicht! 

Jeden spontanen und isolierten 
Verteidigungskampf als untrügliches 
Anzeichen für den kurz bevorstehen- 
den Generalangriff der werktätigen 
Massen zu mißdeuten — das ist die 
Mentalität von Leuten, denen an- 


gungen für die strategische Gegen- 
offensive zu schaffen. Gerade des- 
halb, ist heute die zentrale Aufgabe. 
der Aufbau einer Abwehrfront, 


Der zweite Teil des Artikels folgt 
in der nächsten Nummer des AR- 
ITERKAMPF. Es soll dann ge- 
zeigt werden, wie sich der Jubel- 
Sozialismus und Wortradikalimus 
der Zirkelblock-kdeologen mit blan- 
kem Ökonomismus und  Rechts- 
opportunismus verbindet, 


-Bock 


ununammN 


„Das Zentralkomitee der KPD/ 
ML’hat beschlossen: Die Leitungen 
der Partel werden beauftragt: 1. 
Alle in ihrem Bereich veröffent- 
lichten Flugblätier, _Betriebszei- 
tungen usw. mämen mit 

in an Günter Ackermann — 

— Postfach 100 172 ge- 

je | schickt werden . . . 2. Alle Flug- 
biätter „linker Organlaatlonen, die 
sich mit Betriebe und Stnditeik 
agitation befassen und den Orga 
ie | nen der Partel und der RG („Rot 
Garde”) vorliegen, sind mit mind 
stens 1 Exemplar an «a. Adıesse 
zu senden . ,. 4, Um einen Über- 
blick über die Betriebs- und Stndt- 


(Die Mitteilung Ist undatiert und 
aus 


ton Halfte 1970.) 
” 


CNN. 
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Polizeiterror in 


der „menschlichen Stadt” 


‚Am 30. Juni sperrten die Bewoh- 
ner der Bleichstraße in Frankfurt 
die Straße und veranstalteten ein 
Festauf der Fahrbahn. Diese Protest“ 
aktion richtete sich gegen die uner- 
träglich gewordenen Wohnbedingun- 
‚gen, denen die Bewohner seit der 
Umieltung des Innenstadtverkehrs, 
durch ihre Straße ausgesetzt sind. 
350 Polizisten gingen gegen die 
Mieir unten mi 


ichon im Mal dieses Jahres 
machten die Bleichstraßenbe- 
|wohner aüf die Verschlechte 
rung Ihrer Wohnsituation durch Pla. 
kate an_den von ihnen bewohnten 
Häusern und durch einen Inform: 
Hlonsstand au 


Ihr damaliger Versuch, ihre Straße 
zu sperren, konnte yon der Polizei 
‚noch ohne größeren Widerstand der 
Mieter verhindert werden. 

Diesmal ließen sie sich auch von 
einem „verständnisvallen“® Flugblatt 
‚der Polizei nicht von ihrer Aktion 
abhalten. Laut „Frankfurter Rund- 
schau“ vom 2.7.73 hieß es darin; 
„Die Polizei bemüht sich auf alle 
Fälle, einen Konflikt mit Bürgern 
zu vermeiden, die um ihre Ruhe und 
um Leben und Gesundheit: ihrer 
Kinder besorgt sind.“ Doch einer 
Straßensperrung könne man auf 

zabense Da 


verhältnisse, 
Weiter bahnt sich aufgrund der 
rschlechterten Bedingungen eine 
Entwicklung an, die auf eine Zer- 
störung der Bleichstraße als Wohn 
straße hindeutet, Dazu ein Mitglied. 
der Bürgerinitiative: „Viele Leute 
wollen jetzt von der Bleichstraße 
wegziehen. Das bedeutet: Ver- 
slumung. Das bedeutet: Spekulanten 
kaufen die Häuser auf und bauen 
auch hierher noch Hochhäuser" 
(„Brunkfurter Rundschau‘“ vom 
25.5.73) 

Während die Bewohner unerträg- 
lichen Wohnbedingungen ausgesetzt 
sind, können die Warenhaus-Kapita- 
listen auf der Zeil tatsächlich vom 


„Zeil-Paradies“ sprechen, Für sie 
brachte die Sperrung dieser Straße 
die ohnehin schon die umsatz 
stürkste Einkaufsstraße der BRD 


ist, weitere Umsatzsteigerungen. Sie 
haben deshalb ein Interesse an der 
Beibehaltung der Zeilsperrung 

Das Vorgehen der SPD richtete 
sich bisang ausschließlich amı Inter 
esse der Warenhaus-Kapitalisten aus, 
Nach mehmmaligen Verhandlungen 
mit Vertretern der Kapltalisten 
(mit, Mitgliedern der „Industrie 

ıd Handelskammer“) beschloß d 
SPD, die Zeisperrung zunächst für 
zwei Monate „auf Probe“ durchzu- 
führen. Damil nahm sie Ri 
auf die Unsicherheit der Kapitalisten, 
die sich anfangs nicht sicher waren, 
ob die Umsätze tatsächlich steigen 
würden. _ Für dieses Experiment 
standen ohne große Diskussion 
sofort 1,19 Millionen DM Steuer- 
gelder zur Verfügung: 
obwohl 4 
lich nie Geld hat, wenn es da 
geht, die Forderungen der arbeite 
den Bevölkerung z.B. nach Kinder- 
gärten, Jugendhäusern, Grünanlagen 
usw. zu erfüllen. 
‚Gelingt‘ das Experiment, soll 
die’Zeilsperrung Dauerzustand wer- 
den. Doch was die SPD-Verantwo: 
lichen unter „Gelingen“ verstehen, 
Orientiert sich ganz offensichtlich 
nicht an den Interessen der Bewoh- 
ner der umliegenden Straßen, son- 
dern einzig und allein am Profit: 
interesse einer Handvoll Kapitalisten, 
So wird trotz offensichtlicher Ver- 
schlechterung der Lebensbedingun- 
gen der Bewohner dies „Experiment“ 
nichtabgebrechen. Stait dessen deu- 
tet alles darauf hin, daß das „Ex- 
periment“ „erfolgreich“ ist. Schließ- 
lich sind ja die Profite der Kapitali- 


und das, 


tadtverwaltung angeb- 


Nnbada inne. 


*E 


Friedliches Straßenfest in der Frankfurter Bleichstraße ... 


wurden vom Eingreifen der Polizei 
völlig überrascht; selbst der zufällig 
anwesende Frankfurter Richter 
Dietmar Kupke erklärte: „Ich selbst 
kann keinen Grund sehen, daß die 
Polizei hier überhaupt eingriff;“ 
(„Frankfurter Rundschau“ vom 


kurz darauf wird es von der anrückenden Polizei brutal auseinander- 


geknüppelt 


Kinder besorgt sind.“ Doch einer 
Siraßensperrung könne man auf 
keinen Fall „tatenlos zusehen“, Da 
die Mieter trotz dieser Drohung die 
Straße nicht freigaben, prügelte die 
Polizei massiv los. Vier Demonstran- 
ten wurden festgenommen. 


SPD für „Kaufhaus-Paradies” 


Was hat den aktiven Protest der 
Bieichstraßen-Rewohner  hervorge- 
rufen? 

Am 10. Mal wurde Frankfurts 
Kaufhausstraße, die Zeil, für den 
‚Autoverkehr gesperrt, Infolge der 
Umleitung des $tadtverkehrs müssen 
die Bewohner der umliegenden 
Straßen, darunter auch in der Bleich- 
straße, In noch größerem Maße als 
bisher Lärm und eine von Abgasen 
verpestete Luft ertragen. Gesund- 
heitliche Schädigungen sind die 
zwangsläufige Folge dieser Wohn- 


gan 


nT- 
ET 


tet=sHet@turaur In, das um „Er 
periment" „erfolgreich“ ist. Schließ- 
lich sind ja die Profite der Kapitali- 
sten gestiegen 

Wenige Tage nach dem Polizei- 
einsatz in der Bleichstraße ging die 
Polizei emeut gegen eine Protest 
aktion von Mietern vor. Die Bewoh- 
ner des Hauses Bergerstraße 252 ver- 
anstaltetenam 14.7. ein Straßenfest 
in einem unbefahrenen Teil der 
Straße. Die Mieter des Hauses be- 
finden sich seit Februar dieses Jahres 

n Mietstreik; sie zahlen seitdem 
‚nur noch 2,50 DM statt wie vorher 
8 bis 12 DM pro Quadratmeter, 
Gegen die 19 in Mietstreik getrete- 
‚nen italienischen Familien sollte 
am Tag nach dem Straßenfest ein 
Prozeß eröffnet werden. 
Iizei knüppelte dies Fest 
überfallartig auseinander; 
hlagstöcken wurden Wasser. 
werfer eingesetzt, deren Wasser mit 
tränengasartigen Stoffen ange 
chert worden war. Die Festbesucher 


en 


geknüppeit 


Provokateure am Werk ? 


In beiden Fällen versuchten bür- 
gerliche Presse und Polizeisprecher, 

die brutalen Einsätze zu legitimie. 

ren, indem sie „Profis“, „Schläger“, 
bzw. einen „Stoßtrupp” für die 
‚Auseinanderseizungen. verantwort 

lich machen wollten. $o schrieb die 
„Frankfurter Neue Presse” am 2.7, 

73 zu den Vorgängen in der Bleich. 

straße: „ Die Unterwanderung einer 
Protestdemonstration der Anlieger 
der Bleichstraße durch radikale 
(Gruppen führte im Laufe des Sam 

tages zu mehreren, teilweise heftl 

zen Zusammenstößen mit der Poll 

el.“ Und Polizeipräsident Müller 
erklärte, „Leute, denen es nur auf 
Krawall ankomme“, hätten die Ak 

tion der Bürgerinitiative unterlaufen. 
Eshandele sich bei diesen um „satt- 
sam bekannte Personen“, 

Die Mieter der Bergel- und der 
Bieichstraße widersprechen dieser 
Darstellung des Vorgehens der Po- 
Iizei entschieden. In einer Erklärung 
der Bürgerinitiative  Bleichstraße 
wird die Hetze der Polizei als Spal 
tungsversuch entlarvt. Den Polizei 
terror werten die Mieter alı 
„bewußte Einschichterungstaktik, 
die das Ziel verfolgt, daß die Mieter 
aus Angst auf Ihre Interessenvertre 
hung verzichten“ 

„Alle Gruppen, die sich mit den 
Zielen der Bürgerinitiative solldart 
leren, weil sie selber gegt 

und indirekte Zerstörung vo 
raum kämpfen, sind von uns zu dem 
Fest eingeladen worden, Wir werden 
weiterhin verstärktmit diesen Grup: 


. kurz darauf wird es von der anrückenden Polizei brutal auseinander- 


pen zusammenarbeiten; wir lassen 
uns nicht spalien und von der Stadt- 
verwaltung gegenelnander ausspie- 
len. 

Der Verlauf der Ereignisse hat 
gezeigt, daß die Provokationen von 
der Polizei und Agents provocateurs 
ausgingen und die Bewohner 


sich zusammen mit den Sym- 
pathisanten dagegen _gewehrt 
haben. Die Polizei hat uns gestern 
gelehrt, daß die Härte der Konfron. 
tarion gesiern und bei ähnlichen 
Anlässen in jüngster Vergangenheit 
eindeutig auf ihr Konto geht. "(Aus 
Presseerklärung der Bürgerinitiative, 
zitiert nach „Neue Presse" vom 
27.9) 


Die "Bleichstraßenbewohner er- 
'n die Taktik der Polizei nicht 
als solche, sondern sie erklären 
ausdrücklich ihren Willen zur Z 

sammenarbeit mit den „Linken“, 
gegen die die Hetze zielt. Dies stellt 


Erscheinung dar, daß 
nicht nur kommunistische oder 
sozialistische Gruppen sich mit dem 
Kampf von Arbeitern und anderen 
Werktätigen solidarisieren, sondern 
umgekehrt Arbeiter und Werktätige 
sich auf. die dieser Gruppen 
stellen. Daß diese Sympathie nicht, 
nur spontan und kurafristig durch 
die Erfahrung des Polizeiterrors, 


entstand, lißt sich auch daran ablesen, 
daß die Bewohner der Bleichstraße 
Verpfk 


ken, die am 12.7. ge 
Polizeiterror und die Verschlechte- 
rung der Wohnbedingungen in 
Frankfurt demonstrierten, 

Darin liegt ein Unterschied gegen- 
über dem Wohnungskampf, wie er 
sich im März 73 in Frankfurt an 
‚der Riumung des Hauses Kettenhof- 
weg SI entzündet hatte, Das provo- 
kativ militante Vorgehen der Poli- 
zei gegen die Hausbssetzer sollte 
die Entwicklung einer breiten Sym- 
pathie in der Bevölkerung verhin- 
dern und den Boden bereiten für 
künftige Auseinandersetzungen, bei 
denengrößere Teile der Werktätigen 
aktiv beteiligt sind. 

Die Proteste: der Bleichstraßen- 
bewohner und der Mietstreiker in. 
der Bergerstraße, die die Form 
eigenständigen Handelns annahmen, 
lassen sich nicht mehr abtun als. 
isolierte Handlungen von radikalen 
Studenten; hier sind die Ansätze in 
‚der Bevölkerung selbst entstanden. 
Dies zeigte sich schon Anfang 
Studenten, hier sind die Ansdıze in 
der Bevölkerung selbst entstanden, 

Dies zeigte sich schon Anfang 
des Jahres, als 4 000 Mieter der 
„Aktienbaugeselschaft für kleine 
Wohnungen“, die bis zu 50 % 
höhere Mieten zahlen sollten, in den. 
Mietstreik. traten. Mieterversamm- 
lungen wurden durchgeführt; Mie- 
terräte enstanden in verschiedenen 
Stadtteilen, 

Aufgrund dieser Entwicklung 
kommt dem Vorgehen der Polizei, 
die der Führung der $} icht, 
in noch offensichtlicherem Maße 
die Bedeutung der Niederhaltung 
und Verhinderung von Bigenstän- 
digkeit in den Massen zu. Hier 
entlarvt sich die SPD-Parole von 
der „menschlichen Stadt" als bil 
Berrug- . 


KB-Gruppe Frankfurt 


Demonstration In der Bergorstrafie am 12.7.73 gagon den Pollzeltsrror 
In der Bleichstraße 


_— 
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ein TRÜGSCHLUSS 


‚je miserablen Ausbildung: 

dingungen für die Arbeiter 

klasse bestehen nicht erst seit 
‚heute und sind auch keineswegs zu- 
füllig. Die Kapitalistenklasse hat 
‚den Arbeitern schon immer nur so- 
viel an Ausbildung gegeben, wie sie 
als Lohnarbeiter in der Produktion 
brauchten. Dies läßt sich ablesen, 
wenn man die 2Sjährige Schulge: 
‚schichte der BRD betracl 

Wir haben versucht, uns anhand 
von statistischem Material über die 
Lage an den Volks- Und Sonderschu- 
ion in den Jahren 1985 bis 70 
ein Bild zu machen. 

Vorausbemerkt sel, daß die von 
uns untersuchten bürgerlichen Sta- 
istiken und Berichte des Deutschen 
Bildungsrates insgesamt ein falsches 
und onvollständiges Bild vom wirk- 
lichen Ausmaß der Ausbildungsmise- 
te wiedergeben. Die angegebenen 
Klassenfrequenzen und die Schüler- 
Lehrer-Relationen sind meist Durch- 

tswerte für das gesamte Bun- 
t. Damit wird verschleiert, 
ıngsgebieten 
iat konzen- 
{riert ist, Klasenfrequenzen, Lehrer- 
und Raummangel besonders hoch 
sind. Das Beispiel der Hamburger 
Schulkreise zehn und 51 (vgl. 
ARBEITERKAMPF 24) zeigt deut- 
lich, daß gerade in Arbeiterviertein 
wie Hamburg-Altona die Kinder 
im Allgemeinen unter schlechteren 
und engeren Raumverhältnissen ler- 
nen müssen als ihre gleichaltri- 
gen Kameraden, deren Väter z. B. 
‚höhere Angestellte oder Akademiker 
sind und die das Glück haben, in 
‚einem „besseren”” Stadtteil zu woh- 
nen, 

Trotz dieser Tatsache läßt sich 
aus den Statistiken doch ablesen, 
daß sich in den letzten 25 Jah. 
ren für die Arbeiterkinder kaum et- 
was geändert hat. Schon 1961 w. 
ten die Grund- und Hauptschul- 


hebung des Lehrermangels aus, Zwei 
Jahre später bezeichnete der Deut- 
sche Bildungsrat dies als „für absch- 
bare Zeit nicht realisierbar. 

1969 versprach die SPD in der 
Regierungserklärung, der Bildung 
erstklassige Priorität einzuräumen. 
Dem „Bildungsbericht '70” zufolge 
sollten die Klassen verkleinert wer- 
den und ausreichend Lehrer zur 
Verfügung gestellt werden. 

Brandt in der Rögierungserklärung 
„Die finanziellen Mittel für die B 
dungspolitik müssen in den nächsten 
Jahren entsprechend gesteigert wer- 
den.” 

Real geändert hat sich trotz gros- 
ser Reform-Versprechungen bis heu- 
te absolut nichts. Im Gegenteil 
Statt der vielversprochenen „Prio- 
ität Bildung” und „‚Chancengleich 
heit“ zeichnet sich heute eine sich 
zunehmend verschärfende Situation 
ab, 

Nach einer Vorausschätzung des 
Statistischen Bundesamtes wird die 
Zahl der Schüler an den Grund- 
und Hauptschulen zumindest bis 
1978/80 noch weiter ansteigen. 
Trotzdem ist nicht daran gedacht, 
eine zumindest der steigenden Schü- 
lerzahl entsprechende Anzahl neuer 
Lehrer einzustellen, geschweige denn, 
die Schüler-Lehrer-Relation zu sen- 
ken. 

Schon heute steigt das Lehrer- 
defizit in Schleswig-Holstein weiter 
an. 1971 gab es durchschnittlich 
30,5 Schüler je Lehrer, 1971 31,2. 
In Hamburg „warnte” (!) Schul 
senator Apel demagogisch vor ek 
‚nem „Überangebot”” an Volks- und 
Realschuliehrern („Lehrer-Schwem- 
me"), obwohl dort noch immer 
die Schüler in Klassen zu 35 und 
mehr eingeschult werden. Er wies 
darauf hin, daß sich die Lehrer- 
zahlen nach dem Bildungsbudget zu 
Fichten hätten. 

Die Bund-Länder-Kommission für 


lassen mit durchschnittlich 37 Kin- | Bildungsplanung verkündete in einem 

Ten die Grund- und Hauptschul- 
klassen mit durchschnittlich 37 Kin- | Bildungsplanung verkündete ineinem 
dern überfüllt, 1970 waren es etwa | jüngst vorgelegten Arbeitspapier 
3425 Prosent davon hatten al- | „Es tritt (bis 1975) keine reale Ver- 
besserung der Schüer-Lehrer-Relation 


kerdings mehr als 40 Schüler. Schon 
mmer standen für die Volksschüler 
die wenigsten, dazu die am kürzesten 
und schlechtesten ausgebildeten 
Lehrer zur Verfügung. 1961 betrug 
die Schüler-Lehrer-Relation 36 Schö- 
er pro Lehrer, 1970 waren es 32 

Zum Vergleich: An den Gymnasien 
‚kommen auf einen Lehrer 18 Schb- 
ler. 

‚Die bauliche Notsituation an den 
Volksschulen, d. h. die extrem 
schlechte Ausstattung der Ausbil 
dungsstätten der Arbeiterklasse mit 
Klassen- und Fachräumen, ist eben- 
falls nicht wesentlich verbessert wor- 
den. 1961 fehlten insgesamt 3 900 
Klassenrlume, 1965 waren es 3.100 
Die Zahl der Schüler, die den Len 
stoff der Volksschulen angesich 
dieser Situation nicht mehr bewäl 
tigen können, steigt ständig an 
Überfüllte Klassen, üÜberlastete Leh- 
rer, die einen differenzierten Unter- 
richt nicht durchführen können, tref- 
fen besonders hart die Kinder aus 
den untersten Schichten des Pro- 
letarlats, Sie werden „Sonderschüler'; 
1957 waren en 2 Prozent aller Schü- 
ler, 1970 hatte sich ihr Anteil ver- 
doppelt auf 4 Prozent. 

Diese lernbehinderten Kinder sind 
in besonderem Maße von der räuml 
‚chen Misere betroffen. Für sie fehl: 
ten 1961 2.400 Klamenräume, 1965 
sonar schon 3.900. 

"Die kapitalistischen Bildungsstra- 
tenen versuchen seit Jahren der Ar- 
beiterklasse vorzumachen, daß sich 
die Ausbildung ihrer Kinder in Zu: 
kunft grundaltzlich verbessern wür 
de, Seit Mitte der 60er Jahre wird 
in der bürgerlichen Preise, von di 

lichen. Politikern in_br 
Öffentlichkeit die „Bildungsmisere" 


'Schon vor 1968 sprach sich d 
Kultusministerkonferena für eine 


gegenüber dem Status quo ein.” 
Die anvisierten Bildungsausgaben für 
1975 sind von 58 Mrd. auf 53 Mrd 
gekürzt worden. Weiter heißt es, 
daß eine Steigerung der Ausgaben 
für Bildung von 4,5 Prozent auf 
sechs Prozent des Bruttosozialpro- 
dukts bis 1980/85 nicht realisierbar 
erscheine. 

Vertröstet wird die Arbeiterklas- 
se auf eime Verbesserung der Aus 
bildungsmisere nach 1980, weil dann 
wie es zynisch heißt, der „Kinder 
berg” sinken wird (weniger Gebur- 
ten). 

Wie „ernst”" dies den bürger- 
lichen Politikern. ist, kommt in er 
ner Ansprache von” Kultusminkter 
Braun im Schleswig-Holsteinischen 
Landtag zum Ausdruck: „Nach 1975 
wird der Bedarf an Neueinstellungen 
(von Grund- und Hauptschuliehrern) 
wegen des Überschreitens des Schü- 
erberges stark zurückgehen.” 

Gleichzeitig werden die Lehrer- 
studenten per Studienberatung da- 
auf hingewiesen, daß Lehrer dieser 
Schularten nicht mehr gefragt sind 
‚Auch nach „Überschreiten des Schü- 
lerberges” wird es also keine Verbes- 
serungen, sondern nur Erhaltung 
des jetägen Zustandes geben. 

Den NC für Lehrer gibt es-in- 
zwischen an fast allen Hochschulen 
der BRD (NC bedeutet, daß nur 
eine beschränkte Zahl überhaupt 
zum Studium zugelassen wird). Mit 
‚der Kürzung der Bildungsaumgaben 
wird sich auch der Raummangel 
an den Schulen verschärfen. In 
den letzten Jahren hat sich der 


gehal 
für Bildung ständig erhöht ( 
betrug er fast 60 Prozent) 

man noch die laufenden Ausgaben 
für Schulverwaltung ab, bleibt kaum 


noch etwas übrig für die notwendigen 
Schulneubauten. Da die Schülerzah- 
len steigen, werden die Kinder eben 
enger zusammenrücken müssen. Das 
bedeutet höhere Klassenfrequenzen 
oder Schichtunterricht, wie er schon 
an einigen Schulen praktiziert wird. 

Im Wahlkampf °72 hat die SPD 
abermals versprochen, die Bildungs- 
misere zu beheben, da dies zur 
„Verbesserung der Lebensqualität” 
gehöre. Inzwischen hat sich ge- 
zeigt, daß diese demagogischen Ver- 
sprechungen nur dazu dienten, sich 
als Anwalt der Arbeiterinteresen 
aufzuspielen und die berechtigten 
Forderungen der Arbeiterklasse nach 
einer besseren Ausbildung ihrer Kin- 
der auf ihre Mühlen und das bür- 
gerliche Parlament zu lenken. Das 
Gerede von der. „Lebensqualität 
sollte dazu dienen, die Illusion im 
Proletarist zu verbreiten, daß die 
SPD die Sache schon in ihre Hand 
nehmen wird, statt selbst den Kampf 
aufzunehmen um eine Verbesserung 
‚der Ausbildungsmisere. 

Inzwischen sind im Bundeshaus- 
halt Einsparungen in Bereichen vor- 
‚genommen worden, die die Lebens- 
interessen der Werktätigen unmittel- 
bar. betreffen: Sozial- und Gesund- 
heitswesen, Ausbildung. Verkauft 
werden diese rigorosen Streichungen 
als „Stabilisierungsmaßnahmen”, die 
angeblich den Preisauftrieb dämpfen 
sollen. Das Stabilitätsprogramm der 
Bundesregierung dient jedoch kei- 
nesfalls dazu, die Inflation einzu- 
dämmen (vgl. ARBEITERKAMPF 
Nr. 29). 

"Ausgaben in den oben genannten 
Bereichen sind vielmehr für das 
Kapital nicht unmittelbar Profit- 
trächtig. Es wird deshalb versucht, 
sie so gering wie möglich zu hal- 
ten. I 


KB Lübeck Bezirk Süd 


Frankfurt 


Gestank 
zum Kotzen 


Seit Jahren stinkt es in Frankfurt- 
$ Rödelheim je nach Wetterlage mehr 
# oder weniger nach frisch Ausgekotz- 
tem. Der Gestank kommt von deı 
3 „Pharmazeutischen Fabrik“, die Ba 
3 drian herstellt. Dabei können die 
Anwohner nur noch hinter ver- 
schlossenen Fenstern wohnen ... 


‚Kopfschmerzen auf, als hätte ich 

‚die ganze Nacht durchgesoffen”, 
erklärt ein Anwohner, „wenn es so 
stinkt — dann dreh ich mich nur noch 
rum und kotze” ein anderer. Ein 
Gastwirt befürchtet, seinen „Laden 
dicht” machen zu müssen, „der Ge- 
stank verdirbt den Gästen den Ap- 
petit.” 

Seit Jahren naben aıe Anwonner 
alles mögliche versucht, damit dieser 
Gestank abgestellt wird: „Wir haben 
die Polizei geholt und uns über das 
Römertelefon beklagt. Das Gewer- 
beaufsichtsamt war da, wir haben 
Beschwerdebriefe geschrieben, Un- 
terschriften gesammelt: Es hat alles 
nichts geholfen.“ (Zitate nach 


E: wache morgens mit solchen 


vom 7,7,73) 

Trotz amtsrztlichen Gutachten, 
‚dem zufolge der Gestank bis „zu ei- 
Gesundheitsgeführdung 
tut der Staat mit far 


und zynischen „Be- 
nichts: Es sei nicht 


daß der Gestank von 
der Firma herrühre, es lägen keine 
„akuten Fälle von Vergiftungen“ vor 
(ER 5. 7. 73). Zwar hat sich das 
SPD regierte Land Hessen bisher als 
einziges mit einem Umweltministe- $ 
um geschmückt, Doch das zustän- 
dige Gewerbeamt in, Frankfurt 
nimmt im wesentlichen nur Be- 
schwerden entgegen, weiter nichts. 

Dem bürgerlichen Staat ist unein- 
geschränkte Produktion und Profit 
eines Kapitalisten wichtiger als die 
Gesundheit vieler Menschen, 

Die betroffene Firma in Frank- 
furt brauchte trotz dreijähriger Kla- 
‚gen nicht einmal dazu Stellung zu 
nehmen, D 
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